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- zur Kenntnisnahme -

gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin

über Verordnung zur Übermittlung von Meldedaten in Berlin 
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Ich bitte, gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin zur Kenntnis zu nehmen, dass die Senatsverwaltung für Inneres und Sport  die nachstehende Verordnung erlassen hat:
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Auf Grund des § 6 Absatz 1 und des § 7 Absatz 1 des Berliner Ausführungsgesetzes zum Bundesmeldegesetz vom 7. Juli 2016 (GVBl. S. 430) verordnet die Senatsverwaltung für Inneres und Sport nach Anhörung der Berliner Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit:
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Abschnitt 1 – Allgemeines

§ 1 
[bookmark: X1][bookmark: Y-100-G-BayMeldDV-P-1-X-1]Regelungsbereich

Diese Verordnung regelt 

1. die Durchführung regelmäßiger Datenübermittlungen im Sinne des § 6 Absatz 1 des Berliner Ausführungsgesetzes zum Bundesmeldegesetz vom 7. Juli 2016 (GVBl. S. 430) sowie des § 36 des Bundesmeldegesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I. S. 1084), das zuletzt durch Artikel 11 Absatz 4 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I. S. 2745) geändert worden ist,

2. die Durchführung automatisierter Abrufe im Sinne des § 7 Absatz 1 des Berliner Ausführungsgesetzes zum Bundesmeldegesetz sowie der §§ 38 und 39 des Bundesmeldegesetzes.


Abschnitt 2 – Regelmäßige Datenübermittlungen

§ 2 
Grundsätze regelmäßiger Datenübermittlungen

(1) Regelmäßige Datenübermittlungen erfolgen in allgemein bestimmten Fällen wiederkehrend an öffentliche Stellen, ohne dass es eines Auskunftsersuchens bedarf. Sie sind zulässig, soweit dies durch Bundesrecht, Landesrecht oder diese Verordnung bestimmt wird.

(2) Regelmäßige Datenübermittlungen an öffentliche Stellen des Landes Berlin erfolgen grundsätzlich elektronisch innerhalb des Berliner Landesnetzes unter Zugrundelegung des Datenaustauschformats OSCI-XMeld in der im Bundesanzeiger jeweils bekannt gemachten geltenden Fassung und unter Einsatz einer Verschlüsselung der Inhaltsdaten nach dem Stand der Technik; im Einzelfall legt das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten ein anderes Datenaustauschformat und den Transportweg fest, der sich an den Erfordernissen der Sicherheit und des Schutzes der Daten orientiert.

(3) Regelmäßige Datenübermittlungen an Rundfunkanstalten oder an die von diesen beauftragten Stellen im Sinne des § 3 Absatz 1 dieser Verordnung erfolgen elektronisch unter Zugrundelegung des Datenaustauschformats OSCI-XMeld und Nutzung des Übermittlungsprotokolls OSCI-Transport in der im Bundesanzeiger jeweils bekannt gemachten geltenden Fassung unter Einsatz einer Verschlüsselung der Inhaltsdaten nach dem Stand der Technik. Satz 1 gilt auch für Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften, wenn die datenempfangende Stelle zugestimmt hat. 

(4) Bei regelmäßigen Datenübermittlungen ist der Datensatz für das Meldewesen (Einheitlicher Bundes- und Länderteil) in der jeweils geltenden Fassung zugrunde zu legen. Der Landesteil Berlin wird durch die für Inneres zuständige Senatsverwaltung nach dem Muster in der Anlage zu dieser Verordnung bestimmt.

(5) Bei Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes und eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundesmeldegesetzes erfolgt die Datenübermittlung verbunden mit dem Hinweis, dass eine Auskunftssperre beziehungsweise ein bedingter Sperrvermerk vorliegt.

§ 3
Regelmäßige Datenübermittlungen an den Rundfunk Berlin-Brandenburg

(1) Die Meldebehörden dürfen dem Rundfunk Berlin-Brandenburg oder der nach § 10 Absatz 7 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages vom 15. bis 21. Dezember 2010 (GVBl. 2011 S. 211, 212) in der jeweils geltenden Fassung von diesem beauftragten Stelle zum Zwecke der Erhebung und des Einzugs der Rundfunkbeiträge nach § 2 Absatz 1 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages bei Anmeldung, bei Abmeldung oder bei Tod folgende Daten volljähriger Einwohner übermitteln: 
1.	Familienname,
2.	frühere Namen,
3.	Vornamen,
4.	Doktorgrad,
5.	Geburtsdatum,
6.	derzeitige und letzte frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
7.	Einzugsdatum und Auszugsdatum,
8.	Familienstand,
9.	Sterbedatum,
	10.	Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundesmeldegesetzes.

(2) Die übermittelten Daten dürfen nur verwendet werden, um Beginn und Ende der Rundfunkbeitragspflicht sowie die Landesrundfunkanstalt, der der Beitrag zusteht, zu ermitteln. Der Rundfunk Berlin-Brandenburg und die von diesem beauftragte Stelle haben durch organisatorische und technische Maßnahmen sicherzustellen, dass die Kenntnisnahme nur durch berechtigte Bedienstete zur Aufgabenerfüllung erfolgt und dass nicht mehr benötigte Daten unverzüglich gelöscht werden. Nicht überprüfte Daten sind spätestens nach zwölf Monaten zu löschen.

(3) Datensätze zu Personen mit einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes werden nicht übermittelt.

§ 4
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Sicherung des gleichmäßigen 
Vollzugs des Berliner Zweitwohnungsteuergesetzes

(1) Die Meldebehörden dürfen dem zuständigen Finanzamt zur Sicherung des gleichmäßigen Vollzugs des Berliner Zweitwohnungsteuergesetzes bei Einzug eines Einwohners, der sich mit Nebenwohnung meldet, sowie bei dessen Auszug, bei Änderung des Namens oder bei Änderung oder nachträglichem Bekanntwerden der Anschrift der Hauptwohnung die folgenden Daten des Einwohners übermitteln: 
1. Familienname,
2. frühere Namen,
3. Vornamen,
4. Doktorgrad,
5. Ordensname, Künstlername,
6. Geburtsdatum,
7. Geschlecht,
8. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
9. Anschrift der Nebenwohnung,
10. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
11. Anschrift der Hauptwohnung,
12. Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes,
13. Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundesmeldegesetzes.
Wird die Haupt- oder alleinige Wohnung im Land Berlin zur Nebenwohnung, gilt dies als Einzug; wird die Nebenwohnung im Land Berlin zur Haupt- oder alleinigen Wohnung, gilt dies als Auszug.

(2) Ist ein Einwohner, der im Land Berlin mit Nebenwohnung gemeldet ist, gestorben, übermitteln die Meldebehörden dem zuständigen Finanzamt für eine abschließende Berechnung des Besteuerungszeitraumes die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 13 genannten Daten sowie das Sterbedatum.

§ 5
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Begrüßung von Zuziehenden sowie zur Ehrung von Alters-, Ehe- und Lebenspartnerschaftsjubiläen

(1) Für die Begrüßung der erstmals in einen Bezirk von Berlin zuziehenden Einwohner, zur Versendung von Informationsmaterial für 18-, 60-, 65- und 70-jährige Einwohner sowie zur Ehrung von Altersjubilaren bei Vollendung des 80., 85., 90. und jedes weiteren Lebensjahres dürfen vor Eintritt des jeweiligen Ereignisses den Bezirksämtern von Berlin die nachfolgenden Daten übermittelt werden:
1. Familienname,
2. Vornamen,
3. Doktorgrad,
4. Ordensname, Künstlername,
5. Geburtsdatum,
6. Geschlecht,
7. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
8. derzeitige Anschrift (nur Hauptwohnung),
9. Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes,
10. Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundesmeldegesetzes.

(2) Zur Ehrung von Ehe- und Lebenspartnerschaftsjubilaren zum 50-, 60-, 65-, 70- und 75-jährigen Bestehen der Ehe oder der Lebenspartnerschaft dürfen den Bezirksämtern von Berlin die in Absatz 1 genannten Daten sowie der Familienstand und das Datum der Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft übermittelt werden.




§ 6
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung des 
Gesundheitsdienst-Gesetzes und des Infektionsschutzgesetzes

Zur Durchführung des Gesundheitsdienst-Gesetzes und des Infektionsschutzgesetzes dürfen den Bezirksämtern von Berlin als den für das Gesundheitswesen zuständigen Stellen anlässlich der Registrierung von Neugeborenen und des Zuzugs von minderjährigen Einwohnern nach Berlin, ferner bei Änderung der Anschrift, des Namens oder bei Tod, die nachfolgenden Daten von minderjährigen Einwohnern übermittelt werden:
1. Familienname,
2. Vornamen,
3. Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland auch der Staat,
4. Geschlecht,
5. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes, Familienname und Vornamen sowie Geburtsdatum von weiteren minderjährigen Kindern),
6. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
7. derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
8. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
9. Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland auch der Staat,
10. Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes,
11. Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundesmeldegesetzes.

§ 7
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Sicherung des Schulbesuchs

Zur Sicherung des Schulbesuchs dürfen den Bezirksämtern von Berlin als den für das Schulwesen zuständigen Stellen jährlich von Einwohnern, die im darauffolgenden Kalenderjahr gemäß § 42 Absatz 1 des Schulgesetzes in der jeweils geltenden Fassung regelmäßig schulpflichtig werden, sowie monatlich von Einwohnern vom vollendeten vierten Lebensjahr bis zum vollendeten 18. Lebensjahr gemäß §§ 41, 42 des Schulgesetzes bei Zuzug nach Berlin, bei Änderung des Namens oder bei Tod die nachfolgenden Daten übermittelt werden:
1.	Familienname,
2.	Vornamen,
3.	Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland auch der Staat,
4.	Geschlecht,
5.	gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
6.	derzeitige Staatsangehörigkeiten,
7.	derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
8.	Einzugsdatum und Auszugsdatum,
9.	Sterbedatum,
10.	Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes,
11.	Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundesmeldegesetzes.

§ 8
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung 
vorschulischer Sprachförderung

Zur Durchführung vorschulischer Sprachförderung dürfen den Bezirksämtern von Berlin als den für das Schulwesen zuständigen Stellen jährlich bis zum 1. Oktober von Einwohnern, die gemäß § 55 Absatz 1 des Schulgesetzes in der jeweils geltenden Fassung im übernächsten Schuljahr regelmäßig schulpflichtig werden, sowie monatlich von Einwohnern vom vollendeten vierten Lebensjahr bis zum vollendeten siebten Lebensjahr bei Zuzug nach Berlin, bei Änderung der Anschrift, des Namens, des gesetzlichen Vertreters, bei Eintragung beziehungsweise Wegfall von Auskunftssperren nach § 51 des Bundesmeldegesetzes und von bedingten Sperrvermerken nach § 52 des Bundesmeldegesetzes oder bei Tod die nachfolgenden Daten übermittelt werden:
1.	Familienname,
2.	Vornamen,
3.	Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland auch der Staat,
4.	Geschlecht,
5.	gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
6.	derzeitige Staatsangehörigkeiten,
7.	derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
8.	Einzugsdatum und Auszugsdatum,
9.	die Tatsache, dass die Person verstorben ist,
10.	Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes,
11.	Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundesmeldegesetzes.

§ 9
Regelmäßige Datenübermittlungen an die Fahrerlaubnisbehörde in Berlin

Zur Bereinigung des örtlichen und des Zentralen Fahrerlaubnisregisters dürfen der Fahrerlaubnisbehörde bei Tod die nachfolgenden Daten von Einwohnern ab dem 15. Lebensjahr übermittelt werden:
1. Familienname,
2. frühere Namen,
3. Vornamen,
4. Geburtsdatum und Geburtsort,
5. Geschlecht,
6. Sterbedatum.

§ 10
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung von 
Aufgaben der Entschädigungsbehörde in Berlin

(1)	Zur Durchführung des Gesetzes über die Anerkennung und Versorgung der politisch, rassisch oder religiös Verfolgten des Nationalsozialismus dürfen der Entschädigungsbehörde bei Änderung der Anschrift, des Familienstandes oder bei Tod die nachfolgenden Daten von Einwohnern, die eine Versorgung nach dem vorgenannten Gesetz erhalten, übermittelt werden:
1.	Familienname,
2.	frühere Namen,
3.	Vornamen,
4.	Doktorgrad,
5.	Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland auch der Staat,
6.	Geschlecht,
7.	derzeitige Staatsangehörigkeiten,
8.	derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
9.	Einzugsdatum und Auszugsdatum,
10.	Familienstand einschließlich der Hinweise,
11.	Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland auch der Staat,
12.	Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes,
13.	Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundesmeldegesetzes.

(2)	Die versorgungsberechtigten Einwohner sind von der Entschädigungsbehörde gegenüber dem Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten als Meldebehörde unter Angabe des Vor- und Familiennamens, des früheren Namens, des Geburtsdatums, des Geschlechts oder der Anschrift so zu benennen, dass die Identität der Person eindeutig festgestellt werden kann. Die Übermittlung der Anfragedaten soll in automatisierter Form erfolgen.

§ 11
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung 
von Aufgaben des Versorgungsamtes in Berlin

(1)	Zur Durchführung des sozialen Entschädigungsrechts, des § 17a des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes und des Neunten Buches Sozialgesetzbuch dürfen dem Landesamt für Gesundheit und Soziales – Versorgungsamt – bei Änderung der Anschrift oder bei Tod die nachfolgenden Daten von Leistungsempfängern oder schwerbehinderten und diesen gleichgestellten behinderten Menschen übermittelt werden:
1.	Familienname,
2.	frühere Namen,
3.	Vornamen,
4.	Doktorgrad,
5.	Ordensname, Künstlername,
6.	Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland auch der Staat,
7.	Geschlecht,
8.	gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
9.	derzeitige Staatsangehörigkeiten,
10.	derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
11.	Einzugsdatum und Auszugsdatum,
12.	Familienstand, bei Verheirateten oder Lebenspartnern zusätzlich Datum und Ort der Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft,
13.	Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland auch der Staat,
14.	Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes,
15.	Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundesmeldegesetzes.

(2)	Die Leistungsempfänger, die schwerbehinderten und die diesen gleichgestellten behinderten Menschen sind vom Landesamt für Gesundheit und Soziales – Versorgungsamt – gegenüber dem Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten als Meldebehörde unter Angabe des Vor- und Familiennamens, des früheren Namens, des Geburtsdatums, des Geschlechts oder der Anschrift so zu benennen, dass die Identität der Person eindeutig festgestellt werden kann. Die Übermittlung der Anfragedaten soll in automatisierter Form erfolgen.






§ 12
Regelmäßige Datenübermittlungen für die Wahl und die Führung der Listen 
von Schöffinnen und Schöffen

(1) Zur Vorbereitung der Vorschlagslisten für die Wahlen von Schöffinnen und Schöffen dürfen den zuständigen Stellen der Bezirksämter von Berlin bei Änderung der Anschrift, des Namens, der Staatsangehörigkeit, bei Eintragung eines Wahlausschlussgrundes (§ 3 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a des Bundesmeldegesetzes, § 2 Nummer 3 des Berliner Ausführungsgesetzes zum Bundesmeldegesetz) oder bei Tod die nachfolgenden Daten von Einwohnern, die sich für das Schöffenamt freiwillig beworben haben oder mangels ausreichend freiwilliger Bewerberinnen und Bewerber für dieses zufällig aus dem Melderegister ausgewählt wurden, übermittelt werden: 
1. Familienname,
2. Vornamen,
3. Geburtsdatum,
4. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
5. derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
6. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
7. Vorliegen eines Wahlrechtsausschlusses (§ 3 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a des Bundesmeldegesetzes, § 2 Nummer 3 des Berliner Ausführungsgesetzes zum Bundesmeldegesetz),
8. Sterbedatum.
Mit der Beschlussfassung über die Vorschlagslisten dürfen die Änderungsmitteilungen nur noch zu Einwohnern übermittelt werden, die für das Schöffenamt vorgeschlagen wurden. Die Änderungsmitteilungen gehen dann der Präsidentin oder dem Präsidenten des Amtsgerichts Tiergarten zu. Die Änderungsmitteilungen enden mit der Wahl oder Nichtwahl der vorgeschlagenen Personen.

(2) Zur Führung der Listen der gewählten Schöffinnen und Schöffen dürfen der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landgerichts Berlin und der Präsidentin oder dem Präsidenten des Amtsgerichts Tiergarten bei Änderung der Anschrift, des Namens, der Staatsangehörigkeit oder bei Tod für die Dauer der jeweiligen Wahlperiode die nachfolgenden Daten der gewählten Schöffinnen und Schöffen übermittelt werden:
1.	Familienname,
2.	frühere Namen,
3.	Vornamen,
4.	Doktorgrad,
5.	Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland auch der Staat,
6.	Geschlecht,
7.	derzeitige Staatsangehörigkeiten,
8.	derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
9.	Einzugsdatum und Auszugsdatum,
10.	Familienstand, 
11.	Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland auch der Staat,
12.	Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes,
13.	Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundesmeldegesetzes. 

(3) Die freiwilligen Bewerberinnen und Bewerber für das Schöffenamt einschließlich der zufällig aus dem Melderegister ausgewählten Einwohner sind von den zuständigen Stellen der Bezirksämter von Berlin gegenüber dem Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten als Meldebehörde unter Angabe des Vor- und Familiennamens, des früheren Namens, des Geburtsdatums, des Geschlechts oder der Anschrift so zu benennen, dass die Identität der Person eindeutig festgestellt werden kann. Gleiches gilt für die Präsidentin oder den Präsidenten des Amtsgerichts Tiergarten und die Präsidentin oder den Präsidenten des Landgerichts Berlin für die für das Schöffenamt vorgeschlagenen Personen und die gewählten Schöffinnen und Schöffen. Die Übermittlung der Anfragedaten soll jeweils in automatisierter Form erfolgen.

§ 13
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung 
polizeilicher Aufgaben

(1) Zur Verfolgung von Straftaten und zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere zur Unterstützung bei Maßnahmen gegen Personen, bei denen wegen der Art oder Ausführung der Tat, der Persönlichkeit des Betroffenen oder sonstiger Erkenntnisse Grund zu der Annahme besteht, dass Strafverfahren gegen den Betroffenen zu führen sein werden oder weil bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Betroffene Straftaten von erheblicher Bedeutung begehen, fördern oder unterstützen wird, dürfen dem Polizeipräsidenten in Berlin bei Änderung der Anschrift, des Namens, des Familienstandes, bei Tod, bei Ausstellung eines Personalausweises, eines vorläufigen Personalausweises, eines Ersatz-Personalausweises oder Passes die nachfolgenden Daten von Einwohnern übermittelt werden:
1. Familienname,
2. frühere Namen,
3. Vornamen,
4. Doktorgrad,
5. Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland auch der Staat,
6. Geschlecht,
7. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
8. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
9. derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
10. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
11. Familienstand, 
12. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Geburtsdatum, Anschrift, Sterbedatum, Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
13. Ausstellungsbehörde, Ausstellungsdatum, Gültigkeitsdauer und Seriennummer des Personalausweises, des vorläufigen Personalausweises, des Ersatz-Personalausweises und des Passes,
14. Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland auch der Staat einschließlich der Hinweise,
15. Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes,
16. Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundesmeldegesetzes.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 sind die Einwohner vom Polizeipräsidenten in Berlin gegenüber dem Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten als Meldebehörde unter Angabe des Vor- und Familiennamens, des früheren Namens, des Geburtsdatums, des Geschlechts oder der Anschrift so zu benennen, dass die Identität der Person eindeutig festgestellt werden kann. Die Übermittlung der Anfragedaten soll in automatisierter Form erfolgen.

(3) Zur Berichtigung und Fortschreibung der Fahndungsunterlagen dürfen dem Polizeipräsidenten in Berlin von allen Einwohnern bei Zuzug nach Berlin, bei Änderung der Anschrift oder bei Tod die nachfolgenden Daten übermittelt werden:
1. Familienname,
2. Vornamen,
3. Doktorgrad,
4. Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland auch der Staat,
5. derzeitige Anschrift (nur Hauptwohnung),
6. Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland auch der Staat einschließlich der Hinweise,
7. Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes,
8. Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundesmeldegesetzes.

§ 14 
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung von Aufgaben im Bereich 
Vormundschaftswesen 

(1)	Zur Wahrnehmung der Aufgaben des Jugendamts in den Bereichen Beistandschaften, Pflegschaften und Vormundschaften nach Kapitel 3 Abschnitt 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch und des Bürgerlichen Gesetzbuches dürfen den Bezirksämtern von Berlin bei Änderung der Anschrift, des Namens oder bei Tod die nachfolgenden Daten von Einwohnern übermittelt werden:
1.	Familienname,
2.	Vornamen,
3.	Doktorgrad,
4.	Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland auch der Staat,
5.	Geschlecht,
6.	gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
7.	derzeitige Staatsangehörigkeiten,
8.	derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
9.	Einzugsdatum und Auszugsdatum,
10.	Familienstand,
11.	Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland auch der Staat,
12.	Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes,
13.	Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundesmeldegesetzes.

(2)	Die Einwohner sind von den Bezirksämtern von Berlin gegenüber dem Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten als Meldebehörde unter Angabe des Vor- und Familiennamens, des früheren Namens, des Geburtsdatums, des Geschlechts oder der Anschrift so zu benennen, dass die Identität der Person eindeutig festgestellt werden kann. Die Übermittlung der Anfragedaten soll in automatisierter Form erfolgen.

§ 15
Regelmäßige Datenübermittlungen zum Versand von
pädagogischen Elterninformationen 

(1) Für den Versand von pädagogischem Informationsmaterial für die Eltern Neugeborener im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe durch einen Träger der freien Jugendhilfe, dem diese Aufgabe übertragen wird, dürfen der für Jugend und Familie zuständigen Senatsverwaltung für den erstmaligen Versand von pädagogischem Informationsmaterial für Eltern Neugeborener zum Zweck der Unterstützung in der ersten Phase nach der Geburt anlässlich der Registrierung von Geburten die nachfolgenden Daten von Neugeborenen übermittelt werden:
1. Familienname,
2. Vornamen,
3. Geburtsdatum,
4. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
5. derzeitige Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
6. Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundesmeldegesetzes.

(2) Datensätze zu Personen mit einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes werden nicht übermittelt.

§ 16
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Betreuung der IT-Fachverfahren der 
Berliner Jugendämter

(1) Zur Durchführung des Unterhaltsvorschussgesetzes, des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes sowie zur Erfüllung der Aufgaben des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe dürfen der für Jugend und Familie zuständigen Senatsverwaltung zur auftragsweisen Betreuung der IT-Fachverfahren der Berliner Jugendämter bei Änderung der Anschrift, des Namens oder bei Tod die nachfolgenden Daten von Einwohnern übermittelt werden:
1. Familienname,
2. Vornamen,
3. Doktorgrad,
4. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
5. derzeitige Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
6. Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland auch der Staat,
7. Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes,
8. Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundesmeldegesetzes.

(2) Die Einwohner sind vom Datenempfänger gegenüber dem Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten als Meldebehörde unter Angabe des Vor- und Familiennamens, des früheren Namens, des Geburtsdatums, des Geschlechts oder der Anschrift so zu benennen, dass die Identität der Person eindeutig festgestellt werden kann. Die Übermittlung der Anfragedaten soll in automatisierter Form erfolgen.

§ 17
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Durchführung 
des Mammographie-Screenings

(1) Für die Einladung von Frauen ab dem vollendeten 50. Lebensjahr bis zum Ende des 70. Lebensjahres im turnusmäßigen Abstand von zwei Jahren zur Teilnahme am Programm zur Früherkennung von Brustkrebs durch Mammographie-Screening dürfen der Zentralen Stelle für das bevölkerungsbezogene Mammographie-Screening im Land Berlin turnusgemäß sowie innerhalb von drei Monaten nach der turnusgemäßen Übermittlung der Daten bei Änderung der Anschrift, des Namens oder bei Tod die nachfolgenden Daten übermittelt werden:
1. Familienname,
2. frühere Namen,
3. Vornamen,
4. Geburtsdatum und Geburtsort,
5. derzeitige Anschrift (nur Hauptwohnung), 
6. die Tatsache, dass die Person verstorben ist.

(2) Datensätze zu Personen mit einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes werden nicht übermittelt.

§ 18
Regelmäßige Datenübermittlungen nach dem 
Berliner Kinderschutzgesetz

(1) Für die Einladung von Kindern bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres zur Durchführung von Maßnahmen nach dem Berliner Kinderschutzgesetz dürfen der Zentralen Stelle bei der Charité – Universitätsmedizin Berlin zu den folgenden Stichtagen
· 31. Lebenstag und 62. Lebenstag,
· 123. Lebenstag und 153. Lebenstag,
· 244. Lebenstag und 275. Lebenstag,
· 579. Lebenstag und 609. Lebenstag,
· 974. Lebenstag und 1005. Lebenstag,
· 1279. Lebenstag und 1370. Lebenstag,
· 1735. Lebenstag und 1796. Lebenstag
die nachfolgenden Daten übermittelt werden:
1. Familienname,
2. frühere Namen,
3. Vornamen,
4. Geburtsdatum und Geburtsort,
5. Geschlecht,
6. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
7. derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
8. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
9. Sterbedatum,
10. Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes,
11. Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundesmeldegesetzes.

(2) Die in Absatz 1 genannten Daten dürfen ferner bei Änderung der Anschrift, des Namens, des gesetzlichen Vertreters, des Namens des gesetzlichen Vertreters, bei Eintragung beziehungsweise Wegfall von Auskunftssperren nach § 51 des Bundesmeldegesetzes und von bedingten Sperrvermerken nach § 52 des Bundesmeldegesetzes oder bei Tod im Zeitraum nach der Übermittlung zum jeweiligen Stichtag und bis zum
· 122. Lebenstag,
· 243. Lebenstag,
· 426. Lebenstag, 
· 821. Lebenstag,
· 1156. Lebenstag,
· 1521. Lebenstag,
· 2008. Lebenstag
übermittelt werden.

§ 19
Regelmäßige Datenübermittlungen im Zusammenhang mit allgemeinen Wahlen

(1) Für die Durchführung der Wahlen zum Abgeordnetenhaus von Berlin und zu den Bezirksverordnetenversammlungen dürfen der Landeswahlleiterin oder dem Landeswahlleiter am 67. Tag vor der Wahl zur Veröffentlichung der zugelassenen Wahlvorschläge, zur Herstellung der Stimmzettel, zur Benachrichtigung der gewählten Wahlbewerberinnen und Wahlbewerber und zur Erstellung der Wahlstatistik die nachfolgenden Daten der in den Wahlvorschlägen genannten Wahlbewerberinnen und Wahlbewerber übermittelt werden:
1. Familienname,
2. Vornamen unter Kennzeichnung des gebräuchlichen Vornamens,
3. Doktorgrad,
4. Geburtsdatum und Geburtsort,
5. Geschlecht,
6. derzeitige Anschrift (nur Hauptwohnung),
7. Wahlbewerbung,
8. Erreichbarkeitsanschrift,
9. Angabe des erlernten und ausgeübten Berufs.
Die vorgenannten Daten dürfen ferner nach dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt bis zum 42. Tag nach der Wahl bei Änderung der Anschrift, des Namens, der Erreichbarkeitsanschrift oder des ausgeübten Berufs übermittelt werden.

(2) Für die Durchführung der Wahl zum Deutschen Bundestag gilt Absatz 1 entsprechend. Der Landeswahlleiterin oder dem Landeswahlleiter dürfen zu den in Absatz 1 genannten Zwecken über die dort genannten Daten hinaus auch die nachfolgenden Daten der Landeslistenbewerberinnen und Landeslistenbewerber übermittelt werden:
1. Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes,
2. Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundesmeldegesetzes.
Satz 2 gilt für die Übermittlung der Daten der Wahlkreisbewerberinnen und Wahlkreisbewerber an die Kreiswahlleiterinnen und Kreiswahlleiter entsprechend.

§ 20
Regelmäßige Datenübermittlungen zur Abwicklung von Transaktionen 
über das Service-Konto Berlin

Für den Einsatz des Service-Konto Berlin dürfen der für die Grundsatzangelegenheiten der Informations- und Kommunikationstechnik zuständigen Senatsverwaltung von Einwohnern, die im Service-Konto die unter Nummer 1 bis 6 genannten Daten angegeben haben, bei Änderung der Anschrift, des Namens, des Geburtsdatums oder bei Tod die nachfolgenden Daten übermittelt werden: 
1. Familienname,
2. Vornamen,
3. Doktorgrad,
4. Geburtsdatum,
5. Geschlecht,
6. derzeitige Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
7. die Tatsache, dass die Person verstorben ist,
8. Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes,
9. Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundesmeldegesetzes.

§ 21
Regelmäßige Datenübermittlungen an die für das Waffenrecht zuständige Behörde

Zur Aktualisierung der örtlichen Zuständigkeit, für die Änderung oder den Entzug von waffenrechtlichen Erlaubnissen sowie für die Prüfung der Waffenlagerstätte dürfen der für das Waffenrecht zuständigen Behörde bei Änderung der Anschrift, des Namens, bei Zuzug oder Wegzug oder bei Tod die nachfolgenden Daten von Einwohnern, für die eine waffenrechtliche Erlaubnis vorliegt, übermittelt werden:
1. Familienname,
2. Vornamen,
3. Doktorgrad,
4. Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland auch der Staat,
5. derzeitige und frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
6. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
7. Sterbedatum, 
8. Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 des Bundesmeldegesetzes,
9. Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 des Bundesmeldegesetzes.

§ 22
Regelmäßige Datenübermittlungen an die
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben dürfen den öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften bei Anmeldung, bei Abmeldung, bei Tod, bei Fortschreibung von Daten aufgrund von Änderungen oder bei Änderung der Kirchenzugehörigkeit die in § 42 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes bestimmten Daten ihrer Mitglieder und die in § 42 Absatz 2 des Bundesmeldegesetzes bestimmten Daten der Familienangehörigen von Mitgliedern einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft sowie zusätzlich die in § 5 Absatz 1 des Berliner Ausführungsgesetzes zum Bundesmeldegesetz aufgeführten Daten übermittelt werden.


Abschnitt 3 – Automatisierte Abrufe

Unterabschnitt 1 – Allgemeines

§ 23
Allgemeines

(1) Die Meldebehörden dürfen den öffentlichen Stellen im Sinne des § 34 Absatz 1 Satz 1 des Bundesmeldegesetzes sowie den öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften die in § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes aufgeführten Daten im Wege des automatisierten Abrufs übermitteln (einfache Behördenauskunft). 

(2) Erfolgen automatisierte Datenabrufe durch eine andere als in § 34 Absatz 1 Satz 1 des Bundesmeldegesetzes genannte Stelle im Wege der Auftragsdatenverarbeitung, ist der Abruf nur zulässig, wenn die beauftragende öffentliche Stelle ihren Sitz im Land Berlin hat und es sich nicht um eine Behörde nach § 34 Absatz 4 Satz 1 des Bundesmeldegesetzes handelt.

(3) Für die Protokollierung automatisierter Abrufe von Meldedaten gilt § 40 des Bundesmeldegesetzes. 

(4) Die Bereitstellung der Daten erfolgt auf der Grundlage einer nicht tagesaktuellen Kopie des Berliner Melderegisters (Inforegister), direkte Abrufe von Daten aus dem Melderegister sind nicht möglich.

§ 24
Form und Verfahren des Datenabrufs

(1) Automatisierte Abrufe von Meldedaten durch öffentliche Stellen des Landes Berlin und durch die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften erfolgen über ein vom Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten bereitgestelltes System oder über eine Schnittstelle eines Fachverfahrens der abrufenden Stelle (Verfahrenskopplung), die das Datenaustauschformat OSCI-XMeld in der im Bundesanzeiger jeweils bekannt gemachten geltenden Fassung unter Einsatz einer Verschlüsselung der Inhaltsdaten nach dem Stand der Technik zugrunde legt; auf die Nutzung von OSCI-Transport kann verzichtet werden.

(2) Für automatisierte Abrufe von Meldedaten durch öffentliche Stellen außerhalb des Landes Berlin und für öffentliche Stellen des Bundes mit Sitz in Berlin gilt die Bundesmeldedatenabrufverordnung vom 1. Dezember 2014 (BGBl. I S. 1955) in der jeweils geltenden Fassung.

(3) Bei automatisierten Abrufen von Meldedaten ist der Datensatz für das Meldewesen (Einheitlicher Bundes- und Länderteil und Landesteil Berlin) in der jeweils geltenden Fassung zugrunde zu legen.

(4) Anfragen zu einer Vielzahl unterschiedlicher Personen dürfen in Form einer Sammeldatei erfolgen (Sammelabrufverfahren). Die technische Umsetzung dieses Angebotes wird vom Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten festgelegt.

Unterabschnitt 2 – Automatisierte Abrufe durch öffentliche Stellen außerhalb des Landes Berlin und durch öffentliche Stellen des Bundes mit Sitz in Berlin

§ 25
Automatisierte Abrufe über die zentrale Stelle

(1) Automatisierte Abrufe durch öffentliche Stellen des Bundes und der anderen Länder müssen über die zentrale Stelle beim Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten erfolgen.

(2) Öffentliche Stellen des Bundes mit Sitz in Berlin können zudem beim Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten zum Abruf zugelassen werden. Hierzu schließt das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten mit der abrufenden öffentlichen Stelle des Bundes eine Vereinbarung, die mindestens Regelungen über den abzurufenden Datenumfang, zu Protokollierungsverpflichtungen und zum Inhaber der administrativen Kennung der abrufenden Stelle enthält.

§ 26
Erweiterter Datenabruf

(1) Öffentlichen Stellen außerhalb des Landes Berlin und öffentlichen Stellen des Bundes mit Sitz in Berlin dürfen durch automatisierten Abruf von Meldedaten über die in § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes genannten Daten hinaus zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben anlässlich der Feststellung der Identität von Einwohnern und deren Wohnungen folgende Daten zusätzlich übermittelt werden (erweiterte Behördenauskunft):
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
3. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung, 
4. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
5. Familienstand.
Satz 1 gilt für die Jobcenter in Berlin entsprechend.

(2) Behörden im Sinne des § 34 Absatz 4 Satz 1 des Bundesmeldegesetzes mit Sitz außerhalb des Landes Berlin, sofern es sich um Bundesbehörden handelt auch diejenigen mit Sitz in Berlin, dürfen durch automatisierten Abruf von Meldedaten über die in § 38 Absatz 1 und 3 des Bundesmeldegesetzes genannten Daten hinaus zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben anlässlich der Feststellung der Identität von Einwohnern und deren Wohnungen folgende Daten zusätzlich übermittelt werden:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. Familienstand,
3. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
4. minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburtsdatum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes).


Unterabschnitt 3 – Automatisierte Abrufe durch öffentliche Stellen des Landes Berlin und durch die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften

§ 27
Abschluss einer Vereinbarung

Zum automatisierten Abruf von Meldedaten aus dem Inforegister durch öffentliche Stellen des Landes Berlin und durch die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften schließt das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten mit der abrufenden Stelle eine Vereinbarung, die mindestens Regelungen über den abzurufenden Datenumfang, zu Protokollierungsverpflichtungen und zum Inhaber der administrativen Kennung der abrufenden Stelle enthält.

§ 28
Länderübergreifende automatisierte Abrufe

Anfragen an auswärtige Meldebehörden durch öffentliche Stellen des Landes Berlin und durch die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften sind über die zentrale Stelle beim Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten zu stellen, die ein entsprechendes Abrufverfahren bereitstellt. Dies gilt nicht für Behörden des Landes Berlin im Sinne des § 34 Absatz 4 Satz 1 des Bundesmeldegesetzes. Diese dürfen nach Eintragung in das Deutsche Verwaltungsdiensteverzeichnis durch das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten direkt Anfragen an die zentralen Stellen der anderen Länder richten.

§ 29
Datenabrufe durch das Amt für Statistik Berlin-Brandenburg

Das Amt für Statistik Berlin-Brandenburg darf bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von Aufgaben der amtlichen Statistik, insbesondere zur Durchführung des Mikrozensus und der Führung der Regional- und Kommunalstatistik, erforderlich ist, über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus folgende Daten abrufen:
1. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
2. Familienstand,
3. zusätzlich zum Sterbeort bei Versterben im Ausland auch den Staat.

§ 30
Datenabrufe durch die Bezirksämter von Berlin

(1) Die nachfolgend aufgeführten Stellen der Bezirksämter von Berlin dürfen über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus weitere Daten abrufen, soweit dies im Einzelfall zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist.

(2) Die für das Betreuungswesen zuständigen Stellen dürfen bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von Aufgaben nach dem Betreuungsbehördengesetz erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
2. Familienstand, bei Verheirateten oder Lebenspartnern zusätzlich Datum und Ort der Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft,
3. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
4. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
5. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
6. Einzugsdatum und Auszugsdatum.

(3) Die für Staatsangehörigkeitsangelegenheiten zuständigen Stellen dürfen bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten zur Durchführung von Einbürgerungsverfahren sowie zur Bearbeitung sonstiger Staatsangehörigkeitsangelegenheiten erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. derzeitige Staatsangehörigkeiten einschließlich der Hinweise,
3. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem Ausland auch die letzte frühere Anschrift im Inland,
4. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
5. Familienstand, bei Verheirateten oder Lebenspartnern zusätzlich Datum und Ort der Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft,
6. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
7. minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburtsdatum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
8. Ausstellungsbehörde, Ausstellungsdatum, Gültigkeitsdauer und Seriennummer des Personalausweises, vorläufigen Personalausweises oder Ersatz-Personalausweises, des gültigen Passes oder Passersatzpapiers,
9. die Tatsache, dass die deutsche Staatsangehörigkeit nach § 4 Absatz 3 oder § 40b des Staatsangehörigkeitsgesetzes erworben wurde und nach § 29 des Staatsangehörigkeitsgesetzes ein Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit eintreten kann.

(4) Die Ordnungsämter und Straßenverkehrsbehörden dürfen bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten für die Erteilung von Erlaubnissen oder Untersagungen sowie für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten in dem jeweiligen Zuständigkeitsgebiet erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
3. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
4. Einzugsdatum und Auszugsdatum.

(5) Die für das Gesundheitswesen zuständigen Stellen dürfen bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von Aufgaben nach dem Gesundheitsdienst-Gesetz, dem Infektionsschutzgesetz sowie zur Erfüllung bestattungsrechtlicher Aufgaben erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. Hinweise zum Geburtsdatum und Geburtsort,
2. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
3. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
4. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
5. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
6. Familienstand einschließlich der Hinweise,
7. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),

(6) Die für die Durchführung des Tagesbetreuungskostenbeteiligungsgesetzes zuständigen Stellen dürfen bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von Aufgaben nach dem Tagesbetreuungskostenbeteiligungsgesetz erforderlich ist, zusätzlich Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht und Sterbedatum des gesetzlichen Vertreters sowie die Tatsache, dass für diesen ein bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes eingerichtet ist, abrufen.
 
(7) Die für Schulen zuständigen Stellen dürfen bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten zur Sicherung der vorschulischen Sprachförderung oder des Schulbesuchs erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. derzeitige Staatsangehörigkeiten, 
2. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
3. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
4. Einzugsdatum und Auszugsdatum.

(8) Die für das Bau- und Wohnungswesen zuständigen Stellen dürfen bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von Aufgaben des Wohnungswesens sowie für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten in dem jeweiligen Zuständigkeitsgebiet erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
3. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
4. Familienstand.

(9) Die für Jugend und Familie zuständigen Stellen dürfen bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe und des Jugendschutzes erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
3. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
4. Familienstand.

(10) Die für den Umweltschutz zuständigen Stellen dürfen bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von Ordnungsaufgaben des Umweltschutzes, insbesondere des Immissionsschutzes, der ordnungsgemäßen Abfallbeseitigung, des Gewässerschutzes, des Bodenschutzes und des Naturschutzes, erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
2. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
3. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
4. Einzugsdatum und Auszugsdatum.

(11) Die für das Friedhofswesen zuständigen Stellen dürfen bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von Aufgaben des Friedhofswesens erforderlich ist, zusätzlich Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht und Sterbedatum des gesetzlichen Vertreters sowie die Tatsache, dass für diesen ein bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes eingerichtet ist, abrufen.

(12) Die für das Kleingartenwesen zuständigen Stellen dürfen bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von Aufgaben des Kleingartenwesens erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
3. Einzugsdatum und Auszugsdatum.

(13) Die für das Personenstandswesen zuständigen Stellen dürfen bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von Aufgaben des Standesamtes, insbesondere zur Prüfung der Richtigkeit und Vollständigkeit von Identifizierungs- und Adressdaten im Rahmen der Beurkundungstätigkeit sowie zur Prüfung von Ehehindernissen, erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. Hinweise zum Geburtsdatum und Geburtsort,
2. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
3. derzeitige Staatsangehörigkeiten einschließlich der Hinweise,
4. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
5. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
6. Familienstand einschließlich der Hinweise,
7. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
8. minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburtsdatum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
9. die Tatsache, dass die deutsche Staatsangehörigkeit nach § 4 Absatz 3 oder § 40b des Staatsangehörigkeitsgesetzes erworben wurde und nach § 29 des Staatsangehörigkeitsgesetzes ein Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit eintreten kann,
10. Hinweise zum Sterbedatum und Sterbeort.

(14) Die für das Sozialwesen zuständigen Stellen dürfen bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten für die Leistung von Sozialhilfe oder zur Durchsetzung der Ansprüche des Sozialamtes erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
3. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
4. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
5. Familienstand,
6. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
7. minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburtsdatum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes).

(15) Die für die Durchführung von Wahlen und Abstimmungen zuständigen Stellen dürfen bei Einwohnern, die erstmalig oder zum wiederholten Mal zu Mitgliedern von Wahl- beziehungsweise Abstimmungsvorständen berufen werden sollen, zusätzlich abrufen:
1. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
2. die Tatsache, dass der Einwohner vom Wahlrecht oder von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist (§ 3 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a des Bundesmeldegesetzes).

(16) Die für die Vorbereitung zur Aufstellung der Vorschlagslisten für Schöffinnen und Schöffen zuständigen Stellen dürfen bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten für die Prüfung über eine Aufnahme in die Vorschlagslisten erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
2. die Tatsache, dass der Einwohner vom Wahlrecht oder von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist (§ 3 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a des Bundesmeldegesetzes),
3. die Tatsache, dass der Einwohner vom Amt einer Schöffin oder eines Schöffen ausgeschlossen ist (§ 2 Nummer 3 des Berliner Ausführungsgesetzes zum Bundesmeldegesetz).

§ 31
Datenabrufe durch die Berliner Feuerwehr

Die Berliner Feuerwehr darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Einziehung der von der Feuerwehr zu erhebenden Benutzungsgebühren erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
3. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
4. Familienstand,
5. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes).

§ 32
Datenabrufe durch den Polizeipräsidenten in Berlin

(1) Der Polizeipräsident in Berlin darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 und 3 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. Hinweise zum Geburtsdatum und Geburtsort,
2. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
3. Familienstand einschließlich der Hinweise,
4. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
5. minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburtsdatum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
6. Hinweise zum Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland auch den Staat.

(2) Bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten für die Schadensbearbeitung und für die Rückforderung von Dienstbezügen erforderlich ist, darf der Polizeipräsident in Berlin über die Daten nach § 38 Absatz 1 und 3 des Bundesmeldegesetzes hinaus zusätzlich Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht und Sterbedatum des gesetzlichen Vertreters sowie die Tatsache, dass für diesen ein bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes eingerichtet ist, abrufen.

§ 33
Datenabrufe durch die Pass- und Personalausweisbehörden in Berlin

Die Pass- und Personalausweisbehörden in Berlin dürfen über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei deutschen Einwohnern und bei deren Kindern unter 16 Jahren ohne Rücksicht auf deren Staatsangehörigkeit zur Erfüllung von Aufgaben der Pass- und Personalausweisbehörde nach dem Pass- und dem Personalausweisgesetz folgende Daten zusätzlich abrufen:
1. Hinweise zum Geburtsdatum und Geburtsort,
2. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
3. derzeitige Staatsangehörigkeiten einschließlich der Hinweise,
4. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
5. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
6. Familienstand einschließlich der Hinweise, 
7. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
8. minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburtsdatum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
9. Ausstellungsbehörde, Ausstellungsdatum, Gültigkeitsdauer und Seriennummer des Personalausweises, des vorläufigen Personalausweises, des Ersatz-Personalausweises und des anerkannten und gültigen Passes oder Passersatzpapiers einschließlich der Hinweise,
10. Hinweise zum Sterbedatum und Sterbeort.

§ 34
Datenabrufe durch die Kraftfahrzeugzulassungsbehörde in Berlin

Die Kraftfahrzeugzulassungsbehörde in Berlin darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
3. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
4. Familienstand.

§ 35
Datenabrufe durch die für Verkehrsordnungswidrigkeiten zuständige Behörde in Berlin

Die für Verkehrsordnungswidrigkeiten zuständige Behörde in Berlin darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Ahndung und Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten im Straßenverkehr erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
3. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
4. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes).

§ 36
Datenabrufe durch die Fahrerlaubnisbehörde in Berlin

Die Fahrerlaubnisbehörde in Berlin darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
2. Einzugsdatum und Auszugsdatum.

§ 37 
Datenabrufe durch die Ausländerbehörde in Berlin und
das Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten

(1) Die Ausländerbehörde in Berlin und das Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten dürfen über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, die nicht Deutsche im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes sind und bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
3. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
4. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
5. Familienstand,
6. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
7. minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburtsdatum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes).

(2) Die Ausländerbehörde in Berlin und das Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten dürfen über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Ehegatten und minderjährigen Kindern von Einwohnern, die nicht Deutsche im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes sind, wenn im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
2. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
3. Einzugsdatum und Auszugsdatum.

(3) Die Ausländerbehörde in Berlin darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten für die Entgegennahme und Prüfung von Verpflichtungserklärungen für Einladungen zu Besuchszwecken (§§ 66 bis 68 des Aufenthaltsgesetzes) erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. derzeitige Staatsangehörigkeiten.

§ 38
Datenabrufe durch die Finanzämter von Berlin

(1) Die Finanzämter von Berlin dürfen über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten 

a) zur Durchführung eines Verwaltungsverfahrens in Steuersachen, eines gerichtlichen Verfahrens in Steuersachen oder zur Durchführung von Vollstreckungsmaßnahmen im Wege der Amtshilfe erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
2. Einzugsdatum und Auszugsdatum;

b) zur Durchführung eines Bußgeldverfahrens wegen einer Steuerordnungswidrigkeit erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
2. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
3. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
4. Einzugsdatum- und Auszugsdatum,
5. Familienstand,
6. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
7. minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburtsdatum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes).

(2) Soweit die Finanzämter von Berlin strafverfolgend tätig sind, dürfen sie bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten im Einzelfall erforderlich ist, über die Daten nach § 38 Absatz 1 und 3 des Bundesmeldegesetzes hinaus zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. Familienstand,
3. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
4. minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburtsdatum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes).

§ 39
Datenabrufe durch Gerichte, Staats- und Amtsanwaltschaften in Berlin

(1) Die Generalstaatsanwaltschaft Berlin, die Staatsanwaltschaft Berlin und die Amtsanwaltschaft Berlin dürfen über die Daten nach § 38 Absatz 1 und 3 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. Familienstand,
3. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
4. minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburtsdatum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes).

(2) Absatz 1 gilt für das Kammergericht, das Landgericht Berlin und die Amtsgerichte in Berlin entsprechend, soweit sie Aufgaben der Strafverfolgung, der Strafvollstreckung oder des Strafvollzugs wahrnehmen. Zusätzlich dürfen das Datum der Anmeldung und das Datum der Abmeldung bei der Meldebehörde automatisiert abgerufen werden.

(3) Im Übrigen dürfen das Kammergericht, das Landgericht Berlin, die Amtsgerichte in Berlin sowie das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg, das Verwaltungsgericht Berlin, das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg, das Sozialgericht Berlin und das Finanzgericht Berlin-Brandenburg bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist, über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
3. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
4. Einzugsdatum und Auszugsdatum einschließlich der Hinweise „Datum der Anmeldung bei der Meldehörde“ und „Datum der Abmeldung bei der Meldebehörde“,
5. Familienstand,
6. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
7. minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburtsdatum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
8. Ausstellungsbehörde, Ausstellungsdatum, Gültigkeitsdauer und Seriennummer des Personalausweises, des vorläufigen Personalausweises, des Ersatz-Personalausweises, des anerkannten und gültigen Passes oder Passersatzpapiers.
Die Nachlassgerichte bei den Amtsgerichten in Berlin dürfen bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist, außerdem zusätzlich zum Datum „Sterbedatum und Sterbeort“ nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes den Hinweis „Standesamt“ abrufen.

§ 40
Datenabrufe durch die für Jugend und Familie 
zuständige Senatsverwaltung

Die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung ihrer eigenen Aufgaben und Leistungsverpflichtungen nach dem Gesetz über die Bewährungshelfer für Jugendliche und Heranwachsende oder zur auftragsweisen Betreuung der IT-Fachverfahren der Berliner Jugendämter zur Erfüllung deren Aufgaben und Leistungsverpflichtungen nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch, dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz und dem Unterhaltsvorschussgesetz erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
3. Einzugsdatum und Auszugsdatum.

§ 41
Datenabrufe durch den Verfassungsschutz in Berlin

Die für den Verfassungsschutz in Berlin zuständige Behörde darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 und 3 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von Aufgaben nach dem Verfassungsschutzgesetz Berlin erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. Hinweise zum Geburtsdatum und Geburtsort,
2. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
3. rechtliche Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft,
4. bei Zuzug aus dem Ausland auch den Staat und die letzte Anschrift im Inland, bei Wegzug in das Ausland auch die Zuzugsanschrift im Ausland und den Staat,
5. Datum des letzten Wegzugs aus einer Wohnung im Inland sowie Datum des letzten Zuzugs aus dem Ausland,
6. Familienstand einschließlich der Hinweise,
7. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
8. minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburtsdatum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
9. Hinweise zum Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland auch den Staat.

§ 42 
Datenabrufe durch die Enteignungsbehörde Berlin

Die Enteignungsbehörde Berlin darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Durchführung von Enteignungs- und Besitzeinweisungsverfahren sowie Entschädigungsverfahren nach Bundes- oder Landesrecht erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. Familienstand,
3. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes).

§ 43
Datenabrufe durch die für Justiz zuständige Senatsverwaltung

(1) Die für Justiz zuständige Senatsverwaltung darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von Aufgaben im Rahmen der Anerkennung ausländischer Entscheidungen in Ehesachen erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. derzeitige Staatsangehörigkeiten einschließlich der Hinweise,
3. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem Ausland auch die letzte frühere Anschrift im Inland,
4. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
5. Familienstand einschließlich der Hinweise,
6. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes).

(2) Bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten für die Bearbeitung von eingehenden ausländischen Ersuchen auf dem Gebiet der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen sowie zur Erfüllung von Aufgaben im Rahmen des Gnadenrechts erforderlich ist, darf die für Justiz zuständige Senatsverwaltung zu den in Absatz 1 genannten Daten mit Ausnahme der Hinweise zum Familienstand und der Hinweise zu den derzeitigen Staatsangehörigkeiten zusätzlich abrufen:
1. minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburtsdatum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. Ausstellungsbehörde, Ausstellungsdatum, Gültigkeitsdauer und Seriennummer des Personalausweises, des vorläufigen Personalausweises, des Ersatz-Personalausweises, des anerkannten und gültigen Passes oder Passersatzpapiers,
3. Daten nach § 3 Absatz 2 Nummer 7 und 8 des Bundesmeldegesetzes.

§ 44
Datenabrufe durch das Standesamt I in Berlin

Das Standesamt I in Berlin darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung seiner Aufgaben, insbesondere zur Prüfung der Richtigkeit und Vollständigkeit von Identifizierungs- und Adressdaten im Rahmen der Beurkundungstätigkeit sowie zur Prüfung von Ehehindernissen erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. Hinweise zu Geburtsdatum und Geburtsort,
2. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
3. derzeitige Staatsangehörigkeiten einschließlich der Hinweise,
4. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
5. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
6. Familienstand einschließlich der Hinweise,
7. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
8. Hinweise zum Sterbedatum und Sterbeort.

§ 45
Datenabrufe zur Durchführung des Berliner Kinderschutzgesetzes

Die Zentrale Stelle bei der Charité – Universitätsmedizin Berlin (Vertrauensstelle) darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Kindern bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr, bei denen im Einzelfall die Daten zur Durchführung des Berliner Kinderschutzgesetzes erforderlich sind, zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
3. Einzugsdatum und Auszugsdatum.

§ 46
Datenabrufe durch die Berliner Forsten

Die Berliner Forsten dürfen über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Daten zur Durchführung von Ordnungswidrigkeiten-, Gerichts-, Mahn- und Vollstreckungs- oder Zwangsvollstreckungsverfahren sowie zur Stellung von Strafanzeigen erforderlich sind, zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
3. Einzugsdatum und Auszugsdatum.

§ 47
Datenabrufe durch das Landesamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz 
und technische Sicherheit Berlin 

(1) Das Landesamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische Sicherheit Berlin darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten im Einzelfall zur Ahndung von Ordnungswidrigkeiten in dem jeweiligen Zuständigkeitsgebiet erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
3. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
4. Einzugsdatum und Auszugsdatum.

(2) Die für die Durchführung des Sprengstoffgesetzes zuständige Stelle darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten im Einzelfall zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dem Sprengstoffgesetz erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
2. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
3. Einzugsdatum und Auszugsdatum.

(3) Die für den Strahlenschutz zuständige Stelle darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten im Einzelfall zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
2. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
3. Einzugsdatum und Auszugsdatum.

§ 48
Datenabrufe durch das Landesamt für Gesundheit und Soziales

(1) Das Landesamt für Gesundheit und Soziales darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen die Kenntnis der Daten im Einzelfall zur Ahndung von Ordnungswidrigkeiten von in der Pflegeversicherung privat versicherungspflichtigen Personen erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
2. Einzugsdatum und Auszugsdatum.

(2) Das Landesamt für Gesundheit und Soziales darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung der Aufgaben des Versorgungsamtes erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
3. Familienstand, bei Verheirateten oder Lebenspartnern zusätzlich Datum und Ort der Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft,
4. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
5. Einzugsdatum und Auszugsdatum. 

§ 49
Datenabrufe durch die für das Waffenrecht zuständige Behörde

Die für das Waffenrecht zuständige Behörde darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung der ordnungsbehördlichen Aufgaben im Waffen- und Jagdrecht erforderlich ist, zusätzlich abrufen:
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
2. derzeitige Staatsangehörigkeiten,
3. frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
4. Einzugsdatum und Auszugsdatum,
5. Familienstand, bei Verheirateten oder Lebenspartnern zusätzlich Datum und Ort der Eheschließung oder Begründung der Lebenspartnerschaft, einschließlich der Hinweise,
6. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes),
7. Ausstellungsbehörde, Ausstellungsdatum, Gültigkeitsdauer und Seriennummer des Personalausweises, des vorläufigen Personalausweises, des Ersatz-Personalausweises, des anerkannten und gültigen Passes oder Passersatzpapiers,
8. Hinweise zum Sterbedatum und Sterbeort.


§ 50
Datenabrufe durch die Anmeldebehörde nach dem Vereinsgesetz

Die für die Aufgaben der Anmeldebehörde nach der Verordnung zur Durchführung des Vereinsgesetzes zuständige Behörde darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten für die Registrierung von Ausländervereinen nach vereinsrechtlichen Vorschriften erforderlich ist, zusätzlich die derzeitigen Staatsangehörigkeiten abrufen.

§ 51
Datenabrufe durch den Regierenden Bürgermeister oder die Regierende Bürgermeisterin 
– Senatskanzlei –

Die für Ordensangelegenheiten zuständige Stelle bei der Senatskanzlei darf über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten für die Ordensangelegenheit erforderlich ist, zusätzlich die derzeitigen Staatsangehörigkeiten abrufen.

§ 52
Datenabrufe durch die Kirchensteuerstellen und Friedhofsverwaltungen 
der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften

(1) Die von den öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften bei den Finanzämtern von Berlin unterhaltenen Kirchensteuerstellen dürfen über die Daten nach § 38 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes hinaus bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Durchführung eines Verfahrens in Kirchensteuerangelegenheiten erforderlich ist, zusätzlich die in § 38 Absatz 1 Buchstabe a genannten Daten abrufen.

(2) Die für das Friedhofswesen zuständigen Stellen der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften dürfen bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von Aufgaben des Friedhofswesens erforderlich ist, zusätzlich Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht und Sterbedatum des gesetzlichen Vertreters sowie die Tatsache, dass für diesen ein bedingter Sperrvermerk nach § 52 des Bundesmeldegesetzes eingerichtet ist, abrufen.
Abschnitt 4 – Inkrafttreten

§ 53
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 
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A. Begründung

a) Allgemeines

Im Zuge der Föderalismusreform wurde das Meldewesen von der Rahmengesetzgebung in die ausschließliche Gesetzgebung des Bundes überführt. Seit Inkrafttreten des Bundesmeldegesetzes (BMG) am 1. November 2015 besteht deswegen die Notwendigkeit, das Melderecht in Berlin neu zu fassen. 
Unter Ausschöpfung der den Bundesländern im BMG zugewiesenen Rechtssetzungsbefugnisse wurde das Gesetz zur Ausführung des Bundesmeldegesetzes (BlnAGBMG) und zur Änderung weiterer Vorschriften vom 7. Juli 2016 (GVBl. S. 430, 433) verabschiedet. Durch Artikel 5 dieses Gesetzes wurde die Verordnung zur Durchführung des Meldegesetzes (DVO-MeldeG) aufgehoben. Gleichzeitig wurde bestimmt, dass die §§ 3 bis 3b DVO-MeldeG bis zum Erlass einer Verordnung nach den §§ 6 und 7 BlnAGBMG, längstens jedoch bis zum 31. Oktober 2017, für regelmäßigen Datenübermittlungen und automatisierte Abrufe aus dem Melderegister weiter anzuwenden sind.

Es ist daher erforderlich, eine neue Verordnung nach den §§ 6 und 7 BlnAGBMG bis spätestens zum 31. Oktober 2017 zu erlassen.

Seit der letzten Änderung durch die 3. Verordnung zur Änderung der DVO-MeldeG im März 2011 hat sich zudem weiterer Regelungsbedarf ergeben. Es ist der Zugriff auf weitere Daten für bereits vorhandene Datenempfänger sowie die Aufnahme neuer Datenempfänger zu regeln. Beides sollte ursprünglich bereits im Rahmen der geplanten 4. Änderungsverordnung zur DVO-MeldeG erfolgen. Bis zum Inkrafttreten des BMG am 1. November 2015 ließ sich dies jedoch nicht mehr realisieren.

Zusätzlich sind redaktionelle Anpassungen an die Begriffe des BMG erforderlich, da sich diese geändert haben. So heißt es im BMG z.B. „Geburtsdatum“, während bisher der Begriff „Tag der Geburt“ verwendet wurde. Auch ist das Datum „akademische Grade“ in „Doktorgrad“ zu ändern.

Schließlich bedarf es ergänzender Regelungen zur Umsetzung der §§ 38, 39 BMG für automatisierte Abrufe durch öffentliche Stellen außerhalb des Landes Berlin und durch öffentliche Stellen des Bundes mit Sitz in Berlin. 

Eine Aktualisierung der bisherigen §§ 3 bis 3b der DVO-MeldeG mit den beiden umfangreichen Anlagen reicht hierfür nicht aus, so dass eine komplette Neugestaltung erforderlich ist. Der Aufbau der Verordnung nach Paragraphen entspricht den Meldedatenübermittlungsverordnungen anderer Bundesländer.

Als Empfänger regelmäßiger Datenübermittlungen aus dem Melderegister werden unter anderem die Landeswahlleiterin bzw. der Landeswahlleiter, die Bezirksämter zur Vorbereitung der Vorschlagslisten für die Schöffenwahlen, die für die Grundsatzangelegenheiten der Informations- und Kommunikationstechnik der Berliner Verwaltung zuständige Senatsverwaltung für das Service-Konto Berlin, die beim Polizeipräsidenten in Berlin angesiedelte Waffenbehörde sowie die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften in die Verordnung aufgenommen. Der Kreis der öffentlichen Stellen des Landes Berlin, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben über die in § 38 Absatz 1 BMG genannten Daten hinaus Daten automatisiert aus dem Melderegister abrufen dürfen, wird um das Amt für Statistik Berlin-Brandenburg, das Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten, die Zentrale Stelle bei der Charité – Universitätsmedizin Berlin (Vertrauensstelle), die Berliner Forsten, das Landesamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische Sicherheit, das Landesamt für Gesundheit und Soziales, die für das Waffenrecht zuständige Behörde, die Anmeldebehörde nach der Verordnung zur Durchführung des Vereinsgesetzes sowie die Senatskanzlei erweitert.

Die mit der Verordnung verbundene Erweiterung der Online-Abrufmöglichkeiten von Meldedaten durch öffentliche Stellen des Landes Berlin wird zu einer Vereinfachung und Beschleunigung der Verfahrensabläufe führen und damit einen Beitrag zur Sicherung der Funktionsfähigkeit sowohl der Meldebehörden als auch der abrufenden öffentlichen Stellen leisten.

Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung der Bürgerinnen und Bürger wird durch die mit der Verordnung verbundene Erweiterung der Online-Abrufmöglichkeiten für alle genannten öffentlichen Stellen gewahrt. Die grundsätzliche Befugnis des Einzelnen, selbst über die Preisgabe und Verwendung seiner persönlichen Daten zu bestimmen, kann eingeschränkt werden, wenn dies im überwiegenden Allgemeininteresse liegt und der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gewahrt ist. Die mit der Verordnung verbundene Erweiterung der Online-Abrufmöglichkeiten dient überwiegenden Allgemeininteressen. Für die beteiligten öffentlichen Stellen sind mit der Erweiterung der Online-Verfahren erhebliche Verfahrenserleichterungen verbunden, die zu einer Beschleunigung der Verfahren führen werden. Insbesondere wegen der Vielzahl der Einzelanfragen und der oftmals vorliegenden Eilbedürftigkeit besteht die Notwendigkeit im Interesse der Funktionsfähigkeit der jeweils betroffenen Behörden, Verfahrensabläufe zu rationalisieren. 
Auch § 2 Absatz 3 des E-Government-Gesetzes Berlin sieht als Ziel vor, dass die Zusammenarbeit der Verwaltungsebenen und -bereiche der Berliner Verwaltung durch medienbruchfreie Prozesse und die gemeinsame Nutzung von zentralen informations- und kommunikationstechnischen Strukturen und Organisationen sowie von Informationen und Ressourcen sicherzustellen ist.

Angesichts der Bedeutung der hier betroffenen Allgemeinwohlbelange ist auch der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gewahrt. Der automatisierte Datenabruf ist nur für die Fälle vorgesehen, in denen schon bisher Einzelanfragen an die Meldebehörden gerichtet wurden. Bei den neu einzurichtenden automatisierten Abrufverfahren sind die zum Abruf bereit gehaltenen Daten ihrer Art nach für den Empfänger auch erforderlich und das Bereithalten der Daten zum Abruf ist unter Berücksichtigung der schutzwürdigen Belange der Betroffenen und der Aufgaben der beteiligten Verwaltungen angemessen.

Weiterhin werden in der Verordnung Regelungen zum automatisierten Abruf durch öffentliche Stellen der anderen Länder und des Bundes sowie zum länderübergreifenden Abruf über zentrale Stellen in Umsetzung der §§ 38 und 39 BMG getroffen.








b) Einzelbegründungen

Zu § 1

Mit der Regelung wird festgelegt, dass die Verordnung Festlegungen zu regelmäßigen Datenübermittlungen nach § 6 BlnAGBMG und § 36 BMG sowie zu Abrufen von Daten im automatisierten Abrufverfahren nach § 7 BlnAGBMG und §§ 38, 39 BMG trifft.
Eine vergleichbare Regelung enthielt § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.

Zu § 2

Zu Absatz 1

Die Regelung definiert, was regelmäßige Datenübermittlungen sind, und entspricht inhaltlich § 36 Absatz 1 BMG.

Zu Absatz 2

Das Datenaustauschformat OSCI-XMeld ist auch für regelmäßige Datenübermittlungen zwischen den Meldebehörden (§ 2 Absatz 1 der 1. BMeldDÜV), für regelmäßige Datenübermittlungen an Behörden und sonstige öffentliche Stellen des Bundes (§ 2 der 2. BMeldDÜV) sowie für automatisierte Meldedatenabrufe nach §§ 38, 39 BMG (§ 2 Absatz 1 BMeldDAV) vorgeschrieben.
OSCI-XMeld ist der am 23. Juli 2003 auf der Grundlage des Datensatzes für das Meldewesen – Einheitlicher Bundes-/Länderteil – (DSMeld) herausgegebene Standard einer technischen Beschreibung des Datensatzes für Datenübermittlungen im Bereich des Meldewesens.
Das Datenaustauschformat OSCI-XMeld und der DSMeld sind beim Bundesarchiv, Potsdamer Straße1, 56075 Koblenz, archiviert und der Öffentlichkeit zugänglich. Sie können beim Informationstechnikzentrum Bund (ITZBund), Dienstsitz Bonn, An der Küppe 2, 53225 Bonn, bezogen werden. Änderungen des Datenaustauschformats OSCI-XMeld sowie des DSMeld werden vom Bundesministerium des Innern im Bundesanzeiger bekannt gemacht. In der Bekanntmachung sind das Herausgabedatum und der Beginn der Anwendung anzugeben.

Das Datenaustauschformat OSCI-XMeld trifft keine Aussagen über den sicheren Transport der zu übermittelnden Daten. Die Datenübermittlung hat daher zusätzlich unter Einsatz einer Verschlüsselung nach dem jeweiligen Stand der Technik zu erfolgen. Es erfolgt bewusst keine Festlegung auf ein bestimmtes Transportverfahren. Für eine Datenübermittlung der Meldebehörden an öffentliche Stellen des Landes Berlin wird gegenwärtig das Verfahren „KommGate“ eingesetzt.

Sofern in begründeten Einzelfällen eine andere Form der Datenübermittlung erforderlich ist, legt diese das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten (LABO) fest. Es muss aus verwaltungsökonomischen Gründen, insbesondere aufgrund der personellen Ressourcen, darauf verzichtet werden, eine Vielzahl von möglichen Einzellösungen verfahrenstechnisch zu betreiben.

Zu Absatz 3

Für regelmäßige Datenübermittlungen an Rundfunkanstalten findet ebenfalls das Datenaustauschformat OSCI-XMeld Anwendung. Zur Sicherung des Datentransports ist das Übermittlungsprotokoll OSCI-Transport inklusive einer Verschlüsselung der Inhaltsdaten nach dem jeweiligen Stand der Technik vorgeschrieben. Für öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften gilt dies gemäß § 5 Absatz 3 BlnAGBMG nur, wenn die datenempfangende Stelle zugestimmt hat.

Zu Absatz 4

Der von der Koordinierungsstelle für IT-Standards (KoSIT) am 1. Mai 2014 herausgegebene DSMeld legt für den einheitlichen Bundes-/Länderteil Form und Inhalt der zu übermittelnden Daten fest. Die einheitlichen Bundes-/Länder-Datenblätter können für länderspezifische Bedürfnisse um weitere Datenblätter ergänzt werden. Dies ist für die zusätzlich im Melderegister zu speichernden Daten nach § 2 BlnAGBMG erforderlich. Das Muster in der Anlage für den Landesteil Berlin entspricht dem einheitlichen Bundes-/Länder-Datenblättern. Die Ergänzung um weitere Datenblätter bedarf keiner Abstimmung oder Zustimmung anderer Bundesländer, da die speziellen Daten aus § 2 BlnAGBMG nur an öffentliche Stellen innerhalb des Landes Berlin übermittelt werden. Daher kann der Inhalt durch die für Inneres zuständige Senatsverwaltung festgelegt werden, die sich zur Unterstützung des LABO bedienen wird.
Auf eine Auflistung der einzelnen Datenblätter kann verzichtet werden, da die jeweils aktuelle Fassung zugrunde zu legen ist.

Zu Absatz 5

Die Datenempfänger dürfen die übermittelten Daten und Hinweise, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur für die Zwecke verarbeiten oder nutzen, zu deren Erfüllung sie ihnen übermittelt wurden (§ 41 Satz 1 BMG). In den Fällen der § 51 BMG (Auskunftssperre) und § 52 BMG (bedingter Sperrvermerk) ist eine Verarbeitung oder Nutzung der übermittelten Daten und Hinweise nur zulässig, wenn die Beeinträchtigung schutzwürdiger Interessen der betroffenen Person ausgeschlossen werden kann (§ 41 Satz 2 BMG). 

Mit einer Auskunftssperre nach § 51 BMG soll verhindert werden, dass die Adresse von gefährdeten Personen (z.B. Gefahr für Leben, Gesundheit und persönliche Freiheit) über eine Melderegisterauskunft bekannt wird und diese dadurch gefährdet würden. Bei Personen, die in den in § 52 Absatz 1 BMG genannten Einrichtungen wie Justizvollzugsanstalten, Pflegeheimen oder Einrichtungen zum Schutz vor häuslicher Gewalt gemeldet sind, besteht ein vergleichbares Schutzbedürfnis wie in den Fällen des § 51 BMG (amtliche Begründung zu § 41 BMG, BT-Drs. 17/7746, S. 44).

Die Datenempfänger müssen daher bei der weiteren Verarbeitung den besonderen Schutz beachten. Sie müssen auch dafür Sorge tragen, dass die schützenswerten Daten wie die Anschrift z.B. nicht im Wege einer Akteneinsicht einem Dritten offenbart werden. Dieser Schutz kann nur eingehalten werden, wenn die Empfänger vom besonderen Schutz erfahren. Daher ist die Tatsache mitzuteilen, dass eine Auskunftssperre nach § 51 BMG oder ein bedingter Sperrvermerk nach § 52 BMG vorliegt. 
Vergleichbare Regelungen sehen auch die Meldedatenübermittlungsverordnungen der Länder Brandenburg, Hamburg und Nordrhein-Westfalen vor.

Auch nach bisher geltendem Recht (Anlage 4 zu § 3 DVO-MeldeG) wurde Empfängern regelmäßiger Datenübermittlungen mitgeteilt, dass Übermittlungssperren vorliegen, jedoch beschränkt auf das Vorliegen einer Auskunftssperre wegen Gefährdung.

Zu § 3

Zu Absatz 1 und 2

Die Regelung entspricht im Wesentlichen § 3a DVO-MeldeG. Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung, da der bisherige Rundfunkgebührenstaatsvertrag zum 31. Dezember 2012 außer Kraft getreten ist und durch den Rundfunkbeitragsstaatsvertrag (Artikel 1 des Fünfzehnten Staatsvertrages zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge – Anlage zum „Gesetz zum Fünfzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag“ vom 20. Mai 2011, GVBl. S. 211) ersetzt wurde. Darüber hinaus wird die Datenübermittlung nicht länger monatlich, sondern laufend erfolgen. Entsprechend § 11 Absatz 6 Satz 2 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages sind nicht mehr benötigte Daten unverzüglich zu löschen. Die bisherige Ausdehnung auf maximal sechs Monate entfällt. Zudem wird entsprechend § 11 Absatz 6 Satz 3 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages festgelegt, dass nicht überprüfte Daten spätestens nach zwölf Monaten zu löschen sind.

Zu Absatz 3

§ 11 Absatz 4 Satz 6 des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages schließt eine Übermittlung von Daten zu Personen mit einer Auskunftssperre ausdrücklich aus. Dies gilt sowohl für Bestandsdatenübermittlungen als auch für regelmäßige Datenübermittlungen im Einzelfall.

Zu § 4

Die Regelung entspricht § 3b DVO-MeldeG.

Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung dahingehend, dass anstelle des Datums „Übermittlungssperren“ auf das Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 BMG und eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 hingewiesen wird. Zur Begründung siehe zu § 2 Absatz 5 dieser Verordnung. Aus Gründen der Einheitlichkeit wird zudem nur noch der Zitiername (Berliner Zweitwohnungsteuergesetz) wiedergegeben und auf die Angabe des Vollzitats mit Ausfertigungsdatum und Fundstelle verzichtet.

Zu § 5

Die Regelung entspricht nahezu der Nummer 1 der Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.

Es erfolgt eine Ergänzung dahingehend, dass aufgrund der rechtlichen Gleichstellung auch Lebenspartnerschaftsjubilare übermittelt werden. Ferner wird das Datum „Familienstand“ nur noch zur Ehrung von Ehe- und Lebenspartnerschaftsjubiläen übermittelt, denn zur Begrüßung von Zuziehenden, der Versendung von Informationsmaterial und zur Ehrung von Altersjubilaren ist das Datum nicht erforderlich. Damit die Ehrung überhaupt erfüllt werden kann, ist zusätzlich die Übermittlung des Datums der Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft erforderlich.

Es erfolgt zudem eine redaktionelle Anpassung, da § 3 Absatz 1 Nr. 4 BMG den Begriff „Doktorgrad“ und § 3 Absatz 1 Nr. 6 die Begriffe „Geburtsdatum“ und „Geburtsort“ verwendet. Diese Änderung betrifft zahlreiche weitere Datenempfänger nach dieser Verordnung und wird in der Begründung zu dieser Verordnung künftig lediglich als redaktionelle Anpassung an die Begriffe des BMG bezeichnet. Ergänzend wird auf das Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 BMG und eines bedingten Sperrvermerks nach § 52 hingewiesen. Zur Begründung siehe zu § 2 Absatz 5 dieser Verordnung.

Zu § 6

Die Regelung fasst die bisherigen Nummern 2 und 16 der Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG zusammen. Sie betrafen denselben Datenempfänger mit der Folge, dass es zu doppelten Datenübermittlungen gekommen ist. Erforderlich ist nur eine Datenübermittlung. Der öffentliche Gesundheitsdienst nimmt die Aufgaben des vorsorgenden und abwehrenden Infektionsschutzes wahr. Demnach erhalten die Bezirksämter zur Durchführung des Gesundheitsdienst-Gesetzes und des Infektionsschutzgesetzes auch die erforderlichen Daten zur Sicherstellung ihrer Aufgaben betreffend den Impfschutz von Kindern und Jugendlichen. 

Die Anlässe für die Datenübermittlung ergeben sich aus der Zusammenführung der Anlässe der bisherigen Nummer 2 und der bisherigen Nummer 16 der Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG. Gleiches gilt für die regelmäßig übermittelten Daten. 

Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung an die geänderten Rechtsvorschriften.
Anstelle des Datums „Übermittlungssperren“ erfolgt der Hinweis auf das Vorliegen von Auskunftssperren nach § 51 BMG und bedingten Sperrvermerken nach § 52 BMG. Zur Begründung siehe zu § 2 Absatz 5 dieser Verordnung. 

Zu § 7

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der Nummer 3 der Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG. Es erfolgt jedoch eine Trennung der Datenübermittlungen zur Sicherung des Schulbesuchs und zur Durchführung der vorschulischen Sprachförderung (siehe zu § 8 dieser Verordnung), da die Datenübermittlung zur Sicherstellung des Schulbesuchs die Einwohner vom vollendeten vierten bis zum vollendeten 18. Lebensjahr erfasst, während die Datenübermittlung zur vorschulischen Sprachförderung auf die Einwohner vom vollendeten 4. bis zum vollendeten 7. Lebensjahr begrenzt wird. 

Die Anlässe der Datenübermittlungen werden an die gesetzlichen Regelungen des Schulgesetzes (§§ 41, 42 SchulG) angepasst und um eine Änderung des Namens sowie um den Todesfall erweitert.

Zusätzlich zu den Daten in der bisherigen Nummer 3 wird das Sterbedatum aufgenommen, damit im Todesfall das Ende der Schulpflicht und des Schulverhältnisses bestimmt werden kann.

Außerdem wird der Hinweis auf das Vorliegen von Auskunftssperren nach § 51 BMG und bedingten Sperrvermerken nach § 52 BMG aufgenommen. Zur Begründung siehe zu § 2 Absatz 5 dieser Verordnung.

Ferner erfolgt eine Anpassung an die Begriffe des BMG.


Zu § 8

Wie bereits in der Begründung zu § 7 dieser Verordnung ausgeführt entspricht die Regelung im Wesentlichen der Nummer 3 der Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG, jedoch ist eine Trennung der Datenübermittlungen zur Durchführung vorschulischer Sprachförderung und zur Sicherung des Schulbesuchs (siehe zu § 7 dieser Verordnung) erforderlich.

Die Anlässe der Datenübermittlungen werden an die gesetzlichen Regelungen des Schulgesetzes (§ 55 SchulG) angepasst und um Änderungen der Anschrift insgesamt, also auch bei Umzügen innerhalb Berlins und Straßenumbenennungen/Hausnum-
merumnummerierungen, um eine Änderung des Namens sowie um den Todesfall ergänzt.
Da auch eine Änderung des gesetzlichen Vertreters sowie eine Neueinrichtung oder ein Wegfall von Auskunftssperren und bedingten Sperrvermerken von Bedeutung ist, wird die Änderung dieser Daten ebenfalls als Anlass für den Änderungsdienst aufgenommen. 

Zur Durchführung der vorschulischen Sprachförderung wird anders als zur Sicherung der Schulpflicht eine Datenbank eingesetzt. Für deren fortlaufende Aktualisierung ist auch eine Mitteilung über die Änderung der Anschrift erforderlich. Die bezirklichen Schulämter müssen zudem über einen Wechsel des gesetzlichen Vertreters informiert werden, um die Teilnahme der Kinder am Sprachstandfeststellungsverfahren und der vorschulischen Sprachförderung sicherstellen zu können. Sämtliche Kommunikation läuft über die Erziehungsberechtigten. So sind z.B. die Erziehungsberechtigten von Kindern, die keine öffentlich finanzierte Kindertagesförderung besuchen, schriftlich über das Sprachstandfeststellungsverfahren zu informieren und durch Bescheid aufzufordern, die Sprachstandfeststellung durchführen zu lassen. Sofern die Sprachstandfeststellung ergibt, dass ein Kind die deutsche Sprache nicht hinreichend beherrscht, werden die Erziehungsberechtigten über Förderangebote schriftlich informiert. Ggf. muss das Kind auch durch Bescheid zur Teilnahme an der vorschulischen Sprachförderung verpflichtet werden. 

Die Mitteilung des Todes eines Kindes ist insbesondere erforderlich, um zu verhindern, dass die Erziehungsberechtigten eines verstorbenen Kindes aufgefordert werden, dieses zur Sprachstandfeststellung vorzustellen.

Außerdem wird der Hinweis auf das Vorliegen von Auskunftssperren nach § 51 BMG und bedingten Sperrvermerken nach § 52 BMG aufgenommen. Zur Begründung siehe zu § 2 Absatz 5 dieser Verordnung. Da die Kinder durch die Schulämter über einen längeren Zeitraum begleitet werden und die Datenübermittlungen über drei Jahre erfolgen, erfolgen künftig auch Änderungsmitteilungen an die Schulämter anlässlich der Eintragung oder des Wegfalls einer Auskunftssperre und eines bedingten Sperrvermerks.

Ferner erfolgt eine Anpassung an die Begriffe des BMG.

Zu § 9 

Die regelmäßigen Datenübermittlungen an die Fahrerlaubnisbehörde waren bisher in Nummer 11 der Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG geregelt.

Die dort eingeräumte Möglichkeit der regelmäßigen Datenübermittlung bei einer Änderung der Anschrift oder des Namens wurde durch die Fahrerlaubnisbehörde bisher nicht in Anspruch genommen und wird auch für die Zukunft nicht erwogen. Erforderlich ist allein eine regelmäßige Datenübermittlung im Todesfall zur Bereinigung des örtlichen und des Zentralen Fahrerlaubnisregisters. Die Bereinigung umfasst die Löschung nicht mehr benötigter Datensätze sowie die Registrierung ungültiger Führerscheine. Die Regelung wird daher entsprechend angepasst. Dies beinhaltet auch eine Reduzierung des bisherigen Datenkatalogs auf die Daten, die zur zweifelsfreien Identifizierung des zu bereinigenden Registereintrags erforderlich sind. Gemäß § 49 Absatz 1 Nummer 1 der Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) dürfen im Zentralen Fahrerlaubnisregister u. a. die Familiennamen, Geburtsnamen, sonstige frühere Namen soweit dazu eine Eintragung vorliegt, Vornamen, Ordens- und Künstlernamen, Doktorgrad, Geschlecht, und der Tag und Ort der Geburt gespeichert werden. Im örtlichen Fahrerlaubnisregister dürfen nach § 57 Nummer 1 FeV zusätzlich die derzeitige Anschrift und die Staatsangehörigkeit gespeichert werden.

Entsprechend der bisherigen Praxis werden der Fahrerlaubnisbehörde für den vorzunehmenden Datenabgleich die Daten aller verstorbenen Einwohner ab dem 15. Lebensjahr übermittelt.

Im Übrigen erfolgt eine redaktionelle Anpassung an die Begriffe des BMG. 
Zu § 10

Die regelmäßigen Datenübermittlungen an das Entschädigungsamt waren bisher in der Nummer 5 der Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG geregelt. Die Behörde heißt heute „Entschädigungsbehörde“. Insoweit erfolgt eine redaktionelle Anpassung. 

Die Entschädigungsbehörde benötigt regelmäßige Datenübermittlungen nur noch zur Durchführung des Gesetzes über die Anerkennung und Versorgung der politisch, rassisch oder religiös Verfolgten des Nationalsozialismus (PrVG). Die Datenübermittlungen werden daher auf die Durchführung dieses Gesetzes begrenzt. 

Des Weiteren wird der Kreis der Einwohner, zu denen Daten regelmäßig übermittelt werden dürfen, in der Norm festgelegt. Es dürfen die Daten von Einwohnern, die eine Versorgung nach dem PrVG erhalten, regelmäßig übermittelt werden. Nach § 10 Absatz 1 PrVG erhalten Personen, die nach Teil I des Gesetzes als Verfolgte des Nationalsozialismus oder ihre Hinterbliebenen anerkannt sind, eine Versorgung, wenn sie ihren Wohnsitz und ständigen Aufenthalt im Land Berlin haben. Versorgungsvoraussetzungen sind somit, die Anerkennung nach Teil I des PrVG, die Erfüllung der Altersgrenze für eine Versorgung und der ständige Wohnsitz und Aufenthalt in Berlin. Nach Aufnahme der Versorgung ist eine automatische Datenübermittlung über eine Wohnsitzänderung oder den Tod notwendig, weil für die gesamte Dauer des Leistungsbezuges der Wohnsitz und ständige Aufenthalt in Berlin Voraussetzung ist. Im Todesfall ist die Versorgung sofort einzustellen.

Die bisherige Formulierung „von Einwohnern, für die der Datenempfänger eine regelmäßige Datenübermittlung beantragt hat“ entfällt. Die Formulierung suggeriert, dass die Datenübermittlung von bestimmten Antragsvoraussetzungen abhängig ist, die der Datenempfänger für sich definiert. Tatsächlich erfolgt jedoch eine regelmäßige Datenübermittlung zu allen Versorgungsempfängerinnen und -empfängern. Der „Antrag“ ist lediglich eine Mitteilung an das LABO, in der der Einwohner näher bezeichnet wird, zu dem die regelmäßige Datenübermittlung künftig erfolgen soll.

Da die Einwohner, die eine Versorgung nach dem PrVG erhalten, nicht im Melderegister abgebildet werden können, ist es auch weiterhin erforderlich, dass die Entschädigungsbehörde die entsprechenden Einwohner dem LABO benennt. Die Einwohner sind so zu bezeichnen, dass ihre Identität eindeutig festgestellt werden kann. Die in Absatz 2 Satz 1 gewählte Formulierung lehnt sich an § 44 Absatz 3 BMG für die Erteilung einfacher Melderegisterauskünfte an.

Die Alternative wäre eine Übermittlung aller Einwohner und ein Abgleich beim Datenempfänger. Dieses Vorgehen ist aus Gründen des Datenschutzes unzulässig. Die Übermittlung nur derjenigen Einwohner, die eine Versorgung nach dem PrVG erhalten, wahrt den Grundsatz der Datensparsamkeit.

Die Benennung der Personen soll in automatisierter Form erfolgen. Dies ist sowohl durch die Übermittlung geeigneter Dateien als auch durch die Einarbeitung im Dialogverfahren möglich. Die zum Teil noch praktizierte Übersendung der Mitteilungen in Papierform ist weder zeitgemäß noch ökonomisch. Sie erfordert eine händische Einarbeitung, die unnötig personelle Ressourcen im LABO bindet.

Im Übrigen erfolgt eine redaktionelle Anpassung an die Begriffe des BMG. Zusätzlich wird der Hinweis auf das Vorliegen von Auskunftssperren nach § 51 BMG und bedingten Sperrvermerken nach § 52 BMG aufgenommen. Zur Begründung siehe zu § 2 Absatz 5 dieser Verordnung.

Zu § 11

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der Nummer 6 der Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG. 

Die Formulierung „zur Durchführung des Schwerbehindertenrechts“ wird durch die Formulierung „zur Durchführung des Neunten Buch Sozialgesetzbuch“ ersetzt. Darüber hinaus wird der Kreis der Einwohner, zu dem Daten übermittelt werden dürfen, in der Norm festgelegt. Danach dürfen zur Durchführung des Sozialen Entschädigungsrechts und des § 17 a des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes die Daten von Einwohnern regelmäßig übermittelt werden, die Sozialleistungen (Rentenleistungen und Sachleistungen) oder eine besondere Zuwendung für Haftopfer (Opferrente) empfangen. Zur Durchführung des Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) dürfen außerdem die Daten von schwerbehinderten und diesen gleichgestellten behinderten Menschen (§ 68 Absatz 1 SGB IX) übermittelt werden. 

Die bisherige Formulierung „von Einwohnern, für die der Datenempfänger eine regelmäßi-ge Datenübermittlung beantragt hat“ entfällt. Wie bei § 10 dieser Verordnung suggeriert die Formulierung, dass die Datenübermittlung von bestimmten Antragsvoraussetzungen abhängig ist, die der Datenempfänger für sich definiert. Tatsächlich erfolgt jedoch ebenfalls eine regelmäßige Datenübermittlung zu allen von der Norm erfassten Einwohnern. Der „Antrag“ ist lediglich eine Mitteilung an das LABO, in der der Einwohner näher bezeichnet wird, zu dem die regelmäßige Datenübermittlung künftig erfolgen soll.

Da der Kreis der Einwohner, zu denen die regelmäßigen Datenübermittlungen erfolgen dürfen, nicht im Melderegister abgebildet werden kann, ist es auch weiterhin erforderlich, dass das Versorgungsamt die entsprechenden Einwohner dem LABO benennt. Die Einwohner sind so zu benennen, dass ihre Identität eindeutig festgestellt werden kann. 

Die Daten sollen zukünftig automatisiert übermittelt werden. Dies ist sowohl durch die Übermittlung geeigneter Dateien als auch durch die Einarbeitung im Dialogverfahren möglich. Im Jahr 2015 langen vom Versorgungsamt insgesamt 32.600 Mitteilungen in Papierform vor. Das sind rund 2.715 im Monat. Auch im Jahr 2016 sind vergleichbare Mengen beim LABO eingegangen. Werden für die Einarbeitung in das Melderegister nur zwei Minuten gerechnet, tatsächlich sind es mindestens zwei bis drei Minuten, ergeben sich mehr als 90 Stunden oder mehr als zwei Wochen Bearbeitungszeit für eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter. Aufgrund der prioritären Aufgabe der Aktualisierung des Melderegisters ist die Einarbeitung dieser Mitteilungen nicht zeitnah möglich, so dass auch die begehrten Datenübermittlungen nicht zeitnah erfolgen können. 

Die alternative Übermittlung aller Einwohner und ein Abgleich beim Datenempfänger wäre aus Gründen des Datenschutzes unzulässig. Die gewählte Variante, dass das Versorgungsamt den jeweiligen Einwohner gegenüber dem LABO benennt, trägt dem Grundsatz der Datensparsamkeit Rechnung.

Im Übrigen erfolgt eine redaktionelle Anpassung an die Begriffe des BMG.

Zusätzlich werden die zu übermittelnden Daten der bisherigen Nummer 6 wie folgt erweitert: 

Frühere Namen:
Dieses Datum wird zur Identifizierung von Personen, deren Namen sich geändert haben (z.B. durch Eheschließung) benötigt. Bei Wiederverheiratung oder Scheidung erlischt z.B. der Anspruch auf eine laufende Rente nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG). Wenn das Versorgungsamt keine Kenntnis von der Wiederverheiratung oder Scheidung erlangt, kann dem Kostenträger (Land Berlin oder Bund) ein finanzieller Schaden entstehen. Es handelt sich um ein Datum, dass auch im Rahmen einer einfachen Behördenauskunft automatisiert abgerufen werden darf (§ 38 Absatz 1 BMG).

Ordensname, Künstlername: 
Dieses Datum wird zur Identifizierung von Personen benötigt, die im Rechtsverkehr nur mit ihrem Künstlernamen und nicht mit ihrem richtigen Namen auftreten. Da § 3 Absatz 1 Nummer 5 BMG als Datum nur „Ordensname, Künstlername“ vorsieht, d.h. keine Trennung erfolgt, wird dieses Datum übermittelt. Es handelt sich um ein Datum, dass auch im Rahmen einer einfachen Behördenauskunft automatisiert abgerufen werden darf (§ 38 Absatz 1 BMG).

Familienstand, bei Verheirateten oder Lebenspartnern zusätzlich Datum und Ort der Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft:
Diese Daten dienen der Prüfung der Anspruchsvoraussetzungen für Leistungen nach dem Sozialen Entschädigungsrecht (wiederverheiratet, geschieden etc.). Bei Wiederverheiratung oder Scheidung erlischt z.B. der Anspruch auf eine laufende Rente nach dem BVG. Wenn das Versorgungsamt keine Kenntnis von der Wiederverheiratung oder Scheidung erlangt, kann dem Kostenträger (Land Berlin oder Bund) ein finanzieller Schaden entstehen.

Anstelle des Datums „Übermittlungssperren“ wird der Hinweis auf das Vorliegen von Auskunftssperren nach § 51 BMG und bedingten Sperrvermerken nach § 52 BMG aufgenommen. Zur Begründung siehe zu § 2 Absatz 5 dieser Verordnung.


Zu § 12

Zu Absatz 1

Alle fünf Jahre sind von der Gemeinde (den Bezirken) Vorschlagslisten für die Schöffen- und Jugendschöffenwahlen aufzustellen. 

Das frühere IT-Verfahren zur Unterstützung der Schöffenwahlen, das Schöffenwahl-Modul unter MESO, muss durch ein neues Modul im Verfahren VOIS ersetzt werden. Die Vorbereitung der Schöffenwahlen stellt grundsätzlich keine melderechtliche Angelegenheit dar, sodass es abweichend von der bisherigen Verfahrensarchitektur eines eigenständigen und vom Meldeverfahren abgegrenzten Moduls bedarf. Hiermit geht das Erfordernis einher, dass der bisher innerhalb des Meldeverfahrens vorgenommene erforderliche Datenabgleich für die betreffenden Personen durch einen automatisierten Datenabruf (vgl. § 30 Absatz 16 dieser Verordnung) und eine regelmäßige Datenübermittlung stattfinden muss. 

Das Verfahren zur Vorbereitung der Vorschlagslisten kann in den Bezirksverwaltungen bis zu einem Jahr dauern. Die personenbezogene Prüfung der Voraussetzungen für die Übernahme des Schöffenamtes erfolgt durch einen Datenabruf nach § 38 Absatz 1 BMG 
i. V. m. § 30 Absatz 16 dieser Verordnung. Treten danach Änderungen ein, die die Voraussetzungen zur Aufnahme in die Vorschlagsliste berühren, bedarf es einer Änderungsmitteilung nach Absatz 1. Die unmittelbare Kenntnis ist erforderlich, um den Interessierten eine zeitnahe Rückmeldung über die Möglichkeit einer Berücksichtigung auf der Vorschlagsliste zu geben oder ggf. rechtzeitig weitere notwendige Klärungen einzuleiten. 

Die Regelung sieht vor, dass eine Mitteilung aus dem Melderegister zu den betreffenden Personen erfolgt, sofern sich wichtige Daten für die Beschlussfassung über die Vorschlagslisten nach § 36 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) oder § 35 des Jugendgerichtsgesetzes (JGG) ändern, insbesondere Änderungen eintreten, die die persönlichen Voraussetzungen für eine Wahl betreffen (Vorliegen der deutschen Staatsangehörigkeit, Haupt- oder alleiniger Wohnsitz im Bezirk, Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit, Vorliegen eines Wahlrechtsausschlusses, Tod).

Die Übermittlung eines bedingten Sperrvermerks nach § 51 BMG oder einer Auskunftssperre nach § 52 BMG ist nicht erforderlich. Die für die Aufnahme in die Vorschlagsliste abzugebende Bereitschaftserklärung enthält den ausdrücklichen Hinweis, dass unabhängig von einer ggf. vorliegenden Auskunftssperre die Angaben Geburtsname, Familienname, Vorname, Tag und Ort der Geburt, Wohnanschrift und Beruf der vorgeschlagenen Person in der Vorschlagsliste anzugeben sind und die Vorschlagsliste eine Woche zu jedermanns Einsicht in der Gemeinde (im Bezirk) aufzulegen ist. Personen, die hiermit nicht einverstanden sind, können in der Vorschlagsliste nicht berücksichtigt werden. Sollten darüber hinaus Verpflichtungen durch Zufallsauswahl aus dem Melderegister erforderlich werden, weil nicht genügend Freiwillige gefunden werden, werden hierbei keine Personen mit Auskunftssperren nach § 51 oder bedingten Sperrvermerken nach § 52 BMG ausgewählt. 

Nach Beschlussfassung über die Vorschlagslisten durch die Bezirksverordnetenversammlung bzw. den Jugendhilfeausschuss werden die notwendigen Änderungsmitteilungen bis zur Wahl oder Nichtwahl der vorgeschlagenen Personen durch den Schöffenwahlausschuss an das Amtsgericht Tiergarten übermittelt, bei dem die Zuständigkeit für die Vorbereitung der Schöffenwahlausschüsse liegt.

Zu Absatz 2 

Die Regelung entspricht der Nummer 7 der Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG. Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung an die Begriffe des BMG. Außerdem wird als Anlass für die Datenübermittlung die Namensänderung aufgenommen. Die Änderung des Familienstandes wird hingegen gestrichen. Eine Änderung des Familienstandes ist nur im Zusammenhang mit einer damit einhergehenden Namensänderung von Bedeutung. Bei einer entsprechenden Namensänderung wird gemäß Nummer 10 der neue Familienstand mitgeteilt. Die Kenntnis des aktuellen Namens einer gewählten Schöffin oder eines gewählten Schöffen ist für die Ausübung des Schöffenamts zwingend erforderlich. 

Zusätzlich wird der Hinweis auf das Vorliegen von Auskunftssperren nach § 51 BMG und bedingten Sperrvermerke nach § 52 BMG aufgenommen. Zur Begründung siehe zu § 2 Absatz 5 dieser Verordnung. 
Zukünftig werden daher auch Datensätze zu Personen mit einer Auskunftssperre nach § 51 BMG übermittelt. Dies ist erforderlich, da die Gerichte zwingend Kenntnis von einem Wegzug einer für das Schöffenamt gewählten Person aus Berlin nach bspw. Brandenburg erhalten müssen. Ein Wegzug aus dem Landgerichtsbezirk hat zur Folge, dass das Schöffenamt nicht mehr ausgeübt werden darf. Wirkt die betreffende Person dennoch an Gerichtsverhandlungen mit, bedeutet dies eine nicht ordnungsgemäße Besetzung des Gerichts und führt im Fall einer Revision zu einer Aufhebung des Urteils.

Zu Absatz 3

Wie bei § 10 und § 11 dieser Verordnung wird der Kreis der Einwohner, zu denen Daten übermittelt werden dürfen, in Absatz 1 und 2 festgelegt. In Absatz 2 entfällt die bisherige Formulierung in Nummer 7 der Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG „von Einwohnern, für die der Datenempfänger eine regelmäßige Datenübermittlung beantragt hat“. Zur Begründung siehe zu § 10 und § 11 dieser Verordnung. 
Die regelmäßigen Datenübermittlungen erfolgen jeweils zu allen genannten Personen: zur Vorbereitung der Vorschlagslisten also zu allen Bewerberinnen und Bewerbern sowie zu den zufällig aus dem Melderegister ausgewählten Personen, nach Beschlussfassung über die Vorschlagslisten zu allen für das Schöffenamt vorgeschlagenen Personen und zur Führung der Listen der Schöffinnen und Schöffen zu allen gewählten Schöffinnen und Schöffen der jeweiligen Wahlperiode.

Diesen Personenkreis kann das Melderegister ebenfalls nicht abbilden. Entsprechend sind die jeweiligen Einwohner von den Datenempfängern gegenüber dem LABO so zu benennen, dass ihre Identität eindeutig festgestellt werden kann. Die Benennung der Personen soll in automatisierter Form erfolgen. Dies ist sowohl durch die Übermittlung geeigneter Dateien als auch durch die Einarbeitung im Dialogverfahren möglich. Zur Begründung siehe zu § 10 und § 11 dieser Verordnung.

Die alternative Übermittlung der Daten aller Einwohner und ein Abgleich bei dem jeweiligen Datenempfänger ist aus Gründen des Datenschutzes unzulässig. Die Übermittlung nur derjenigen Einwohner, für die eine regelmäßige Datenübermittlung erforderlich ist, wahrt den Grundsatz der Datensparsamkeit.

Zu § 13

Zu Absatz 1

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der Nummer 8 der Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.

Zu den bereits genannten erforderlichen redaktionellen Anpassungen an die Begriffe des BMG erfolgt eine redaktionelle Anpassung an die Formulierung „Ehegatte oder Lebenspartner“ in § 3 Absatz 1 Nummer 14 BMG.

Zusätzlich wird der Zweck der Datenübermittlungen konkretisiert. Die Aufzählung ist jedoch nicht abschließend. Wie bei §§ 10,11 und 12 dieser Verordnung entfällt zudem die bisherige Formulierung „von Einwohnern, für die der Datenempfänger eine regelmäßige Datenübermittlung beantragt hat“. Anders als bei §§ 10, 11 und 12 dieser Verordnung ist es jedoch nicht möglich, die Einwohner abschließend zu benennen, für die eine Datenübermittlung regelmäßig erforderlich ist. Die Befugnis zur Datenerhebung des Datenempfängers muss sich aus den bereichsspezifischen Rechtsvorschriften ergeben. 

Eine regelmäßige Datenübermittlung soll beispielsweise zu Personen möglich sein, für die die Prognose gestellt werden kann, dass sie auch künftig als Täter oder Unterstützer von Straftaten von erheblicher Bedeutung in Betracht kommen. Im Bereich der Aufklärung von Branddelikten ist eine regelmäßige Datenübermittlung für polizeibekannte Brandstifter erforderlich, die als Wiederholungstäter angesehen werden. Die Serienbrandstiftung ist häufig eine Tat des sozialen Nahraums, oft sogar im eigenen Wohnhaus. Ein Wechsel der Wohnanschrift führt daher meist zur Verlagerung des Tatortes. Dies gilt ebenso für Intensivtäter anderer Deliktsgruppen.

Auch im Bereich des polizeilichen Staatsschutzes kann eine regelmäßige Datenübermittlung erforderlich sein, da beispielsweise bei der Beantragung eines Personalausweisdokuments Schlüsse auf eine Ausreise oder der anderweitigen Verwendung der Altdokumente gezogen werden können. Darüber hinaus kann ein Wohnortwechsel von Tätern und Unterstützern im Bereich der politischen Kriminalität ebenfalls zur Verlagerung von gefährdeten Gebieten und potentiellen Opfern und Zielen führen, was durch eine regelmäßige Datenübermittlung frühzeitig in die polizeiliche Konzeption einfließen kann.

Die jeweiligen Einwohner sind vom Polizeipräsidenten in Berlin gegenüber dem LABO so zu benennen, dass ihre Identität eindeutig festgestellt werden kann. Die Benennung der Personen soll in automatisierter Form erfolgen. Dies ist sowohl durch die Übermittlung geeigneter Dateien als auch durch die Einarbeitung im Dialogverfahren möglich. Zur Begründung siehe zu § 10 und § 11 dieser Verordnung.

Zusätzlich wird die Ausstellung eines vorläufigen Personalausweises und eines Ersatz-Personalausweises als Anlass für eine regelmäßige Datenübermittlung aufgenommen. Entsprechend dürfen auch die Ausstellungsbehörde, das Ausstellungsdatum, die Gültigkeitsdauer und die Seriennummer beider Dokumente übermittelt werden. Durch das Gesetz zur Änderung des Personalausweisgesetzes zur Einführung eines Ersatz-Personalausweises und zur Änderung des Passgesetzes vom 20. Juni 2015 (BGBl. I S. 970) wurden der vorläufige Personalausweis und der Ersatz-Personalausweis zu den in § 3 Absatz 1 Nummer 17 BMG von den Meldebehörden im Melderegister zu speichernden Ausweispapieren hinzugefügt. Gemäß § 2 Absatz 1 des Personalausweisgesetzes (PAuswG) sind Ausweise der Personalausweis, der vorläufige Personalausweis und der Ersatz-Personalausweis. Demnach stehen der vorläufige und der Ersatz-Personalausweis dem „normalen“ Personalausweis gleich. Für die Polizei Berlin besteht daher bei der Ausstellung dieser Dokumente das gleiche Interesse an einer regelmäßigen Datenübermittlung wie bei der Ausstellung eines Personalausweises.

Ferner wird der Hinweis auf das Vorliegen von Auskunftssperren nach § 51 BMG und bedingten Sperrvermerken nach § 52 BMG aufgenommen. Zur Begründung siehe zu § 2 Absatz 4 dieser Verordnung.

Zu Absatz 2

Die Regelung entspricht nahezu der Nummer 9 der Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.
Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung an die Begriffe des BMG.
In den zu übermittelnden Datenkatalog wird die derzeitige Anschrift der Hauptwohnung aufgenommen. Da Anlass für die regelmäßige Datenübermittlung u. a. der Zuzug nach Berlin und die Änderung der Anschrift ist, ist es nur folgerichtig, wenn neben den bereits übermittelten Information auch die aktualisierte Anschrift übermittelt wird. Zur Aktualisierung der Fahndungsunterlagen würde sonst eine Abfrage der betroffenen Person im automatisierten Verfahren gemäß § 38 Absatz 1 erforderlich werden. Dies kann durch die regelmäßige Übermittlung der aktualisierten Anschrift unterbleiben.
Zusätzlich wird der Hinweis auf das Vorliegen von Auskunftssperren nach § 51 BMG und bedingten Sperrvermerken nach § 52 BMG aufgenommen. Zur Begründung siehe zu § 2 Absatz 4 dieser Verordnung.

Zu § 14 

Die Regelung entspricht der Nummer 4 der Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.

Zur redaktionellen Anpassung an die Begriffe des BMG erfolgt eine weitere redaktionelle Anpassung, da das Gesetz zur Jugendwohlfahrt durch das Kinder- und Jugendhilfegesetz aufgehoben und durch das Sozialgesetzbuch Achtes Buch (SGB VIII) – Kinder- und Ju-gendhilfe ersetzt wurde. Maßgeblich sind hier die §§ 52a bis 58a SGB VIII.

Wie in §§ 10 bis 13 dieser Verordnung entfällt die bisherige Formulierung „von Einwohnern, für die der Datenempfänger eine regelmäßige Datenübermittlung beantragt hat“. Die Formulierung suggeriert, dass die Datenübermittlung von bestimmten Antragsvoraussetzungen abhängig ist, die der Datenempfänger für sich definiert. Der „Antrag“ ist jedoch lediglich eine Mitteilung an das LABO, in der der Einwohner näher bezeichnet wird, zu dem die regelmäßige Datenübermittlung künftig erfolgen soll.
Wie in § 13 dieser Verordnung ist es nicht möglich, die Einwohner abschließend zu benennen, für die eine Datenübermittlung regelmäßig erforderlich ist. Die Befugnis zur Datenerhebung des Datenempfängers muss sich aus bereichsspezifischen Vorschriften ergeben. 

Die regelmäßigen Datenübermittlungen können zu Eltern und/oder Kindern für die Dauer der Aufgabe erforderlich sein. Im Rahmen von Beistandschaften werden regelmäßige Datenübermittlungen beispielsweise zur Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen und deren Vollstreckung erforderlich. Zur Wahrnehmung der Aufgaben in den Bereichen Vormundschaften und Pflegschaften gemäß § 1915 Absatz 1 BGB können regelmäßige Datenübermittlungen bei Fragen zur Regelung des Umgangs erforderlich sein, z. B. wenn die Gefahr besteht, dass ein Elternteil mit seinem Kind, für das dieser Elternteil nicht mehr die elterliche Sorge hat, in ein anderes Land verziehen möchte. Eine regelmäßige Datenübermittlung kommt weiterhin bei Eröffnung eines Mündelkontos zur Verwaltung des Geldes des betreffenden Kindes in Betracht.

Die jeweiligen Einwohner sind von der für Jugend und Familie zuständigen Senatsverwaltung gegenüber dem LABO so zu benennen, dass ihre Identität eindeutig festgestellt werden kann. Die Benennung der Personen soll in automatisierter Form erfolgen. Dies ist sowohl durch die Übermittlung geeigneter Dateien als auch durch die Einarbeitung im Dialogverfahren möglich. Zur Begründung siehe zu § 10 und § 11 dieser Verordnung.

Zusätzlich wird der Hinweis auf das Vorliegen von Auskunftssperren nach § 51 BMG und bedingten Sperrvermerken nach § 52 BMG aufgenommen. Zur Begründung siehe zu § 2 Absatz 5 dieser Verordnung).

Zu § 15

Zu Absatz 1

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der Nummer 12 der Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG. Sie dient jedoch nicht länger nur dem Versand der Elternbriefe des Arbeitskreises Neue Erziehung e. V., sondern wird in der Weise geöffnet, dass auch der Versand pädagogischen Informationsmaterials anderer Träger der Jugendhilfe an die Eltern Neugeborener möglich ist.

Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung, da § 3 Absatz 1 Nummer 6 BMG die Formulierung „Geburtsdatum“ und § 3 Absatz 1 Nummer 9 BMG die Formulierung „gesetzlicher Vertreter“ verwendet. Die Begriffe „Mutter“, „Vater“ oder „Eltern“ kennt das BMG nicht. Im Übrigen richten sich die Elternbriefe grundsätzlich an beide Elternteile, so dass im Zuge der Gleichbehandlung und des Diskriminierungsverbots die Daten der gesetzlichen Vertreter, wobei es sich auch um eine Einzelperson handeln kann, dem Datenempfänger übermittelt werden. 
In den zu übermittelnden Datenkatalog wird die Anschrift des Kindes neu aufgenommen, da die Anschrift des Kindes und die seiner gesetzlichen Vertreter im Einzelfall auseinanderfallen können. Die Informationen sollen nur den Elternteil erreichen, der mit dem Kind lebt. Der Datenempfänger gleicht hierfür die Adressen der gesetzlichen Vertreter und des Kindes ab.
Soweit der Datenempfänger die Elternbriefe nur bei Erstgeburten versendet und bei weiteren Kindern nicht erneut versendet, ist es Sache des Datenempfängers, Doppelsendungen auszuschließen.

Zusätzlich wird der Hinweis auf das Vorliegen bedingter Sperrvermerke nach § 52 BMG aufgenommen. Zur Begründung siehe zu § 2 Absatz 5 dieser Verordnung.

Zu Absatz 2

Wie bisher werden keine Daten von Personen mit einer Auskunftssperre nach § 51 BMG übermittelt.

Zu § 16

Die Regelung entspricht der Nummer 13 der Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG. Die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung erhält diese Daten, da sie im Auftrag der bezirklichen Jugendämter für diese ein zentrales Fachverfahren betreibt. Ohne diese Datenübermittlung wäre eine Auftragsdatenverarbeitung für die Berliner Jugendämter nicht umsetzbar.

Wie in §§ 10 bis 14 dieser Verordnung entfällt die bisherige Formulierung „von Einwohnern, für die der Datenempfänger eine regelmäßige Datenübermittlung beantragt hat“. Zur Begründung siehe dort. 
Wie in § 13 und § 14 dieser Verordnung ist es nicht möglich, die Einwohner abschließend zu benennen, für die eine Datenübermittlung regelmäßig erforderlich ist. Die Befugnis zur Datenerhebung des Datenempfängers muss sich aus bereichsspezifischen Rechtsvorschriften ergeben.

Die regelmäßigen Datenübermittlungen können zu Eltern und/oder Kindern für die Dauer der Leistung oder Aufgabe erforderlich sein. Zur Durchführung des Unterhaltsvorschussgesetzes werden regelmäßige Datenübermittlungen beispielsweise zur Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen und deren Vollstreckung durch Pfändung erforderlich. Für die Bearbeitung von Angelegenheiten nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz sind regelmäßige Datenübermittlungen während des Leistungszeitraums erforderlich. Zur Aufgabenwahrnehmung des öffentlichen Trägers der Jugendhilfe müssen beispielsweise Veränderungen der Daten der Kinder, die eine Berliner Kindertageseinrichtung besuchen, und ihrer Eltern mitgeteilt werden, um festzustellen, ob die Zuständigkeit Berlins weiterhin gegeben ist.

Die jeweiligen Einwohner sind von der für Jugend und Familie zuständigen Senatsverwaltung gegenüber dem LABO so zu benennen, dass ihre Identität eindeutig festgestellt werden kann. Die Benennung der Personen soll in automatisierter Form erfolgen. Dies ist sowohl durch die Übermittlung geeigneter Dateien als auch durch die Einarbeitung im Dialogverfahren möglich. Zur Begründung siehe zu § 10 und § 11 dieser Verordnung.

Es erfolgt ferner eine redaktionelle Anpassung an die Begriffe des BMG.

Darüber hinaus wird der Katalog der zu übermittelnden Daten um das Datum „Sterbedatum und Sterbeort“ erweitert, denn Anlass der Datenübermittlung ist auch der Tod der betroffenen Person. Es handelt sich hierbei um ein Datum, das auch im Rahmen einer einfachen Behördenauskunft automatisiert abgerufen werden darf (§ 38 Absatz 1 BMG). Im Rahmen der Leistungsverwaltung ist insbesondere das Sterbedatum von Bedeutung, da die Leistungsberechtigung im Regelfall mit dem Tod endet.

Zusätzlich wird der Hinweis auf das Vorliegen von Auskunftssperren nach § 51 BMG und bedingten Sperrvermerken nach § 52 BMG aufgenommen. Zur Begründung siehe zu § 2 Absatz 5 dieser Verordnung.

Zu § 17

Zu Absatz 1

Die Regelung entspricht der Nummer 14 der Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG. Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung an die Begriffe des BMG.

Darüber hinaus wird der Katalog der zu übermittelnden Daten um die Tatsache, dass die Person verstorben ist, erweitert. Anlass der Datenübermittlung ist der Tod der betroffenen Person. Die Mitteilung über den Tod ist zur Bereinigung des Datensatzes und zur Entlastung des Einladungswesens für das Mammographie Screening erforderlich. 

Zu Absatz 2

Wie bisher werden keine Daten zu Personen mit einer Auskunftssperre nach § 51 BMG übermittelt.

Zu § 18

Zu Absatz 1

Die regelmäßige Datenübermittlung zur Durchführung des Berliner Kinderschutzgesetzes an die Zentrale Stelle bei der Charité war bisher in der Nummer 15 der Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG geregelt. Die Regelung bleibt im Wesentlichen erhalten. Die regelmäßigen Datenübermittlungen werden jedoch auf Kinder bis zum vollendeten 6. Lebensjahr begrenzt. Darüber hinaus wird der Anlass der regelmäßigen Datenübermittlungen modifiziert. 

Die Richtlinien des Bundesausschusses der Ärzte und Krankenkassen über die Früherkennung von Krankheiten bei Kindern bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres („Kinder-Richtlinie“) in der Fassung vom 26. April 1976 (veröffentlicht als Beilage Nummer 28 zum Bundesanzeiger Nummer 214 vom 11. November 1976), zuletzt geändert am 18. Mai 2017 (veröffentlicht im Bundesanzeiger AT 24.07.2017 B2), in Kraft getreten am 25. Juli 2017 sehen folgende Untersuchungsstufen, Untersuchungszeiträume und Toleranzgrenzen für Kinder bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres vor:


	Untersuchungs-
Stufe
	Untersuchungszeitraum
	Toleranzgrenze

	U 4
	3. – 4. Lebensmonat
	2. – 4 ½. Lebensmonat

	U 5
	6. – 7. Lebensmonat
	5. – 8. Lebensmonat

	U 6
	10. – 12. Lebensmonat
	9. – 14. Lebensmonat

	U 7
	21. – 24. Lebensmonat
	20. – 27. Lebensmonat

	U 7 a
	34. – 36. Lebensmonat
	33. – 38. Lebensmonat

	U 8
	46. – 48. Lebensmonat
	43. – 50. Lebensmonat

	U 9
	60. – 64. Lebensmonat
	58. – 66. Lebensmonat




Der Anlass der regelmäßigen Datenübermittlungen wird dahingehend angepasst, dass der Stichtag für die Bestandsdatenübermittlungen von Kindern bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres auf den 1. Tag des Beginns der jeweiligen Toleranzzeit sowie den 1. Tag des empfohlenen Zeitraums festgelegt wird.

Nach § 6 Absatz 3 Berliner Kinderschutzgesetz wird bei Nichtvorhandensein eines Screening-Identitäts-Dokumentationsbogens eine neue Screening-Nummer (SC-ID) an die Personensorgeberechtigten versendet. Da die Zentrale Stelle die Aufgabe hat, die Teilnahme zu den in der Kinder-Richtlinie angegeben bzw. vorgesehenen Zeiten zu ermöglichen, müssen diese Bögen mit Beginn der jeweiligen Toleranzzeit an die Personensorgeberechtigten übermittelt werden. Die Zentrale Stelle benötigt daher eine frühzeitige Datenübermittlung (1. Stichtag), um ermitteln zu können, zu welchen Kindern keine Screening-Nummern vorliegen. Besonders wichtig ist dies bei Zuzügen aus dem Ausland, da die Suche nach einer Kinderarztpraxis nach vorliegenden Erfahrungen einige Zeit in Anspruch nimmt. Die Regelung soll vermeiden, dass der Zentralen Stelle vorliegende Untersuchungsbescheinigungen von nicht in Berlin geborenen Kindern aufgrund des Fehlens eines Meldedatensatzes der jeweiligen Untersuchungsstufe unberücksichtigt bleiben. In 2016 wurden ca. 5.000 Untersuchungsbescheinigungen von nicht in Berlin geborenen Kindern von der Zentralen Stelle verarbeitet, ohne dass Meldedaten der jeweiligen Untersuchungsstufe vorhanden waren.

Der 2. Stichtag entspricht dem bisherigen Stichtag für die Datenübermittlungen. Er markiert den Beginn des empfohlenen Untersuchungszeitraums gemäß Kinder-Richtlinie, in dem die meisten Kinder erfahrungsgemäß auch tatsächlich untersucht werden. 

Nach § 6 Absatz 2 Berliner Kinderschutzgesetz übermittelt die Meldebehörde der Zentralen Stelle regelmäßig vor Beginn des festgelegten Untersuchungsintervalls elektronisch die Daten der Kinder der jeweiligen Altersstufen. Da aber die Zentrale Stelle nicht über den gesamten Toleranzzeitraum die Daten der neu mit Hauptwohnsitz in Berlin erfassten Kinder übermittelt bekommt, sind zwei Stichtagsregelungen für die Datenübermittlungen erforderlich, vor allem auch, um die Zielstellung des Berliner Kinderschutzgesetzes vollumfänglich erfüllen zu können, die Teilnahme aller mit Wohnsitz in Berlin gemeldeter Kinder an den Früherkennungsuntersuchungen zu sichern. 

Der Umfang der zu übermittelnden Daten wird um das Datum „frühere Namen“ ergänzt. Das Berliner Kinderschutzgesetz sieht in § 6 Absatz 2 eine Übermittlung dieses Datums vor, jedoch wurde eine Aufnahme dieses Datums vom Verordnungsgeber bei der Schaffung der bisherigen laufenden Nummer 15 der Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG versehentlich übersehen. Ebenfalls versehentlich übersehen wurde das Datum „Ein- und Auszugsdatum“, das nunmehr aufgenommen wird. Bei der Übermittlung früherer Anschriften wird zugleich immer das Ein- und Auszugsdatum übermittelt. Dies geht auf die verwendete Software zurück. Eine Trennung ist technisch nicht möglich. Entsprechend findet sich stets die Übermittlung beider Daten in den vorstehenden Regelungen dieser Verordnung sowie in den bisherigen Regelungen der Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG wieder. 

Anstelle des Datums „Übermittlungssperren“ wird der Hinweis auf das Vorliegen einer Auskunftssperre nach § 51 BMG und bedingter Sperrvermerke nach § 52 BMG aufgenommen. Nach dem Berliner Kinderschutzgesetz hat die Zentrale Stelle die Aufgabe, allen mit Wohnsitz in Berlin gemeldeten Kindern die Teilnahme an den Früherkennungsuntersuchungen U4 bis U9 zu ermöglichen. Die Kenntnis über das Vorliegen einer Sperre ist erforderlich, damit die Zentrale Stelle die Sperre auch beachten kann (vgl. auch Begründung zu § 2 Absatz 5 dieser Verordnung). Mit der dritten Verordnung zur Änderung zur Durchführung des Meldegesetzes vom 30.03.2011 wurden die Übermittlungssperren in die Nummer 15 der Anlage 4 aufgenommen. Ihre Kenntnis ist weiterhin erforderlich.



Zu Absatz 2

Zur Sicherstellung der Teilnahme der Kinder mit Wohnsitz in Berlin an den Früherkennungsuntersuchungen (U-Untersuchungen) benötigt die Zentrale Stelle bei der Charité über die gesamte Toleranzzeit der jeweiligen U-Untersuchung ferner eine automatische Benachrichtigung im Fall der Änderung von Daten (sog. Änderungsdienst). Der bisherige Zeitraum von 3 Monaten hat sich als unzureichend erwiesen und wird daher durch die jeweilige Stichtagsregelung in Satz 2 ersetzt. Das Ende für die Übermittlung von Änderungsnachrichten zu einem Kind wird durch das Erreichen des jeweils festgesetzten Lebenstages je Untersuchungsstufe festgelegt. 

Da auch eine Änderung des gesetzlichen Vertreters, eine Änderung des Namens des gesetzlichen Vertreters sowie eine Neueinrichtung oder ein Wegfall von Auskunftssperren und bedingten Sperrvermerken von Bedeutung ist, wird die Änderung dieser Daten als Anlass für den Änderungsdienst aufgenommen. Der Zentralen Stelle müssen stets aktuelle Daten zum gesetzlichen Vertreter vorliegen, da die Einladung, das Kind zu den Früherkennungsuntersuchungen vorzustellen, an die Personensorgeberechtigten zu richten ist. Damit die Zustellung gelingen kann, muss die Zentrale Stelle sowohl von einem Wechsel der Person des gesetzlichen Vertreters Kenntnis erhalten als auch von einer Änderung des Namens. Zudem sind gemäß § 6 Absatz 5 Berliner Kinderschutzgesetz von der Zentralen Stelle dem jeweils zuständigen Gesundheitsamt die Personensorgeberechtigten mitzuteilen, wenn das Kind innerhalb einer angemessenen Frist nach Versendung der Einladung nicht vorgestellt wurde. 

Zu § 19

Die Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG enthielt keine vergleichbare Regelung. 

Die Regelung ermöglicht den für die Vorbereitung und Durchführung von allgemeinen Wahlen in Berlin zuständigen Wahlleiterinnen und Wahlleitern eine medienbruchfreie Nutzung der im Melderegister gespeicherten Daten von Wahlbewerberinnen und Wahlbewerbern. Nicht zuletzt zu diesem Zweck werden Wahlbewerbungen (einschließlich der Angabe des erlernten und ausgeübten Berufs) zu der jeweiligen Person im Melderegister gespeichert (§ 2 Nummer 1 Buchstabe a BlnAGBMG). Die Regelung ermöglicht insbesondere eine ordnungsgemäße und fehlerfreie Vorbereitung der Bekanntmachung der Wahlvorschläge im Amtsblatt für Berlin und der Herstellung der Stimmzettel in dem hierfür zur Verfügung stehenden sehr engen Zeitrahmen. Sie dient zudem unter anderem der Durchführung der gesetzlich vorgesehenen Wahlstatistiken. 

Bei den Wahlen zum Abgeordnetenhaus von Berlin und zu den Bezirksverordnetenversammlungen obliegt die Bekanntmachung der Wahlvorschläge der Landeswahlleiterin bzw. dem Landeswahlleiter; die Herstellung der Stimmzettel wird von ihr oder ihm verantwortet. Bei der Wahl zum Deutschen Bundestag obliegt der Landeswahlleiterin bzw. dem Landeswahlleiter die Bekanntmachung der Landeslistenbewerberinnen und Landeslistenbewerber; für die Bekanntmachung der Wahlkreisbewerberinnen und Wahlkreisbewerber wie auch die Vorbereitung des Drucks der Stimmzettel sind die Kreiswahlleiterinnen und Kreiswahlleiter zuständig. Die Vorschrift differenziert daher bezüglich des Umfangs der regelmäßig zu übermittelnden Meldedaten nach Berliner Wahlen in Absatz 1 und der Wahl zum Deutschen Bundestag in Absatz 2. 

Die Bekanntmachung der Wahlbewerberinnen und Wahlbewerber umfasst die folgenden in den Wahlvorschlägen anzugebenden Daten der Wahlbewerberinnen und Wahlbewerber: Familiennamen, Vornamen, Doktorgrad, erlernter und ausgeübter Beruf, Geburtsjahr und Geburtsort der Bewerberinnen und Bewerber (§§ 38, 39 i.V.m. § 34 Bundeswahlordnung, § 40 Landeswahlordnung). Den Datenempfängern obliegt es, das übermittelte Geburtsdatum (§ 3 Absatz 1 Nummer 6 BMG) auf das Geburtsjahr zu beschränken. Bei den in den Bekanntmachungen zu veröffentlichenden Anschrift der Wahlbewerberinnen und Wahlbewerber handelt es sich bei Berliner Wahlen allein um die in den Wahlvorschlägen anzugebende Erreichbarkeitsanschrift (§ 29 Absatz 6 Buchstabe d Landeswahlordnung), bei der Wahl zum Deutschen Bundestag um die Anschrift der Hauptwohnung. Nur bei Bestehen einer Auskunftssperre im Melderegister ist für die betreffende Wahlbewerberin oder den betreffenden Wahlbewerber auch bei Bundestagswahlen eine Erreichbarkeitsanschrift als Anschrift zu veröffentlichen (§ 38 Satz 4 und § 43 Absatz 1 Satz 3 Bundeswahlordnung). Diesem Unterschied dient die Differenzierung nach den Absätzen 1 und 2. Im Fall des Absatzes 1 erfolgt die Übermittlung der Anschrift der Hauptwohnung zum Zweck der Benachrichtigung der gewählten Bewerberinnen und Bewerber. 

Die Übermittlung des Geschlechts der Wahlbewerberinnen und Wahlbewerber dient der Durchführung der Wahlstatistik auf Landes- und Bundesebene, in deren Rahmen das Geschlechterverhältnis sowohl der zu einer Wahl antretenden wie der gewählten Bewerberinnen und Bewerber erfasst und veröffentlicht wird.

Die Benachrichtigung der Landeswahlleiterin oder des Landeswahlleiters und der Kreiswahlleiterinnen und Kreiswahlleiter über Änderungen des Namens, der Anschrift, der Erreichbarkeitsanschrift und des ausgeübten Berufs ist erforderlich, da die Daten der Wahlbewerberinnen und Wahlbewerber zu den in Absatz 1 Satz 1 genannten Zwecken stets aktuell sein müssen. Die Übermittlung bis zum 42. Tag nach der Wahl geht auf § 74 Landeswahlordnung zurück. Danach werden das Ergebnis der Wahlen zum Abgeordnetenhaus und die Ergebnisse der Wahlen zu den Bezirksverordnetenversammlungen spätestens sechs Wochen nach dem Wahltag im Amtsblatt bekannt gegeben.

Zu § 20

Die Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG enthielt keine vergleichbare Regelung. 

Derzeit wird der IKT-Basisdienst Service-Konto Berlin (SKB) als zentrale Identifizierungs-komponente für die digitalen Fachverfahren des Landes Berlin mit den Sicherheitsstufen 0, 1 und 2 umgesetzt. Um die Sicherheitsstufe 2 zu erlangen, muss die Nutzerin bzw. der Nutzer Anrede, Titel, Familienname, Vornamen, Geschlecht, die derzeitige Anschrift – gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung – und das Geburtsdatum hinterlegen und über die eID bzw. durch persönliches Erscheinen im Bürgeramt verifizieren lassen. 

Bei einer Änderung der Daten, z. B. durch einen Umzug, bedarf es auch einer Datenaktualisierung im SKB. Dies soll über einen regelmäßigen Abgleich mit dem Melderegister erfolgen. Änderungen im Melderegister sollen somit auch immer im SKB nachvollzogen werden, um mit den aktuellen Daten die über das SKB angebotenen Transaktionen abwickeln zu können. Nur so können Mehrfachabfragen gegenüber den SKB-Nutzerinnen und -Nutzern oder den Meldebehörden vermieden werden. 

Das Geburtsdatum wird insbesondere zur eindeutigen Identifizierung der Nutzerin bzw. des Nutzers, aber auch für Dienstleistungen, die an das Lebensalter gebunden sind, benötigt. Die Information über den Tod ist notwendig, um Service-Konten verstorbener Nutzerinnen und Nutzer sperren zu lassen und damit eine Zweckentfremdung durch Dritte auszuschließen. 

Durch den automatisierten Melderegisterabgleich wird ferner sichergestellt, dass die vom IT-Planungsrat vorgesehene Interoperabilität zwischen den bestehenden Service-Konten der deutschen Verwaltung stets mit aktuellen Daten erfolgt. Zudem ist ergänzend festzuhalten, dass mit der Umsetzung der Verordnung über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (Verordnung (EU) Nr. 910/2014 - eIDAS-Verordnung) drei Vertrauensniveaus – niedrig, substanziell und hoch – vorgesehen sind, die künftig auch im SKB abgebildet werden müssen. Dabei werden mindestens zur Erreichung des Vertrauensniveaus substanziell verifizierte und aktuelle Nutzerdaten zur Durchführung einer Transaktion notwendig.

Die Daten werden bei Einrichtung des SKB stets von der Nutzerin bzw. dem Nutzer selbst angelegt. Außerdem wird ihre Einwilligung zur Übermittlung der aufgeführten Daten abgefragt. Die Nutzung des SKB ist generell freigestellt. Die mit seiner Hilfe durchgeführten Verwaltungsverfahren können auch analog oder ohne dauerhafte Datenspeicherung im SKB abgewickelt werden.
Um sicherzustellen, dass nur die Daten der Nutzerinnen und Nutzern des SKB übermittelt werden, wird im Melderegister ein Merkmal geführt, das vom SKB automatisiert oder auf anderem Weg anlassbezogen gesetzt und gelöscht wird.

Bei Vorliegen von Auskunftssperren nach § 51 BMG und bedingten Sperrvermerken nach § 52 BMG erfolgt keine Aktualisierung der Daten im Service-Konto. Eine entsprechende Information darüber wird im Service-Konto hinterlegt.

Zu § 21

Die Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG enthielt keine vergleichbare Regelung. Die beim Polizeipräsidenten in Berlin angesiedelte Waffenbehörde wird als Empfänger regelmäßiger Datenübermittlungen neu in die Verordnung aufgenommen.

Die regelmäßigen Datenübermittlungen sind für die ordnungsgemäße Durchführung des Waffengesetzes erforderlich, da bei Wegzug der Datensatz und die Akte des Waffenbesitzers umgehend an die nun örtlich zuständige Waffenbehörde übersandt werden muss, damit diese z. B. Kenntnis von einer Verlagerung der Waffenaufbewahrung in ihren Bereich erhält. Ebenso müssen bei Zuzug nach Berlin die Akten von der vormals örtlich zuständigen Waffenbehörde angefordert werden und überprüft werden, wie die Waffen in Berlin gelagert sowie An- und Abmeldungen von Waffen vorgenommen werden.
Bei einem Umzug innerhalb von Berlin muss die Waffenbehörde ggf. den Umzug der Waffenlagerstätte prüfen. 

Bei Namensänderungen müssen die Dokumente geändert werden und der neue Name muss bei der regelmäßigen Überprüfung der Zuverlässigkeit Berücksichtigung finden. 

Bei Sterbefällen muss die Waffenbehörde umgehend den Verbleib von Waffen und Erlaubnisurkunden klären und letztere einziehen. Die automatische Mitteilung ist hier unerlässlich, damit die Waffenbehörde Kenntnis vom Todesfall erhält. Da die Erben oder Nachlassverwalter oft nicht sachkundig sind, besteht die Gefahr, dass Waffen und Erlaubnisse ohne zeitnahe Kontaktaufnahme von Seiten der Behörde Nichtberechtigten überlassen werden oder anderweitig in Verlust geraten. Für die erforderlichen Ermittlungen nach dem Tod eines Erlaubnisinhabers steht der Waffenbehörde der automatisierte Abruf nach § 38 Absatz 1 BMG i.V.m. § 49 dieser Verordnung zur Verfügung. Im Rahmen der regelmäßigen Datenübermittlung genügt daher die Übermittlung des Sterbedatums. 

Zusätzlich wird der Hinweis auf das Vorliegen von Auskunftssperren nach § 51 BMG und bedingten Sperrvermerken nach § 52 BMG aufgenommen. Zur Begründung siehe zu § 2 Absatz 5 dieser Verordnung.

Die Formulierung der Regelung ist angelehnt an § 44 Absatz 2 des Waffengesetzes (WaffG). Dort heißt es:
„(2) Die Meldebehörden teilen den Waffenerlaubnisbehörden Namensänderungen, Zuzug, Änderung der derzeitigen Anschrift im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde, Wegzug und Tod des Einwohners mit, für den das Vorliegen einer waffenrechtlichen Erlaubnis gespeichert ist.“

§ 44 Absatz 2 WaffG benennt lediglich die Anlässe der Datenübermittlung. In der Gesetzesbegründung wird daher ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die zu übermittelnden Daten durch die melderechtlichen Regelungen der Länder zu bestimmen sind (BR Drs. 61/17 S. 40).

Zu § 22

Der Datenkatalog aus § 42 Absatz 1 und 2 BMG darf den öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften sowohl auf Ersuchen im Einzelfall als auch regelmäßig übermittelt werden. Eine Erweiterung der Daten zu § 42 Absatz 2 BMG erfolgte durch § 5 Absatz 1 des BlnAGBMG.

Zum Zwecke der Bestands- und Ersterfassung erfolgte bundesweit im Mai 2016 ein einmaliger Abgleich durch Übermittlung der Daten an die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften.

Durch die regelmäßigen Datenübermittlungen werden diese Bestandsdaten aktualisiert sowie ergänzt. Übermittlungsanlässe ergeben sich zum Beispiel aus
a)  Änderung der Daten eines Kirchenmitgliedes im Falle eines Umzugs, des Bezugs oder der Aufgabe einer Nebenwohnung, einer Fortschreibung von Namen und Titeln, von Daten des gesetzlichen Vertreters, von Daten zur Staatsangehörigkeit, von Daten zur Religionszugehörigkeit und, von Daten zum Familienstand und von Daten zu einem familienangehörigen Nichtmitglied.
b)  Zugang eines Kirchenmitgliedes im Falle des Zuzugs aus dem Inland, des Zuzugs oder Wiederzuzugs aus dem Ausland oder im Falle der Fortschreibung von Daten zur Religion.
c) Wegfall eines Kirchenmitgliedes im Falle des Wegzugs in das Ausland oder eines Wegzugs nach unbekannt oder anlässlich eines Sterbefalls.

Die Daten von Familienangehörigen, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehören, werden als Zusatzdaten zu dem jeweiligen Kirchenmitglied übermittelt. Änderungen der Daten nach § 42 Absatz 2 BMG lösen ebenfalls eine Datenübermittlung aus. Haben Familienangehörige, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehören der Datenübermittlung gemäß § 42 Absatz 3 BMG widersprochen, dürfen die Daten nach § 42 Absatz 2 BMG nur für Zwecke des Steuererhebungsrechts vom Empfänger verwendet werden. Die Einlegung oder Löschung eines Widerspruchs wird den öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften über den Standard OSCI-XMeld tagesaktuell mitgeteilt. Die Zweckbindung wird den öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften zudem bei der Datenübermittlung mitgeteilt (Nr. 42 BMGVwV). Die Meldebehörden haben eine entsprechende Kennzeichnung der Daten sicherzustellen.

Zusätzlich dürfen gemäß § 4 Absatz 3 BMG Ordnungsmerkmale an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften übermittelt werden. Die Regelung gilt für Ordnungsmerkmale von Kirchenmitgliedern. Da sich die Übermittlung bereits unmittelbar aus dem BMG ergibt, bedarf es keiner ergänzenden Regelung in dieser Verordnung.

Umgekehrt übermitteln die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften der Meldebehörde Daten über die Begründung oder Beendigung der Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, die von der Meldebehörde verarbeitet werden. Die Übermittlung erfolgt aufgrund Kirchenrechts. 

Zu § 23

Zu Absatz 1

Die Meldebehörden dürfen den öffentlichen Stellen des Bundes und der Länder die in § 38 Absatz 1 BMG genannten Daten im Wege des automatisierten Abrufs übermitteln. Dabei handelt es sich um folgende Daten:
1. Familienname,
2. frühere Namen,
3. Vornamen unter Kennzeichnung des gebräuchlichen Vornamens,
4. Ordensname, Künstlername,
5. Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland auch der Staat,
6. Doktorgrad,
7. Geschlecht,
8. derzeitige Anschriften oder Wegzugsanschrift , gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
9. Sterbedatum und Sterbeort sowie   
10. bedingte Sperrvermerke nach § 52.

Seit dem 01.05.2017 ist das Datum „Geschlecht“ in den Katalog des § 38 Absatz 1 BMG aufgenommen worden. Es ist daher nicht länger erforderlich, den automatisierten Abruf dieses Datums für bestimmte Datenempfänger im Verordnungswege zu regeln. 

Absatz 1 stellt die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften den öffentlichen Stellen gleich. Damit wird auch den öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften der automatisierte Abruf der in § 38 Absatz 1 BMG genannten Daten ermöglicht. Die Gleichstellung ist angezeigt, da die Kirchen nicht nur innerhalb ihrer eigenen Angelegenheiten, sondern auch im hoheitlichen Bereich handeln, beispielsweise im Kirchensteuerrecht, aber auch im Friedhofswesen. In diesen Fällen sind keine Gründe ersichtlich, sie den öffentlichen Stellen nicht gleichzustellen. Darüber hinaus sind die vom Katalog des § 38 Absatz 1 BMG umfassten Daten Gegenstand der regelmäßigen Datenübermittlung an die Kirche nach § 42 BMG und § 22 dieser Verordnung. Eine entsprechende Regelung findet sich auch in der Meldedatenübermittlungsverordnung des Landes Brandenburg.

Ein Abruf ist jedoch nur zulässig, soweit die Daten der abrufenden Stelle zur Erfüllung ihrer Aufgaben bekannt sein müssen. Den anfragenden Stellen und nicht der Meldebehörde obliegt es, die Erforderlichkeitsprüfung im Sinne des § 38 Absatz 2 Satz 1 BMG durchzuführen und gegebenenfalls intern den Abruf eines kleineren Datenkatalogs vorzusehen.

Ist im Melderegister eine Auskunftssperre nach § 51 BMG eingetragen, erhält die abrufende Stelle, anders als bei regelmäßigen Datenübermittlungen (siehe Begründung zu § 2 Absatz 5). keine Auskunft zu der Person, sondern eine Mitteilung („Neutrale Antwort“), die keine Rückschlüsse darauf zulassen darf, ob zu der betroffenen Person keine Daten vorhanden sind oder eine Auskunftssperre besteht (§ 38 Absatz 2 Satz 2 BMG).
Der Hinweis, dass ein bedingter Sperrvermerk nach § 52 BMG vorliegt, ist Bestandteil der einfachen Behördenauskunft nach § 38 Absatz 1 BMG.




Zu Absatz 2

Datenübermittlungen an öffentliche Stellen im Sinne des § 34 Absatz 1 Satz 1 BMG können grundsätzlich auch im Wege der Auftragsdatenverarbeitung (§ 3 Berliner Datenschutzgesetz, § 11 Bundesdatenschutzgesetz) durch nicht-öffentliche Stellen erfolgen. 
Während die Bundesländer Brandenburg, Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen den automatisierten Abruf nach § 38 BMG nur durch öffentliche Stellen, aber nicht für deren private Auftragsdatenverarbeiter vorsehen, schließen die anderen Bundesländer eine solche Form des Datenabrufs grundsätzlich nicht aus.
In der Tarifstelle 3051, Buchstabe b, Nummer 2 der Verwaltungsgebührenordnung ist (neu) eine Prüfgebühr für die erstmalige Zulassung sowie für die jährliche Überprüfung privater Auftragsdatenverarbeiter vorgesehen (siehe auch die Begründung zu Artikel 4 Nummer 2 BlnAGBMG, Abgeordnetenhaus-Drs. 17/2895, S. 31).
Für öffentliche Stellen anderer Bundesländer oder des Bundes, die ihren Sitz nicht in Berlin haben, gelten die Regelungen der §§ 24 Absatz 2, 25 Absatz 1 dieser Verordnung. Aus Gründen der Gleichbehandlung kann es daher nicht auf den Sitz des privaten Auftragsdatenverarbeiters in Berlin ankommen, sondern nur auf den Sitz der beauftragenden öffentlichen Stelle. Hat der private Auftragsdatenverarbeiter seinen Sitz in Berlin, die beauftragende öffentliche Stelle jedoch nicht, so ist ein Abruf der begehrten Daten nur über die zentrale Stelle des Bundeslandes, in dem die Behörde ihren Sitz hat, möglich. Beauftragt umgekehrt eine öffentliche Stelle des Landes Berlin oder eine Bundesbehörde mit Sitz in Berlin einen privaten Auftragsdatenverarbeiter mit Sitz außerhalb des Landes Berlin, ist ein Abruf aus dem Berliner Melderegister (über das Inforegister; siehe zu Absatz 4) möglich. Aus Gründen der Protokollierungspflicht (§ 40 Absatz 3 BMG) werden Auftragsdatenverhältnisse mit den in § 34 Absatz 4 Satz 1 BMG aufgeführten Sicherheits- und Strafjustizbehörden ausgeschlossen.

Zu Absatz 3

Die Regelung verweist zur Protokollierung auf § 40 BMG, wonach grundsätzlich die Meldebehörde beim automatisierten Abruf bestimmte Daten zu protokollieren hat, soweit es sich nicht um eine der in § 34 Absatz 4 Satz 1 BMG aufgeführten Sicherheits- und Strafjustizbehörden handelt. Protokollierungen im Rahmen der Auftragsdatenverarbeitung (§ 3 Berliner Datenschutzgesetz, § 11 Bundesdatenschutzgesetz) bleiben davon unberührt.

Gemäß Nummer 40.3 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des Bundesmeldegesetzes (BMGVwV) dürfen ausschließlich zur Sicherung des einwandfreien Betriebes der Melderegister und einer wirksamen datenschutzrechtlichen Kontrolle bei den Meldebehörden auf der Grundlage landesrechtlicher Datenschutzregelungen Aufzeichnungen so geführt werden, dass erkennbar ist, an welchem Tag eine der in § 34 Absatz 4 Satz 1 BMG genannten Behörden Datenabrufe vorgenommen hat. Eine Speicherung von Daten der Personen, deren Daten abgerufen wurden, ist nicht zulässig.

Zu Absatz 4

Mit der Regelung wird nur klargestellt, dass kein direkter Abruf aus dem Melderegister zulässig ist, sondern der Abruf aus einer nichttagesaktuellen Kopie erfolgt. Die Änderungen eines Tages werden in der Nacht verarbeitet und stehen am nächsten Tag für den Abruf zur Verfügung.

Zu § 24

Zu Absatz 1

Den öffentlichen Stellen des Landes Berlin steht innerhalb Berlins über das Berliner Landesnetz (Intranet) weiterhin sowohl ein webbasiertes Dialogverfahren als auch die Nutzung von OSCI-XMeld über WebServices für Meldedatenabrufe aus dem Berliner Melderegister zur Verfügung.
Die Anbindung kann auch über die Schnittstelle eines Fachverfahrens der abrufenden Stelle (Verfahrenskopplung) erfolgen. Derzeit besteht bereits eine Verfahrenskopplung mit dem Fachverfahren der Berliner Polizei („POLIKS“).
Automatisierte Abrufe durch die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften erfolgen unter Zugrundelegung des Datenaustauschformats OSCI-XMeld.
Zur Verwendung des Datenaustauschformats OSCI-XMeld und der erforderlichen Verschlüsselung der Inhaltsdaten wird auf die Begründung zu § 2 Absatz 2 dieser Verordnung verwiesen.


Zu Absatz 2

Die Regelung verweist für automatisierte Abrufe durch öffentliche Stellen außerhalb Berlins und für öffentliche Stellen des Bundes mit Sitz in Berlin auf die Regelungen nach der Bundesmeldedatenabrufverordnung (BMeldDAV). 

Zu Absatz 3

Zur Begründung wird auf die Begründung zu § 2 Absatz 4 dieser Verordnung verwiesen.

Zu Absatz 4

Die Regelung sieht vor, dass bei einer Vielzahl von Anfragen zu verschiedenen Personen anstelle des Dialogverfahrens auch Sammelabfragedateien entgegen genommen und verarbeitet werden können. Dies erleichtert zum einen die Arbeit der abfragenden öffentlichen Stelle. Zum anderen gestattet dieses Vorgehen eine effiziente IT-Unterstützung durch das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten (LABO) bei der automatisierten Auskunftserteilung zu umfangreichen Anfragen verschiedenster öffentlicher Stellen.

Zu § 25

Zu Absatz 1

Das LABO nimmt als zentrale Stelle für das Land Berlin die Aufgaben im Zusammenhang mit allen Anfragen nach § 38 BMG wahr (§ 1 Absatz 3 BlnAGBMG, Nummer 33 Absatz 1 Buchstabe c der Anlage zu § 2 Absatz 4 Satz 2 ASOG).

Bei den zentralen Stellen der Länder sind unterschiedliche öffentliche Stellen des jeweiligen Landes mit der Berechtigung zum Datenabruf registriert. Für den Fall, dass eine im eigenen Land zum Abruf berechtigte Behörde Meldedaten in einem anderen Bundesland abrufen muss, soll dies nicht durch eine erneute Registrierung bei der zentralen Stelle in einem anderen Bundesland erfolgen, sondern dadurch realisiert werden, dass die Daten abrufenden Stellen entweder durch die für das Land zuständige pflegende Stelle im Deutschen Verwaltungsdiensteverzeichnis (DVDV) für einen oder mehrere Datenabrufe nach § 38 BMG registriert werden oder die Abrufe durch die zentrale Stelle eines Landes bei der zentralen Stelle des anderen Landes erfolgen. Im zuletzt genannten Fall erfüllen die zentralen Stellen zwei Funktionen; sie sind Auskunft gebende Stelle und stellvertretend Daten abrufende Stelle im länderübergreifenden Datenabruf.
Die gegenseitige Vertrauensstellung von Daten abrufender Stelle und Auskunft gebender Stelle wird auf technischer Ebene über deren Einträge im Deutschen Verwaltungsdiensteverzeichnis (DVDV) abgebildet. Dies gilt analog für die Vertrauensstellung der zentralen Stellen der Länder, falls der länderübergreifende Datenabruf zwischen diesen realisiert werden soll. In gleicher Weise können grundsätzlich auch weitere zentrale Anwender des Behördendatenabrufs, insbesondere aus der Bundesverwaltung, auf technischer Ebene zum Behördendatenabruf ermächtigt werden. Die Koordinierungsstelle für IT-Standards (KoSIT) in Bremen hat dazu im Auftrag und in Abstimmung mit der Arbeitsgruppe BMG (AG BMG) des Arbeitskreises I (AK I) der Innenministerkonferenz (IMK) ein „Eintragungskonzept DVDV – Datenabrufe nach § 38 BMG unter Berücksichtigung von zentralen Stellen“ erarbeitet. Mit dem Abschluss der Verwaltungsvereinbarung zwischen den Bundesländern wird eine gegenseitige Vertrauensstellung im Zusammenhang mit der Zulassung von Behörden zum länderübergreifenden Abruf garantiert.

Zu Absatz 2 

Öffentlichen Stellen des Bundes mit Sitz in Berlin wird die Möglichkeit des automatisierten Abrufs unter den Voraussetzungen des § 24 Absatz 2 dieser Verordnung (siehe dortige Begründung) beim LABO eröffnet. In diesen Fällen wird nur Auskunft aus dem Berliner Melderegister über das Inforegister erteilt. Anderenfalls müssen sich die öffentlichen Stellen des Bundes mit Sitz in Berlin über einen eigenen Eintrag im DVDV an die zentrale Stelle Berlin (LABO) wenden, denn mit der Einrichtung zentraler Stellen des Bundes ist nach gegenwärtigem Stand nicht zu rechnen.

Wenn die betreffende öffentliche Stelle des Bundes dies wünscht, übernimmt das LABO als zentrale Stelle auch Anfragen an die zentralen Stellen der anderen Bundesländer und übermittelt die Antwort an die abfragende Stelle des Bundes. Dies wird durch das Wort „kann“ ausgedrückt, denn es kann nicht ausgeschlossen werden, dass in § 34 Absatz 4 Satz 1 BMG aufgeführte öffentliche Stellen des Bundes aus Sicherheits- und Geheimhaltungsgründen darauf verzichten.

Der Abschluss einer Servicevereinbarung, die bestimmte Regelungen enthält, zwischen dem LABO und einer öffentlichen Stelle des Bundes mit Sitz in Berlin ist bereits gängige Praxis. Satz 2 dient daher nur der redaktionellen Klarstellung.

Zu § 26

Zu Absatz 1

Soweit die Länder den zum Abruf bereitgehaltenen Datenkatalog aufgrund des § 38 Absatz 5 BMG auch für öffentliche Stellen des Bundes und der anderen Länder erweitern, stehen die weiteren Daten allen abrufenden Stellen zur Verfügung. Dies wird durch drei neue DVDV-Kategorien 
· einfache Behördenauskunft nach § 38 Absatz 1 BMG,
· erweiterte Behördenauskunft nach § 38 Absatz 1, 5 BMG und 
· Sicherheitsbehördenauskunft nach § 38 Absatz 3, 5 BMG
sichergestellt. 
Aufgrund der unterschiedlichen Behördenstrukturen und Behördenbezeichnungen kommt es nicht darauf an, ob z.B. ein Jugendamt oder eine Polizeibehörde anfragt, sondern ausschließlich darauf, welche Kategorie die betreffende Behörde hat; dies gilt auch für Abfragen über die zentralen Stellen.

Der Katalog der Daten, der für automatisierte Abrufe bereitgehalten wird, wird an die fachlichen Anforderungen der abrufenden öffentlichen Stellen angepasst. Es werden zusätzlich die Daten zum gesetzlichen Vertreter, die derzeitigen Staatsangehörigkeiten, frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung, das Ein- und Auszugsdatum sowie der Familienstand zum Abruf bereit gestellt.

Die Erweiterung um die Daten „derzeitige Staatsangehörigkeiten“ und „frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung“ ergibt sich bereits bundesrechtlich aus § 10 Absatz 3 der 2. BMeldDÜV. Danach darf das Bundesverwaltungsamt diese Daten zusätzlich zu Daten aus § 38 Absatz 1 BMG zur stichprobenhaften Überprüfung der Gültigkeit der Unterstützungsbekundungen der Europäischen Bürgerinitiative abrufen. 

Die Daten „gesetzlicher Vertreter“, „Einzugsdatum und Auszugsdatum“ sowie „Familienstand“ werden häufig zur Aufgabenerfüllung benötigt, wie auch die §§ 28 ff. dieser Verordnung zeigen.

Die im Einzelnen zum gesetzlichen Vertreter abrufbaren Daten entsprechen dem Datensatz, der gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 BMG zum gesetzlichen Vertreter von den Meldebehörden im Melderegister zu speichern ist. 

Die Erweiterung des Datenkatalogs trägt den Bedürfnissen der abrufenden Stellen Rechnung, zur Feststellung der Identität oder Wohnung eines Einwohners, soweit erforderlich, auf weitere als die in § 38 Absatz 1 BMG genannten Daten zugreifen zu können. 
 
Ein entsprechendes Bedürfnis zeigt sich auch daran, dass auch andere Bundesländer eine solche Regelung getroffen haben. So sieht die Freie und Hansestadt Hamburg in ihrer Meldedatenübermittlungsverordnung diese Daten für nicht-hamburgische Behörden und öffentliche Stellen zum automatisierten Abruf vor. Das Land Brandenburg räumt allen öffentlichen Stellen, einschließlich der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften, das Recht ein, über § 38 Absatz 1 BMG hinaus die oben genannten Daten mit Ausnahme des Datums „Einzugsdatum und Auszugsdatum“ automatisch abzurufen.

Zu den abrufenden Stellen zählen auch die Agenturen für Arbeit in Berlin sowie die Jobcenter in Berlin. Die Agenturen für Arbeit in Berlin sind Anstalten des öffentlichen Rechts des Bundes und damit öffentliche Stellen des Bundes mit Sitz in Berlin. Die Jobcenter sind in Berlin als gemeinsame Einrichtungen (§§ 6d, 44b Sozialgesetzbuch Zweites Buch – SGB II) organisiert. Träger der Jobcenter sind je zur Hälfte die örtlich zuständige Agentur für Arbeit und das Land Berlin. Nach der gegenwärtigen gemeinsamen Auffassung der Melderechtsreferentinnen und Melderechtsreferenten der einzelnen Bundesländer und des Bundesinnenministeriums sollen die Jobcenter als Bundesbehörden behandelt werden und zum automatisierten Abruf von Daten aus dem Melderegister jeweils an ihrem Sitz zugelassen werden. Aus diesem Grund sieht § 26 Absatz 1 Satz 2 eine entsprechende Geltung für die Jobcenter vor.

Sowohl die Agenturen für Arbeit in Berlin als auch die Jobcenter in Berlin erhalten bereits seit Jahren sowohl schriftliche als auch in Eilfällen telefonische Auskünfte aus dem Melderegister zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dem Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III) – Arbeitsförderung – und dem SGB II – Grundsicherung für Arbeitssuchende. Seit Inkrafttreten des Bundesmeldegesetzes nehmen sie am automatisierten Abruf nach § 38 Absatz 1 BMG teil. 

§ 52a Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 SGB II verweist auf einen Auskunftsanspruch aus dem Melde-register nach den §§ 34 und 38 bis 41 des BMG soweit dies zur Bekämpfung von Leis-tungsmissbrauch erforderlich ist.

Die über § 38 Absatz 1 BMG hinausgehenden Daten werden nicht nur zur Überprüfung der Daten insbesondere beim Verdacht eines Leistungsmissbrauchs benötigt, sondern auch in den Fällen des Übergangs von Ansprüchen (§ 33 SGB II) sowie zur Durchführung von Bußgeldverfahren (§ 63 SGB II).

Beim länderübergreifenden Datenabruf können schließlich nur die Daten übermittelt werden, die in beiden Ländern übereinstimmend freigegeben sind. Würde beispielsweise eine auswärtige öffentliche Stelle mit der DVDV-Kategorie „erweiterte Behördenauskunft“ das Datum „minderjährige Kinder“ abfragen, würde keine Auskunft dazu erteilt werden, weil dieses Datum (in Berlin) im Rahmen der erweiterten Behördenauskunft nicht zur Verfügung steht. Übermittelt wird nur die Schnittmenge der im Quellenland bereitgestellten Daten und der im Land der abfragenden Stelle festgelegten angefragten Daten. Einschränkend gilt auch hier zudem, dass der Abruf dieser Daten nur zulässig ist, soweit sie der abrufenden Stelle zur Erfüllung ihrer Aufgaben bekannt sein müssen. Die Verantwortung für die Zulässigkeit des Datenabrufs trägt allein die abrufberechtigte Stelle. Die Auskunft gebenden Stellen sind zu Prüfungen nicht verpflichtet. Über die Protokollierung ist die Nachvollziehbarkeit gewährleistet.

Zu Absatz 2

Grundsätzlich stehen den in § 34 Absatz 4 Satz 1 BMG aufgeführten Sicherheits- und Strafjustizbehörden neben den Daten der einfachen Behördenauskunft nach § 38 Absatz 1 BMG (siehe Begründung zu § 23 Absatz 1 dieser Verordnung) weitere Daten nach § 38 Absatz 3 BMG, nämlich
1.	derzeitige Staatsangehörigkeiten, 
2.	frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung
3.	Einzugsdatum und Auszugsdatum, 
4.	Ausstellungsbehörde, Ausstellungsdatum, Gültigkeitsdauer, Seriennummer des Personalausweises, vorläufigen Personalausweises oder Ersatz-Personalausweises, des anerkannten und gültigen Passes oder Passersatzpapiers und 
5.	Daten nach § 3 Absatz 2 Nummer 7 und 8 BMG 
zum Abruf zur Verfügung.

Dieser Katalog wird um die Daten 
1. gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, derzeitige Anschriften, Geburtsdatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 BMG),
2. Familienstand,
3. Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 BMG),
4. minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburtsdatum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 BMG)
ergänzt. 

Die zum gesetzlichen Vertreter abrufbaren Daten entsprechen dem Datensatz, der gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 BMG zum gesetzlichen Vertreter von den Meldebehörden im Melderegister zu speichern ist (siehe auch Begründung zu Absatz 1).

Die im Einzelnen zum Ehegatten oder Lebenspartner abrufbaren Daten entsprechen den Daten, die gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 15 BMG über den Ehegatten oder Lebenspartner von den Meldebehörden im Melderegister zu speichern sind.

Die im Einzelnen zu minderjährigen Kindern abrufbaren Daten entsprechen den Daten, die gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 16 BMG über minderjährige Kinder von den Meldebehörden zu speichern sind, 

Die Erweiterung trägt den praktischen Bedürfnissen der Sicherheitsbehörden Rechnung. Es handelt sich jeweils um Daten, die für die Sicherheitsbehörden zur Feststellung der Identität oder Wohnung einer Person im Einzelfall erforderlich sind.

Der Katalog entspricht zudem im Wesentlichen dem Datenumfang, den auch der Polizeipräsident in Berlin (§ 32), die Gerichte, Staats- und Amtsanwaltschaften in Berlin (§ 39) und der Verfassungsschutz Berlin (§ 41) zur Aufgabenerfüllung abrufen dürfen. 
Auch die Freie und Hansestadt Hamburg sieht in ihrer Meldedatenübermittlungsverordnung diese Daten sowohl für hamburgische Polizeibehörden als auch für nicht-hamburgische Polizei-, Sicherheits- und Strafjustizbehörden zum automatisierten Abruf vor. 

Zum Datenabruf wird auch auf die Begründung zu Absatz 1 verwiesen.

Zu § 27

Das LABO schließt bereits jetzt mit öffentlichen Stellen des Landes Berlin eine Servicevereinbarung, die bestimmte Regelungen enthält. § 27 dient insoweit lediglich der redaktionellen Klarstellung.
Machen die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften von der für sie neuen Möglichkeit des automatisierten Abrufs (vgl. § 23 dieser Verordnung) Gebrauch, wird das LABO mit ihnen ebenfalls eine entsprechende Service-Verbindung schließen.

Zu § 28

Öffentliche Stellen des Landes Berlin, die bereits automatisiert Daten aus dem Berliner Melderegister über das Inforegister nach Abschluss der Vereinbarung nach § 27 dieser Verordnung abrufen dürfen, müssen ihre länderübergreifenden Abfragen grundsätzlich über die zentrale Stelle beim LABO richten. Gleiches gilt für die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften, wenn sie länderübergreifende Abfragen stellen wollen. Das LABO ruft die Daten entsprechend der drei möglichen DVDV-Kategorien (siehe Begründung zu §§ 25 Absatz 1, 26 Absatz 1 dieser Verordnung) bei der zentralen Stelle des jeweiligen anderen Bundeslandes, in dem sich die betroffene Meldebehörde befindet, ab und teilt das Ergebnis des Abrufs der ersuchenden Stelle mit. 

Berliner Behörden im Sinne des § 34 Absatz 4 BMG, die den Weg über die zentrale Stelle beim LABO aus Sicherheits- oder Geheimhaltungsgründen nicht gehen wollen, müssen mit einer entsprechenden Kategorie im DVDV verzeichnet sein und direkt bei den zentralen Stellen der anderen Bundesländer anfragen. Es wird darauf hingewiesen, dass das LABO sowohl festlegt, welche Stelle mit welcher Kategorie im DVDV erfasst wird, als auch die pflegende Stelle des DVDV in Berlin ist.

Zu § 29

Neu aufgenommen wird das Amt für Statistik Berlin-Brandenburg. Es benötigt die Daten z.B. für die Durchführung des Mikrozensus einschließlich seiner methodischen Auswertung nach dem Mikrozensusgesetz zu nicht erreichbaren Auskunftspflichtigen, für das Regionale Bezugssystem zur Prüfung von Wahl- und Abstimmungsgebietszuschnitten und im Einzelfall für die Wanderungs- und Sterbefallstatistik. Nach § 15 Mikrozensusgesetz besteht bereits eine Auskunftsverpflichtung. Danach hat die Meldebehörde auf Ersuchen Vor- und Familienname, Geburtsjahr und -monat, Geschlecht, derzeitige Staatsangehörigkeiten, Familienstand und bei mehreren Wohnungen die Nutzung als Hauptwohnung oder Nebenwohnung zu übermitteln.
Soweit zur Aufgabenerfüllung nicht der Tag, sondern nur der Monat und das Jahr der Geburt benötigt werden, ist es Aufgabe des Datenempfängers, das übermittelte Geburtsdatum (§ 3 Absatz 1 Nummer 6 BMG) auf den Geburtsmonat und das Geburtsjahr zu beschränken.

Mit der Aufnahme in diese Verordnung entfallen grundsätzlich die schriftlichen und telefonischen Anfragen beim LABO als Meldebehörde.

Zu § 30

Zu Absatz 1

Die in den nachfolgenden Absätzen aufgeführten Regelungen entsprechen den bisherigen Regelungen der Nummern 2.1 bis 2.14 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG und werden zum Teil geringfügig erweitert.

Zu Absatz 2

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der Nummer 2.1 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG. Die praktische Arbeit der Betreuungsbehörden hat gezeigt, dass weitere Daten zur Aufgabenerfüllung benötigt werden.

Nach § 8 Betreuungsbehördengesetz unterstützt die Behörde das Betreuungsgericht. Dies gilt insbesondere für die Feststellung des Sachverhalts, den das Gericht für aufklärungsbedürftig hält, und für die Gewinnung geeigneter Betreuer. Wenn die Behörde vom Betreuungsgericht dazu aufgefordert wird, schlägt sie eine Person vor, die sich im Einzelfall zum Betreuer oder Verfahrenspfleger im Rahmen der Auswahlkriterien des § 1897 BGB eignet. Die Behörde teilt dem Betreuungsgericht den Umfang der berufsmäßig geführten Betreuungen mit. Gerade im Zuge der Ermittlungen der Betreuungsbehörde sowie des Grundsatzes der Ehrenamtlichkeit einer Betreuung ist die Ermittlung von Angehörigen wie Ehegatten und Kindern unerlässlich, die als gesetzliche Betreuer in Frage kommen. Hat der Betroffene keinen Vorschlag gemacht oder kann der Vorgeschlagene nicht bestellt werden, so muss das Gericht weiter prüfen, ob jemand aus dem unmittelbaren verwandtschaftlichen und sozialen Umfeld des Betroffenen bestellt werden kann. Hierbei kann das Gericht die Betreuungsbehörde auffordern, entsprechende Ermittlungen anzustellen. 

Die Angaben zum Familienstand, Datum und Ort der Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft und zum Ehegatten oder Lebenspartner werden benötigt, um damit neben Ehegatten oder Lebenspartnern auch eventuelle Kinder sowie unter Umständen weitere nahe stehende Angehörige wie Geschwister zu erschließen. Die Beziehungen, auf die die Betreuungsbehörde im Umfeld des Betroffenen trifft oder die – zum Teil im Auftrag des Gerichts – erst ermittelt werden müssen, werden durch die Datenkenntnis schnell deutlich. Zu berücksichtigen ist auch, dass die Betreuungsbehörde nicht selten auf Fälle trifft, in denen der Betroffene keinerlei persönliche Angaben mehr machen kann und auch keine (Ausweis-)Papiere auffindbar sind.
Die zum Ehegatten oder Lebenspartner abrufbaren Daten entsprechen den Daten, die gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 15 BMG über den Ehegatten oder Lebenspartner von den Meldebehörden im Melderegister zu speichern sind (siehe auch Begründung zu § 26 Absatz 2 dieser Verordnung).

Die Staatsangehörigkeit eines zu betreuenden Menschen spielt bei der Bestellung eines geeigneten Betreuers eine immer größere Rolle, um kulturelle und sprachliche Barrieren zu überwinden. Das Datum wird daher zur Aufgabenerfüllung benötigt.

Weiterhin erfolgt eine redaktionelle Anpassung. Das BMG kennt den Begriff „Betreuer“ nicht. Es wird gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 BMG nur das Datum „gesetzlicher Vertreter“ im Melderegister gespeichert. Da es sich um volljährige Betreute handelt, kommt vorliegend als gesetzlicher Vertreter jedoch nur ein Betreuer (§§ 1896 ff. BGB) in Frage.

Die zum gesetzlichen Vertreter abrufbaren Daten entsprechen den Daten, die zum gesetzlichen Vertreter von den Meldebehörden im Melderegister zu speichern sind (siehe auch Begründung zu § 26 Absatz 1und 2 dieser Verordnung). Gegenüber der bisherigen Rechtslage ist damit eine geringfügige Datenerweiterung verbunden. Bisher richteten sich die abrufbaren Daten zum Betreuer nach den von den Meldebehörden gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 8 des Berliner Meldegesetzes zum gesetzlichen Vertreter zu speichernden Daten. Durch die Anpassung an das BMG können zum Betreuer nun zusätzlich das Geburts- und Sterbedatum, das Geschlecht sowie nach § 52 BMG das Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks abgerufen werden.
Eine Reduktion der Daten ist aus technischen Gründen nicht möglich. Bei beigeschriebenen Personen (gesetzlicher Vertreter, Ehegatte oder Lebenspartner, minderjährige Kinder) können aufgrund der verwendeten Software entweder gar keine oder alle zu diesen Personen gemäß § 3 BMG im Melderegister gespeicherten Daten abgerufen werden.

Zu Absatz 3

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der Nummer 2.2 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.

Zur Aufgabenerfüllung benötigen die für Staatsangehörigkeiten zuständigen Stellen auch die Hinweise zu den Staatsangehörigkeiten. Entsprechend werden diese in den Katalog der abrufbaren Daten aufgenommen.

Zum gesetzlichen Vertreter, zum Ehegatten oder Lebenspartner sowie zu minderjährigen Kindern werden die abrufbaren Daten an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9, Nummer 15 und Nummer 16 BMG im Melderegister gespeichert werden (siehe auch Begründung zu § 26 Absatz 1und 2 dieser Verordnung). Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Bisher basierten die abrufbaren Daten auf den nach § 2 Absatz 1 Nummer 8, Nummer 14 und Nummer 15 des Berliner Meldegesetzes von den Meldebehörden im Melderegister zu speichernden Daten. 

Zum gesetzlichen Vertreter können nun zusätzlich das Geschlecht, das Sterbedatum und nach § 52 BMG das Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks abgerufen werden. Zum Ehegatten oder Lebenspartner werden zusätzlich der Geburtsname, das Geschlecht und nach § 52 BMG das Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks zum Abruf bereitgestellt. Bei minderjährigen Kindern können zusätzlich das Geschlecht, ihre Anschrift im Inland sowie nach § 52 BMG das Vorliegen eines bedingten Sperrvermerks abgerufen werden. 

Die jetzige Regelung stellt sicher, dass der im Melderegister gespeicherte Datensatz zu den vorgenannten Person weiterhin automatisch abgerufen werden kann. Eine Reduktion der Daten ist aus technischen Gründen nicht möglich (siehe auch Begründung zu § 30 Absatz 2 dieser Verordnung). Ohne eine entsprechende Regelung müssten die Daten über eine manuelle Anfrage bei der zuständigen Meldebehörde nach § 34 BMG erfragt werden. Dies führt regelmäßig zu zeitlichen Verzögerungen bei der Aufgabenerfüllung. 

In Ziffer 8 werden der vorläufige Personalausweis, der Ersatz-Personalausweis und das Passersatzpapier aufgenommen. Ziffer 9 wird dadurch an die gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 17 BMG von den Meldebehörden zu speichernden Daten angepasst. Bisher konnten die Daten automatisch abgerufen werden, die gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 16 des Berliner Meldegesetzes von den Meldebehörden zu speichern waren. Die Daten des § 2 Absatz 1 Nummer 16 des Berliner Meldegesetzes entsprachen wiederum den Daten, die nach § 2 Absatz 1 Nummer 17 des Melderechtsrahmengesetzes gespeichert wurden. Mit der Einführung des BMG wurde die Regelung des Melderechtsrahmengesetzes um das Passersatzpapier ergänzt. Im Zuge der Einführung des Ersatz-Personalausweises durch das Gesetz zur Änderung des Personalausweisgesetzes zur Einführung eines Ersatz-Personalausweises und zur Änderung des Passgesetzes vom 20. Juni 2015 (BGBl. I S. 970) wurden der vorläufige Personalausweis und der Ersatz-Personalausweis zu den in § 3 Absatz 1 Nummer 17 BMG von den Meldebehörden im Melderegister zu speichernden Ausweispapieren hinzugefügt.
Die jetzige Regelung stellt sicher, dass auch die Ausstellungsbehörde, das Ausstellungsdatum, die Gültigkeitsdauer und die Seriennummer der neu in das BMG aufgenommen Dokumente automatisch abgerufen werden können. 

Zu Absatz 4

Die Regelung entspricht im Wesentlichen den Nummern 2.3, 2.4 und 18 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG. 
Die bisherige Trennung in Aufgaben der für Wirtschaft zuständigen Stellen (Nummer 2.3), der für Veterinär- und Lebensmittelaufsicht zuständigen Stellen (Nummer 2.4) sowie der Ordnungsämter (Nummer 18) wird aufgegeben, da diese Aufgaben alle im Ordnungsamt (siehe Anlage zu § 37 Absatz 1 Bezirksverwaltungsgesetz - BezVG) wahrgenommen werden und sich der Katalog der abrufbaren Daten bisher nur insoweit unterschied als allein die Ordnungsämter nach Nummer 18 das Datum „frühere Anschriften“ abrufen durften. Abweichend von der Anlage zu § 37 Absatz 1 BezVG sollen die Straßenverkehrsbehörden zum 01.01.2018 aus den Ordnungsämtern herausgelöst und in die Straßen- und Grünflächenämter integriert werden. Damit die Straßenverkehrsbehörden nach ihrer Herauslösung weiterhin die Daten abrufen können, die sie als Teil der Ordnungsämter abrufen können, werden die Straßenverkehrsbehörden neben den Ordnungsämtern genannt.
Einzelheiten der Zugangsberechtigung können jeweils in einer behördeninternen Errichtungsanordnung geregelt werden, wobei die Zugangsberechtigung auf den Personenkreis zu beschränken ist, der mit der jeweiligen Aufgabe befasst ist, die durch automatisierte Datenübermittlung aus dem Melderegister unterstützt wird.

Neben der Zusammenlegung werden die zum gesetzlichen Vertreter abrufbaren Daten an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 BMG im Melderegister gespeichert werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.

Des Weiteren wird der Katalog der abrufbaren Daten um das Datum „Einzugsdatum und Auszugsdatum“ ergänzt. Dieses Datum wird beim Abruf früherer Anschriften durch die verwendete Software automatisch mit übermittelt. Zur Begründung siehe auch zu § 18 dieser Verordnung.

Neu aufgenommen wird in den Datenkatalog das Datum „derzeitige Staatsangehörigkeiten“. Die Kenntnis der Staatsangehörigkeit ist von Bedeutung bei der Klärung der Frage, ob ein Antragsteller eine weitgehende Inländergleichbehandlung genießt. Dies ist in vielen Fällen für Bürger der Europäischen Union (EU) und des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) auf Grund der EU Dienstleistungsrichtlinie (2006/123/EG) der Fall. Diese Richtlinie ist Ausfluss des europäischen Rechts auf Freizügigkeit.
In Bezug auf Bußgeldverfahren in diesem Bereich ist die Kenntnis der Staatsangehörigkeit ebenfalls von großer Bedeutung. Bußgeldbescheide ab einer bestimmten Höhe (Geldbußen über 200 Euro) werden in das Gewerbezentralregister, das beim Bundesamt der Justiz geführt wird, eingetragen (§§ 149 ff GewO). Die Nummern 1.10 und 1.11 ff. der Zweiten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des Titels XI der Gewerbeordnung (Gewerbezentralregister) sehen vor, dass die Staatsangehörigkeit des betroffenen Gewerbetreibenden einzutragen ist.

Für die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten wird zudem häufig die frühere Anschrift benötigt. Dieses Datum war bereits in der Nummer 18 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG enthalten. Aufgrund der Zusammenfassung der einzelnen Titel gilt die Ermächtigung nunmehr für die gesamte Organisationseinheit „Ordnungsamt“ für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten. 

Zu Absatz 5

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der Nummer 2.5 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG. 
Zunächst werden die zum gesetzlichen Vertreter und zum Ehegatten oder Lebenspartner abrufbaren Daten an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 und Nummer 15 BMG im Melderegister gespeichert werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.

Zudem werden die Hinweise zum Geburtsdatum und Geburtsort sowie die Hinweise zum Familienstand in den Katalog der abrufbaren Daten aufgenommen. Die Hinweise zum Geburtsdatum und Geburtsort umfassen Angaben zum Standesamt, das die Geburt des Verstorbenen beurkundet hat, und die Nummer des Geburtseintrages. Die Hinweise zum Familienstand umfassen Angaben zum Standesamt, das die letzte Eheschließung oder die letzte Begründung einer Lebenspartnerschaft beurkundet hat, und die Registernummer des Ehe- bzw. Lebenspartnerschaftseintrages. Die Hinweise sind erforderlich, damit das jeweils örtlich zuständige Bezirksamt von Berlin in den Fällen, in denen niemand für die Bestattung der verstorbenen Person sorgt, die nach § 16 Absatz 1 des Bestattungsgesetzes (BestattG) bestattungspflichtigen Personen ermitteln kann. Über das die Geburt beurkundende Standesamt lassen sich gegebenenfalls Angehörige einer im Land Berlin verstorbenen Person ermitteln (z. B. Eltern, Kinder, die ab dem 01.01.2009 geboren wurden). Über das Standesamt, das die Eheschließung beurkundet hat, kann insbesondere Einsicht in die Familienbücher erlangt werden, um bestattungspflichtige Kinder des Verstorbenen zu ermitteln, die vor dem 01.01.2009 geboren wurden. Aus Gründen des Gesundheitsschutzes und der Pietät ist eine zeitnahe Bestattung erforderlich. Den Bezirksämtern von Berlin als zuständige Ordnungsbehörden muss deshalb eine zügige Ermittlung bestattungspflichtiger Personen in einem Umfang, der konkrete Aussicht auf Erfolg verspricht, möglich sein. Die Bezirksämter von Berlin haben die Ermittlung vor einer ordnungsbehördlichen Bestattung durchzuführen und hierfür die Melderegister und die Standesämter in Berlin und gegebenenfalls auch bundesweit zu nutzen. Nach § 16 Absatz 3 BestattG hat das örtlich zuständige Bezirksamt von Berlin auf Kosten des Bestattungspflichtigen für die Bestattung einer Leiche zu sorgen, wenn Bestattungspflichtige nicht vorhanden oder nicht zu ermitteln sind oder sie ihrer Pflicht nicht oder nicht rechtzeitig nachkommen und kein anderer die Bestattung veranlasst.

Neu aufgenommen wird außerdem das Datum „frühere Anschriften“. Frühere Anschriften werden beispielsweise benötigt, da die Bezirksämter und Jobcenter auf der Grundlage des § 98 Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch – SGB XII und der Ausführungsvorschriften über die örtliche Zuständigkeit für die Leistungen der Sozialhilfe nach dem SGB XII (AV Zuständigkeit Soziales – AV ZustSoz) arbeiten. Bei Bürgerinnen und Bürgern ohne festen Wohnsitz basiert diese Zuständigkeit auf eventuell vorhandenen früheren Meldeanschriften. Beispielsweise nehmen im Bereich des „Zentrums für tuberkulosekranke und -gefährdete Menschen“ beim Bezirksamt Lichtenberg die Antragstellungen von deutschen Bürgerinnen und Bürgern sowie EU-Bürgerinnen und Bürger ohne festen Wohnsitz zu und eine zeitnahe Bearbeitung der Anträge ist erforderlich. Eine zeitnahe Auskunft über frühere Anschriften ist erforderlich, um zu verhindern, dass vorläufige Kostenübernahmen zur Absicherung der Therapie der Tuberkulose drastisch ansteigen.
Mit der Aufnahme früherer Anschriften in den Katalog der abrufbaren Daten ist zugleich die Aufnahme des Ein- und Auszugsdatum verbunden. Eine Trennung der Daten ist technisch nicht möglich (siehe auch Begründung zu § 18 dieser Verordnung).

Des Weiteren wird das Datum „derzeitige Staatsangehörigkeiten“ in den Katalog der abrufbaren Daten aufgenommen. Die Aufnahme ist erforderlich, damit die Gesundheitsämter im Todesfall ausländischer Staatsbürger die betreffenden konsularischen Abteilungen der jeweiligen Botschaft vor Veranlassung einer ordnungsbehördlichen Bestattung über den Todesfall informieren können. Nach Artikel 37 des Wiener Übereinkommens über konsularische Beziehungen (WÜK) ist die betreffende ausländische Vertretung unverzüglich über den Todesfall zu unterrichten. Ist die Polizei in Sterbefällen involviert, erfolgt eine entsprechende Benachrichtigung durch die Polizei, die das Datum „derzeitige Staatsangehörigkeiten“ bisher gemäß Nummer 4 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG abrufen durfte und künftig gemäß § 32 Absatz 1 dieser Verordnung abrufen darf. Ist die Polizei jedoch nicht involviert, etwa wenn der Betroffene im Krankenhaus oder im Heim verstirbt oder wenn der Tod durch den Hausarzt festgestellt wird, benötigen die Bezirksämter vor Veranlassung einer ordnungsbehördlichen Bestattung die Kenntnis über die Staatsangehörigkeit, um der Verpflichtung nach Artikel 37 WÜK nachzukommen und ggf. eine Überführung durch Angehörige im Heimatstaat zu ermöglichen. Mangels Kenntnis der Staatsangehörigkeit ist es in der Vergangenheit zu ordnungsbehördlichen Bestattungen in Berlin gekommen, obwohl eine Überführung durch Angehörige im Heimatstaat bei rechtzeitiger Information der konsularischen Abteilungen möglich gewesen wäre.

Zu Absatz 6

Die Regelung entspricht der Nummer 2.6 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.
Es werden lediglich die zum gesetzlichen Vertreter abrufbaren Daten an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 BMG im Melderegister gespeichert werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.

Zu Absatz 7

Der automatisierte Datenabruf durch die für Schulen zuständigen Stellen wurde bisher in Nummer 2.7 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG geregelt.
In Erweiterung der bisherigen Regelung dürfen die für Schulen zuständigen Stellen künftig Meldedaten auch zur Sicherung der vorschulischen Sprachförderung abrufen.
Daneben können künftig auch die Daten „frühere Anschriften“ sowie „Einzugsdatum und Auszugsdatum“ abgefragt werden. Frühere Anschriften und das Einzugs- bzw. Auszugsdatum werden häufig für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 126 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 Schulgesetz in Verbindung mit § 44 Schulgesetz) bei Zuwiderhandlungen gegen die Schulpflicht benötigt. Das Datum „derzeitige Staatsangehörigkeiten“ ist unverändert Bestandteil der regelmäßigen Datenübermittlungen nach den §§ 7 und 8 dieser Verordnung und wird auch im Einzelfall benötigt.

Schließlich werden die zum gesetzlichen Vertreter abrufbaren Daten an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 BMG im Melderegister gespeichert werden. Hierdurch erfolgt eine geringfügige weitere Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.

Zu Absatz 8

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der Nummer 2.8 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.

In Erweiterung der bisherigen Regelung dürfen die für das Bau- und Wohnungswesen zuständigen Stellen künftig Meldedaten auch zur Durchführung der Aufgaben des Wohnungswesens abrufen. Zu diesem Zweck werden zusätzlich das Datum „frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung“ sowie das Datum „Familienstand“ aufgenommen.

Die Daten werden von den Wohnungsämtern zur Umsetzung des Wohngeldgesetzes benötigt. So darf die Wohngeldbehörde zur Vermeidung der rechtswidrigen Inanspruchnahme von Wohngeld gemäß § 33 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 Wohngeldgesetz (WoGG) überprüfen, ob und von welchem Zeitpunkt an ein zu berücksichtigendes Haushaltsmitglied in der Wohnung, für die Wohngeld geleistet wurde, nicht mehr gemeldet ist oder seinen Wohnungsstatus geändert hat. Ein Wohngeldbescheid wird unwirksam, wenn kein berücksichtigtes Haushaltsmitglied mehr in der Wohnung wohnt, für die Wohngeld bewilligt wurde. Nach § 27 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 WoGG ist über die Leistung des Wohngeldes von Amts wegen mit Wirkung vom Zeitpunkt der Änderung an neu zu entscheiden, wenn sich die Anzahl der berücksichtigten Haushaltsmitglieder verringert hat. Hierfür sind die Angaben der früheren Anschriften notwendig. 

Ein Zugriff auf die Angabe zum Familienstand wird benötigt, weil sich daraus Unterhaltsansprüche ergeben können, die für die Wohngeldbewilligung relevant sind. Ist beispielsweise eine gering verdienende Antragstellerin geschieden, gibt aber als Familienstand "ledig" und keine Einkünfte aus Unterhaltszahlungen an, wird eine Prüfung des wirklichen Familienstandes bei Vorliegen entsprechender Anhaltspunkte Teil der Vorgangsbearbeitung.
Es gilt jeweils finanziellen Schaden für das Land Berlin und den Bund abzuwenden. Das Zugriffsrecht ist demnach zur Wahrnehmung gesetzlich zugewiesener Aufgaben erforderlich.

Darüber hinaus werden die zum gesetzlichen Vertreter abrufbaren Daten an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 BMG im Melderegister gespeichert werden. Hierdurch erfolgt eine geringfügige weitere Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.

Zu Absatz 9

Die Regelung entspricht nahezu der Nummer 2.9 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.
Es werden lediglich die zum gesetzlichen Vertreter abrufbaren Daten an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 BMG im Melderegister gespeichert werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.

Zu Absatz 10

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der Nummer 2.10 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.

Die für den Umweltschutz zuständigen Stellen der Bezirksämter verfolgen und ahnden Ordnungswidrigkeiten im Rahmen der ihnen durch Ziffer 18 ZustKatOrd zugewiesenen Ordnungsaufgaben. Hierzu zählt insbesondere auch der Bodenschutz, um den die Aufzählung der Ordnungsaufgaben ergänzt wird.

Der Katalog der abrufbaren Daten wird um die Daten „derzeitige Staatsangehörigkeiten“, „frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung“ sowie „Ein- und Auszugsdatum“ erweitert. 
Zu den Aufgaben der für den Umwelt- und Naturschutz zuständigen Stellen gehört nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz in Verbindung mit dem Landes-Immissionsschutz-gesetz die Überwachung von Betrieben und damit verbunden die Ahndung von Verstößen durch die Durchführung von Ordnungswidrigkeitsverfahren. In diesem Zusammenhang werden Verstöße regelmäßig an  das Gewerbe Zentralregister gemeldet. Dieses verlangt im Rahmen der Meldung die Angabe der Staatsangehörigkeit (vgl. auch Begründung zu §  30 Absatz 4 dieser Verordnung). Ein automatisierter Abruf der derzeitigen Staatsangehörigkeiten ist für die Aufgabenerledigung daher unabdingbar.
Die frühere Anschriften sowie das Einzugsdatum und Auszugsdatum sind bei der Bearbeitung von Ordnungswidigkeiten- und Verwaltungsverfahren unerlässlich, da es für den Nachweis einer ordnungsgemäßen Zustellung der jeweiligen Bescheide (Bußgeldbescheid/ Anordnungen) sowie deren Vollstreckung relevant ist, zu welchem Zeitpunkt der/die Betroffene unter einer Anschrift gemeldet war.

Weiterhin werden die zum gesetzlichen Vertreter abrufbaren Daten an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 BMG im Melderegister gespeichert werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.

Zu Absatz 11

Die Regelung entspricht nahezu der Nummer 2.11 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.
Es werden lediglich die zum gesetzlichen Vertreter abrufbaren Daten an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 BMG im Melderegister gespeichert werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.

Zu Absatz 12

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der Nummer 2.12 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.

Die zum gesetzlichen Vertreter abrufbaren Daten werden an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 BMG im Melderegister gespeichert werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.

Zusätzlich wird das Datum „frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung“ aufgenommen. 
Dieses Datum ist zur Überprüfung eines berechtigten Dauerwohnens u.a. im Zusammenhang mit dem Sachenrechtsbereinigungsgesetz (§ 5 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe e und Absatz 3 Satz 2) und dem Bundeskleingartengesetz (§§ 3 Absatz 2, 18 Absatz 2 und 20a) von Bedeutung. Damit wird festgestellt, wie lange ein Nutzer schon auf einer Parzelle mit Hauptwohnung gemeldet ist und ob sich daraus eine Berechtigung zum Dauerwohnen ableiten lässt, ob es in der Vergangenheit wechselnde Meldeadressen gab und ob ein Nutzer am 03.10.1990 auf einer Parzelle gewohnt hat. Weiterhin lässt sich feststellen, ob und seit wann ein neuer als sogenannter „Schwarzwohner“ bekannt gewordener Nutzer auf einer Parzelle gemeldet ist, ob ein festgelegter Termin zur Beendigung des „Schwarzwohnens“ eingehalten wurde oder nur eine Unterbrechung des „Schwarzwohnens“ stattgefunden hat. Außerdem orientiert sich die Erhebung des Wohnlaubenentgelts an den tatsächlichen Gegebenheiten, d.h. daran, seit wann und wie lange ein Nutzer auf einer Parzelle gemeldet war bzw. ist.
Mit der Aufnahme früherer Anschriften in den Katalog der abrufbaren Daten ist zugleich die Aufnahme des Ein- und Auszugsdatum verbunden. Eine Trennung der Daten ist technisch nicht möglich (zur Begründung siehe auch zu § 18 dieser Verordnung).

Zu Absatz 13

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der Nummer 2.13 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.

Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung an die Begriffe des BMG. Zusätzlich werden die zum gesetzlichen Vertreter und zum Ehegatten oder Lebenspartner abrufbaren Daten an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 und Nummer 15 BMG im Melderegister gespeichert werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.

Darüber hinaus wird der Katalog der abrufbaren Daten um das Datum „minderjährige Kinder (Familienname, Vornamen, Geburtsdatum, Geschlecht, Anschrift im Inland, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 BMG)“ ergänzt. Die im Einzelnen zu minderjährigen Kindern abrufbaren Daten entsprechen den Daten, die gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 16 BMG über minderjährige Kinder von den Meldebehörden zu speichern sind (siehe auch Begründung zu § 26 Absatz 2 dieser Verordnung). Das Datum „minderjährige Kinder“ wird von den Standesämtern benötigt, um bei neugeborenen Kindern im Falle weiterer minderjähriger Kinder derselben Eltern namensrechtliche Rückschlüsse ziehen zu können (z.B. Bindungswirkungen bei der Bestimmung des Geburtsnamens gemäß § 1617 Absatz 1 Satz 3 BGB). Zudem werden die Standesämter durch die Daten erst in die Lage versetzt, wichtige Beratungen über absolute Ausschlussfristen vorzunehmen, z.B. über die dreimonatige Frist des § 1617 b Absatz 1 BGB zur Bestimmung des Namens eines Kindes nach Neubegründung der gemeinsamen Sorge.

Des Weiteren wird die Tatsache, dass die deutsche Staatsangehörigkeit nach § 4 Absatz 3 oder § 40b des Staatsangehörigkeitsgesetzes erworben wurde und nach § 29 Staatsangehörigkeitsgesetz ein Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit eintreten kann, in den Katalog der abrufbaren Daten aufgenommen. Die Standesämter sind verpflichtet, einen Hinweis im Geburtsregister eines Kindes über den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit gemäß § 4 Absatz 3 des Staatsangehörigkeitsgesetzes (StAG) einzutragen oder ebenfalls durch einen Hinweis eine entsprechende Löschung vorzunehmen (Nr. 21.5 der Verwaltungsverordnung zum Personenstandsgesetz - PStG-VwV). Sie übersenden die Hinweise an das Melderegister und müssen dazu den Istzustand des Melderegisters erheben können.

Zu Absatz 14

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der Nummer 2.14 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.
Die abrufbaren Daten zum gesetzlichen Vertreter, zum Ehegatten oder Lebenspartner sowie zu minderjährigen Kindern werden an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9, Nummer 15 und Nummer 16 BMG im Melderegister gespeichert werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung. 

Darüber hinaus wird der Katalog der abrufbaren Daten um das Datum „derzeitige Staatsangehörigkeiten“ erweitert. Das Datum ist erforderlich, um bei ausländischen Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern zu klären, ob eine Leistungsgewährung nach dem SGB II, dem SGB XII oder dem Asylbewerberleistungsgesetz in Betracht kommt. Je nachdem welches Leistungssystem Anwendung findet, ist das Datum auch für die sich anschließende Klärung der Zuständigkeit zwischen den Bezirksämtern untereinander bzw. zwischen den Bezirksämtern und dem Landesamt für Flüchtlinge notwendig. In der Praxis der für das Sozialwesen zuständigen Stellen ergeben sich entsprechende Fragen insbesondere bei der Übernahme von Behandlungskosten nach einer Krankenhausnotaufnahme (vermuteter) EU-Bürgerinnen und EU-Bürger  sowie bei drohender Obdachlosigkeit im Zusammenhang mit einer möglichen Übernahme von Mietschulden oder Unterbringungskosten. Zur Klärung besteht für die für das Sozialwesen zuständigen Stellen ein Zugriff auf das Ausländerzentralregister. Bei vermuteten EU-Bürgerinnen und EU-Bürgern nutzt dieser Zugriff jedoch nur wenig, da EU-Bürgerinnen und EU-Bürger dort im Regelfall nicht erfasst werden. 

Zu Absatz 15

In der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG war eine vergleichbare Regelung nicht enthalten.

Die Berufung in einen Wahlvorstand setzt bei Wahlen zum Deutschen Bundestag, zum Abgeordnetenhaus von Berlin und zu den Bezirksverordnetenversammlungen die Wahl-berechtigung zum Deutschen Bundestag voraus (§ 9 Absatz 2 Satz 2 Bundeswahlgesetz, § 3 Absatz 1 Satz 2 Landeswahlordnung). Bei den Wahlen zum Europäischen Parlament ist die Wahlberechtigung zum Europäischen Parlament Voraussetzung (§ 5 Absatz 3 Satz 1 Europawahlgesetz). Die Prüfung der jeweiligen Wahlberechtigung erfordert daher die Kenntnis sowohl der Staatsangehörigkeit einer Person als auch die eines etwaigen Ausschlusses vom Wahlrecht oder von der Wählbarkeit, der gemäß § 3 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a BMG im Melderegister gespeichert wird. Zur Prüfung der Voraussetzungen für die Berufung in einen Wahl- oder Abstimmungsvorstand ist daher ein Abruf der Daten aus dem Melderegister erforderlich. Die Datenübermittlung ist zudem erforderlich für die Aktualisierung der Dateien Wahlberechtigter, die zur Tätigkeit in Wahl- bzw. Abstimmungsvorständen bereits verpflichtet waren und geeignet sind. Diese Dateien dürfen die Berliner Bezirksämter gemäß § 9 Absatz 4 Bundeswahlgesetz und § 30 Absatz 3 Landeswahlgesetz zur Vorbereitung allgemeiner Wahlen führen.

Zu Absatz 16

In der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG war eine vergleichbare Regelung nicht ent-halten.
Das frühere Schöffenwahl-Modul unter MESO muss durch ein neues Modul im Verfahren VOIS ersetzt werden (vgl. Begründung zu § 12 Absatz 1 dieser Verordnung). Als erste Stufe zur Vorbereitung der Aufstellung der Vorschlagslisten für Schöffinnen und Schöffen nach § 36 GVG und für Jugendschöffinnen und Jugendschöffen nach § 35 JGG bedarf es eines automatisierten Datenabrufs. 
Der automatisierte Abruf ist zur Prüfung erforderlich, ob die freiwilligen Bewerberinnen und Bewerber die zwingenden Voraussetzungen für die Übernahme des Schöffenamtes erfüllen. Voraussetzung für die Übernahme des Schöffenamtes ist u. a. die deutsche Staatsangehörigkeit (§ 31 GVG). Unfähig zum Schöffenamt sind ferner Personen, die infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzen oder wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten verurteilt wurden (§ 32 Nummer 1 GVG, § 45 des Strafgesetzbuches).

Zu § 31

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der Nummer 3 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.
Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung an die Begriffe des BMG. Zusätzlich werden die zum gesetzlichen Vertreter und zum Ehegatten oder Lebenspartner abrufbaren Daten an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 und Nummer 15 BMG im Melderegister gespeichert werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.

Zu § 32

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der Nummer 4 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.
Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung an die Begriffe des BMG. Zusätzlich werden die abrufbaren Daten zum gesetzlichen Vertreter, zum Ehegatten oder Lebenspartner sowie zu minderjährigen Kindern an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9, Nummer 15 und Nummer 16 BMG im Melderegister gespeichert werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.  

Zu § 33

Die Regelung entspricht im Wesentlichen den Nummern 5 und 6 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG, die zusammengefasst wurden.
Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung an die Begriffe des BMG. Zusätzlich werden die abrufbaren Daten zum gesetzlichen Vertreter, zum Ehegatten oder Lebenspartner sowie zu minderjährigen Kindern an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9, Nummer 15 und Nummer 16 BMG im Melderegister gespeichert werden. Außerdem dürfen die Ausstellungsbehörde, das Ausstellungsdatum, die Gültigkeitsdauer und die Seriennummer eines vorläufigen Personalausweises, eines Ersatz-Personalausweises oder Passersatzpapiers abgerufen werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.

Zu § 34

Die Regelung entspricht nahezu der Nummer 7 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.
Im Zulassungsrecht wurde der Terminus „Zulassungsstelle“ durch den Terminus „Zulassungsbehörde“ ersetzt (vgl. z.B. Fahrzeug-Zulassungsverordnung – FZV). Insoweit erfolgt eine redaktionelle Anpassung der bisher verwendeten Bezeichnung „Zulassungsstelle für Kraftfahrzeuge“. Darüber hinaus werden die zum gesetzlichen Vertreter abrufbaren Daten an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 BMG im Melderegister gespeichert werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.

Zu § 35

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der Nummer 8 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.

Die zum gesetzlichen Vertreter abrufbaren Daten werden an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 BMG im Melderegister gespeichert werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.
Darüber hinaus wird der Katalog der abrufbaren Daten um das Datum „frühere Anschriften“ erweitert. Das Datum „frühere Anschriften“ wird zur Bearbeitung von Ordnungswidrigkeiten benötigt. Bisher erfolgt nach dem automatisierten Abruf regelmäßig eine gesonderte Anfrage zu diesem Datum durch die Bußgeldbehörde. Wie die Ordnungsämter (vgl. § 30 Absatz 4 dieser Verordnung) soll die für Verkehrsordnungswidrigkeiten zuständige Behörde in Berlin daher dieses Datum zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten abrufen dürfen.

Zudem werden Angaben zum Ehegatten oder Lebenspartner in den Katalog der abrufbaren Daten aufgenommen. Die im Einzelnen zum Ehegatten oder Lebenspartner abrufbaren Daten entsprechen den Daten, die gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 15 BMG von den Meldebehörden im Melderegister zu speichern sind. 
Für die Ermittlung von Fahrzeugführern bei der Ahndung und Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten im Straßenverkehr ist auch die Kenntnis über den Ehegatten oder Lebenspartner des Halters erforderlich, da die allgemeine Lebenserfahrung zeigt, dass ein Kfz nicht nur vom Fahrzeughalter allein, sondern auch von dessen Ehegatten oder Lebenspartner (mit)geführt wird. 
Aus den Daten zum Ehegatten oder Lebenspartner des Halters ergibt sich bei der Ermittlung von Fahrzeugführern nach Kennzeichenanzeigen oder aus automatischer Verkehrsüberwachung im Einzelfall ein Anhalt für weitere Ermittlungen. Passen z.B. Geschlecht und Alter des Ehegatten oder Lebenspartners zu den Zeugenaussagen oder Lichtbildern aus automatischer Verkehrsüberwachung, liegen regelmäßig ausreichend Indizien vor, um den Ehegatten oder Lebenspartner als möglichen neuen Betroffenen der Verkehrsordnungswidrigkeit zu diesem Tatvorwurf anzuhören.

Zu § 36

Die Regelung entspricht der Nummer 9 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.

Zu § 37

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der Nummer 10 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.

Das neu gebildete Landesamt für das Flüchtlingswesen (LAF) wird  aufgrund einer vergleichbaren Aufgabenstellung neu aufgenommen. Zu seinen Aufgaben gehören:
· Registrierung der Flüchtlinge, erkennungsdienstliche Tätigkeiten, 
· Ankunfts- und Weisungsstelle, Zuweisung/Verteilung der Flüchtlinge in Berlin und andere Bundesländer,
· enge, regelmäßige Abstimmungen mit BAMF und Ausländerbehörde,
· Unterstützung bei ausländerrechtlichen Angelegenheiten anderer Behörden, wie z.B. Ausländerbehörde hinsichtlich Aufenthaltsstatus, Abschiebungen,
· Einzelfallentscheidungen, Härtefälle hinsichtlich Zuweisung/Aufenthalt,
· medizinische Erstuntersuchungen gemäß § 62 des Asylgesetzes,
· erste Leistungsgewährung, Zuweisung von Unterkünften,
· Entlassung aus der Wohnverpflichtung, Zuweisung anderer, geeigneter Unterkünfte
· laufende Leistungsgewährung bis Anerkennung/rechtskräftige Ablehnung der Asylentscheidungen,
· medizinische Versorgung von Flüchtlingen im Land Berlin.
In fast allen Punkten arbeitet das LAF eng mit der Ausländerbehörde zusammen und stimmt sich in Einzelfällen ab.

Die abrufbaren Daten zum gesetzlichen Vertreter, zum Ehegatten oder Lebenspartner sowie zu minderjährigen Kindern werden an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9, Nummer 15 und Nummer 16 BMG im Melderegister gespeichert werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung. 

Zu § 38

Der automatisierte Datenabruf durch die Finanzämter von Berlin wurde bisher in Nummer 11 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG geregelt. Die Norm wird neu strukturiert. 

Für den in Absatz 1 Buchstabe a genannten Zweck steht weiterhin der bisherige Datenkatalog zum Abruf zur Verfügung. Zur Durchführung von Straf- und Bußgeldverfahren wird der Datenkatalog durch Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 erweitert und im Wesentlichen an den Datenkatalog, der den Staats- und Amtsanwaltschaften in Berlin (vgl. § 39 dieser Verordnung) zur Verfügung steht, angeglichen. Die Angleichung ist aufgrund der Rolle der Finanzämter in Straf- und Bußgeldverfahren erforderlich. Nach § 399 Absatz 1 der Abgabenordnung (AO) haben die Finanzämter, wenn sie ein Ermittlungsverfahren selbständig durchführen, dieselben Rechte und Pflichten wie die Staatsanwaltschaft in einem Ermittlungsverfahren. Für die Durchführung von Ordnungswidrigkeitenverfahren gilt gemäß § 410 AO unter anderem § 399 Absatz 2 AO entsprechend. Danach können die Finanzämter den Sachverhalt erforschen und bspw. Beschlagnahmen und Durchsuchungen nach den Vorschriften der StPO anordnen. 

Auch wenn den Finanzämtern zur Verfolgung von Steuerstraftaten und Steuerordnungswidrigkeiten im Ergebnis dieselben Daten zum automatisierten Abruf zur Verfügung gestellt werden, sind unterschiedliche Regelungen erforderlich, da den Finanzämtern, soweit sie strafverfolgend tätig sind, nach § 38 Absatz 3 BMG in Verbindung mit § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 11 BMG bereits ein erweiterter Datenkatalog zum Abruf bereit steht. Der Abruf der dort genannten Daten ist daher nicht durch diese Verordnung zu regeln. Zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten können die Finanzämter diese Daten jedoch nur nach ergänzender Regelung in dieser Verordnung abrufen.

Die im Einzelnen zum gesetzlichen Vertreter, zum Ehegatten oder Lebenspartner und zu minderjährigen Kindern abrufbaren Daten entsprechen den Daten, die gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9, Nummer 15 und Nummer 16 BMG von den Meldebehörden zu speichern sind (siehe auch Begründung zu § 26 Absatz 2 dieser Verordnung).

Zu § 39

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der Nummer 12 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG. 

Es erfolgt eine neue Gliederung in drei Absätze, da den Staats- und Amtsanwaltschaften sowie den Gerichten, soweit sie Aufgaben der Strafverfolgung, der Strafvollstreckung und des Strafvollzugs wahrnehmen, nach § 38 Absatz 3 BMG in Verbindung mit § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2, Nummer 3 und Nummer 4 BMG bereits ein erweiterter Datenkatalog zum Abruf bereit steht. Der Abruf der dort genannten Daten ist daher nicht durch diese Verordnung zu regeln. Absatz 3 stellt sicher, dass für die übrigen Aufgaben der Gerichte, die Möglichkeit zum Abruf der bisherigen Daten erhalten bleibt. 

Zusätzlich werden für die Gerichte die Hinweise „Datum der Anmeldung bei der Meldebehörde“ und „Datum der Abmeldung bei der Meldebehörde“ in den Katalog der abrufbaren Daten aufgenommen. Für die Gerichte sind die Hinweise erforderlich, da es in der gerichtlichen Praxis gehäuft zu Problemen bei der Beurteilung der Wirksamkeit von behördlichen und gerichtlichen Zustellungen sowie bei der Beurteilung der Rechtskraft von Entscheidungen kommt, weil von den Betroffenen rückwirkend falsche Angaben zum Ein- und Auszugsdatum gemacht werden. Durch die Hinweise können die Gerichte den Versuch der Betroffenen erkennen, wirksame Zustellungen dadurch zu verhindern, dass nach dem Empfang eines Bescheides oder einer Gerichtsentscheidung die Meldeanschrift rückwirkend geändert wurde.

Für die Nachlassgerichte wird zudem der Hinweis auf das Standesamt, das den Sterbefall beurkundet hat, in den Katalog der abrufbaren Daten aufgenommen. Die Aufnahme ist notwendig, da bei einem Sterbefall in Berlin als Sterbeort im Melderegister nicht länger Berlin nebst Bezirk, sondern nur noch Berlin eingetragen wird. Dies geht auf Nummer A 2.1.2 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Personenstandsgesetz (PStG-VwV) zurück. Anders als bisher können die Nachlassgerichte deswegen nicht mehr über die Angabe des Bezirks das jeweils zuständige Standesamt ermitteln. Die Kenntnis des zuständigen Standesamtes ist für die Nachlassgerichte zur Durchführung ihrer Aufgaben in Nachlass- und Teilungssachen (z. B. für die Anforderung einer Sterbeurkunde) erforderlich.

Darüber hinaus werden die abrufbaren Daten zum gesetzlichen Vertreter, zum Ehegatten oder Lebenspartner sowie zu minderjährigen Kindern an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9, Nummer 15 und Nummer 16 BMG im Melderegister gespeichert werden. Außerdem dürfen die Gerichte nach Absatz 3 die Ausstellungsbehörde, das Ausstellungsdatum, die Gültigkeitsdauer und die Seriennummer eines vorläufigen Personalausweises, eines Ersatz-Personalausweises oder Passersatzpapiers abrufen. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.

Ferner erfolgt eine Anpassung an die Begriffe des BMG.

Der gesonderten Aufnahme der Gerichtsvollzieher des Landes Berlin – als Teil des Amtsgerichts – bedarf es nicht, da diese Daten im Umfang nach § 38 Absatz 1 BMG abrufen.




Zu § 40

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der Nummer 13 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.
Die Abrufmöglichkeit ergänzt die regelmäßigen Datenübermittlungen nach § 16 dieser Verordnung, da zur Klärung von Einzelfällen ein Zugriff auf die Daten  – auch online –möglich sein muss.
Die Abrufmöglichkeit entspricht nahezu derjenigen der bezirklichen Jugendämter nach § 30 Absatz 9 dieser Verordnung, da die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung in den aufgeführten Bereichen im Rahmen von zentralen Fachverfahren für die Bezirke im Auftrag tätig wird und daher ebenfalls die Möglichkeit benötigt, im Einzelfall Daten ergänzend zu § 16 dieser Verordnung abzurufen. Aus diesem Grund ist auch die Erweiterung des Katalogs der abrufbaren Daten um die Daten „frühere Anschriften“ sowie „Einzugsdatum und Auszugsdatum“ erforderlich.

Ein wichtiger operativer Bereich der für Jugend und Familie zuständigen Senatsverwaltung– die Bewährungshilfe für Jugendliche und Heranwachsende – wurde bislang nicht berücksichtigt. Die Auflistung der Gesetze, zu deren Erfüllung die Meldedaten abgerufen werden dürfen, wird daher redaktionell angepasst und um das Gesetz über die Bewährungshelfer für Jugendliche und Heranwachsende ergänzt. 

Schließlich werden die zum gesetzlichen Vertreter abrufbaren Daten an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 BMG im Melderegister gespeichert werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.

Zu § 41

Der automatisierte Datenabruf durch den Verfassungsschutz Berlin wurde bisher in Nummer 14 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG geregelt. 
Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung an die Begriffe des BMG. Zusätzlich werden die abrufbaren Daten zum Ehegatten oder Lebenspartner an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 15 BMG im Melderegister gespeichert werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.

Darüber hinaus werden dem Verfassungsschutz Berlin weitere Daten zum automatisierten Abruf zur Verfügung gestellt. Der Katalog der abrufbaren Daten wird zunächst an den Datenkatalog angepasst, der dem Polizeipräsidenten in Berlin gemäß § 32 Absatz 1 dieser Verordnung zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben zur Verfügung steht. Die Angleichung ist erforderlich, weil die dadurch abrufbaren Daten Ansatzpunkte für weitergehende Ermittlungen im Sinne der gesetzlichen Aufgabenzuweisung nach § 5 Absatz 1 und 2 Verfassungsschutzgesetz Berlin (VSG Bln) schaffen, die nicht auf anderem Wege erlangt werden können.
So sind die abrufbaren Daten zum gesetzlichen Vertreter gerade im Phänomenbereich des Islamismus von Bedeutung, da eine Radikalisierung zunehmend auch bei Minderjährigen zu beobachten ist. Aufschlüsse über die gesetzlichen Vertreter der Beobachteten sind dabei nötig, um das Vorliegen einer Bestrebung im Sinne des § 5 Absatz 2 Nummer 1 VSG Bln und deren Ausmaß beurteilen zu können. Die Daten sind ferner erforderlich um im Falle von minderjährigen Betroffenen nachrichtendienstlicher Maßnahmen der gesetzlichen Benachrichtigungspflicht nachkommen zu können.

Die Hinweise zum Geburtsdatum und Geburtsort, das Datum „Familienstand einschließlich der Hinweise“ und die Daten zu beigeschriebenen Ehegatten oder Lebenspartnern sowie zu minderjährigen Kindern sind insbesondere im Bereich der Spionageabwehr sowie für die Durchführung von Observationen und den Einsatz weiterer nachrichtendienstlicher Mittel notwendig.

Der automatisierte Abruf des Staates bei Versterben im Ausland ermöglicht nützliche Erkenntnisse über Teilnehmer dschihadistisch motivierter, kriegerischer Auseinandersetzungen.

Soweit dem Verfassungsschutz Berlin darüber hinaus Daten zum automatisierten Abruf zur Verfügung gestellt werden, geht dies auf einen Beschluss der Abteilungsleitertagung der Verfassungsschutzbehörden (ALT) vom 21. Juli 2014 zurück. Mit diesem Beschluss billigte die ALT den durch die AG Datenschutz und Recht ermittelten und beschlossenen gemeinsamen Regelungsbedarf, der im Rahmen der Meldedatenübermittlungsverordnungen der einzelnen Länder als Standard für alle Verfassungsschutzbehörden umgesetzt werden soll. Durch § 41 dieser Verordnung wird dem Verfassungsschutz Berlin insgesamt der automatisierte Abruf jener Daten ermöglicht, die die AG Datenschutz und Recht als Standard für alle Verfassungsschutzbehörden identifiziert hat.

Zu § 42

Die Regelung entspricht im Wesentlichen der Nummer 15 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.

Die Bezeichnung der abrufenden Stelle wird geändert, da aufgrund möglicher Zuschnittsveränderungen der Senatsverwaltungen die neutrale Bezeichnung „Enteignungsbehörde in Berlin“ sinnvoller ist. Zurzeit ist die Enteignungsbehörde des Landes Berlin der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen, Abteilung GR – Grundsatzangelegenheiten und Recht –, organisatorisch zugeordnet.

Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung an die Begriffe des BMG. Zusätzlich werden die abrufbaren Daten zum gesetzlichen Vertreter sowie zum Ehegatten oder Lebenspartner an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 und Nummer 15 BMG im Melderegister gespeichert werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.

Zusätzlich wird der Katalog der abrufbaren Daten um das Datum „Familienstand“ erweitert.
Das Datum ist zur Durchführung enteignungsrechtlicher Verfahren erforderlich, denn die familienrechtlich begründeten Verhältnisse zwischen Personen geben nicht nur Auskunft über die Beteiligtenstellung in enteignungsrechtlichen Verfahren, sondern tragen in besonderer Weise zu deren verbindlicher Klärung bei. Das Datum „Familienstand“ dient damit dem Schutz des rechtlichen Gehörs. Das gilt nicht nur für den im Regelfall betroffenen Grundstückseigentümer, sondern insbesondere für Rechte von Mietern, Nutzern und Pächtern. Gleiches gilt in Erbschaftsangelegenheiten. 



Zu § 43

Der automatisierte Abruf durch die für Justiz zuständige Senatsverwaltung war bisher in Nummer 16 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG geregelt.

In Absatz 1 wird der für Justiz zuständigen Senatsverwaltung wie bisher ein automatisierter Datenabruf für die Bearbeitung von Verfahren zur Anerkennung ausländischer Entscheidungen in Ehesachen ermöglicht. Der automatisierte Abruf der genannten Daten ist im Einzelfall erforderlich, damit die für Justiz zuständige Senatsverwaltung aufgrund des geltenden Amtsermittlungsgrundsatzes Zugriff zu entscheidungserheblichen Daten erhält.

Durch Absatz 2 kann die für Justiz zuständige Senatsverwaltung künftig auch für die Bearbeitung von eingehenden ausländischen Ersuchen auf dem Gebiet der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen sowie zur Erfüllung von Aufgaben im Rahmen des Gnadenrechts Daten automatisiert abrufen. Die Möglichkeit zum automatisierten Abruf ist erforderlich, damit die für Justiz zuständige Senatsverwaltung als Bewilligungs- und Prüfungsbehörde im Sinne von § 7 der Richtlinien für den Verkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen Angelegenheiten (RiVASt) insbesondere die Daten von Beschuldigten und Zeugen feststellen kann. Die für Justiz zuständige Senatsverwaltung nimmt insoweit Aufgaben wahr, die in den anderen Bundesländern auf die Staatsanwaltschaften delegiert worden sind.
Zur Wahrnehmung dieser Aufgaben ist der Datenkatalog daher an den der Staatsanwaltschaften anzupassen. 
Innerhalb der für Justiz zuständigen Senatsverwaltung sind darüber hinaus auch Datenabfragen zur Erfüllung von Aufgaben im Rahmen des Gnadenrechts notwendig. Gegenstand der Verfahren in Gnadensachen sind die Entscheidungen in Strafsachen der ordentlichen Gerichte des Landes Berlin, so dass ein entsprechender Datenzugriff wie bei der Staatsanwaltschaft und den Gerichten zur Bearbeitung der einzelnen Fälle notwendig ist. Da die Hinweise zum Familienstand und den derzeitigen Staatsangehörigkeiten weder von den Staatsanwaltschaften noch von den Gerichten abgerufen werden dürfen, werden diese für die Zwecke des Absatz 2 ausdrücklich ausgenommen.

Im Übrigen erfolgt eine redaktionelle Anpassung an die Begriffe des BMG. 

Außerdem werden die abrufbaren Daten zum gesetzlichen Vertreter sowie zum Ehegatten oder Lebenspartner an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 und Nummer 15 BMG im Melderegister gespeichert werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.

Zu § 44

Die Regelung entspricht nahezu der Nummer 17 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG.
Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung an die Begriffe des BMG. Zusätzlich werden die zum gesetzlichen Vertreter sowie zum Ehegatten oder Lebenspartner abrufbaren Daten an die Daten angepasst, die von den Meldebehörden gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 und Nummer 15 BMG im Melderegister gespeichert werden. Gegenüber der bisherigen Rechtslage erfolgt dadurch eine geringfügige Datenerweiterung. Zur Begründung siehe zu § 30 Absatz 3 dieser Verordnung.

Zu § 45

Es wurde festgestellt, dass für die Arbeit des Einladungs- und Rückmeldewesens bei der Charité (manueller Datenabgleich durch die Vertrauensstelle) nach dem Berliner Kinderschutzgesetz die regelmäßig nach laufender Nummer 15 der Anlage 4 zu § 3 Absatz 1 DVO-Meldegesetz, jetzt § 18 dieser Verordnung, übertragenen Daten in Einzelfällen nicht ausreichen. Für zu klärende Einzelfälle ist daher ein Zugriff auf diese Daten auch im Abrufverfahren erforderlich.

Die Vertrauensstelle bei der Charité erhält daher die Möglichkeit über § 38 Absatz 1 BMG hinaus, die Daten „gesetzlicher Vertreter“, „frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung“ und „Einzugsdatum und Auszugsdatum“ automatisch abzurufen. Die Daten entsprechen nahezu den Daten, die im Rahmen der regelmäßigen Datenübermittlung übermittelt werden. Nur zum gesetzlichen Vertreter stehen im Rahmen des automatisierten Abrufs mehr Daten zur Verfügung. Die Daten entsprechen dem Datensatz, der gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 BMG zum gesetzlichen Vertreter von den Meldebehörden im Melderegister zu speichern ist. Eine Reduktion der Daten ist aus technischen Gründen nicht möglich (siehe auch Begründung zu § 30 Absatz 2 dieser Verordnung).

Zu § 46

Die Berliner Forsten sind zum einen als Ordnungsbehörde für die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach dem Landeswaldgesetz (§§ 22, 23 Landeswaldgesetz) zuständig. Zum anderen benötigen sie zur Durchführung von Gerichtsverfahren, von Mahn- und Vollstreckungsverfahren und von Zwangsvollstreckungsverfahren nach der Zivilprozessordnung sowie für die Abfassung von Strafanzeigen Daten aus dem Melderegister.

Die Bereitstellung der aufgeführten Daten für einen Online-Zugriff ist erforderlich, um den Berliner Forsten für die Erfüllung ihrer gesetzlich zugewiesenen Aufgaben die notwendigen aktuellen Informationen schnell und zuverlässig zu gewähren.

Der Datenumfang entspricht dem der Ordnungsbehörden nach § 30 Absatz 4 und § 35 dieser Verordnung. Er war auch in der bisherigen Nummer 18 der Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 DVO-MeldeG für die Ordnungsämter zur Ahndung von Ordnungswidrigkeiten enthalten. 

Da die Daten auch für andere Zwecke als für die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten benötigt werden, erfolgt eine gesonderte Aufnahme der Berliner Forsten als abrufberechtigte Behörde.

Zu § 47

Das Landesamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische Sicherheit Berlin wird neu in den Katalog der Behörden aufgenommen. Durch die Aufnahme wird eine effizientere Aufgabenerledigung gewährleistet, da schriftliche oder fernmündliche Auskunftsersuchen künftig wegfallen. Dadurch werden Zeit und Personalressourcen gespart. 

Zu Absatz 1

Die Behörde verfolgt und ahndet Ordnungswidrigkeiten im Rahmen der ihr durch Ziffer 24 ZustKatOrd zugewiesenen Ordnungsaufgaben. 
In Bezug auf Bußgeldverfahren ist die Kenntnis der Staatsangehörigkeit erforderlich. Bußgeldbescheide ab einer bestimmten Höhe (Geldbußen über 200 Euro) werden in das Gewerbezentralregister eingetragen (§§ 149 ff GewO). Die Nummern 1.10 und 1.11 ff. der Zweiten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des Titels XI der Gewerbeordnung (Gewerbezentralregister) sehen vor, dass die Staatsangehörigkeit des betroffenen Gewerbetreibenden einzutragen ist (vgl. auch Begründung zu § 30 Absatz 4 und 10 dieser Verordnung). 
Für die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten und zur Vollstreckung verhängter Geldbußen wird zudem die frühere Anschrift einschließlich des Ein- und Auszugsdatum benötigt, da vor Einleitung von Vollstreckungsmaßnahmen wie Erzwingungshaft die korrekte Zustellung des Bußgeldbescheides überprüft werden und dem Amtsgericht eine ladungsfähige Anschrift mitgeteilt werden muss. 

Zu Absatz 2

Die Behörde ist die für Ordnungsaufgaben nach dem Sprengstoffgesetz (SprengG) zuständige Stelle. Sie erteilt auf Antrag Genehmigungen für den beruflichen und auch privaten Umgang mit explosionsgefährlichen Stoffen (§§ 7, 27 SprengG). Die Kenntnis der Staatsangehörigkeit und früherer Wohnsitze ist erforderlich, da nach §§ 8 Absatz 2 und 27 Absatz 4 SprengG die Erlaubnis versagt werden kann, wenn der Antragsteller 
1. nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes ist oder
2. nicht seit mindestens drei Jahren seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt ununterbrochen im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat.
Die gleichen Maßgaben sind auf die Erteilung von Unbedenklichkeitsbescheinigungen nach § 34 der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz (1. SprengV) anzuwenden.

Zu Absatz 3

Als die für den Strahlenschutz zuständige Aufsichts- und Genehmigungsbehörde (Bundesauftragsverwaltung) führt diese Stelle regelmäßig Überprüfungen der Zuverlässigkeit nach der Atomrechtlichen Zuverlässigkeitsüberprüfungs-Verordnung – AtZüV durch. Die Zuverlässigkeit von Antragstellern, Strahlenschutzbeauftragten und anderen ist Genehmigungsvoraussetzung u.a. für den Umgang mit radioaktiven Stoffen und den Betrieb von Anlagen zur Erzeugung ionisierender Strahlen. Verfahrensbezogen hat die Behörde hierbei auch nach § 5 der AtZüV Erkundigungen bei den für den jeweiligen Wohnsitz zuständigen Landeskriminalämtern einzuholen. 
Der Zeitraum reicht, je nach Art der Überprüfung, bis zu 10 Jahre zurück. Bei nichtdeutschen Staatsangehörigen sind zusätzliche Anfragen bei dem Ausländerzentralregister vorgeschrieben.

Zu § 48

Zu Absatz 1

Für den Fachbereich des Landesamtes für Gesundheit und Soziales, der für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten von privat Versicherungspflichtigen nach § 121 Absatz 1 Nummer 1 und 6 Sozialgesetzbuch Elftes Buch - SGB XI (Pflegeversicherung) zuständig ist, reicht die einfache Behördenauskunft nach § 38 Absatz 1 BMG (bisher § 3 Absatz 1a DVO-MeldeG) nicht aus. Für die Bearbeitung der Ordnungswidrigkeiten sind daher weitere Daten notwendig.

Der Datenumfang entspricht dem der anderen Behörden, die für die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten zuständig sind (siehe auch §§ 30 Absatz 4, 35 und 46 dieser Verordnung).

Das Datum „Einzugsdatum und Auszugsdatum“ wird vom zuständigen Fachbereich des Landesamtes für Gesundheit und Soziales insbesondere benötigt, da der betroffene Personenkreis (in der Regel Selbständige, die ein Klein- oder Kleinstgewerbe betreiben) häufig umzieht, so dass eine Postzustellung nicht möglich ist. Für die Einleitung weiterer Schritte ist dann die Dokumentation der Adressen mit Ein- und Auszugsdatum unabdingbar. 

Zu Absatz 2

Neben der regelmäßigen Datenübermittlung nach § 11 dieser Verordnung benötigt das Landesamt für Gesundheit und Soziales zur Erfüllung der Aufgaben des Versorgungsamtes zur Vereinfachung und Beschleunigung der Verwaltungsabläufe und zur Sicherung der Funktionsfähigkeit der Behörde im Zusammenhang mit der Aufgabenwahrnehmung im Schwerbehindertenrecht und Sozialen Entschädigungsrecht einschließlich des § 17a des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes im Einzelfall die Möglichkeit des automatisierten Abrufs der genannten Daten. Der Umfang der abzurufenden Daten entspricht den Daten, die nach § 11 dieser Verordnung regelmäßig übermittelt werden. Insoweit wird auf die Begründung zu § 11 dieser Verordnung verwiesen. Lediglich zum gesetzlichen Vertreter stehen im Rahmen des automatisierten Abrufs mehr Daten zur Verfügung. Die Daten entsprechen dem Datensatz, der gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 9 BMG zum gesetzlichen Vertreter von den Meldebehörden im Melderegister zu speichern ist. Eine Reduktion der Daten ist aus technischen Gründen nicht möglich (siehe auch Begründung zu § 30 Absatz 2 dieser Verordnung).

Zu § 49

Die beim Polizeipräsidenten in Berlin angesiedelte Waffenbehörde hat knapp 20.000 Antragsteller sowie waffen- und jagdrechtliche Erlaubnisinhaber zu verwalten. lm Rahmen der Sachbearbeitung benötigen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in ca. 100 Vorgängen pro Woche Auskünfte aus dem Melderegister, die über eine einfache Melderegisterauskunft hinausgehen. Zusätzlicher Datenbedarf besteht bei Anträgen, bei Zuzügen, bei zustellungspflichtigen Bescheiden, bei Postrückläufern, zur Vorbereitung der Aufbewahrungskontrollen, zur Prüfung des Fortbestehens des Bedürfnisses für Waffen- und Munitionserlaubnisse, bei Todesfällen und bei sonstigem anfallenden Schriftverkehr.
Im Einzelnen werden folgende zusätzliche Daten für die aufgeführten Zwecke benötigt:

Gesetzlicher Vertreter (Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 BMG):
Die Kenntnis über einen gesetzlichen Vertreter kann Anhaltspunkt für eine fehlende persönliche Eignung des Antragstellers oder lnhabers einer waffenrechtlichen Erlaubnis bieten, die seitens der Waffenbehörde (regelmäßig) zu überprüfen ist (§§ 4 und 6 des Waffengesetzes – WaffG).

Derzeitige Staatsangehörigkeiten:
Gemäß § 4 Absatz 1 Nr. 1 des Nationalen-Waffenregister-Gesetzes (NWRG) ist die Waffenbehörde bei natürlichen Personen zur Speicherung der Staatsangehörigkeit im Nationalen Waffenregister beim Bundesverwaltungsamt verpflichtet. Gemäß § 8 NWRG ist die Waffenbehörde zudem für die Datenrichtigkeit verantwortlich. Die Daten werden außerdem für die gesetzlich vorgeschriebene Zuverlässigkeitsüberprüfung bei Antragstellern und lnhabern waffenrechtlicher Erlaubnisse benötigt.

Frühere Anschriften, Einzugsdatum und Auszugsdatum:
Frühere Anschriften und das Umzugsdatum sind im Rahmen der Erteilung einer waffenrechtlichen Erlaubnis für die Frage relevant, ob der Antragsteller seit mindestens fünf Jahren seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich des Waffengesetzes hat, andernfalls kann ein Versagungsgrund vorliegen (§ 4 Absatz 2 WaffG). Außerdem ergeben sich daraus Anhaltspunkte früherer örtlicher Zuständigkeiten, die für die Zuverlässigkeitsüberprüfung oder das Vorhandensein von Unterlagen in anderen Behörden von Bedeutung sein können.

Familienstand, bei Verheirateten oder Lebenspartnern zusätzlich Datum und Ort der Eheschließung oder Begründung der Lebenspartnerschaft, einschließlich der Hinweise sowie Ehegatte oder Lebenspartner (Familienname, Vornamen, Geburtsname, Doktorgrad, Geburtsdatum, Geschlecht, derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, Sterbedatum, bedingter Sperrvermerk nach § 52 BMG):
Im Todesfall von lnhabern waffenrechtlicher Erlaubnisse und Waffenbesitzern sind schnellstmöglich der Verbleib der Waffen und Dokumente zu klären sowie mögliche Erbberechtigte zu ermitteln. Der Familienstand und eventuell vorhandene Ehe- oder Lebenspartner sowie eventuell vorhandene weitere Hinweise sind hierbei wichtige Ermittlungsanhalte.

Ausstellungsbehörde, -datum, Gültigkeitsdauer und Seriennummer des Personalausweises, des vorläufigen Personalausweises, des Ersatz-Personalausweises, des anerkannten und gültigen Passes oder Passersatzpapiers:
Die Angaben sind für die Erteilung von Erwerbs-, Verbringungs- und Mitnahmeerlaubnissen nach §§ 11 Absatz 2, 29, 30, 31 und 32 Absatz 1 WaffG erforderlich. Die Erlaubnisse werden in Form eines Erlaubnisscheins erteilt. Gemäß §§ 28, 29 und 30 der Allgemeinen Waffengesetz-Verordnung (AWaffV) muss der Erlaubnisschein die Ausstellungsbehörde, das Ausstellungsdatum und die Seriennummer des Personalausweises oder vergleichbarer Identifikationspapiere enthalten. Durch den automatisierten Abruf der Daten kann die Waffenbehörde die Angaben des Antragstellers verifizieren. Die Kenntnis der Gültigkeitsdauer des Dokuments ist zudem erforderlich, um zu prüfen, ob das Dokument zum Zeitpunkt der geplanten Verbringung noch gültig ist.

Hinweise zum Sterbedatum und Sterbeort:
lm Todesfall von Erlaubnisinhabern und Waffenbesitzern hat die Behörde schnellstmöglich den Verbleib vorhandener Waffen und Dokumente sowie mögliche Erbberechtigte zu ermitteln. Für Anfragen beim Standesamt und Nachlassgericht nach möglichen Hinterbliebenen sind die Auskünfte über das zuständige Standesamt und die Sterbebuchnummer unerlässlich. Für die Durchführung entsprechender Ermittlungen ist daher auch die Kenntnis der zum Sterbedatum und Sterbeort im Melderegister eingetragenen Hinweise erforderlich.

Bei Nichtvorliegen der erforderlichen Daten müssen alternativ die Meldebehörde oder der Betroffene selbst kontaktiert werden, um die Informationen zur weiteren Bearbeitung zu erhalten. Telefonische Nachfragen sind aufgrund der Auslastung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter oft nicht kurzfristig zu erledigen; schriftliche Anfragen, die auch für den Aktenrückhalt benötigt werden, unterliegen regelmäßig einem Antwortzeitverhalten von vier Wochen und länger. Nachfragen bei dem Betroffenen selbst führen ebenfalls zu vermeidbarem Verwaltungsaufwand und sind nicht immer zielführend.

Zu § 50

Für die beim Polizeipräsidenten von Berlin angesiedelte Ausländervereinsbehörde wird die zusätzliche Möglichkeit des Abrufs des Datums „derzeitige Staatsangehörigkeiten“ geschaffen. Im Rahmen der Prüfung, ob es sich um einen Ausländerverein handelt, ist zunächst die Abfrage der Staatsangehörigkeit von Personen, die in der Vereinsakte als Vorstand aufgeführt sind, notwendig. Die Ausländervereinsbehörde hatte bisher nicht die Möglichkeit, die Staatsangehörigkeit aus dem Melderegister automatisiert abzurufen. Es handelt sich dabei um etwa 900 Abfragen jährlich. Entsprechende Anfragen bei der Meldebehörde führen auf Grund der dortigen Arbeitsbelastung zu erheblichen Verzögerungen im Arbeitsablauf.

Zu § 51

Für die bei der Senatskanzlei angesiedelte Stelle für Ordensangelegenheiten wird die zusätzliche Möglichkeit des Abrufs des Datums „derzeitige Staatsangehörigkeiten“ geschaffen. Im vielstufigen Prozess bis zur Verleihung und Aushändigung von Orden der Bundes- oder Landesebene (z.B. Bundesverdienstorden, Verdienstorden des Landes Berlin) sind Auskünfte aus dem Melderegister ein sehr wichtiger Baustein. Sie stehen regelmäßig am Anfang der Prüfung, um zu ermitteln, ob dem Regierenden Bürgermeister/der Regierenden Bürgermeisterin das Vorschlagsrecht gegenüber dem Bundespräsidenten obliegt. Nach erfolgter Prüfung der Verdienste erfolgt die Prüfung der Ordenswürdigkeit, d.h. es erfolgen Anfragen an das Landeskriminalamt (LKA), das Bundeszentralregister (BZR), das Bundesarchiv (ehem. Document Center) oder an den Bundesbeauftragten für die Unterlagen der ehemaligen Staatssicherheit der DDR. Das Datum „derzeitige Staatsangehörigkeiten“ ist notwendig, um zu klären, ob eine Beteiligung des Auswärtigen Amtes für ausländische Staatsangehörige erfolgen muss, da dieses ggf. das Vorschlagsrecht gegenüber dem Bundespräsidenten hat. 

Zu § 52

Durch § 23 dieser Verordnung dürfen den öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften die in § 38 Absatz 1 BMG genannten Daten automatisiert übermittelt werden. § 52 ermöglicht es den öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften zur Wahrnehmung der genannten hoheitlichen Aufgaben über § 38 Absatz 1 BMG hinaus Daten abzurufen. 

Zu Absatz 1

Die Kirchen nehmen nach Artikel 18 Absatz 3 Evangelischer Kirchenvertrag in Verbindung mit der Verwaltungsvereinbarung über die Verwaltung von Kirchensteuern durch die Berliner Finanzbehörden vom 17. November 2011 (ABl. S. 3041 ff.) im Rahmen der Kirchensteuerverwaltung bestimmte Aufgaben selbst und unmittelbar wahr. Die Kirchensteuerverwaltung der steuererhebenden Kirchen in Berlin führt damit Verwaltungsverfahren in Steuersachen im Sinne des § 38 Absatz 1 Buchstabe a) dieser Verordnung durch. So sind die von den Kirchen unterhaltenen Kirchensteuerstellen bei den Finanzämtern von Berlin nach der Verwaltungsvereinbarung unter anderem für die Feststellung der subjektiven Kirchensteuerpflicht zuständig, also die Klärung der Frage, ob überhaupt Kirchensteuer zu erheben ist. Ferner obliegt ihnen die Festsetzung von Kirchensteuern im personellen Veranlagungsverfahren. Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 3 Kirchensteuergesetz Berlin sind die steuererhebenden Kirchen zudem Widerspruchsbehörde im Rechtsbehelfsverfahren gegen Kirchensteuerfestsetzungen. Soweit für die Finanzämter von Berlin für die Durchführung von Verwaltungsverfahren in Steuersachen in § 38 Absatz 1 Buchstabe a) dieser Verordnung ein erweiterter Datenkatalog zum Abruf vorgesehen ist, gilt die Notwendigkeit der Kenntnis dieser Daten in gleichem Maße für die Kirchensteuerstellen.

Zu Absatz 2

Die für das Friedhofswesen zuständigen Stellen der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften nehmen im Friedhofswesen eine an sich dem Staat obliegende hoheitliche Aufgabe wahr. Sie handeln damit nicht nur in Ausübung ihres kirchlichen Selbstbestimmungsrechts, sondern nehmen auch eine kommunale Pflichtaufgabe wahr, vgl. §§ 1, 2 Absatz 1 des Gesetzes über die landeseigenen und nicht landeseigenen Friedhöfe Berlin (Friedhofsgesetz). Die für das Friedhofswesen zuständigen Stellen der Bezirksämter dürfen über § 38 Absatz 1 BMG hinaus das Datum „gesetzlicher Vertreter“ abrufen (vgl. § 30 Absatz 11 dieser Verordnung). Für die kirchlichen Friedhofsträger ist das Datum gleichermaßen regelmäßig zur Aufgabenwahrnehmung erforderlich. 

Zu § 53

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verordnung.


B. Rechtsgrundlage

§ 6 Absatz 1 und § 7 Absatz 1 des Berliner Ausführungsgesetzes zum Bundesmeldegesetz.

C. Auswirkungen auf die Gleichstellung der Geschlechter

Keine.
D. Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschaftsunternehmen

Keine.

E. Gesamtkosten

Die mit der vorliegenden Verordnung verbundene Erweiterung der Zugriffsmöglichkeiten durch andere Behörden und öffentliche Stellen auf das bestehende Auskunftsportal kann 
– noch nicht abschätzbare – berlinspezifische Anpassungen/Komfortfunktionen und besondere Anbindungen einzelner Behörden erfordern, die nicht durch den bestehenden Wartungs- und Pflegevertrag beim LABO abgedeckt sind und die kostenpflichtige Programmveränderungen nach sich ziehen können. Die Kosten dafür werden sich voraussichtlich in einer Größenordnung von ca. 100.000,- € bewegen.

F. Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg

Durch die Verordnung wird auch weiterhin allen brandenburgischen Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen ein Zugriff auf die im Berliner Melderegister gespeicherten melderechtlichen Daten über die zentrale Stelle oder einen eigenen DVDV-Eintrag gewährt. Dies wird die Verwaltungszusammenarbeit erheblich erleichtern.

G. Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung

1. Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben

Einnahmen:	Grundsätzlich erfolgt die Auskunftserteilung an Behörden und öffentliche 
Stellen gebührenfrei. Geringe Mehreinnahmen von rund 150.000,- € im Jahr sind zu erwarten, da die BVG der Gebührenpflicht nach § 2 Absatz 2 Nummer 1 VGebO unterliegt. 

Ausgaben:	Veränderungen des eingesetzten Portalsystems aufgrund von Änderungen sind im Allgemeinen durch den bestehenden Wartungs- und Pflegevertrag im LABO abgedeckt. Es ist aber aus der Erfahrung in der Vergangenheit nicht auszuschließen, dass bestimmte berlinspezifische Anpassungen/ Komfortfunktionen und besondere Anbindungen einzelner Behörden zu kostenpflichtigen Programmveränderungen führen können. Die Kosten dafür werden sich voraussichtlich in einer Größenordnung von ca. 100.000,- € bewegen. Die dafür ggf. erforderlichen Mittel werden aus dem Kapitel 0572 / 540 85 (ab 2018: 0572/51185) finanziert.

1. Personalwirtschaftliche Auswirkungen:

Die vorliegende Verordnung eröffnet weiteren öffentlichen Stellen des Landes Berlin, der anderen Länder und des Bundes die Möglichkeit, Auskünfte aus dem Melderegister über ein Auskunftsportal eigenständig abzurufen. Ähnliche Möglichkeiten bestehen für anfragende private Großkunden seit Sommer 2007 und seit Mai 2012 für Einzelkunden mit der Onlineabrufmöglichkeit einfacher Melderegisterauskünfte.

Es wird erwartet, dass diese Öffnung des Melderegisters innerhalb definierter Grenzen für weitere öffentliche Stellen und die Erweiterung des Datenkataloges die Anzahl der schriftlichen und auch telefonischen Anfragen mittelfristig weiter verringern wird.

Hierdurch freiwerdende Personalressourcen werden jedoch von den Mehraufgaben durch das Bundesmeldegesetz, beispielsweise durch die Einführung des bedingten Sperrvermerkes nach § 52 BMG und ein deutlich aufwändigeres Verfahren für die Auskunftssperren nach § 51 BMG im Hinblick auf die Auskünfte sowohl im manuellen als auch im automatisierten Verfahren, und durch zunehmende Anforderungen an die IT-Verfahrensbetreu-ung gebunden.



Berlin, den 28. September 2017

[bookmark: _GoBack]Andreas Geisel
Senator für Inneres und Sport
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Art. 116
(1) Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Regelung, wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder als Flüchtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehörigkeit oder als dessen Ehegatte oder Abkömmling in dem Gebiete des Deutschen Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat.
(2) …
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§ 399 Rechte und Pflichten der Finanzbehörden
(1) Führt die Finanzbehörde das Ermittlungsverfahren auf Grund des § 386 Abs. 2 selbständig durch, so nimmt sie die Rechte und Pflichten wahr, die der Staatsanwaltschaft im Ermittlungsverfahren zustehen.
(2) Ist einer Finanzbehörde nach § 387 Abs. 2 die Zuständigkeit für den Bereich mehrerer Finanzbehörden übertragen, so bleiben das Recht und die Pflicht dieser Finanzbehörden unberührt, bei dem Verdacht einer Steuerstraftat den Sachverhalt zu erforschen und alle unaufschiebbaren Anordnungen zu treffen, um die Verdunkelung der Sache zu verhüten. Sie können Beschlagnahmen, Notveräußerungen, Durchsuchungen, Untersuchungen und sonstige Maßnahmen nach den für Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft geltenden Vorschriften der Strafprozessordnung anordnen.

§ 410 Ergänzende Vorschriften für das Bußgeldverfahren
(1) Für das Bußgeldverfahren gelten außer den verfahrensrechtlichen Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten entsprechend: 
1.	die §§ 388 bis 390 über die Zuständigkeit der Finanzbehörde,
2.	§ 391 über die Zuständigkeit des Gerichts,
3.	§ 392 über die Verteidigung,
4.	§ 393 über das Verhältnis des Strafverfahrens zum Besteuerungsverfahren,
5.	§ 396 über die Aussetzung des Verfahrens,
6.	§ 397 über die Einleitung des Strafverfahrens,
7.	§ 399 Abs. 2 über die Rechte und Pflichten der Finanzbehörde,
8.	die §§ 402, 403 Abs. 1, 3 und 4 über die Stellung der Finanzbehörde im Verfahren der Staatsanwaltschaft,
9.	§ 404 Satz 1 und Satz 2 erster Halbsatz über die Steuer- und Zollfahndung,
10.	§ 405 über die Entschädigung der Zeugen und der Sachverständigen,
11.	§ 407 über die Beteiligung der Finanzbehörde und
12.	§ 408 über die Kosten des Verfahrens.
(2) Verfolgt die Finanzbehörde eine Steuerstraftat, die mit einer Steuerordnungswidrigkeit zusammenhängt (§ 42 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten), so kann sie in den Fällen des § 400 beantragen, den Strafbefehl auf die Steuerordnungswidrigkeit zu erstrecken.

[bookmark: _Toc485221357]Aufenthaltsgesetz (AufenthG)

§ 66 Kostenschuldner; Sicherheitsleistung
(1) Kosten, die durch die Durchsetzung einer räumlichen Beschränkung, die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung entstehen, hat der Ausländer zu tragen.
(2) Neben dem Ausländer haftet für die in Absatz 1 bezeichneten Kosten, wer sich gegenüber der Ausländerbehörde oder der Auslandsvertretung verpflichtet hat, für die Ausreisekosten des Ausländers aufzukommen.
(3) In den Fällen des § 64 Abs. 1 und 2 haftet der Beförderungsunternehmer neben dem Ausländer für die Kosten der Rückbeförderung des Ausländers und für die Kosten, die von der Ankunft des Ausländers an der Grenzübergangsstelle bis zum Vollzug der Entscheidung über die Einreise entstehen. Ein Beförderungsunternehmer, der schuldhaft einer Verfügung nach § 63 Abs. 2 zuwiderhandelt, haftet neben dem Ausländer für sonstige Kosten, die in den Fällen des § 64 Abs. 1 durch die Zurückweisung und in den Fällen des § 64 Abs. 2 durch die Abschiebung entstehen.
(4) Für die Kosten der Abschiebung oder Zurückschiebung haftet: 
1.	wer als Arbeitgeber den Ausländer als Arbeitnehmer beschäftigt hat, dem die Ausübung der Erwerbstätigkeit nach den Vorschriften dieses Gesetzes nicht erlaubt war;
2.	ein Unternehmer, für den ein Arbeitgeber als unmittelbarer Auftragnehmer Leistungen erbracht hat, wenn ihm bekannt war oder er bei Beachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt hätte erkennen müssen, dass der Arbeitgeber für die Erbringung der Leistung den Ausländer als Arbeitnehmer eingesetzt hat, dem die Ausübung der Erwerbstätigkeit nach den Vorschriften dieses Gesetzes nicht erlaubt war;
3.	wer als Generalunternehmer oder zwischengeschalteter Unternehmer ohne unmittelbare vertragliche Beziehungen zu dem Arbeitgeber Kenntnis von der Beschäftigung des Ausländers hat, dem die Ausübung der Erwerbstätigkeit nach den Vorschriften dieses Gesetzes nicht erlaubt war;
4.	wer eine nach § 96 strafbare Handlung begeht;
5.	der Ausländer, soweit die Kosten von den anderen Kostenschuldnern nicht beigetrieben werden können.
Die in Satz 1 Nummer 1 bis 4 genannten Personen haften als Gesamtschuldner im Sinne von § 421 des Bürgerlichen Gesetzbuchs.
(4a) Die Haftung nach Absatz 4 Nummer 1 entfällt, wenn der Arbeitgeber seinen Verpflichtungen nach § 4 Absatz 3 Satz 4 und 5 sowie seiner Meldepflicht nach § 28a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit den §§ 6, 7 und 13 der Datenerfassungs- und -übermittlungsverordnung oder nach § 18 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes nachgekommen ist, es sei denn, er hatte Kenntnis davon, dass der Aufenthaltstitel oder die Bescheinigung über die Aufenthaltsgestattung oder die Aussetzung der Abschiebung des Ausländers gefälscht war.
(5) Von dem Kostenschuldner kann eine Sicherheitsleistung verlangt werden. Die Anordnung einer Sicherheitsleistung des Ausländers oder des Kostenschuldners nach Absatz 4 Satz 1 und 2 kann von der Behörde, die sie erlassen hat, ohne vorherige Vollstreckungsanordnung und Fristsetzung vollstreckt werden, wenn andernfalls die Erhebung gefährdet wäre. Zur Sicherung der Ausreisekosten können Rückflugscheine und sonstige Fahrausweise beschlagnahmt werden, die im Besitz eines Ausländers sind, der zurückgewiesen, zurückgeschoben, ausgewiesen oder abgeschoben werden soll oder dem Einreise und Aufenthalt nur wegen der Stellung eines Asylantrages gestattet wird.
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§ 67 Umfang der Kostenhaftung
(1) Die Kosten der Abschiebung, Zurückschiebung, Zurückweisung und der Durchsetzung einer räumlichen Beschränkung umfassen 
1.	die Beförderungs- und sonstigen Reisekosten für den Ausländer innerhalb des Bundesgebiets und bis zum Zielort außerhalb des Bundesgebiets,
2.	die bei der Vorbereitung und Durchführung der Maßnahme entstehenden Verwaltungskosten einschließlich der Kosten für die Abschiebungshaft und der Übersetzungs- und Dolmetscherkosten und die Ausgaben für die Unterbringung, Verpflegung und sonstige Versorgung des Ausländers sowie
3.	sämtliche durch eine erforderliche Begleitung des Ausländers entstehenden Kosten einschließlich der Personalkosten.
(2) Die Kosten, für die der Beförderungsunternehmer nach § 66 Abs. 3 Satz 1 haftet, umfassen 
1.	die in Absatz 1 Nr. 1 bezeichneten Kosten,
2.	die bis zum Vollzug der Entscheidung über die Einreise entstehenden Verwaltungskosten und Ausgaben für die Unterbringung, Verpflegung und sonstige Versorgung des Ausländers und Übersetzungs- und Dolmetscherkosten und
3.	die in Absatz 1 Nr. 3 bezeichneten Kosten, soweit der Beförderungsunternehmer nicht selbst die erforderliche Begleitung des Ausländers übernimmt.
(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Kosten werden von der nach § 71 zuständigen Behörde durch Leistungsbescheid in Höhe der tatsächlich entstandenen Kosten erhoben. Hinsichtlich der Berechnung der Personalkosten gelten die allgemeinen Grundsätze zur Berechnung von Personalkosten der öffentlichen Hand.
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§ 68 Haftung für Lebensunterhalt
(1) Wer sich der Ausländerbehörde oder einer Auslandsvertretung gegenüber verpflichtet hat, die Kosten für den Lebensunterhalt eines Ausländers zu tragen, hat für einen Zeitraum von fünf Jahren sämtliche öffentlichen Mittel zu erstatten, die für den Lebensunterhalt des Ausländers einschließlich der Versorgung mit Wohnraum sowie der Versorgung im Krankheitsfalle und bei Pflegebedürftigkeit aufgewendet werden, auch soweit die Aufwendungen auf einem gesetzlichen Anspruch des Ausländers beruhen. Aufwendungen, die auf einer Beitragsleistung beruhen, sind nicht zu erstatten. Der Zeitraum nach Satz 1 beginnt mit der durch die Verpflichtungserklärung ermöglichten Einreise des Ausländers. Die Verpflichtungserklärung erlischt vor Ablauf des Zeitraums von fünf Jahren ab Einreise des Ausländers nicht durch Erteilung eines Aufenthaltstitels nach Abschnitt 5 des Kapitels 2 oder durch Anerkennung nach § 3 oder § 4 des Asylgesetzes.
(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 bedarf der Schriftform. Sie ist nach Maßgabe des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes vollstreckbar. Der Erstattungsanspruch steht der öffentlichen Stelle zu, die die öffentlichen Mittel aufgewendet hat.
(3) Die Auslandsvertretung unterrichtet unverzüglich die Ausländerbehörde über eine Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1.
(4) Die Ausländerbehörde unterrichtet, wenn sie Kenntnis von der Aufwendung nach Absatz 1 zu erstattender öffentlicher Mittel erlangt, unverzüglich die öffentliche Stelle, der der Erstattungsanspruch zusteht, über die Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 und erteilt ihr alle für die Geltendmachung und Durchsetzung des Erstattungsanspruchs erforderlichen Auskünfte. Der Empfänger darf die Daten nur zum Zweck der Erstattung der für den Ausländer aufgewendeten öffentlichen Mittel sowie der Versagung weiterer Leistungen verwenden.
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§ 68a Übergangsvorschrift zu Verpflichtungserklärungen
§ 68 Absatz 1 Satz 1 bis 3 gilt auch für vor dem 6. August 2016 abgegebene Verpflichtungserklärungen, jedoch mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Zeitraums von fünf Jahren ein Zeitraum von drei Jahren tritt. Sofern die Frist nach Satz 1 zum 6. August 2016 bereits abgelaufen ist, endet die Verpflichtung zur Erstattung öffentlicher Mittel mit Ablauf des 31. August 2016.
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§ 62 Gesundheitsuntersuchung
(1) Ausländer, die in einer Aufnahmeeinrichtung oder Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen haben, sind verpflichtet, eine ärztliche Untersuchung auf übertragbare Krankheiten einschließlich einer Röntgenaufnahme der Atmungsorgane zu dulden. Die oberste Landesgesundheitsbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle bestimmt den Umfang der Untersuchung und den Arzt, der die Untersuchung durchführt.
(2) Das Ergebnis der Untersuchung ist der für die Unterbringung zuständigen Behörde mitzuteilen. Wird bei der Untersuchung der Verdacht oder das Vorliegen einer meldepflichtigen Krankheit nach § 6 des Infektionsschutzgesetzes oder eine Infektion mit einem Krankheitserreger nach § 7 des Infektionsschutzgesetzes festgestellt, ist das Ergebnis der Untersuchung auch dem Bundesamt mitzuteilen.
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§ 8
(1) Die Behörde unterstützt das Betreuungsgericht. Dies umfasst insbesondere folgende Maßnahmen: 
1.	die Erstellung eines Berichts im Rahmen der gerichtlichen Anhörung (§ 279 Absatz 2 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit),
2.	die Aufklärung und Mitteilung des Sachverhalts, den das Gericht über Nummer 1 hinaus für aufklärungsbedürftig hält, sowie
3.	die Gewinnung geeigneter Betreuer.
(2) Wenn die Behörde vom Betreuungsgericht dazu aufgefordert wird, schlägt sie eine Person vor, die sich im Einzelfall zum Betreuer oder Verfahrenspfleger eignet. Steht keine geeignete Person zur Verfügung, die zur ehrenamtlichen Führung der Betreuung bereit ist, schlägt die Behörde dem Betreuungsgericht eine Person für die berufsmäßige Führung der Betreuung vor und teilt gleichzeitig den Umfang der von dieser Person derzeit berufsmäßig geführten Betreuungen mit.
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§ 2 Statistik der natürlichen Bevölkerungsbewegung
(1) …
(7) Die nach Landesrecht für den Empfang des vertraulichen Teils der ärztlichen Bescheinigung über den Tod (Totenschein) zuständigen Stellen übermitteln den statistischen Ämtern der Länder mindestens monatlich die mit der Registernummer des Sterbefalleintrags und dem zuständigen Standesamt gekennzeichneten Angaben zu den Todesursachen und den Umständen des Todes nach den Angaben auf dem Totenschein. Die Übermittlungen erfolgen elektronisch, soweit die technischen Voraussetzungen hierfür geschaffen sind. Bei der elektronischen Übermittlung ist ein dem Stand der Technik entsprechendes Verschlüsselungsverfahren zu verwenden. Die Registernummer des Sterbefalleintrags dient als Hilfsmerkmal.
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§ 1915 Anwendung des Vormundschaftsrechts
(1) Auf die Pflegschaft finden die für die Vormundschaft geltenden Vorschriften entsprechende Anwendung, soweit sich nicht aus dem Gesetz ein anderes ergibt. Abweichend von § 3 Abs. 1 bis 3 des Vormünder- und Betreuervergütungsgesetzes bestimmt sich die Höhe einer nach § 1836 Abs. 1 zu bewilligenden Vergütung nach den für die Führung der Pflegschaftsgeschäfte nutzbaren Fachkenntnissen des Pflegers sowie nach dem Umfang und der Schwierigkeit der Pflegschaftsgeschäfte, sofern der Pflegling nicht mittellos ist. An die Stelle des Familiengerichts tritt das Betreuungsgericht; dies gilt nicht bei der Pflegschaft für Minderjährige oder für eine Leibesfrucht.
(2) …

§ 1896 Voraussetzungen
(1) Kann ein Volljähriger auf Grund einer psychischen Krankheit oder einer körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung seine Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht besorgen, so bestellt das Betreuungsgericht auf seinen Antrag oder von Amts wegen für ihn einen Betreuer. Den Antrag kann auch ein Geschäftsunfähiger stellen. Soweit der Volljährige auf Grund einer körperlichen Behinderung seine Angelegenheiten nicht besorgen kann, darf der Betreuer nur auf Antrag des Volljährigen bestellt werden, es sei denn, dass dieser seinen Willen nicht kundtun kann.
(1a) Gegen den freien Willen des Volljährigen darf ein Betreuer nicht bestellt werden.
(2) Ein Betreuer darf nur für Aufgabenkreise bestellt werden, in denen die Betreuung erforderlich ist. Die Betreuung ist nicht erforderlich, soweit die Angelegenheiten des Volljährigen durch einen Bevollmächtigten, der nicht zu den in § 1897 Abs. 3 bezeichneten Personen gehört, oder durch andere Hilfen, bei denen kein gesetzlicher Vertreter bestellt wird, ebenso gut wie durch einen Betreuer besorgt werden können.
(3) Als Aufgabenkreis kann auch die Geltendmachung von Rechten des Betreuten gegenüber seinem Bevollmächtigten bestimmt werden.
(4) Die Entscheidung über den Fernmeldeverkehr des Betreuten und über die Entgegennahme, das Öffnen und das Anhalten seiner Post werden vom Aufgabenkreis des Betreuers nur dann erfasst, wenn das Gericht dies ausdrücklich angeordnet hat.

§ 1897 Bestellung einer natürlichen Person
(1) Zum Betreuer bestellt das Betreuungsgericht eine natürliche Person, die geeignet ist, in dem gerichtlich bestimmten Aufgabenkreis die Angelegenheiten des Betreuten rechtlich zu besorgen und ihn in dem hierfür erforderlichen Umfang persönlich zu betreuen.
(2) Der Mitarbeiter eines nach § 1908f anerkannten Betreuungsvereins, der dort ausschließlich oder teilweise als Betreuer tätig ist (Vereinsbetreuer), darf nur mit Einwilligung des Vereins bestellt werden. Entsprechendes gilt für den Mitarbeiter einer in Betreuungsangelegenheiten zuständigen Behörde, der dort ausschließlich oder teilweise als Betreuer tätig ist (Behördenbetreuer).
(3) Wer zu einer Anstalt, einem Heim oder einer sonstigen Einrichtung, in welcher der Volljährige untergebracht ist oder wohnt, in einem Abhängigkeitsverhältnis oder in einer anderen engen Beziehung steht, darf nicht zum Betreuer bestellt werden.
(4) Schlägt der Volljährige eine Person vor, die zum Betreuer bestellt werden kann, so ist diesem Vorschlag zu entsprechen, wenn es dem Wohl des Volljährigen nicht zuwiderläuft. Schlägt er vor, eine bestimmte Person nicht zu bestellen, so soll hierauf Rücksicht genommen werden. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Vorschläge, die der Volljährige vor dem Betreuungsverfahren gemacht hat, es sei denn, dass er an diesen Vorschlägen erkennbar nicht festhalten will.
(5) Schlägt der Volljährige niemanden vor, der zum Betreuer bestellt werden kann, so ist bei der Auswahl des Betreuers auf die verwandtschaftlichen und sonstigen persönlichen Bindungen des Volljährigen, insbesondere auf die Bindungen zu Eltern, zu Kindern, zum Ehegatten und zum Lebenspartner, sowie auf die Gefahr von Interessenkonflikten Rücksicht zu nehmen.
(6) Wer Betreuungen im Rahmen seiner Berufsausübung führt, soll nur dann zum Betreuer bestellt werden, wenn keine andere geeignete Person zur Verfügung steht, die zur ehrenamtlichen Führung der Betreuung bereit ist. Werden dem Betreuer Umstände bekannt, aus denen sich ergibt, dass der Volljährige durch eine oder mehrere andere geeignete Personen außerhalb einer Berufsausübung betreut werden kann, so hat er dies dem Gericht mitzuteilen.
(7) Wird eine Person unter den Voraussetzungen des Absatzes 6 Satz 1 erstmals in dem Bezirk des Betreuungsgerichts zum Betreuer bestellt, soll das Gericht zuvor die zuständige Behörde zur Eignung des ausgewählten Betreuers und zu den nach § 1 Abs. 1 Satz 1 zweite Alternative des Vormünder- und Betreuervergütungsgesetzes zu treffenden Feststellungen anhören. Die zuständige Behörde soll die Person auffordern, ein Führungszeugnis und eine Auskunft aus dem Schuldnerverzeichnis vorzulegen.
(8) Wird eine Person unter den Voraussetzungen des Absatzes 6 Satz 1 bestellt, hat sie sich über Zahl und Umfang der von ihr berufsmäßig geführten Betreuungen zu erklären.
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§ 11 Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten im Auftrag
(1) Werden personenbezogene Daten im Auftrag durch andere Stellen erhoben, verarbeitet oder genutzt, ist der Auftraggeber für die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes und anderer Vorschriften über den Datenschutz verantwortlich. Die in den §§ 6, 7 und 8 genannten Rechte sind ihm gegenüber geltend zu machen.
(2) Der Auftragnehmer ist unter besonderer Berücksichtigung der Eignung der von ihm getroffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen sorgfältig auszuwählen. Der Auftrag ist schriftlich zu erteilen, wobei insbesondere im Einzelnen festzulegen sind:
1.	der Gegenstand und die Dauer des Auftrags,
2.	der Umfang, die Art und der Zweck der vorgesehenen Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von Daten, die Art der Daten und der Kreis der Betroffenen,
3.	die nach § 9 zu treffenden technischen und organisatorischen Maßnahmen,
4.	die Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten,
5.	die nach Absatz 4 bestehenden Pflichten des Auftragnehmers, insbesondere die von ihm vorzunehmenden Kontrollen,
6.	die etwaige Berechtigung zur Begründung von Unterauftragsverhältnissen,
7.	die Kontrollrechte des Auftraggebers und die entsprechenden Duldungs- und Mitwirkungspflichten des Auftragnehmers,
8.	mitzuteilende Verstöße des Auftragnehmers oder der bei ihm beschäftigten Personen gegen Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten oder gegen die im Auftrag getroffenen Festlegungen,
9.	der Umfang der Weisungsbefugnisse, die sich der Auftraggeber gegenüber dem Auftragnehmer vorbehält,
10.	die Rückgabe überlassener Datenträger und die Löschung beim Auftragnehmer gespeicherter Daten nach Beendigung des Auftrags.
Er kann bei öffentlichen Stellen auch durch die Fachaufsichtsbehörde erteilt werden. Der Auftraggeber hat sich vor Beginn der Datenverarbeitung und sodann regelmäßig von der Einhaltung der beim Auftragnehmer getroffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen zu überzeugen. Das Ergebnis ist zu dokumentieren.
(3) Der Auftragnehmer darf die Daten nur im Rahmen der Weisungen des Auftraggebers erheben, verarbeiten oder nutzen. Ist er der Ansicht, dass eine Weisung des Auftraggebers gegen dieses Gesetz oder andere Vorschriften über den Datenschutz verstößt, hat er den Auftraggeber unverzüglich darauf hinzuweisen.
(4) Für den Auftragnehmer gelten neben den §§ 5, 9, 43 Abs. 1 Nr. 2, 10 und 11, Abs. 2 Nr. 1 bis 3 und Abs. 3 sowie § 44 nur die Vorschriften über die Datenschutzkontrolle oder die Aufsicht, und zwar für
1.	a) öffentliche Stellen,
b) nicht-öffentliche Stellen, bei denen der öffentlichen Hand die Mehrheit der Anteile gehört oder die Mehrheit der Stimmen zusteht und der Auftraggeber eine öffentliche Stelle ist, die §§ 18, 24 bis 26 oder die entsprechenden Vorschriften der Datenschutzgesetze der Länder,
2.	die übrigen nicht-öffentlichen Stellen, soweit sie personenbezogene Daten im Auftrag als Dienstleistungsunternehmen geschäftsmäßig erheben, verarbeiten oder nutzen, die §§ 4f, 4g und 38.
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend, wenn die Prüfung oder Wartung automatisierter Verfahren oder von Datenverarbeitungsanlagen durch andere Stellen im Auftrag vorgenommen wird und dabei ein Zugriff auf personenbezogene Daten nicht ausgeschlossen werden kann.

[bookmark: _Toc485221363]Bundeskleingartengesetz (BKleingG)

§ 3 Kleingarten und Gartenlaube
(1) Ein Kleingarten soll nicht größer als 400 Quadratmeter sein. Die Belange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Landschaftspflege sollen bei der Nutzung und Bewirtschaftung des Kleingartens berücksichtigt werden.
(2) Im Kleingarten ist eine Laube in einfacher Ausführung mit höchstens 24 Quadratmetern Grundfläche einschließlich überdachtem Freisitz zulässig; die §§ 29 bis 36 des Baugesetzbuchs bleiben unberührt. Sie darf nach ihrer Beschaffenheit, insbesondere nach ihrer Ausstattung und Einrichtung, nicht zum dauernden Wohnen geeignet sein.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Eigentümergärten.

§ 18 Überleitungsvorschriften für Lauben
(1) Vor Inkrafttreten dieses Gesetzes rechtmäßig errichtete Lauben, die die in § 3 Abs. 2 vorgesehene Größe überschreiten, können unverändert genutzt werden.
(2) Eine bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehende Befugnis des Kleingärtners, seine Laube zu Wohnzwecken zu nutzen, bleibt unberührt, soweit andere Vorschriften der Wohnnutzung nicht entgegenstehen. Für die Nutzung der Laube kann der Verpächter zusätzlich ein angemessenes Entgelt verlangen.

§ 20a Überleitungsregelungen aus Anlass der Herstellung der Einheit Deutschlands
In dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet ist dieses Gesetz mit folgenden Maßgaben anzuwenden:
1.	Kleingartennutzungsverhältnisse, die vor dem Wirksamwerden des Beitritts begründet worden und nicht beendet sind, richten sich von diesem Zeitpunkt an nach diesem Gesetz.
2.	Vor dem Wirksamwerden des Beitritts geschlossene Nutzungsverträge über Kleingärten sind wie Kleingartenpachtverträge über Dauerkleingärten zu behandeln, wenn die Gemeinde bei Wirksamwerden des Beitritts Eigentümerin der Grundstücke ist oder nach diesem Zeitpunkt das Eigentum an diesen Grundstücken erwirbt.
3.	Bei Nutzungsverträgen über Kleingärten, die nicht im Eigentum der Gemeinde stehen, verbleibt es bei der vereinbarten Nutzungsdauer. Sind die Kleingärten im Bebauungsplan als Flächen für Dauerkleingärten festgesetzt worden, gilt der Vertrag als auf unbestimmte Zeit verlängert. Hat die Gemeinde vor Ablauf der vereinbarten Nutzungsdauer beschlossen, einen Bebauungsplan aufzustellen mit dem Ziel, die Fläche für Dauerkleingärten festzusetzen, und den Beschluss nach § 2 Abs. 1 Satz 2 des Baugesetzbuchs bekannt gemacht, verlängert sich der Vertrag vom Zeitpunkt der Bekanntmachung an um sechs Jahre. Vom Zeitpunkt der Rechtsverbindlichkeit des Bebauungsplans an sind die Vorschriften über Dauerkleingärten anzuwenden. Unter den in § 8 Abs. 4 Satz 1 des Baugesetzbuchs genannten Voraussetzungen kann ein vorzeitiger Bebauungsplan aufgestellt werden.
4.	Die vor dem Wirksamwerden des Beitritts Kleingärtnerorganisationen verliehene Befugnis, Grundstücke zum Zwecke der Vergabe an Kleingärtner anzupachten, kann unter den für die Aberkennung der kleingärtnerischen Gemeinnützigkeit geltenden Voraussetzungen entzogen werden. Das Verfahren der Anerkennung und des Entzugs der kleingärtnerischen Gemeinnützigkeit regeln die Länder.
5.	Anerkennungen der kleingärtnerischen Gemeinnützigkeit, die vor dem Wirksamwerden des Beitritts ausgesprochen worden sind, bleiben unberührt.
6.	Die bei Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des Bundeskleingartengesetzes zu leistende Pacht kann bis zur Höhe der nach § 5 Abs. 1 zulässigen Höchstpacht in folgenden Schritten erhöht werden:
1.	ab 1. Mai 1994 auf das Doppelte,
2.	ab 1. Januar 1996 auf das Dreifache,
3.	ab 1. Januar 1998 auf das Vierfache
der ortsüblichen Pacht im erwerbsmäßigen Obst- und Gemüseanbau. Liegt eine ortsübliche Pacht im erwerbsmäßigen Obst- und Gemüseanbau nicht vor, ist die entsprechende Pacht in einer vergleichbaren Gemeinde als Bemessungsgrundlage zugrunde zu legen. Bis zum 1. Januar 1998 geltend gemachte Erstattungsbeträge gemäß § 5 Abs. 5 Satz 3 können vom Pächter in Teilleistungen, höchstens in acht Jahresleistungen, entrichtet werden.
7.	Vor dem Wirksamwerden des Beitritts rechtmäßig errichtete Gartenlauben, die die in § 3 Abs. 2 vorgesehene Größe überschreiten, oder andere der kleingärtnerischen Nutzung dienende bauliche Anlagen können unverändert genutzt werden. Die Kleintierhaltung in Kleingartenanlagen bleibt unberührt, soweit sie die Kleingärtnergemeinschaft nicht wesentlich stört und der kleingärtnerischen Nutzung nicht widerspricht.
8.	Eine vor dem Wirksamwerden des Beitritts bestehende Befugnis des Kleingärtners, seine Laube dauernd zu Wohnzwecken zu nutzen, bleibt unberührt, soweit andere Vorschriften der Wohnnutzung nicht entgegenstehen. Für die dauernde Nutzung der Laube kann der Verpächter zusätzlich ein angemessenes Entgelt verlangen.
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§ 1 Meldebehörden
Meldebehörden sind die durch Landesrecht dazu bestimmten Behörden. 

§ 3 Speicherung von Daten
(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 2 Absatz 1 und 3 speichern die Meldebehörden folgende Daten sowie die zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister: 
1.	Familienname, 
2.	frühere Namen, 
3.	Vornamen unter Kennzeichnung des gebräuchlichen Vornamens, 
4.	Doktorgrad, 
5.	Ordensname, Künstlername, 
6.	Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland auch den Staat, 
7.	Geschlecht, 
8.	keine Eintragung, 
9.	zum gesetzlichen Vertreter 
a)	Familienname, 
b	Vornamen, 
c)	Doktorgrad, 
d)	Anschrift, 
e)	Geburtsdatum, 
f)	Geschlecht, 
g)	Sterbedatum sowie 
h)	Auskunftssperren nach § 51 und bedingte Sperrvermerke nach § 52, 
10.	derzeitige Staatsangehörigkeiten, 
11.	rechtliche Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 
12.	derzeitige Anschriften, frühere Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung und der letzten Nebenwohnungen außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem Ausland auch den Staat und die letzte Anschrift im Inland, bei Wegzug in das Ausland auch die Zuzugsanschrift im Ausland und den Staat, 
13.	Einzugsdatum, Auszugsdatum, Datum des letzten Wegzugs aus einer Wohnung im Inland sowie Datum des letzten Zuzugs aus dem Ausland, 
14.	Familienstand, bei Verheirateten oder Personen, die eine Lebenspartnerschaft führen, zusätzlich Datum und Ort der Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft sowie bei Eheschließung oder Begründung der Lebenspartnerschaft im Ausland auch den Staat, 
15.	zum Ehegatten oder Lebenspartner 
a)	Familienname, 
b)	Vornamen, 
c)	Geburtsname, 
d)	Doktorgrad,
e)	Geburtsdatum, 
f)	Geschlecht, 
g)	derzeitige Anschriften im Zuständigkeitsbereich der Meldebehörde sowie Anschrift der letzten alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Meldebehörde, 
h)	Sterbedatum sowie 
i)	Auskunftssperren nach § 51 und bedingte Sperrvermerke nach § 52, 
16.	zu minderjährigen Kindern 
a)	Familienname, 
b)	Vornamen, 
c)	Geburtsdatum, 
d)	Geschlecht, 
e)	Anschrift im Inland, 
f)	Sterbedatum, 
g)	Auskunftssperren nach § 51 und bedingte Sperrvermerke nach § 52, 
17.	Ausstellungsbehörde, Ausstellungsdatum, letzter Tag der Gültigkeitsdauer und Seriennummer des Personalausweises, vorläufigen Personalausweises oder Ersatz-Personalausweises, des anerkannten und gültigen Passes oder Passersatzpapiers sowie Sperrkennwort und Sperrsumme des Personalausweises, 
17a.	die Seriennummer des Ankunftsnachweises nach § 63a Absatz 1 Nummer 10 des Asylgesetzes mit Ausstellungsdatum und Gültigkeitsdauer, 
18.	Auskunfts- und Übermittlungssperren, 
19.	Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland auch den Staat. 
(2) Über die in Absatz 1 genannten Daten hinaus speichern die Meldebehörden folgende Daten sowie die zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister: 
1.	für die Vorbereitung und Durchführung von Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene die Tatsache, dass die betroffene Person 
a)	von der Wahlberechtigung oder der Wählbarkeit ausgeschlossen ist, 
b)	als Unionsbürger (§ 6 Absatz 3 Satz 1 des Europawahlgesetzes) bei der Wahl des Europäischen Parlaments von Amts wegen in ein Wählerverzeichnis im Inland einzutragen ist; ebenfalls zu speichern ist die Gebietskörperschaft oder der Wahlkreis im Herkunftsmitgliedstaat, wo die betroffene Person zuletzt in ein Wählerverzeichnis eingetragen war, 
c)	als im Ausland lebender Deutscher einen Hinweis auf Wahlen zum Deutschen Bundestag sowie auf Wahlen der Abgeordneten des Europäischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland erhält; ebenfalls ist nach Mitteilung durch die betroffene Person ihre derzeitige Anschrift im Ausland zu speichern, 
2.	für das Verfahren zur Bildung und Anwendung der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale nach § 39e Absatz 2 Satz 2 und 3 des Einkommensteuergesetzes 
a)	die Zugehörigkeit zu einer steuererhebenden Religionsgesellschaft sowie das Datum des Eintritts und Austritts, 
b)	den Familienstand, 
c)	das Datum der Begründung oder Auflösung der Ehe oder Lebenspartnerschaft sowie 
d)	die Identifikationsnummern oder die Vorläufigen Bearbeitungsmerkmale 
aa)	des Ehegatten oder Lebenspartners,
bb)	der minderjährigen Kinder, die ihre alleinige Wohnung oder ihre Hauptwohnung im Zuständigkeitsbereich derselben Meldebehörde haben, 
3.	für Zwecke nach § 139b Absatz 2 der Abgabenordnung 
die Identifikationsnummer nach § 139b der Abgabenordnung und bis zu deren Speicherung im Melderegister das Vorläufige Bearbeitungsmerkmal nach § 139b Absatz 6 Satz 2 der Abgabenordnung, 
4.	für die Ausstellung von Pässen und Ausweisen 
die Tatsache, dass Passversagungsgründe vorliegen, ein Pass versagt oder entzogen oder eine Anordnung nach § 6 Absatz 7, § 6a Absatz 1 oder § 6a Absatz 2 des Personalausweisgesetzes getroffen worden ist, 
5.	für staatsangehörigkeitsrechtliche Verfahren 
die Tatsache, dass die deutsche Staatsangehörigkeit nach § 4 Absatz 3 oder § 40b des Staatsangehörigkeitsgesetzes erworben wurde und nach § 29 des Staatsangehörigkeitsgesetzes ein Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit eintreten kann, 
6.	für Zwecke der Suchdienste 
die Anschrift vom 1. September 1939 derjenigen Einwohner, die aus den in § 1 Absatz 2 Nummer 3 des Bundesvertriebenengesetzes bezeichneten Gebieten stammen, 
7.	für waffenrechtliche Verfahren 
die Tatsache, dass eine waffenrechtliche Erlaubnis erteilt worden ist, sowie die Behörde, die diese Tatsache mitteilt, mit Angabe des Datums, an dem die waffenrechtliche Erlaubnis erstmals erteilt worden ist, 
8.	für sprengstoffrechtliche Verfahren 
die Tatsache, dass eine sprengstoffrechtliche Erlaubnis oder ein Befähigungsschein nach § 20 des Sprengstoffgesetzes erteilt worden ist, sowie die Behörde, die diese Tatsache mitteilt, mit Angabe des Datums der erstmaligen Erteilung, 
9.	zur Beantwortung von Aufenthaltsanfragen anderer Behörden und sonstiger öffentlicher Stellen, wenn der Einwohner die Wohnung aufgegeben hat und der Meldebehörde eine neue Wohnung nicht bekannt ist, 
das Ersuchen um Datenübermittlung mit dem Datum der Anfrage und der Angabe der anfragenden Stelle für die Dauer von bis zu zwei Jahren, 
10.	für die Prüfung, ob die von der meldepflichtigen Person gemachten Angaben richtig sind, und zur Gewährleistung der Auskunftsrechte in § 19 Absatz 1 Satz 3 und § 50 Absatz 4 
den Namen und die Anschrift des Eigentümers der Wohnung und, wenn dieser nicht selbst Wohnungsgeber ist, den Namen des Eigentümers der Wohnung sowie den Namen und die Anschrift des Wohnungsgebers, 
11.	im Spannungs- oder Verteidigungsfall für die Wehrerfassung 
die Tatsache, dass ein Einwohner bereits vor der Erfassung seines Jahrganges erfasst worden ist. 

§ 4 Ordnungsmerkmale
(1) …
(3) Ordnungsmerkmale dürfen im Rahmen von Datenübermittlungen an öffentliche Stellen und öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften übermittelt werden. Der Empfänger der Daten darf die Ordnungsmerkmale nur im Verkehr mit der jeweiligen Meldebehörde verwenden, eine Weiterübermittlung ist unzulässig. Soweit Ordnungsmerkmale personenbezogene Daten enthalten, dürfen sie nur übermittelt werden, wenn dem Empfänger auch die im Ordnungsmerkmal enthaltenen personenbezogenen Daten übermittelt werden dürfen.
(4) …

§ 34 Datenübermittlungen an andere öffentliche Stellen
(1) Die Meldebehörde darf einer anderen öffentlichen Stelle im Sinne von § 2 Absatz 1 bis 3 und 4 Satz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes im Inland aus dem Melderegister folgende Daten übermitteln, soweit dies zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit oder in der Zuständigkeit des Empfängers liegenden öffentlichen Aufgaben erforderlich ist: 
1.	Familienname, 
2.	frühere Namen, 
3.	Vornamen unter Kennzeichnung des gebräuchlichen Vornamens, 
4.	Doktorgrad, 
5.	Ordensname, Künstlername, 
6.	derzeitige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung; bei Zuzug aus dem Ausland auch den Staat und die letzte Anschrift im Inland, bei Wegzug in das Ausland auch die Zuzugsanschrift im Ausland und den Staat, 
7.	Einzugsdatum, Auszugsdatum, Datum des letzten Wegzugs aus einer Wohnung im Inland sowie Datum des letzten Zuzugs aus dem Ausland, 
8.	Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland auch den Staat, 
9.	Geschlecht,
10.	zum gesetzlichen Vertreter 
a)	Familienname, 
b)	Vornamen, 
c)	Doktorgrad, 
d)	Anschrift, 
e)	Geburtsdatum, 
f)	Sterbedatum, 
g)	Auskunftssperren nach § 51 und bedingte Sperrvermerke nach § 52, 
11.	derzeitige Staatsangehörigkeiten einschließlich der nach § 3 Absatz 2 Nummer 5 gespeicherten Daten, 
12.	Familienstand, bei Verheirateten oder Lebenspartnern zusätzlich Datum, Ort und Staat der Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft, 
13.	Auskunftssperren nach § 51 und bedingte Sperrvermerke nach § 52 sowie 
14.	Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland auch den Staat. 
Den in Absatz 4 Satz 1 bezeichneten Behörden darf die Meldebehörde unter den Voraussetzungen des Satzes 1 über die dort genannten Daten hinaus auch Angaben nach § 3 Absatz 1 Nummer 17, mit Ausnahme des Sperrkennworts und der Sperrsumme des Personalausweises, übermitteln. 
(2) Werden Daten über eine Vielzahl nicht namentlich bezeichneter Personen übermittelt, dürfen für die Zusammensetzung der Personengruppe nur die in Absatz 1 Satz 1 genannten Daten zugrunde gelegt werden. 
(3) Die Übermittlung weiterer als der in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Daten oder die Übermittlung der in § 3 Absatz 1 oder 2 genannten Hinweise im Melderegister an andere öffentliche Stellen ist nur dann zulässig, wenn der Empfänger 
1.	ohne Kenntnis der Daten nicht in der Lage wäre, eine ihm durch Rechtsvorschrift übertragene Aufgabe zu erfüllen, und 
2.	die Daten bei der betroffenen Person nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand erheben könnte oder von einer Datenerhebung nach der Art der Aufgabe, zu der die Daten erforderlich sind, abgesehen werden muss. 
(4) Die Prüfung bei der Meldebehörde, ob die Voraussetzungen nach Absatz 3 und § 8 vorliegen, entfällt, wenn sie von den folgenden Behörden um Übermittlung von Daten und Hinweisen nach Absatz 3 ersucht wird: 
1.	Polizeibehörden des Bundes und der Länder, 
2.	Staatsanwaltschaften, 
3.	Amtsanwaltschaften, 
4.	Gerichte, soweit sie Aufgaben der Strafverfolgung, der Strafvollstreckung oder des Strafvollzugs wahrnehmen, 
5.	Justizvollzugsbehörden, 
6.	Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder, 
7.	Bundesnachrichtendienst, 
8.	Militärischer Abschirmdienst, 
9.	Zollfahndungsdienst, 
10.	Hauptzollämter oder 
11.	Finanzbehörden, soweit sie strafverfolgend tätig sind, oder
12.	Bundesamt für Justiz, soweit es Aufgaben der Vollstreckungshilfe nach dem Rahmenbeschluss 2005/214/JI des Rates vom 24. Februar 2005 über die Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung von Geldstrafen und Geldbußen (ABl. L 76 vom 22.3.2005, S. 16), der durch den Rahmenbeschluss 2009/299/JI (ABl. L 81 vom 27.3.2009, S. 24) geändert worden ist, sowie Aufgaben des Strafnachrichtenaustausches nach dem Rahmenbeschluss 2009/315/JI des Rates vom 26. Februar 2009 über die Durchführung und den Inhalt des Austauschs von Informationen aus dem Strafregister zwischen den Mitgliedstaaten (ABl. L 93 vom 7.4.2009, S. 23) wahrnimmt.
Die ersuchende Behörde hat den Namen und die Anschrift der betroffenen Person unter Hinweis auf den Anlass der Übermittlung aufzuzeichnen. Diese Aufzeichnungen sind aufzubewahren, durch technische und organisatorische Maßnahmen zu sichern und nach Ablauf des Kalenderjahres, das dem Jahr der Erstellung der Aufzeichnung folgt, zu vernichten. Satz 3 gilt nicht, wenn die Daten nach Satz 2 Bestandteil von Akten oder Dateien geworden sind. 
(5) Wurde eine Auskunftssperre nach § 51 Absatz 1 auf Veranlassung einer in Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 und 6 bis 9 genannten Behörde von Amts wegen eingetragen, sind die betroffene Person und die veranlassende Stelle über jedes Ersuchen um Übermittlung von Daten zur betroffenen Person unverzüglich zu unterrichten. Sofern nach Anhörung der betroffenen Person, oder, wenn diese nicht erreichbar ist, nach Anhörung der veranlassenden Stelle, eine Gefahr nach § 51 Absatz 1 nicht ausgeschlossen werden kann, ist eine Übermittlung in diesen Fällen nicht zulässig; die ersuchende Stelle erhält eine Mitteilung, die keine Rückschlüsse darauf zulassen darf, ob zu der betroffenen Person keine Daten vorhanden sind oder eine Auskunftssperre besteht. Abweichend von den Sätzen 1 und 2 wird bei Übermittlungsersuchen einer in Absatz 4 Satz 1 genannten Stelle ausschließlich die veranlassende Stelle unterrichtet und angehört.
(6) Datenübermittlungen und Auskünfte von Meldebehörden an andere öffentliche Stellen im Inland sind gebührenfrei. Landesrechtliche Regelungen zur Gebührenerhebung bei Datenübermittlungen aus zentralen Meldedatenbeständen oder Portalen auf Landesebene bleiben unberührt. 

§ 36 Regelmäßige Datenübermittlungen
(1) Datenübermittlungen an andere öffentliche Stellen, die ohne Ersuchen in allgemein bestimmten Fällen regelmäßig wiederkehrend durchgeführt werden (regelmäßige Datenübermittlungen), sind zulässig, soweit dies durch Bundes- oder Landesrecht bestimmt ist, in dem Anlass und Zweck der Übermittlungen, der Datenempfänger und die zu übermittelnden Daten festgelegt sind. 
(2) Eine Datenübermittlung nach § 58c Absatz 1 Satz 1 des Soldatengesetzes ist nur zulässig, soweit die betroffene Person nicht widersprochen hat. Die betroffene Person ist auf ihr Widerspruchsrecht bei der Anmeldung und spätestens im Oktober eines jeden Jahres durch ortsübliche Bekanntmachung hinzuweisen. 

§ 38 Automatisierter Abruf
(1) Die Meldebehörde darf einer anderen öffentlichen Stelle folgende Daten durch au-tomatisierte Abrufverfahren übermitteln (einfache Behördenauskunft): 
1.	Familienname, 
2.	frühere Namen, 
3.	Vornamen unter Kennzeichnung des gebräuchlichen Vornamens, 
4.	Ordensname, Künstlername, 
5.	Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland auch den Staat, 
6.	Doktorgrad, 
7.	Geschlecht,
8.	derzeitige Anschriften oder Wegzugsanschrift, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
9.	Sterbedatum und Sterbeort sowie
10.	bedingte Sperrvermerke nach § 52. 
(2) Ein Abruf ist nur zulässig, soweit diese Daten der abrufenden Stelle zur Erfüllung ihrer Aufgaben bekannt sein müssen. Ist im Melderegister eine Auskunftssperre nach § 51 eingetragen, erhält die abrufende Stelle eine Mitteilung, die keine Rückschlüsse darauf zulassen darf, ob zu der betroffenen Person keine Daten vorhanden sind oder eine Auskunftssperre besteht; in diesen Fällen ist der Abruf von der Meldebehörde wie ein Ersuchen um Datenübermittlung nach § 34 zu behandeln. 
(3) Den in § 34 Absatz 4 Satz 1 genannten Behörden dürfen darüber hinaus durch das automatisierte Abrufverfahren folgende Daten übermittelt werden:  
1.	derzeitige Staatsangehörigkeiten, 
2.	frühere Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung,
3.	Einzugsdatum und Auszugsdatum, 
4.	Ausstellungsbehörde, Ausstellungsdatum, Gültigkeitsdauer, Seriennummer des Personalausweises, vorläufigen Personalausweises oder Ersatz-Personalausweises, des anerkannten und gültigen Passes oder Passersatzpapiers und 
5.	Daten nach § 3 Absatz 2 Nummer 7 und 8. 
(4) Als Auswahldaten für Abrufe dürfen die in § 34 Absatz 4 Satz 1 genannten Behörden Daten nach § 34 Absatz 1 verwenden, alle übrigen öffentlichen Stellen nur den Familiennamen, frühere Namen, Vornamen, das Geschlecht, das Geburtsdatum und den Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland auch den Staat und die derzeitige oder eine frühere Anschrift. Für Familiennamen, frühere Namen und Vornamen ist eine phonetische Suche zulässig. Werden auf Grund eines Abrufs die Datensätze mehrerer Personen angezeigt, darf die abrufberechtigte Stelle diese Daten nur in dem Umfang verwenden, der zur Erfüllung der ihr durch Rechtsvorschrift übertragenen Aufgaben erforderlich ist. Nicht erforderliche Daten sind unverzüglich zu löschen. 
(5) Die Übermittlung weiterer Daten und Hinweise durch automatisierte Abrufverfahren nach den Absätzen 1 bis 3 ist zulässig, soweit dies durch Bundes- oder Landesrecht bestimmt ist, in dem auch Anlass und Zweck der Übermittlungen, der Datenempfänger und die zu übermittelnden Daten festgelegt sind. Die Verwendung von weiteren Auswahldaten nach Absatz 4 ist zulässig, soweit dies durch Bundes- oder Landesrecht bestimmt ist, in dem auch Anlass und Zweck des Abrufs festgelegt sind. 

§ 39 Verfahren des automatisierten Abrufs
(1) Bei der Einrichtung eines automatisierten Abrufverfahrens hat die abrufberechtigte Stelle durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen sicherzustellen, dass Daten nur von hierzu befugten Personen abgerufen werden können. § 10 Absatz 2 gilt entsprechend. Zusätzlich darf über die Identität der abrufenden Stelle kein Zweifel bestehen. § 3 des Gesetzes über die Verbindung der informationstechnischen Netze des Bundes und der Länder – Gesetz zur Ausführung von Artikel 91c Absatz 4 des Grundgesetzes – vom 10. August 2009 (BGBl. I S. 2702) in der jeweils geltenden Fassung bleibt unberührt. 
(2) Werden auf Grund eines automatisierten Abrufs nach § 38 Absatz 1 bis 3 die Datensätze von unterschiedlichen Personen gefunden, dürfen hierzu Identifikationsmerkmale gebildet und übermittelt werden. Zur Bildung dieser Identifikationsmerkmale dürfen die in § 3 genannten Daten nicht verarbeitet und genutzt werden. Der Empfänger der Daten darf das Identifikationsmerkmal nur an die Meldebehörde übermitteln. 
(3) Für die in § 34 Absatz 4 Satz 1 genannten sowie weitere durch Bundes- oder Landesrecht bestimmte öffentliche Stellen ist bei zentralen Meldedatenbeständen der Länder oder, sofern solche nicht vorhanden sind, bei sonstigen Stellen, die durch Landesrecht dazu bestimmt sind, oder bei den Meldebehörden zu jeder Zeit sicherzustellen, dass Daten über das Internet oder über das Verbindungsnetz des Bundes und der Länder abgerufen werden können. Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 
(4) Die Verantwortung für die Zulässigkeit des einzelnen automatisierten Abrufs trägt die abrufende Stelle. Die Meldebehörde überprüft die Zulässigkeit des Abrufs nur, wenn dazu Anlass besteht.

§ 40 Protokollierungspflicht bei automatisiertem Abruf
(1) Die Meldebehörde hat bei einem automatisierten Abruf von Daten einer einzelnen Person Folgendes zu protokollieren: 
1.	die abrufberechtigte Stelle, 
2.	die abgerufenen Daten, 
3.	den Zeitpunkt des Abrufs, 
4.	soweit vorhanden, das Aktenzeichen der abrufenden Behörde und 
5.	die Kennung der abrufenden Person. 
(2) Werden Daten über eine Vielzahl nicht näher bezeichneter Personen nach § 34 Absatz 2 abgerufen, sind zusätzlich der Anlass, die Abrufkriterien und die Anzahl der Treffer zu protokollieren. 
(3) Ist die abrufende Stelle eine der in § 34 Absatz 4 Satz 1 genannten Behörden, hat sie die Protokollierung vorzunehmen. 
(4) Die Protokolldaten sind mindestens zwölf Monate aufzubewahren und zu sichern. Sie sind spätestens zum Ende des Kalenderjahres zu löschen, das auf die Speicherung folgt. Die Protokolldaten dürfen nur für Zwecke der Datenschutzkontrolle, hieraus folgender Strafverfahren, der Sicherstellung des Betriebs der Register und der Auskunftserteilung an die betroffene Person verarbeitet und genutzt werden. 

§ 41 Zweckbindung übermittelter Daten und Hinweise
Die Datenempfänger dürfen die Daten und Hinweise, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur für die Zwecke verarbeiten oder nutzen, zu deren Erfüllung sie ihnen übermittelt oder weitergegeben wurden. In den Fällen der §§ 51 und 52 ist eine Verarbeitung oder Nutzung der übermittelten oder weitergegebenen Daten und Hinweise nur zulässig, wenn die Beeinträchtigung schutzwürdiger Interessen der betroffenen Person ausgeschlossen werden kann. 

§ 42 Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften
(1) Die Meldebehörde darf einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft unter den in § 34 Absatz 1 Satz 1 genannten Voraussetzungen zur Erfüllung ihrer Aufgaben, nicht jedoch zu arbeitsrechtlichen Zwecken folgende Daten ihrer Mitglieder auch regelmäßig übermitteln: 
1.	Familienname, 
2.	frühere Namen, 
3.	Vornamen unter Kennzeichnung des gebräuchlichen Vornamens, 
4.	Doktorgrad, 
5.	Ordensname, Künstlername, 
6.	Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im Ausland auch den Staat, 
7.	zum gesetzlichen Vertreter 
a)	Familienname, 
b)	Vornamen, 
c)	Doktorgrad, 
d)	Anschrift, 
e)	Geburtsdatum, 
f)	Geschlecht, 
g)	Sterbedatum sowie 
h)	Auskunftssperren nach § 51 und bedingte Sperrvermerke nach § 52, 
8.	Geschlecht, 
9.	derzeitige Staatsangehörigkeiten, 
10.	rechtliche Zugehörigkeit zu der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 
11.	derzeitige Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung, die letzte frühere Anschrift, bei Zuzug aus dem Ausland auch die letzte Anschrift im Inland, bei Wegzug in das Ausland auch die Zuzugsanschrift im Ausland und den Staat, 
12.	Einzugsdatum und Auszugsdatum, 
13.	Familienstand beschränkt auf die Angabe, ob verheiratet oder eine Lebenspartnerschaft führend oder nicht; zusätzlich bei Verheirateten oder Lebenspartnern: Datum, Ort und Staat der Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft, 
14.	Zahl der minderjährigen Kinder, 
15.	Auskunftssperren nach § 51 und bedingte Sperrvermerke nach § 52 sowie 
16.	Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland auch den Staat. 
(2) Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft Familienangehörige, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehören, darf die Meldebehörde von diesen Familienangehörigen folgende Daten übermitteln: 
1.	Vor- und Familiennamen, 
2.	Geburtsdatum und Geburtsort, 
3.	Geschlecht, 
4.	Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, 
5.	derzeitige Anschriften und letzte frühere Anschrift, 
6.	Auskunftssperren nach § 51 und bedingte Sperrvermerke nach § 52 sowie 
7.	Sterbedatum. 
(3) Familienangehörige im Sinne des Absatzes 2 sind der Ehegatte oder Lebenspartner, minderjährige Kinder und die Eltern von minderjährigen Kindern. Die betroffenen Personen haben das Recht, der Übermittlung ihrer Daten zu widersprechen; sie sind auf dieses Recht bei der Anmeldung nach § 17 Absatz 1 sowie einmal jährlich durch ortsübliche Bekanntmachung hinzuweisen. Satz 2 gilt nicht, soweit Daten für Zwecke des Steuererhebungsrechts der jeweiligen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft übermittelt werden. 
(4) Für Datenübermittlungen nach den Absätzen 1 und 2 gilt § 34 Absatz 5 entsprechend. 
(4a) Die Meldebehörden dürfen den öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften jeweils zu Beginn einer standardisierten Datenübermittlung zu einem bundesweit einheitlichen Stichtag die in den Absätzen 1 und 2 genannten sowie die gemäß § 55 Absatz 2 durch Landesrecht bestimmten Daten innerhalb von längstens zwölf Monaten automatisiert übermitteln, um einen einmaligen Abgleich zum Zwecke der Bestands- und Ersterfassung und darauf aufbauende Folgedatenübermittlungen zu ermöglichen. Dabei sind auch Widersprüche nach § 42 Absatz 3 Satz 2 zu übermitteln. Der jeweilige Stichtag wird vom Bundesministerium des Innern im Bundesanzeiger bekannt gegeben. 
(5) Eine Datenübermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ist nur zulässig, wenn sicher-gestellt ist, dass beim Datenempfänger ausreichende Maßnahmen zum Datenschutz getroffen sind. Die Feststellung hierüber trifft eine durch Landesrecht zu bestimmende Behörde. 

§ 44 Einfache Melderegisterauskunft
(1) …
(3) Die Erteilung einer einfachen Melderegisterauskunft ist nur zulässig, wenn 
1.	die Identität der Person, über die eine Auskunft begehrt wird, auf Grund der in der Anfrage mitgeteilten Angaben über den Familiennamen, den früheren Namen, die Vornamen, das Geburtsdatum, das Geschlecht oder eine Anschrift eindeutig festgestellt werden kann, und
2.	die Auskunft verlangende Person oder Stelle erklärt, die Daten nicht zu verwenden für Zwecke 
a)	der Werbung oder
b)	des Adresshandels,
es sei denn, die betroffene Person hat in die Übermittlung für jeweils diesen Zweck ausdrücklich eingewilligt. Eine Einwilligung nach Satz 1 Nummer 2 kann gegenüber der Meldebehörde als eine generelle Einwilligung für einen oder beide der dort genannten Zwecke erklärt und widerrufen werden. Liegt der Meldebehörde keine generelle Einwilligung vor, bedarf es der Einwilligung gegenüber der Auskunft verlangenden Person oder Stelle. Die Einwilligung gegenüber der Auskunft verlangenden Person oder Stelle muss gesondert erklärt werden und sich ausdrücklich auf die Einholung einer Melderegisterauskunft für jeweils diesen Zweck beziehen. Auf Verlangen sind der Meldebehörde von der Auskunft verlangenden Person oder Stelle Nachweise über die Einwilligungserklärung vorzulegen. Die Meldebehörde hat das Vorliegen von Einwilligungserklärungen stichprobenhaft zu überprüfen. Liegen der Meldebehörde bezüglich der Einwilligungserklärung nach Satz 4 konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit der Behauptung der Auskunft verlangenden Person oder Stelle vor, hat sie von Amts wegen zu ermitteln. Bis zum Abschluss der Ermittlungen werden der Auskunft verlangenden Person oder Stelle keine Auskünfte erteilt.
(4) …

§ 51 Auskunftssperren
(1) Liegen Tatsachen vor, die die Annahme rechtfertigen, dass der betroffenen oder einer anderen Person durch eine Melderegisterauskunft eine Gefahr für Leben, Gesundheit, persönliche Freiheit oder ähnliche schutzwürdige Interessen erwachsen kann, hat die Meldebehörde auf Antrag oder von Amts wegen eine Auskunftssperre im Melderegister einzutragen. 
(2) Sofern nach Anhörung der betroffenen Person eine Gefahr nach Absatz 1 nicht ausgeschlossen werden kann, ist eine Melderegisterauskunft nicht zulässig. Ist die betroffene Person nicht erreichbar, ist in den Fällen, in denen eine Auskunftssperre auf Veranlassung einer in § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1, 6, 7, 8 und 9 genannten Behörde von Amts wegen eingetragen wurde, die veranlassende Stelle anzuhören. Sofern eine Auskunft nicht erteilt wird, erhält die ersuchende Person oder Stelle eine Mitteilung, die keine Rückschlüsse darauf zulassen darf, ob zu der betroffenen Person keine Daten vorhanden sind oder eine Auskunftssperre besteht. 
(3) Wurde eine Auskunftssperre auf Veranlassung einer in § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1, 6, 7, 8 und 9 genannten Behörde von Amts wegen eingetragen, sind die betroffene Person und die veranlassende Stelle über jedes Ersuchen um eine Melderegisterauskunft unverzüglich zu unterrichten. 
(4) Die Auskunftssperre wird auf zwei Jahre befristet. Sie kann auf Antrag oder von Amts wegen verlängert werden. Die betroffene Person ist vor Aufhebung der Sperre zu unterrichten, soweit sie erreichbar ist. Wurde die Sperre von einer in § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1, 6, 7, 8 und 9 genannten Behörde veranlasst, ist diese zu unterrichten, wenn die betroffene Person nicht erreichbar ist.
(5) Die Melderegisterauskunft ist ferner nicht zulässig, 
1.	soweit die Einsicht in ein Personenstandsregister nach § 63 des Personenstandsgesetzes nicht gestattet werden darf und 
2.	in den Fällen des § 1758 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

§ 52 Bedingter Sperrvermerk
(1) Die Meldebehörde richtet einen bedingten Sperrvermerk für derzeitige Anschriften der Personen ein, die nach Kenntnis der Meldebehörde wohnhaft gemeldet sind in 
1.	einer Justizvollzugsanstalt, 
2.	einer Aufnahmeeinrichtung für Asylbewerber oder sonstige ausländische Flüchtlinge, 
3.	Krankenhäusern, Pflegeheimen oder sonstigen Einrichtungen, die der Betreuung pflegebedürftiger oder behinderter Menschen oder der Heimerziehung dienen, 
4.	Einrichtungen zum Schutz vor häuslicher Gewalt oder 
5.	Einrichtungen zur Behandlung von Suchterkrankungen. 
(2) In diesen Fällen darf, soweit nicht die Voraussetzungen des § 51 Absatz 1 bis 3 vorliegen, eine Melderegisterauskunft nur erteilt werden, wenn eine Beeinträchtigung schutzwürdiger Interessen ausgeschlossen werden kann. Die betroffene Person ist vor Erteilung einer Melderegisterauskunft zu hören.
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§ 9 Bildung der Wahlorgane
(1) Der Bundeswahlleiter und sein Stellvertreter werden vom Bundesministerium des Innern, die Landeswahlleiter, Kreiswahlleiter und Wahlvorsteher sowie ihre Stellvertreter von der Landesregierung oder der von ihr bestimmten Stelle ernannt.
(2) Der Bundeswahlausschuss besteht aus dem Bundeswahlleiter als Vorsitzendem sowie acht von ihm berufenen Wahlberechtigten als Beisitzern und zwei Richtern des Bundesverwaltungsgerichts. Die übrigen Wahlausschüsse bestehen aus dem Wahlleiter als Vorsitzendem und sechs von ihm berufenen Wahlberechtigten als Beisitzern; in die Landeswahlausschüsse sind zudem zwei Richter des Oberverwaltungsgerichts des Landes zu berufen. Die Wahlvorstände bestehen aus dem Wahlvorsteher als Vorsitzendem, seinem Stellvertreter und weiteren drei bis sieben vom Wahlvorsteher berufenen Wahlberechtigten als Beisitzern; die Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle kann anordnen, dass die Beisitzer des Wahlvorstandes von der Gemeindebehörde und die Beisitzer des Wahlvorstandes zur Feststellung des Briefwahlergebnisses vom Kreiswahlleiter, im Falle einer Anordnung nach § 8 Abs. 3 von der Gemeindebehörde oder von der Kreisverwaltungsbehörde allein oder im Einvernehmen mit dem Wahlvorsteher berufen werden. Bei Berufung der Beisitzer sind die in dem jeweiligen Bezirk vertretenen Parteien nach Möglichkeit zu berücksichtigen.
(3) Niemand darf in mehr als einem Wahlorgan Mitglied sein. Wahlbewerber, Vertrauenspersonen für Wahlvorschläge und stellvertretende Vertrauenspersonen dürfen nicht zu Mitgliedern eines Wahlorgans bestellt werden.
(4) Die Gemeindebehörden sind befugt, personenbezogene Daten von Wahlberechtigten zum Zweck ihrer Berufung zu Mitgliedern von Wahlvorständen zu erheben und zu verarbeiten. Zu diesem Zweck dürfen personenbezogene Daten von Wahlberechtigten, die zur Tätigkeit in Wahlvorständen geeignet sind, auch für künftige Wahlen verarbeitet werden, sofern der Betroffene der Verarbeitung nicht widersprochen hat. Der Betroffene ist über das Widerspruchsrecht zu unterrichten. Im Einzelnen dürfen folgende Daten erhoben und verarbeitet werden: Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, Telefonnummern, Zahl der Berufungen zu einem Mitglied der Wahlvorstände und die dabei ausgeübte Funktion.
(5) Auf Ersuchen der Gemeindebehörden sind zur Sicherstellung der Wahldurchführung die Behörden des Bundes, der bundesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, der Länder, der Gemeinden, der Gemeindeverbände sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts verpflichtet, aus dem Kreis ihrer Bediensteten unter Angabe von Name, Vorname, Geburtsdatum und Anschrift zum Zweck der Berufung als Mitglieder der Wahlvorstände Personen zu benennen, die im Gebiet der ersuchenden Gemeinde wohnen. Die ersuchte Stelle hat den Betroffenen über die übermittelten Daten und den Empfänger zu benachrichtigen.
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§ 5 Wahlorgane
(1) Wahlorgane sind
-	der Bundeswahlleiter und der Bundeswahlausschuss für das Wahlgebiet,
-	ein Landeswahlleiter und ein Landeswahlausschuss für jedes Land,
-	ein Kreiswahlleiter und ein Kreiswahlausschuss für jeden Kreis und für jede kreisfreie Stadt ein Stadtwahlleiter und Stadtwahlausschuss,
-	ein Wahlvorsteher und ein Wahlvorstand für jeden Wahlbezirk und
-	mindestens ein Wahlvorsteher und ein Wahlvorstand für jeden Kreis und für jede kreisfreie Stadt zur Feststellung des Briefwahlergebnisses. Wieviel Briefwahlvorstände zu bilden sind, um das Ergebnis der Briefwahl noch am Wahltage feststellen zu können, bestimmt der Kreiswahlleiter oder der Stadtwahlleiter.
(2) Zur Feststellung des Briefwahlergebnisses können Wahlvorsteher und Wahlvorstände statt für jeden Kreis für einzelne oder mehrere kreisangehörige Gemeinden eingesetzt werden; die Anordnung trifft die Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle.
(3) Die Wahlvorstände bestehen aus dem Wahlvorsteher als Vorsitzendem, seinem Stellvertreter und weiteren drei bis sieben vom Wahlvorsteher berufenen Wahlberechtigten als Beisitzern; die Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle kann anordnen, dass die Gemeindebehörde die Beisitzer des Wahlvorstandes und der Kreiswahlleiter oder der Stadtwahlleiter, im Falle einer Anordnung nach Absatz 2 die Gemeindebehörde, die Beisitzer des Wahlvorstandes zur Feststellung des Briefwahlergebnisses allein oder im Einvernehmen mit dem Wahlvorsteher berufen. Bei Berufung der Beisitzer sind die in dem jeweiligen Bezirk vertretenen Parteien nach Möglichkeit zu berücksichtigen.
(4) § 49 a Abs. 3 des Bundeswahlgesetzes gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten der Stadtwahlleiter ist, wenn ein Wahlberechtigter das Amt eines Wahlvorstehers, stellvertretenden Wahlvorstehers oder eines Beisitzers im Wahlvorstand oder im Stadtwahlausschuss einer kreisfreien Stadt unberechtigt ablehnt oder sich ohne genügende Entschuldigung den Pflichten eines solchen Amtes entzieht.
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§ 31
Das Amt eines Schöffen ist ein Ehrenamt. Es kann nur von Deutschen versehen werden.

§ 32
Unfähig zu dem Amt eines Schöffen sind: 
1.	Personen, die infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzen oder wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten verurteilt sind;
2.	Personen, gegen die ein Ermittlungsverfahren wegen einer Tat schwebt, die den Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter zur Folge haben kann.
3.	(weggefallen)

§ 36
(1) Die Gemeinde stellt in jedem fünften Jahr eine Vorschlagsliste für Schöffen auf. Für die Aufnahme in die Liste ist die Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder der Gemeindevertretung, mindestens jedoch der Hälfte der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Gemeindevertretung erforderlich. Die jeweiligen Regelungen zur Beschlussfassung der Gemeindevertretung bleiben unberührt.
(2) Die Vorschlagsliste soll alle Gruppen der Bevölkerung nach Geschlecht, Alter, Beruf und sozialer Stellung angemessen berücksichtigen. Sie muß Geburtsnamen, Familiennamen, Vornamen, Tag und Ort der Geburt, Wohnanschrift und Beruf der vorgeschlagenen Personen enthalten.
(3) Die Vorschlagsliste ist in der Gemeinde eine Woche lang zu jedermanns Einsicht aufzulegen. Der Zeitpunkt der Auflegung ist vorher öffentlich bekanntzumachen.
(4) In die Vorschlagslisten des Bezirks des Amtsgerichts sind mindestens doppelt so viele Personen aufzunehmen, wie als erforderliche Zahl von Haupt- und Hilfsschöffen nach § 43 bestimmt sind. Die Verteilung auf die Gemeinden des Bezirks erfolgt durch den Präsidenten des Landgerichts (Präsidenten des Amtsgerichts) in Anlehnung an die Einwohnerzahl der Gemeinden.
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§ 149 Einrichtung eines Gewerbezentralregisters
(1) Das Bundesamt für Justiz (Registerbehörde) führt ein Gewerbezentralregister.
(2) In das Register sind einzutragen 
1.	die vollziehbaren und die nicht mehr anfechtbaren Entscheidungen einer Verwaltungsbehörde, durch die wegen Unzuverlässigkeit oder Ungeeignetheit
a)	ein Antrag auf Zulassung (Erlaubnis, Genehmigung, Konzession, Bewilligung) zu einem Gewerbe oder einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung abgelehnt oder eine erteilte Zulassung zurückgenommen oder widerrufen,
b)	die Ausübung eines Gewerbes, die Tätigkeit als Vertretungsberechtigter einer Gewerbetreibenden oder als mit der Leitung eines Gewerbebetriebes beauftragte Person oder der Betrieb oder die Leitung einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung untersagt,
c)	ein Antrag auf Erteilung eines Befähigungsscheines nach § 20 des Sprengstoffgesetzes abgelehnt oder ein erteilter Befähigungsschein entzogen,
d)	im Rahmen eines Gewerbebetriebes oder einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung die Befugnis zur Einstellung oder Ausbildung von Auszubildenden entzogen oder die Beschäftigung, Beaufsichtigung, Anweisung oder Ausbildung von Kindern und Jugendlichen verboten oder
e)	die Führung von Kraftverkehrsgeschäften untersagt
wird,
2.	Verzichte auf eine Zulassung zu einem Gewerbe oder einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung während eines Rücknahme- oder Widerrufsverfahrens,
3.	rechtskräftige Bußgeldentscheidungen, insbesondere auch solche wegen einer Steuerordnungswidrigkeit, die
a)	bei oder in Zusammenhang mit der Ausübung eines Gewerbes oder dem Betrieb einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung oder
b)	bei der Tätigkeit in einem Gewerbe oder einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung von einem Vertreter oder Beauftragten im Sinne des § 9 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten oder von einer Person, die in einer Rechtsvorschrift ausdrücklich als Verantwortlicher bezeichnet ist,
begangen worden ist, wenn die Geldbuße mehr als 200 Euro beträgt,
4.	rechtskräftige strafgerichtliche Verurteilungen wegen einer Straftat nach den §§ 10 und 11 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes, nach den §§ 15 und 15a des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes oder nach § 266a Abs. 1, 2 und 4 des Strafgesetzbuches, die bei oder im Zusammenhang mit der Ausübung eines Gewerbes oder dem Betrieb einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung begangen worden ist, wenn auf Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen erkannt worden ist.
Von der Eintragung sind Entscheidungen und Verzichte ausgenommen, die nach § 28 des Straßenverkehrsgesetzes in das Fahreignungsregister einzutragen sind.
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§ 35 Jugendschöffen
(1) Die Schöffen der Jugendgerichte (Jugendschöffen) werden auf Vorschlag des Jugendhilfeausschusses für die Dauer von fünf Geschäftsjahren von dem in § 40 des Gerichtsverfassungsgesetzes vorgesehenen Ausschuß gewählt. Dieser soll eine gleiche Anzahl von Männern und Frauen wählen.
(2) Der Jugendhilfeausschuß soll ebensoviele Männer wie Frauen und muss mindestens die doppelte Anzahl von Personen vorschlagen, die als Jugendschöffen und -hilfsschöffen benötigt werden. Die Vorgeschlagenen sollen erzieherisch befähigt und in der Jugenderziehung erfahren sein.
(3) Die Vorschlagsliste des Jugendhilfeausschusses gilt als Vorschlagsliste im Sinne des § 36 des Gerichtsverfassungsgesetzes. Für die Aufnahme in die Liste ist die Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder, mindestens jedoch der Hälfte aller stimmberechtigten Mitglieder des Jugendhilfeausschusses erforderlich. Die Vorschlagsliste ist im Jugendamt eine Woche lang zu jedermanns Einsicht aufzulegen. Der Zeitpunkt der Auflegung ist vorher öffentlich bekanntzumachen.
(4) Bei der Entscheidung über Einsprüche gegen die Vorschlagsliste des Jugendhilfeausschusses und bei der Wahl der Jugendschöffen und -hilfsschöffen führt der Jugendrichter den Vorsitz in dem Schöffenwahlausschuß.
(5) Die Jugendschöffen werden in besondere für Männer und Frauen getrennt zu führende Schöffenlisten aufgenommen.
(6) Die Wahl der Jugendschöffen erfolgt gleichzeitig mit der Wahl der Schöffen für die Schöffengerichte und die Strafkammern.
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§ 2 Speicherung von Daten
(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 1 Abs. 1 Satz 1 und 2 speichern die Meldebehörden folgende Daten einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister:
1.	…
17.	Ausstellungsbehörde, -datum, Gültigkeitsdauer und Seriennummer des Personalausweises/Passes,
18.	…
(2) …
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§ 15 Datenübermittlung
(1) Die nach Landesrecht für die Übermittlung von Meldedaten zuständige Stellen übermitteln den statistischen Ämtern der Länder auf Ersuchen für die Durchführung des Mikrozensus einschließlich seiner methodischen Auswertung folgende Daten der Einwohner und Einwohnerinnen, die in den Auswahlbezirken nach § 4 Absatz 1 wohnen:
1.	Vor- und Familienname,
2.	Kalendermonat und Kalenderjahr der Geburt,
3.	Geschlecht,
4.	derzeitige Staatsangehörigkeiten,
5.	Familienstand,
6.	bei mehreren Wohnungen: Nutzung als Hauptwohnung oder Nebenwohnung,
7.	zu den Erhebungseinheiten nach § 8 Absatz 3 zusätzlich zu den Daten nach den Nummern 1 bis 6 die derzeitige Anschrift der Hauptwohnung.
(2) Ziehen für die Erhebung nach § 8 ausgewählte Personen in den Zuständigkeitsbereich eines anderen statistischen Amtes, werden die Angaben zu den Erhebungs- und Hilfsmerkmalen einschließlich der Ordnungsnummern von dem bisher zuständigen statistischen Amt dem nunmehr zuständigen statistischen Amt übermittelt.
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§ 4 Inhalt des Nationalen Waffenregisters; Ordnungsnummern
(1) Im Nationalen Waffenregister werden gespeichert:
1.	bei natürlichen Personen: Familienname, frühere Namen, Geburtsname, Vornamen, Doktorgrade, Tag, Ort und Staat der Geburt, Geschlecht, Staatsangehörigkeiten, derzeitige Anschriften und Sterbetag,
2.	bei juristischen Personen und Personenvereinigungen: Namen, frühere Namen, Firma, derzeitige Anschriften und bei wirtschaftlichen Unternehmen die Branche,
3.	die Erlaubnisse, Ausnahmen, Anordnungen, Sicherstellungen, Einziehungen, Verwertungen oder Waffenverbote, einschließlich der jeweiligen Dokumente gemäß den Anlässen nach § 3 sowie
a)	im Fall der Austragung gemäß § 3 Nummer 1 Buchstabe b zusätzlich die Daten des Überlassers nach Absatz 1 Nummer 1 oder 2,
b)	im Fall des § 3 Nummer 14 zusätzlich die Angaben, die nach § 29 der Allgemeinen Waffengesetz-Verordnung vom 27. Oktober 2003 (BGBl. I S. 2123), die zuletzt durch Artikel 3 Absatz 6 des Gesetzes vom 17. Juli 2009 (BGBl. I S. 2062) geändert worden ist, zu machen sind,
c)	im Fall des § 3 Nummer 15 zusätzlich die Angaben, die nach § 30 der Allgemeinen Waffengesetz-Verordnung zu machen sind,
4.	Waffe, Waffenkategorie, Kaliber- oder Munitionsbezeichnung, Herstellerbezeichnung, Modellbezeichnung, Seriennummer,
5.	Angaben zu den verwendeten Systemen der Waffensicherung und -blockierung,
6.	bei wesentlichen Teilen einer Schusswaffe (Anlage 1 Abschnitt 1 Unterabschnitt 1 Nummer 1.3 und 3 des Waffengesetzes) ein Hinweis darauf, dass es sich um wesentliche Teile einer Schusswaffe handelt, sowie, soweit vorhanden, die entsprechenden Angaben nach Nummer 4,
7.	Bedürfnisse für den Umgang mit der Waffe im Sinne des Waffengesetzes,
8.	Verknüpfungen aus Daten nach den Nummern 1 bis 6, wenn
a)	Angaben verschiedener Behörden zu derselben Person, Waffe oder Maßnahme im Nationalen Waffenregister gespeichert sind oder
b)	mehrere Personen in einer Waffenbesitzkarte als Berechtigte eingetragen sind (§ 10 Absatz 2 des Waffengesetzes).
(2) Das Nationale Waffenregister enthält auch die Abbildung der jeweiligen tatsächlichen und waffenrechtlich bedeutsamen Gegebenheiten für die Datengruppen
1.	Personen gemäß Absatz 1 Nummer 1 und 2,
2.	waffenrechtliche Erlaubnisse einschließlich der zur jeweiligen Erlaubnis ausgestellten Dokumente gemäß Absatz 1 Nummer 3 und
3.	Waffen gemäß Absatz 1 Nummer 4 bis 6.
(3) Zu den nach Absatz 1 gespeicherten Daten werden die Bezeichnung der übermittelnden Waffenbehörde, deren Anschrift sowie das Datum der Datenübermittlung gespeichert.
(4) Im Nationalen Waffenregister werden zu den Angaben nach den Absätzen 1 und 3 jeweils die Ordnungsnummern gespeichert, die von der Registerbehörde vergeben werden. Diese dürfen keine personenbezogenen Angaben enthalten.

§ 8 Verantwortung für die Datenübermittlung und die Datenrichtigkeit
(1) Die Waffenbehörden sind gegenüber der Registerbehörde für die Zulässigkeit der Übermittlung sowie für die Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der von ihnen übermittelten Daten verantwortlich. Die Registerbehörde stellt durch geeignete elektronische Datenverarbeitungsprogramme sicher, dass die zu speichernden Daten zuvor auf ihre Schlüssigkeit hin geprüft werden und dass durch die Speicherung dieser Daten bereits gespeicherte Daten nicht ungewollt gelöscht oder unrichtig werden.
(2) Soweit den Waffenbehörden konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit der von ihnen übermittelten Daten vorliegen, prüfen sie diese auf Richtigkeit und Vollständigkeit. Wenn die von ihnen übermittelten Daten unrichtig oder unvollständig sind, übermitteln sie unverzüglich berichtigte und vervollständigte Daten. Die Registerbehörde schreibt die übermittelten Daten entsprechend fort.
(3) Die in § 10 bezeichneten Stellen haben die zuständige Waffenbehörde unverzüglich zu unterrichten, wenn ihnen konkrete Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit der ihnen übermittelten Daten vorliegen. Die zuständige Waffenbehörde prüft die Mitteilung unverzüglich. Wenn sie die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit der Daten feststellt, übermittelt sie unverzüglich der Registerbehörde die berichtigten und vervollständigten Daten.
(4) Stellt die Registerbehörde fest, dass zu einer Person im Datenbestand des Registers mehrere Datensätze vorhanden sind, darf sie diese im Benehmen mit den Waffenbehörden, die die Daten an die Registerbehörde übermittelt haben, zu einem Datensatz zusammenführen.
(5) Die Waffenbehörden treffen dem jeweiligen Stand der Technik entsprechende Maßnahmen zur Sicherstellung von Datenschutz und Datensicherheit, die insbesondere die Vertraulichkeit und die Unversehrtheit der von ihnen gespeicherten und übermittelten Daten gewährleisten. Die Datenübermittlung ist nach dem jeweiligen Stand der Technik zu verschlüsseln.
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§ 2 Begriffsbestimmungen
(1) Ausweise im Sinne dieses Gesetzes sind der Personalausweis, der vorläufige Personalausweis und der Ersatz-Personalausweis.
(2) …
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§ 2
Rundfunkbeitrag im privaten Bereich
(1) Im privaten Bereich ist für jede Wohnung von deren Inhaber (Beitragsschuldner) ein Rundfunkbeitrag zu entrichten.
(2) …

§ 10
Beitragsgläubiger, Schickschuld, Erstattung, Vollstreckung
(1) …
(7) Jede Landesrundfunkanstalt nimmt die ihr nach diesem Staatsvertrag zugewiesenen Aufgaben und die damit verbundenen Rechte und Pflichten ganz oder teilweise durch die im Rahmen eine nichtrechtsfähigen öffentlich-rechtlichen Verwaltungsgemeinschaft betriebene Stelle der öffentlich-rechtlichen Landesrundfunkanstalten selbst wahr. Die Landesrundfunkanstalt ist ermächtigt, einzelne Tätigkeiten bei der Durchführung des Beitragseinzugs und der Ermittlung von Beitragsschuldnern auf Dritte zu übertragen und das Nähere durch die Satzung nach § 9 Abs. 2 zu regeln. Die Landesrundfunkanstalt kann eine Übertragung von Tätigkeiten auf Dritte nach Satz 2 ausschließen, die durch Erfolgshonorare oder auf Provisionsbasis vergütet werden.

§ 11
Verwendung personenbezogener Daten
(1) …
(4) Die zuständige Landesrundfunkanstalt kann im Wege des Ersuchens für Zwecke der Beitragserhebung sowie zur Feststellung, ob eine Beitragspflicht nach diesem Staatsvertrag besteht, personenbezogene Daten bei öffentlichen und nichtöffentlichen Stellen ohne Kenntnis des Betroffenen erheben, verarbeiten oder nutzen. Voraussetzung dafür ist, dass
1.	die Datenbestände dazu geeignet sind, Rückschlüsse auf die Beitragspflicht zuzulassen, insbesondere durch Abgleich mit dem Bestand der bei den Landesrundfunkanstalten gemeldeten Beitragsschuldner, und
2.	sich die Daten auf Angaben beschränken, die der Anzeigepflicht nach § 8 unterliegen und kein erkennbarer Grund zu der Annahme besteht, dass der Betroffene ein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung hat.
Die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung bei den Meldebehörden beschränkt sich auf die in § 14 Absatz 9 Nr. 1 bis 8 genannten Daten. Daten, die Rückschlüsse auf tatsächliche oder persönliche Verhältnisse liefern könnten, dürfen nicht an die übermittelnde Stelle rückübermittelt werden. Das Verfahren der regelmäßigen Datenübermittlung durch die Meldebehörden nach den Meldegesetzen oder Meldedatenübermittlungsverordnungen der Länder bleibt unberührt. Die Daten Betroffener, für die eine Auskunftssperre gespeichert ist, dürfen nicht übermittelt werden.
(5) …
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§ 5 Erwerb oder Bau von Eigenheimen
(1) Auf den Erwerb oder den Bau von Eigenheimen ist dieses Gesetz anzuwenden, wenn
1.	nach den Gesetzen der Deutschen Demokratischen Republik über den Verkauf volkseigener Gebäude vom 15. September 1954 (GBl. I Nr. 81 S. 784), vom 19. Dezember 1973 (GBl. I Nr. 58 S. 578) und vom 7. März 1990 (GBl. I Nr. 18 S. 157) Eigenheime verkauft worden sind und selbständiges Eigentum an den Gebäuden entstanden ist,
2.	Nutzungsrechte verliehen oder zugewiesen worden sind (§§ 287, 291 des Zivilgesetzbuchs der Deutschen Demokratischen Republik) oder
3.	Grundstücke mit Billigung staatlicher Stellen in Besitz genommen und mit einem Eigenheim bebaut worden sind. Dies ist insbesondere der Fall, wenn
a)	Wohn- und Stallgebäude für die persönliche Hauswirtschaft auf zugewiesenen, ehemals genossenschaftlich genutzten Grundstücken nach den Musterstatuten für die landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften errichtet wurden,
b)	Eigenheime von einem Betrieb oder einer Produktionsgenossenschaft errichtet und anschließend auf einen Bürger übertragen wurden,
c)	Bebauungen mit oder an Eigenheimen aufgrund von Überlassungsverträgen erfolgten,
d)	staatlichen Stellen von einer landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft als Bauland übertragen wurden,
e)	als Wohnhäuser geeignete und hierzu dienende Gebäude aufgrund eines Vertrages zur Nutzung von Bodenflächen zur Erholung (§§ 312 bis 315 des Zivilgesetzbuchs der Deutschen Demokratischen Republik) mit Billigung staatlicher Stellen errichtet wurden, es sei denn, dass der Überlassende dieser Nutzung widersprochen hatte,
f)	Eigenheime auf vormals volkseigenen, kohlehaltigen Siedlungsflächen, für die Bodenbenutzungsscheine nach den Ausführungsverordnungen zur Bodenreform ausgestellt wurden, mit Billigung staatlicher Stellen errichtet worden sind oder
g)	Eigenheime aufgrund einer die bauliche Nutzung des fremden Grundstücks gestattenden Zustimmung nach der Eigenheimverordnung der Deutschen Demokratischen Republik vom 31. August 1978 (GBl. I Nr. 40 S. 425) oder einer anderen Billigung staatlicher Stellen errichtet wurden, die Verleihung oder Zuweisung eines Nutzungsrechts jedoch ausblieb, die nach den Rechtsvorschriften der Deutschen Demokratischen Republik für diese Art der Bebauung vorgeschrieben war,
h)	Wohn- und Stallgebäude nach den Vorschriften über den Besitzwechsel bei ehemals volkseigenen Grundstücken aus der Bodenreform einem Bürger auch ohne förmlichen Beschluss verbindlich zugewiesen oder auf Grund einer solchen Zuweisung errichtet worden sind.
(2) Eigenheime sind Gebäude, die für den Wohnbedarf bestimmt sind und eine oder zwei Wohnungen enthalten. Die Bestimmungen über Eigenheime gelten auch für mit Billigung staatlicher Stellen errichtete Nebengebäude (wie Werkstätten, Lagerräume).
(3) Gebäude, die bis zum Ablauf des 2. Oktober 1990 von den Nutzern zur persönlichen Erholung, Freizeitgestaltung oder zu kleingärtnerischen Zwecken genutzt wurden, sind auch im Falle einer späteren Nutzungsänderung keine Eigenheime. Eine Nutzung im Sinne des Satzes 1 liegt auch vor, wenn der Nutzer in dem Gebäude zwar zeitweise gewohnt, dort jedoch nicht seinen Lebensmittelpunkt hatte.
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§ 6d Jobcenter
Die gemeinsamen Einrichtungen nach § 44b und die zugelassenen kommunalen Träger nach § 6a führen die Bezeichnung Jobcenter.

§ 33 Übergang von Ansprüchen
(1) Haben Personen, die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts beziehen, für die Zeit, für die Leistungen erbracht werden, einen Anspruch gegen einen Anderen, der nicht Leistungsträger ist, geht der Anspruch bis zur Höhe der geleisteten Aufwendungen auf die Träger der Leistungen nach diesem Buch über, wenn bei rechtzeitiger Leistung des Anderen Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nicht erbracht worden wären. Satz 1 gilt auch, soweit Kinder unter Berücksichtigung von Kindergeld nach § 11 Absatz 1 Satz 4 keine Leistungen empfangen haben und bei rechtzeitiger Leistung des Anderen keine oder geringere Leistungen an die Mitglieder der Haushaltsgemeinschaft erbracht worden wären. Der Übergang wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass der Anspruch nicht übertragen, verpfändet oder gepfändet werden kann. Unterhaltsansprüche nach bürgerlichem Recht gehen zusammen mit dem unterhaltsrechtlichen Auskunftsanspruch auf die Träger der Leistungen nach diesem Buch über.
(2) Ein Unterhaltsanspruch nach bürgerlichem Recht geht nicht über, wenn die unterhaltsberechtigte Person
1.	mit der oder dem Verpflichteten in einer Bedarfsgemeinschaft lebt,
2.	mit der oder dem Verpflichteten verwandt ist und den Unterhaltsanspruch nicht geltend macht; dies gilt nicht für Unterhaltsansprüche
a)	minderjähriger Leistungsberechtigter,
b)	Leistungsberechtigter, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet und die Erstausbildung noch nicht abgeschlossen haben, gegen ihre Eltern,
3.	in einem Kindschaftsverhältnis zur oder zum Verpflichteten steht und
a)	schwanger ist oder
b)	ihr leibliches Kind bis zur Vollendung seines sechsten Lebensjahres betreut.
Der Übergang ist auch ausgeschlossen, soweit der Unterhaltsanspruch durch laufende Zahlung erfüllt wird. Der Anspruch geht nur über, soweit das Einkommen und Vermögen der unterhaltsverpflichteten Person das nach den §§ 11 bis 12 zu berücksichtigende Einkommen und Vermögen übersteigt.
(3) Für die Vergangenheit können die Träger der Leistungen nach diesem Buch außer unter den Voraussetzungen des bürgerlichen Rechts nur von der Zeit an den Anspruch geltend machen, zu welcher sie der oder dem Verpflichteten die Erbringung der Leistung schriftlich mitgeteilt haben. Wenn die Leistung voraussichtlich auf längere Zeit erbracht werden muss, können die Träger der Leistungen nach diesem Buch bis zur Höhe der bisherigen monatlichen Aufwendungen auch auf künftige Leistungen klagen.
(4) Die Träger der Leistungen nach diesem Buch können den auf sie übergegangenen Anspruch im Einvernehmen mit der Empfängerin oder dem Empfänger der Leistungen auf diese oder diesen zur gerichtlichen Geltendmachung rückübertragen und sich den geltend gemachten Anspruch abtreten lassen. Kosten, mit denen die Leistungsempfängerin oder der Leistungsempfänger dadurch selbst belastet wird, sind zu übernehmen. Über die Ansprüche nach Absatz 1 Satz 4 ist im Zivilrechtsweg zu entscheiden.
(5) Die §§ 115 und 116 des Zehnten Buches gehen der Regelung des Absatzes 1 vor.

§ 44b Gemeinsame Einrichtung
(1) Zur einheitlichen Durchführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende bilden die Träger im Gebiet jedes kommunalen Trägers nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 eine gemeinsame Einrichtung. Die gemeinsame Einrichtung nimmt die Aufgaben der Träger nach diesem Buch wahr; die Trägerschaft nach § 6 sowie nach den §§ 6a und 6b bleibt unberührt. Die gemeinsame Einrichtung ist befugt, Verwaltungsakte und Widerspruchsbescheide zu erlassen. Die Aufgaben werden von Beamtinnen und Beamten sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern wahrgenommen, denen entsprechende Tätigkeiten zugewiesen worden sind.
(2) Die Träger bestimmen den Standort sowie die nähere Ausgestaltung und Organisation der gemeinsamen Einrichtung durch Vereinbarung. Die Ausgestaltung und Organisation der gemeinsamen Einrichtung sollen die Besonderheiten der beteiligten Träger, des regionalen Arbeitsmarktes und der regionalen Wirtschaftsstruktur berücksichtigen. Die Träger können die Zusammenlegung mehrerer gemeinsamer Einrichtungen zu einer gemeinsamen Einrichtung vereinbaren.
(3) Den Trägern obliegt die Verantwortung für die rechtmäßige und zweckmäßige Erbringung ihrer Leistungen. Sie haben in ihrem Aufgabenbereich nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 gegenüber der gemeinsamen Einrichtung ein Weisungsrecht; dies gilt nicht im Zuständigkeitsbereich der Trägerversammlung nach § 44c. Die Träger sind berechtigt, von der gemeinsamen Einrichtung die Erteilung von Auskunft und Rechenschaftslegung über die Leistungserbringung zu fordern, die Wahrnehmung der Aufgaben in der gemeinsamen Einrichtung zu prüfen und die gemeinsame Einrichtung an ihre Auffassung zu binden. Vor Ausübung ihres Weisungsrechts in Angelegenheiten grundsätzlicher Bedeutung befassen die Träger den Kooperationsausschuss nach § 18b. Der Kooperationsausschuss kann innerhalb von zwei Wochen nach Anrufung eine Empfehlung abgeben.
(4) Die gemeinsame Einrichtung kann einzelne Aufgaben auch durch die Träger wahrnehmen lassen. Im Übrigen gelten die §§ 88 bis 92 des Zehnten Buches für die gemeinsamen Einrichtungen im Aufgabenbereich dieses Buches entsprechend.
(5) Die Bundesagentur stellt der gemeinsamen Einrichtung Angebote an Dienstleistungen zur Verfügung.
(6) Die Träger teilen der gemeinsamen Einrichtung alle Tatsachen und Feststellungen mit, von denen sie Kenntnis erhalten und die für die Leistungen erforderlich sind.

§ 52a Überprüfung von Daten
(1) Die Agentur für Arbeit darf bei Personen, die Leistungen nach diesem Buch beantragt haben, beziehen oder bezogen haben, Auskunft einholen
1.	über die in § 39 Absatz 1 Nummer 5 und 11 des Straßenverkehrsgesetzes angeführten Daten über ein Fahrzeug, für das die Person als Halter eingetragen ist, bei dem Zentralen Fahrzeugregister;
2.	aus dem Melderegister nach den §§ 34 und 38 bis 41 des Bundesmeldegesetzes und dem Ausländerzentralregister, 
soweit dies zur Bekämpfung von Leistungsmissbrauch erforderlich ist.
(2) Die Agentur für Arbeit darf Daten von Personen, die Leistungen nach diesem Buch beantragt haben, beziehen oder bezogen haben und die Wohngeld beantragt haben, beziehen oder bezogen haben, an die nach dem Wohngeldgesetz zuständige Behörde übermitteln, soweit dies zur Feststellung der Voraussetzungen des Ausschlusses vom Wohngeld (§§ 7 und 8 Absatz 1 des Wohngeldgesetzes) erforderlich ist. Die Übermittlung der in § 52 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 genannten Daten ist zulässig. Die in Absatz 1 genannten Behörden führen die Überprüfung durch und teilen das Ergebnis der Überprüfungen der Agentur für Arbeit unverzüglich mit. Die in Absatz 1 und Satz 1 genannten Behörden haben die ihnen übermittelten Daten nach Abschluss der Überprüfung unverzüglich zu löschen.

§ 63 Bußgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1.	entgegen § 57 Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt,
2.	entgegen § 58 Absatz 1 Satz 1 oder 3 Art oder Dauer der Erwerbstätigkeit oder die Höhe des Arbeitsentgelts oder der Vergütung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig bescheinigt oder eine Bescheinigung nicht oder nicht rechtzeitig aushändigt,
3.	entgegen § 58 Absatz 2 einen Vordruck nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt,
4.	entgegen § 60 Absatz 1, 2 Satz 1, Absatz 3 oder 4 Satz 1 oder als privater Träger entgegen § 61 Absatz 1 Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt,
5.	entgegen § 60 Absatz 5 Einsicht nicht oder nicht rechtzeitig gewährt,
6.	entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Ersten Buches eine Angabe nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht oder
7.	entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Ersten Buches eine Änderung in den Verhältnissen, die für einen Anspruch auf eine laufende Leistung erheblich ist, nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig mitteilt.
(1a) Die Bestimmungen des Absatzes 1 Nummer 1, 4, 5, 6 und 7 gelten auch in Verbindung mit § 6b Absatz 1 Satz 2 oder § 44b Absatz 1 Satz 2 erster Halbsatz.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 6 und 7 mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu zweitausend Euro geahndet werden.
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§ 52a Beratung und Unterstützung bei Vaterschaftsfeststellung und Geltendmachung
von Unterhaltsansprüchen
(1) Das Jugendamt hat unverzüglich nach der Geburt eines Kindes, dessen Eltern nicht miteinander verheiratet sind, der Mutter Beratung und Unterstützung insbesondere bei der Vaterschaftsfeststellung und der Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen des Kindes anzubieten. Hierbei hat es hinzuweisen auf
1.	die Bedeutung der Vaterschaftsfeststellung,
2.	die Möglichkeiten, wie die Vaterschaft festgestellt werden kann, insbesondere bei welchen Stellen die Vaterschaft anerkannt werden kann,
3.	die Möglichkeit, die Verpflichtung zur Erfüllung von Unterhaltsansprüchen nach § 59 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 beurkunden zu lassen,
4.	die Möglichkeit, eine Beistandschaft zu beantragen, sowie auf die Rechtsfolgen einer solchen Beistandschaft,
5.	die Möglichkeit der gemeinsamen elterlichen Sorge.
Das Jugendamt hat der Mutter ein persönliches Gespräch anzubieten. Das Gespräch soll in der Regel in der persönlichen Umgebung der Mutter stattfinden, wenn diese es wünscht.
(2) Das Angebot nach Absatz 1 kann vor der Geburt des Kindes erfolgen, wenn anzunehmen ist, dass seine Eltern bei der Geburt nicht miteinander verheiratet sein werden.
(3) Wurde eine nach § 1592 Nummer 1 oder 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bestehende Vaterschaft zu einem Kind oder Jugendlichen durch eine gerichtliche Entscheidung beseitigt, so hat das Gericht dem Jugendamt Mitteilung zu machen. Absatz 1 gilt entsprechend.
(4) Das Standesamt hat die Geburt eines Kindes, dessen Eltern nicht miteinander verheiratet sind, unverzüglich dem Jugendamt anzuzeigen.

§ 53 Beratung und Unterstützung von Pflegern und Vormündern
(1) Das Jugendamt hat dem Familiengericht Personen und Vereine vorzuschlagen, die sich im Einzelfall zum Pfleger oder Vormund eignen.
(2) Pfleger und Vormünder haben Anspruch auf regelmäßige und dem jeweiligen erzieherischen Bedarf des Mündels entsprechende Beratung und Unterstützung.
(3) Das Jugendamt hat darauf zu achten, dass die Vormünder und Pfleger für die Person der Mündel, insbesondere ihre Erziehung und Pflege, Sorge tragen. Es hat beratend darauf hinzuwirken, dass festgestellte Mängel im Einvernehmen mit dem Vormund oder dem Pfleger behoben werden. Soweit eine Behebung der Mängel nicht erfolgt, hat es dies dem Familiengericht mitzuteilen. Es hat dem Familiengericht über das persönliche Ergehen und die Entwicklung eines Mündels Auskunft zu erteilen. Erlangt das Jugendamt Kenntnis von der Gefährdung des Vermögens eines Mündels, so hat es dies dem Familiengericht anzuzeigen.
(4) Für die Gegenvormundschaft gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. Ist ein Verein Vormund, so findet Absatz 3 keine Anwendung.

§ 54 Erlaubnis zur Übernahme von Vereinsvormundschaften
(1) Ein rechtsfähiger Verein kann Pflegschaften oder Vormundschaften übernehmen, wenn ihm das Landesjugendamt dazu eine Erlaubnis erteilt hat. Er kann eine Beistandschaft übernehmen, soweit Landesrecht dies vorsieht.
(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn der Verein gewährleistet, dass er
1.	eine ausreichende Zahl geeigneter Mitarbeiter hat und diese beaufsichtigen, weiterbilden und gegen Schäden, die diese anderen im Rahmen ihrer Tätigkeit zufügen können, angemessen versichern wird,
2.	sich planmäßig um die Gewinnung von Einzelvormündern und Einzelpflegern bemüht und sie in ihre Aufgaben einführt, fortbildet und berät,
3.	einen Erfahrungsaustausch zwischen den Mitarbeitern ermöglicht.
(3) Die Erlaubnis gilt für das jeweilige Bundesland, in dem der Verein seinen Sitz hat. Sie kann auf den Bereich eines Landesjugendamts beschränkt werden.
(4) Das Nähere regelt das Landesrecht. Es kann auch weitere Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis vorsehen.

§ 55 Beistandschaft, Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft
(1) Das Jugendamt wird Beistand, Pfleger oder Vormund in den durch das Bürgerliche Gesetzbuch vorgesehenen Fällen (Beistandschaft, Amtspflegschaft, Amtsvormundschaft).
(2) Das Jugendamt überträgt die Ausübung der Aufgaben des Beistands, des Amtspflegers oder des Amtsvormunds einzelnen seiner Beamten oder Angestellten. Vor der Übertragung der Aufgaben des Amtspflegers oder des Amtsvormunds soll das Jugendamt das Kind oder den Jugendlichen zur Auswahl des Beamten oder Angestellten mündlich anhören, soweit dies nach Alter und Entwicklungsstand des Kindes oder Jugendlichen möglich ist. Eine ausnahmsweise vor der Übertragung unterbliebene Anhörung ist unverzüglich nachzuholen. Ein vollzeitbeschäftigter Beamter oder Angestellter, der nur mit der Führung von Vormundschaften oder Pflegschaften betraut ist, soll höchstens 50 und bei gleichzeitiger Wahrnehmung anderer Aufgaben entsprechend weniger Vormundschaften oder Pflegschaften führen.
(3) Die Übertragung gehört zu den Angelegenheiten der laufenden Verwaltung. In dem durch die Übertragung umschriebenen Rahmen ist der Beamte oder Angestellte gesetzlicher Vertreter des Kindes oder Jugendlichen. Amtspfleger und Amtsvormund haben den persönlichen Kontakt zu diesem zu halten sowie dessen Pflege und Erziehung nach Maßgabe des § 1793 Absatz 1a und § 1800 des Bürgerlichen Gesetzbuchs persönlich zu fördern und zu gewährleisten.

§ 56 Führung der Beistandschaft, der Amtspflegschaft und der Amtsvormundschaft
(1) Auf die Führung der Beistandschaft, der Amtspflegschaft und der Amtsvormundschaft sind die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs anzuwenden, soweit dieses Gesetz nicht etwas anderes bestimmt.
(2) Gegenüber dem Jugendamt als Amtsvormund und Amtspfleger werden die Vorschriften des § 1802 Absatz 3 und des § 1818 des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht angewandt. In den Fällen des § 1803 Absatz 2, des § 1811 und des § 1822 Nummer 6 und 7 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist eine Genehmigung des Familiengerichts nicht erforderlich. Landesrecht kann für das Jugendamt als Amtspfleger oder als Amtsvormund weitergehende Ausnahmen von der Anwendung der Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Vormundschaft über Minderjährige (§§ 1773 bis 1895) vorsehen, die die Aufsicht des Familiengerichts in vermögensrechtlicher Hinsicht sowie beim Abschluss von Lehr- und Arbeitsverträgen betreffen.
(3) Mündelgeld kann mit Genehmigung des Familiengerichts auf Sammelkonten des Jugendamts bereitgehalten und angelegt werden, wenn es den Interessen des Mündels dient und sofern die sichere Verwaltung, Trennbarkeit und Rechnungslegung des Geldes einschließlich der Zinsen jederzeit gewährleistet ist; Landesrecht kann bestimmen, dass eine Genehmigung des Familiengerichts nicht erforderlich ist. Die Anlegung von Mündelgeld gemäß § 1807 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist auch bei der Körperschaft zulässig, die das Jugendamt errichtet hat.
(4) Das Jugendamt hat in der Regel jährlich zu prüfen, ob im Interesse des Kindes oder des Jugendlichen seine Entlassung als Amtspfleger oder Amtsvormund und die Bestellung einer Einzelperson oder eines Vereins angezeigt ist, und dies dem Familiengericht mitzuteilen.

§ 57 Mitteilungspflicht des Jugendamts
Das Jugendamt hat dem Familiengericht unverzüglich den Eintritt einer Vormundschaft mitzuteilen.

§ 58 Gegenvormundschaft des Jugendamts
Für die Tätigkeit des Jugendamts als Gegenvormund gelten die §§ 55 und 56 entsprechend.

§ 58a Sorgeregister; Bescheinigung über Nichtvorliegen von Eintragungen 
im Sorgeregister
(1) Zum Zwecke der Erteilung der Bescheinigung nach Absatz 2 wird für Kinder nicht miteinander verheirateter Eltern bei dem nach § 87c Absatz 6 Satz 2 zuständigen Jugendamt ein Sorgeregister geführt. In das Sorgeregister erfolgt jeweils eine Eintragung, wenn 
1.	Sorgeerklärungen nach § 1626a Absatz 1 Nummer 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs abgegeben werden oder
2.	aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung die elterliche Sorge den Eltern ganz oder zum Teil gemeinsam übertragen wird.
Das Sorgeregister enthält auch Eintragungen, wenn Sorgeerklärungen nach Artikel 224 § 2 Absatz 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche in der bis zum 19. Mai 2013 geltenden Fassung ersetzt wurden.
(2) Liegen keine Eintragungen im Sorgeregister vor, so erhält die mit dem Vater des Kindes nicht verheiratete Mutter auf Antrag hierüber eine Bescheinigung von dem nach § 87c Absatz 6 Satz 1 zuständigen Jugendamt. Die Mutter hat dafür Geburtsdatum und Geburtsort des Kindes oder des Jugendlichen anzugeben sowie den Namen, den das Kind oder der Jugendliche zur Zeit der Beurkundung seiner Geburt geführt hat.
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§ 68 Geltungsbereich
(1) Die Regelungen dieses Teils gelten für schwerbehinderte und diesen gleichgestellte behinderte Menschen.
(2) …
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§ 121 Bußgeldvorschrift
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig
1.	der Verpflichtung zum Abschluss oder zur Aufrechterhaltung des privaten Pflegeversicherungsvertrages nach § 23 Abs. 1 Satz 1 und 2 oder § 23 Abs. 4 oder der Verpflichtung zur Aufrechterhaltung des privaten Pflegeversicherungsvertrages nach § 22 Abs. 1 Satz 2 nicht nachkommt,
2.	entgegen § 50 Abs. 1 Satz 1, § 51 Abs. 1 Satz 1 und 2, § 51 Abs. 3 oder entgegen Artikel 42 Abs. 4 Satz 1 oder 2 des Pflege-Versicherungsgesetzes eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet,
3.	entgegen § 50 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt oder entgegen § 50 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 eine Änderung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig mitteilt,
4.	entgegen § 50 Abs. 3 Satz 2 die erforderlichen Unterlagen nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt,
5.	entgegen Artikel 42 Abs. 1 Satz 3 des Pflege-Versicherungsgesetzes den Leistungsumfang seines privaten Versicherungsvertrages nicht oder nicht rechtzeitig anpasst,
6.	mit der Entrichtung von sechs Monatsprämien zur privaten Pflegeversicherung in Verzug gerät,
7.	entgegen § 128 Absatz 1 Satz 4 die dort genannten Daten nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig übermittelt.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu Zweitausendfünfhundert Euro geahndet werden.
(3) Für die von privaten Versicherungsunternehmen begangenen Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nummer 2 und 7 ist das Bundesversicherungsamt die Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten.
(4) Die für die Verfolgung und Ahndung der Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nummer 1 und 6 zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a oder Absatz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten kann die zur Ermittlung des Sachverhalts erforderlichen Auskünfte, auch elektronisch und als elektronisches Dokument, bei den nach § 51 Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2 Meldepflichtigen einholen. Diese sollen bei der Ermittlung des Sachverhalts mitwirken. Sie sollen insbesondere ihnen bekannte Tatsachen und Beweismittel angeben. Eine weitergehende Pflicht, bei der Ermittlung des Sachverhalts mitzuwirken, insbesondere eine Pflicht zum persönlichen Erscheinen oder zur Aussage, besteht nur, soweit sie durch Rechtsvorschrift besonders vorgesehen ist. 
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§ 98 Örtliche Zuständigkeit
(1) Für die Sozialhilfe örtlich zuständig ist der Träger der Sozialhilfe, in dessen Bereich sich die Leistungsberechtigten tatsächlich aufhalten. Diese Zuständigkeit bleibt bis zur Beendigung der Leistung auch dann bestehen, wenn die Leistung außerhalb seines Bereichs erbracht wird.
(2) Für die stationäre Leistung ist der Träger der Sozialhilfe örtlich zuständig, in dessen Bereich die Leistungsberechtigten ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Zeitpunkt der Aufnahme in die Einrichtung haben oder in den zwei Monaten vor der Aufnahme zuletzt gehabt hatten. Waren bei Einsetzen der Sozialhilfe die Leistungsberechtigten aus einer Einrichtung im Sinne des Satzes 1 in eine andere Einrichtung oder von dort in weitere Einrichtungen übergetreten oder tritt nach dem Einsetzen der Leistung ein solcher Fall ein, ist der
gewöhnliche Aufenthalt, der für die erste Einrichtung maßgebend war, entscheidend. Steht innerhalb von vier Wochen nicht fest, ob und wo der gewöhnliche Aufenthalt nach Satz 1 oder 2 begründet worden ist oder ist ein gewöhnlicher Aufenthaltsort nicht vorhanden oder nicht zu ermitteln oder liegt ein Eilfall vor, hat der nach Absatz 1 zuständige Träger der Sozialhilfe über die Leistung unverzüglich zu entscheiden und sie vorläufig zu erbringen. Wird ein Kind in einer Einrichtung im Sinne des Satzes 1 geboren, tritt an die Stelle seines gewöhnlichen Aufenthalts der gewöhnliche Aufenthalt der Mutter.
(3) In den Fällen des § 74 ist der Träger der Sozialhilfe örtlich zuständig, der bis zum Tod der leistungsberechtigten Person Sozialhilfe leistete, in den anderen Fällen der Träger der Sozialhilfe, in dessen Bereich der Sterbeort liegt.
(4) Für Hilfen an Personen, die sich in Einrichtungen zum Vollzug richterlich angeordneter Freiheitsentziehung aufhalten oder aufgehalten haben, gelten die Absätze 1 und 2 sowie die §§ 106 und 109 entsprechend.
(5) Für die Leistungen nach diesem Buch an Personen, die Leistungen nach dem Sechsten bis Achten Kapitel in Formen ambulanter betreuter Wohnmöglichkeiten erhalten, ist der Träger der Sozialhilfe örtlich zuständig, der vor Eintritt in diese Wohnform zuletzt zuständig war oder gewesen wäre. Vor Inkrafttreten dieses Buches begründete Zuständigkeiten bleiben hiervon unberührt.
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§ 7 Erlaubnis
(1) Wer gewerbsmäßig, selbständig im Rahmen einer wirtschaftlichen Unternehmung oder eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes oder bei der Beschäftigung von Arbeitnehmern 
1.	mit explosionsgefährlichen Stoffen umgehen will oder
2.	den Verkehr mit explosionsgefährlichen Stoffen betreiben will
bedarf der Erlaubnis.
(2) Die Erlaubnis zur Herstellung, Bearbeitung, Verarbeitung oder zur Wiedergewinnung explosionsgefährlicher Stoffe schließt die Erlaubnis ein, explosionsgefährliche Stoffe, auf die sich die Erlaubnis bezieht, zu vertreiben und anderen zu überlassen. Die Erlaubnis zur Herstellung pyrotechnischer Gegenstände schließt die Erlaubnis ein, pyrotechnische Munition herzustellen.

§ 8 Versagung der Erlaubnis
(1) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn 
1.	Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Antragsteller oder eine der mit der Leitung des Betriebes, einer Zweigniederlassung oder einer unselbständigen Zweigstelle beauftragten Personen die erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt,
2.	eine der in Nummer 1 bezeichneten Personen
a)	die erforderliche Fachkunde nicht nachweist oder
b)	die erforderliche persönliche Eignung nicht besitzt oder
c)	das 21. Lebensjahr nicht vollendet hat.
Nummer 2 ist auf Antragsteller und die mit der Leitung des Betriebes, einer Zweigniederlassung oder einer unselbständigen Zweigstelle beauftragten Personen, die den Umgang und den Verkehr mit explosionsgefährlichen Stoffen nicht selbst leiten, nicht anzuwenden.
(2) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn 
1.	der Antragsteller oder eine mit der Leitung des Betriebes, einer Zweigniederlassung oder einer unselbständigen Zweigstelle beauftragte Person nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes ist oder
2.	der Antragsteller weder seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt noch eine gewerbliche Niederlassung im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat.
(3) Ist bei juristischen Personen eine nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Vertretung berufene Person mit der Gesamtleitung des Umgangs oder des Verkehrs mit explosionsgefährlichen Stoffen beauftragt, so darf die Erlaubnis aus Gründen des Absatzes 1 Nr. 1 in Bezug auf den Antragsteller nur wegen mangelnder Zuverlässigkeit dieser Person versagt werden.
(4) Die Behörde hat Erlaubnisinhaber in regelmäßigen Abständen, mindestens jedoch nach Ablauf von fünf Jahren, erneut auf ihre Zuverlässigkeit und persönliche Eignung zu überprüfen. Ist innerhalb von einem Jahr vor dem Zeitpunkt der Prüfung eine durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes vorgeschriebene Überprüfung der Zuverlässigkeit erfolgt, kann auf eine erneute Prüfung ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn und soweit das Ergebnis dieser Prüfung die Feststellung ermöglicht, dass die Zuverlässigkeit und die persönliche Eignung im Sinne der §§ 8a und 8b vorliegen. Ergebnis und Rechtsgrundlage der zugrunde gelegten Überprüfung sind aktenkundig zu machen.

§ 27 Erlaubnis zum Erwerb und zum Umgang
(1) Wer in anderen als den in § 7 Absatz 1 bezeichneten Fällen
1.	explosionsgefährliche Stoffe erwerben oder
2.	mit explosionsgefährlichen Stoffen umgehen will, 
bedarf der Erlaubnis. 
(1a) Eine Erlaubnis nach Absatz 1 zum Laden und Wiederladen von Patronenhülsen gilt auch als Erlaubnis zum Erwerb und Besitz der dabei hergestellten Munition nach § 10 Absatz 3 des Waffengesetzes in der jeweils geltenden Fassung. 
(2) Die Erlaubnis ist in der Regel für die Dauer von fünf Jahren zu erteilen. Sie kann inhaltlich und räumlich beschränkt und mit Auflagen verbunden werden, soweit dies zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit oder Sachgüter oder von erheblichen Nachteilen oder erheblichen Belästigungen für Dritte erforderlich ist. Die nachträgliche Beifügung, Änderung und Ergänzung von Auflagen ist zulässig. 
(3) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn
1.	beim Antragsteller Versagungsgründe nach § 8 Absatz 1 vorliegen,
2.	der Antragsteller ein Bedürfnis für die beabsichtigte Tätigkeit nicht nachweist,
3.	inhaltliche Beschränkungen oder Auflagen zum Schutze der in Absatz 2 Satz 2 bezeichneten Rechtsgüter nicht ausreichen.
Satz 1 Nr. 2 gilt nicht für die Erlaubnis zum Erwerb und zur Verwendung pyrotechnischer Gegenstände. Für den Nachweis der Fachkunde gilt § 9 Absatz 1 und 2 entsprechend. 
(4) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn der Antragsteller
1.	nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes ist oder
2.	nicht seit mindestens drei Jahren seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt ununterbrochen im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat. 
(5) Die zuständige Behörde kann für den Einzelfall eine Ausnahme von dem Alterserfordernis des Absatzes 3 Satz 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe c zulassen, wenn öffentliche Interessen nicht entgegenstehen. 
(6) Absatz 1 gilt nicht für die bestimmungsgemäße Verwendung zugelassener pyro-technischer Gegenstände zur Gefahrenabwehr und bei Rettungsübungen.
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§ 45 Verlust der Amtsfähigkeit, der Wählbarkeit und des Stimmrechts
(1) Wer wegen eines Verbrechens zu Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr verurteilt wird, verliert für die Dauer von fünf Jahren die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden und Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen.
(2) Das Gericht kann dem Verurteilten für die Dauer von zwei bis zu fünf Jahren die in Absatz 1 bezeichneten Fähigkeiten aberkennen, soweit das Gesetz es besonders vorsieht.
(3) Mit dem Verlust der Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, verliert der Verurteilte zugleich die entsprechenden Rechtsstellungen und Rechte, die er innehat.
(4) Mit dem Verlust der Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, verliert der Verurteilte zugleich die entsprechenden Rechtsstellungen und Rechte, die er innehat, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt.
(5) Das Gericht kann dem Verurteilten für die Dauer von zwei bis zu fünf Jahren das Recht, in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu stimmen, aberkennen, soweit das Gesetz es besonders vorsieht.
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§ 4
(1) Durch die Geburt erwirbt ein Kind die deutsche Staatsangehörigkeit, wenn ein Elternteil die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. Ist bei der Geburt des Kindes nur der Vater deutscher Staatsangehöriger und ist zur Begründung der Abstammung nach den deutschen Gesetzen die Anerkennung oder Feststellung der Vaterschaft erforderlich, so bedarf es zur Geltendmachung des Erwerbs einer nach den deutschen Gesetzen wirksamen Anerkennung oder Feststellung der Vaterschaft; die Anerkennungserklärung muss abgegeben oder das Feststellungsverfahren muss eingeleitet sein, bevor das Kind das 23. Lebensjahr vollendet hat.
(2) Ein Kind, das im Inland aufgefunden wird (Findelkind), gilt bis zum Beweis des Gegenteils als Kind eines Deutschen. Satz 1 ist auf ein vertraulich geborenes Kind nach § 25 Absatz 1 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes entsprechend anzuwenden.
(3) Durch die Geburt im Inland erwirbt ein Kind ausländischer Eltern die deutsche Staatsangehörigkeit, wenn ein Elternteil
1.	seit acht Jahren rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat und
2.	ein unbefristetes Aufenthaltsrecht oder als Staatsangehöriger der Schweiz oder dessen Familienangehöriger eine Aufenthaltserlaubnis auf Grund des Abkommens vom 21. Juni 1999 zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit (BGBl. 2001 II S. 810) besitzt.
Der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit wird in dem Geburtenregister, in dem die Geburt des Kindes beurkundet ist, eingetragen. Das Bundesministerium des Innern wird ermächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung Vorschriften über das Verfahren zur Eintragung des Erwerbs der Staatsangehörigkeit nach Satz 1 zu erlassen.
(4) Die deutsche Staatsangehörigkeit wird nicht nach Absatz 1 erworben bei Geburt im Ausland, wenn der deutsche Elternteil nach dem 31. Dezember 1999 im Ausland geboren wurde und dort seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, es sei denn, das Kind würde sonst staatenlos. Die Rechtsfolge nach Satz 1 tritt nicht ein, wenn innerhalb eines Jahres nach der Geburt des Kindes ein Antrag nach § 36 des Personenstandsgesetzes auf Beurkundung der Geburt im Geburtenregister gestellt wird; zur Fristwahrung genügt es auch, wenn der Antrag in dieser Frist bei der zuständigen Auslandsvertretung eingeht. Sind beide Elternteile deutsche Staatsangehörige, so tritt die Rechtsfolge des Satzes 1 nur ein, wenn beide die dort genannten Voraussetzungen erfüllen.

§ 29
(1) Optionspflichtig ist, wer
1.	die deutsche Staatsangehörigkeit nach § 4 Absatz 3 oder § 40b erworben hat,
2.	nicht nach Absatz 1a im Inland aufgewachsen ist,
3.	eine andere ausländische Staatsangehörigkeit als die eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder der Schweiz besitzt und
4.	innerhalb eines Jahres nach Vollendung seines 21. Lebensjahres einen Hinweis nach Absatz 5 Satz 5 über seine Erklärungspflicht erhalten hat.
Der Optionspflichtige hat nach Vollendung des 21. Lebensjahres zu erklären, ob er die deutsche oder die ausländische Staatsangehörigkeit behalten will. Die Erklärung bedarf der Schriftform.
(1a) Ein Deutscher nach Absatz 1 ist im Inland aufgewachsen, wenn er bis zur Vollendung seines 21. Lebensjahres
1.	sich acht Jahre gewöhnlich im Inland aufgehalten hat,
2.	sechs Jahre im Inland eine Schule besucht hat oder
3.	über einen im Inland erworbenen Schulabschluss oder eine im Inland abgeschlossene Berufsausbildung verfügt.
Als im Inland aufgewachsen nach Satz 1 gilt auch, wer im Einzelfall einen vergleichbar engen Bezug zu Deutschland hat und für den die Optionspflicht nach den Umständen des Falles eine besondere Härte bedeuten würde.
(2) Erklärt der Deutsche nach Absatz 1, dass er die ausländische Staatsangehörigkeit behalten will, so geht die deutsche Staatsangehörigkeit mit dem Zugang der Erklärung bei der zuständigen Behörde verloren.
(3) Will der Deutsche nach Absatz 1 die deutsche Staatsangehörigkeit behalten, so ist er verpflichtet, die Aufgabe oder den Verlust der ausländischen Staatsangehörigkeit nachzuweisen. Tritt dieser Verlust nicht bis zwei Jahre nach Zustellung des Hinweises auf die Erklärungspflicht nach Absatz 5 ein, so geht die deutsche Staatsangehörigkeit verloren, es sei denn, dass dem Deutschen nach Absatz 1 vorher die schriftliche Genehmigung der zuständigen Behörde zur Beibehaltung der deutschen Staatsangehörigkeit (Beibehaltungsgenehmigung) erteilt wurde. Ein Antrag auf Erteilung der Beibehaltungsgenehmigung kann, auch vorsorglich, nur bis ein Jahr nach Zustellung des Hinweises auf die Erklärungspflicht nach Absatz 5 gestellt werden (Ausschlussfrist). Der Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit tritt erst ein, wenn der Antrag bestandskräftig abgelehnt wird. Einstweiliger Rechtsschutz nach § 123 der Verwaltungsgerichtsordnung bleibt unberührt.
(4) Die Beibehaltungsgenehmigung nach Absatz 3 ist zu erteilen, wenn die Aufgabe oder der Verlust der ausländischen Staatsangehörigkeit nicht möglich oder nicht zumutbar ist oder bei einer Einbürgerung nach Maßgabe von § 12 Mehrstaatigkeit hinzunehmen wäre.
(5) Auf Antrag eines Deutschen, der die Staatsangehörigkeit nach § 4 Absatz 3 oder § 40b erworben hat, stellt die zuständige Behörde bei Vorliegen der Voraussetzungen den Fortbestand der deutschen Staatsangehörigkeit nach Absatz 6 fest. Ist eine solche Feststellung nicht bis zur Vollendung seines 21. Lebensjahres erfolgt, prüft die zuständige Behörde anhand der Meldedaten, ob die Voraussetzungen nach Absatz 1a Satz 1 Nummer 1 vorliegen. Ist dies danach nicht feststellbar, weist sie den Betroffenen auf die Möglichkeit hin, die Erfüllung der Voraussetzungen des Absatzes 1a nachzuweisen. Wird ein solcher Nachweis erbracht, stellt die zuständige Behörde den Fortbestand der deutschen Staatsangehörigkeit nach Absatz 6 fest. Liegt kein Nachweis vor, hat sie den Betroffenen auf seine Verpflichtungen und die nach den Absätzen 2 bis 4 möglichen Rechtsfolgen hinzuweisen. Der Hinweis ist zuzustellen. Die Vorschriften des Verwaltungszustellungsgesetzes finden Anwendung.
(6) Der Fortbestand oder Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit nach dieser Vorschrift wird von Amts wegen festgestellt. Das Bundesministerium des Innern kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vorschriften über das Verfahren zur Feststellung des Fortbestands oder Verlusts der deutschen Staatsangehörigkeit erlassen.

§ 40b
Ein Ausländer, der am 1. Januar 2000 rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland und das zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist auf Antrag einzubürgern, wenn bei seiner Geburt die Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 Satz 1 vorgelegen haben und weiter vorliegen. Der Antrag kann bis zum 31. Dezember 2000 gestellt werden.
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§ 17a Besondere Zuwendung für Haftopfer
(1) Berechtigte nach § 17 Abs. 1, die in ihrer wirtschaftlichen Lage besonders beeinträchtigt sind, erhalten auf Antrag eine monatliche besondere Zuwendung für Haftopfer, wenn sie eine mit wesentlichen Grundsätzen einer freiheitlichen rechtsstaatlichen Ordnung unvereinbare Freiheitsentziehung von insgesamt mindestens 180 Tagen erlitten haben. Die monatliche besondere Zuwendung für Haftopfer beläuft sich auf 300 Euro.
(2) Berechtigte gelten als in ihrer wirtschaftlichen Lage besonders beeinträchtigt, wenn ihr Einkommen die in den Sätzen 7 bis 9 bestimmten Einkommensgrenzen nicht übersteigt. Das monatliche Einkommen ist entsprechend § 82 Absatz 1 Satz 1 und 2 sowie Absatz 2 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit der Verordnung zur Durchführung des § 82 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch zu ermitteln; Renten wegen Alters, verminderter Erwerbsfähigkeit, Arbeitsunfalls oder Berufskrankheit sowie wegen Todes oder vergleichbare Leistungen und Kindergeld bleiben unberücksichtigt. Neben den in § 82 Absatz 2 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch genannten Beträgen sind die angemessenen Beiträge zur betrieblichen Altersvorsorge vom Einkommen abzuziehen. Soweit 
1.	die Einkünfte als Jahreseinkünfte berechnet werden oder
2.	bei laufenden monatlichen Einnahmen zu erwarten ist, dass diese in unterschiedlicher Höhe zufließen,
kann das Einkommen vorläufig festgesetzt werden und ist jeweils nachträglich endgültig festzustellen. Das bei der vorläufigen Entscheidung berücksichtigte Einkommen ist bei der abschließenden Entscheidung als Einkommen zugrunde zu legen, wenn das tatsächliche durchschnittliche monatliche Einkommen des Kalenderjahres das bei der vorläufigen Entscheidung zugrunde gelegte Einkommen um nicht mehr als 5 Euro monatlich übersteigt. § 11 Absatz 2 der Verordnung zur Durchführung des § 82 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. Die Einkommensgrenze wird festgelegt 
1.	bei alleinstehenden Berechtigten auf das Dreifache,
2.	bei verheirateten oder in Lebenspartnerschaft lebenden Berechtigten sowie in eheähnlicher oder in lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft lebenden Berechtigten auf das Vierfache
der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch. Für jedes Kind, für das der Berechtigte einen Kindergeldanspruch nach dem Einkommensteuer- oder Bundeskindergeldgesetz hat, wird die Einkommensgrenze um das Einfache der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch erhöht. Dies gilt unabhängig davon, ob für das Kind Unterhalts- oder sonstige Sozialleistungsansprüche bestehen.
(3) Ergibt sich, dass das zu berücksichtigende Einkommen die maßgebliche Einkommensgrenze um einen Betrag übersteigt, der geringer ist als der Betrag der besonderen Zuwendung für Haftopfer nach Absatz 1 Satz 2, erhält der Berechtigte die besondere Zuwendung in Höhe des auf volle Euro aufgerundeten Differenzbetrages.
(4) Die besondere Zuwendung für Haftopfer wird monatlich im Voraus gezahlt, beginnend mit dem auf die Antragstellung folgenden Monat. Änderungen des Einkommens sind von Berechtigten unverzüglich der zuständigen Behörde mitzuteilen. Turnusmäßige und anlassunabhängige Einkommensüberprüfungen finden nicht statt. § 118 Absatz 3 bis 4a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.
(5) Der Anspruch auf die besondere Zuwendung für Haftopfer nach Absatz 1 ist unpfändbar, nicht übertragbar und nicht vererbbar.
(6) Das Erste und das Zehnte Buch Sozialgesetzbuch finden entsprechende Anwendung, soweit nicht dieses Gesetz etwas anderes bestimmt. Führt eine Änderung dieses Gesetzes zu einer Änderung laufend gewährter Leistungen nach Absatz 1, sind diese von Amts wegen neu festzustellen. Von einer förmlichen Bescheiderteilung kann abgesehen werden; ausgenommen hiervon sind Fälle nach Absatz 3.
(7) Die besondere Zuwendung für Haftopfer wird Personen nicht gewährt, gegen die eine Freiheitsstrafe von mindestens drei Jahren wegen einer vorsätzlichen Straftat rechtskräftig verhängt worden ist, sofern die Entscheidung in einer Auskunft aus dem Zentralregister enthalten ist.
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§ 4 Voraussetzungen für eine Erlaubnis
(1) Eine Erlaubnis setzt voraus, dass der Antragsteller 
1.	das 18. Lebensjahr vollendet hat (§ 2 Abs. 1),
2.	die erforderliche Zuverlässigkeit (§ 5) und persönliche Eignung (§ 6) besitzt,
3.	die erforderliche Sachkunde nachgewiesen hat (§ 7),
4.	ein Bedürfnis nachgewiesen hat (§ 8) und
5.	bei der Beantragung eines Waffenscheins oder einer Schießerlaubnis eine Versicherung gegen Haftpflicht in Höhe von 1 Million Euro - pauschal für Personen- und Sachschäden - nachweist.
(2) Die Erlaubnis zum Erwerb, Besitz, Führen oder Schießen kann versagt werden, wenn der Antragsteller seinen gewöhnlichen Aufenthalt nicht seit mindestens fünf Jahren im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat.
(3) Die zuständige Behörde hat die Inhaber von waffenrechtlichen Erlaubnissen in regelmäßigen Abständen, mindestens jedoch nach Ablauf von drei Jahren, erneut auf ihre Zuverlässigkeit und ihre persönliche Eignung zu prüfen sowie in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 5 sich das Vorliegen einer Versicherung gegen Haftpflicht nachweisen zu lassen.
(4) Die zuständige Behörde hat drei Jahre nach Erteilung der ersten waffenrechtlichen Erlaubnis das Fortbestehen des Bedürfnisses zu prüfen. Dies kann im Rahmen der Prüfung nach Absatz 3 erfolgen. Die zuständige Behörde kann auch nach Ablauf des in Satz 1 genannten Zeitraums das Fortbestehen des Bedürfnisses prüfen.

§ 6 Persönliche Eignung
(1) Die erforderliche persönliche Eignung besitzen Personen nicht, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie 
1.	geschäftsunfähig sind,
2.	abhängig von Alkohol oder anderen berauschenden Mitteln, psychisch krank oder debil sind oder
3.	auf Grund in der Person liegender Umstände mit Waffen oder Munition nicht vorsichtig oder sachgemäß umgehen oder diese Gegenstände nicht sorgfältig verwahren können oder dass die konkrete Gefahr einer Fremd- oder Selbstgefährdung besteht.
Die erforderliche persönliche Eignung besitzen in der Regel Personen nicht, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie in ihrer Geschäftsfähigkeit beschränkt sind. Die zuständige Behörde soll die Stellungnahme der örtlichen Polizeidienststelle einholen. Der persönlichen Eignung können auch im Erziehungsregister eingetragene Entscheidungen oder Anordnungen nach § 60 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 des Bundeszentralregistergesetzes entgegenstehen.
(2) Sind Tatsachen bekannt, die Bedenken gegen die persönliche Eignung nach Absatz 1 begründen, oder bestehen begründete Zweifel an vom Antragsteller beigebrachten Bescheinigungen, so hat die zuständige Behörde dem Betroffenen auf seine Kosten die Vorlage eines amts- oder fachärztlichen oder fachpsychologischen Zeugnisses über die geistige oder körperliche Eignung aufzugeben.
(3) Personen, die noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet haben, haben für die erstmalige Erteilung einer Erlaubnis zum Erwerb und Besitz einer Schusswaffe auf eigene Kosten ein amts- oder fachärztliches oder fachpsychologisches Zeugnis über die geistige Eignung vorzulegen. Satz 1 gilt nicht für den Erwerb und Besitz von Schusswaffen im Sinne von § 14 Abs. 1 Satz 2.
(4) Das Bundesministerium des Innern wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vorschriften über das Verfahren zur Erstellung, über die Vorlage und die Anerkennung der in den Absätzen 2 und 3 genannten Gutachten bei den zuständigen Behörden zu erlassen.

§ 11 Erwerb und Besitz von Schusswaffen oder Munition mit Bezug zu einem anderen Mitgliedstaat
(1) Eine Erlaubnis zum Erwerb und Besitz einer Schusswaffe nach Anlage 1 Abschnitt 3 Nr. 1 bis 3 (Kategorien A bis C) oder von Munition für eine solche darf einer Person, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat hat, nur erteilt werden, wenn sie 
1.	die Schusswaffen oder die Munition in den Mitgliedstaat im Wege der Selbstvornahme verbringen wird oder
2.	eine schriftliche oder elektronische Erklärung vorlegt, dass und aus welchen Gründen sie die Schusswaffen oder die Munition nur im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu besitzen beabsichtigt.
Die Erlaubnis zum Erwerb oder Besitz einer Schusswaffe nach Anlage 1 Abschnitt 3 Nr. 2 (Kategorie B) oder Munition für eine solche darf nur erteilt werden, wenn über die Voraussetzungen des Satzes 1 hinaus eine vorherige Zustimmung dieses Mitgliedstaates hierzu vorgelegt wird.
(2) Für eine Person mit gewöhnlichem Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes, die eine Schusswaffe nach Anlage 1 Abschnitt 3 Nr. 2 (Kategorie B) oder Munition für eine solche in einem anderen Mitgliedstaat mit einer Erlaubnis dieses Staates erwerben will, wird eine Erlaubnis erteilt, wenn die Voraussetzungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 vorliegen.

§ 29 Verbringen von Waffen oder Munition in den Geltungsbereich des Gesetzes
(1) Die Erlaubnis zum Verbringen von Schusswaffen oder Munition nach Anlage 1 Abschnitt 3 (Kategorien A 1.2 bis D) und sonstiger Waffen oder Munition, deren Erwerb und Besitz der Erlaubnis bedürfen, in den Geltungsbereich des Gesetzes kann erteilt werden, wenn 
1.	der Empfänger zum Erwerb oder Besitz dieser Waffen oder Munition berechtigt ist und
2.	der sichere Transport durch einen zum Erwerb oder Besitz dieser Waffen oder Munition Berechtigten gewährleistet ist.
(2) Sollen Schusswaffen oder Munition nach Anlage 1 Abschnitt 3 (Kategorien A 1.2 bis D) aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union (Mitgliedstaat) in den Geltungsbereich des Gesetzes verbracht werden, wird die Erlaubnis nach Absatz 1 als Zustimmung zu der Erlaubnis des anderen Mitgliedstaates für das betreffende Verbringen erteilt.

§ 30 Verbringen von Waffen oder Munition durch den Geltungsbereich des Gesetzes
(1) Die Erlaubnis zum Verbringen von Waffen oder Munition im Sinne des § 29 Abs. 1 durch den Geltungsbereich des Gesetzes kann erteilt werden, wenn der sichere Transport durch einen zum Erwerb oder Besitz dieser Waffen oder Munition Berechtigten gewährleistet ist. § 29 Abs. 2 gilt entsprechend.
(2) Sollen Schusswaffen oder Munition nach Anlage 1 Abschnitt 3 (Kategorien A 1.2 bis D) aus einem Staat, der nicht Mitgliedstaat ist (Drittstaat), durch den Geltungsbereich des Gesetzes in einen Mitgliedstaat verbracht werden, so bedarf die Erlaubnis zu dem Verbringen nach Absatz 1 auch, soweit die Zustimmung des anderen Mitgliedstaates erforderlich ist, dessen vorheriger Zustimmung.

§ 31 Verbringen von Waffen oder Munition aus dem Geltungsbereich des Gesetzes 
in andere Mitgliedstaaten der Europäischen Union
(1) Die Erlaubnis zum Verbringen von Schusswaffen oder Munition nach Anlage 1 Abschnitt 3 (Kategorien A 1.2 bis D) aus dem Geltungsbereich des Gesetzes in einen anderen Mitgliedstaat kann erteilt werden, wenn die nach dem Recht des anderen Mitgliedstaates erforderliche vorherige Zustimmung vorliegt und der sichere Transport durch einen zum Erwerb oder Besitz dieser Waffen oder Munition Berechtigten gewährleistet ist.
(2) Gewerbsmäßigen Waffenherstellern oder -händlern (§ 21) kann allgemein die Erlaubnis nach Absatz 1 zum Verbringen aus dem Geltungsbereich des Gesetzes zu Waffenhändlern in anderen Mitgliedstaaten für die Dauer von bis zu drei Jahren erteilt werden. Die Erlaubnis kann auf bestimmte Arten von Schusswaffen oder Munition beschränkt werden. Der Inhaber einer Erlaubnis nach Satz 1 hat ein Verbringen dem Bundeskriminalamt vorher schriftlich anzuzeigen.

§ 32 Mitnahme von Waffen oder Munition in den, durch den oder aus dem Geltungsbereich des Gesetzes, Europäischer Feuerwaffenpass
(1) Die Erlaubnis zur Mitnahme von Schusswaffen oder Munition nach Anlage 1 Abschnitt 3 (Kategorien A 1.2 bis D) und sonstiger Waffen oder Munition, deren Erwerb und Besitz der Erlaubnis bedürfen, in den oder durch den Geltungsbereich des Gesetzes kann erteilt werden, wenn die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 vorliegen. Die Erlaubnis kann für die Dauer von bis zu einem Jahr für einen oder für mehrere Mitnahmevorgänge erteilt werden und kann mehrfach um jeweils ein Jahr verlängert werden. Für Personen aus einem Drittstaat gilt bei der Mitnahme von Schusswaffen oder Munition nach Anlage 1 Abschnitt 3 (Kategorien A 1.2 bis D) durch den Geltungsbereich des Gesetzes in einen anderen Mitgliedstaat § 30 Abs. 2 entsprechend.
(2) …
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Artikel 37
Benachrichtigung bei Todesfällen, Vormundschaften oder Pflegschaften, bei Schiffbruch und FIugzeugunglücken
Verfügen die zuständigen Behörden des Empfangsstaats über die entsprechenden Auskünfte, so sind sie verpflichtet,
a)	beim Tod eines Angehörigen des Entsendestaats unverzüglich die konsularische Vertretung zu benachrichtigen, in deren Amtsbezirk der Todesfall eingetreten ist;
b)	die zuständige konsularische Vertretung unverzüglich von allen Fällen zu benachrichtigen, in denen die Bestellung eines Vormunds oder Pflegers im Interesse eines minderjährigen oder anderen nicht voll geschäftsfähigen Angehörigen des Entsendestaats angebracht erscheint. Die Benachrichtigung läßt jedoch die Anwendung der Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften des Empfangsstaats auf diese Bestellung unberührt;
c)	unverzüglich die dem Ort des Unglücks am nächsten gelegene konsularische Vertretung zu benachrichtigen, wenn ein Schiff, das die Staatszugehörigkeit des Entsendestaats besitzt, im Küstenmeer oder in den inneren Gewässern des Empfangsstaats Schiffbruch erleidet oder auf Grund läuft oder wenn ein im Entsendestaat registriertes Luftfahrzeug im Hoheitsgebiet des Empfangsstaats verunglückt.
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§ 27 Änderung des Wohngeldes
(1) Das Wohngeld ist auf Antrag neu zu bewilligen, wenn sich im laufenden Bewilligungszeitraum
1.	die Anzahl der zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder erhöht,
2.	die zu berücksichtigende Miete oder Belastung um mehr als 15 Prozent erhöht oder
3.	das Gesamteinkommen um mehr als 15 Prozent verringert
und sich dadurch das Wohngeld erhöht. Im Fall des Satzes 1 Nr. 2 ist das Wohngeld auch rückwirkend zu bewilligen, frühestens jedoch ab Beginn des laufenden Bewilligungszeitraums, wenn sich die zu berücksichtigende Miete oder Belastung rückwirkend um mehr als 15 Prozent erhöht hat. Satz 1 Nr. 3 ist auch anzuwenden, wenn sich das Gesamteinkommen um mehr als 15 Prozent verringert, weil sich die Anzahl der zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder verringert hat.
(2) Über die Leistung des Wohngeldes ist von Amts wegen mit Wirkung ab dem Zeitpunkt der Änderung der Verhältnisse unter Aufhebung des Bewilligungsbescheides neu zu entscheiden, wenn sich im laufenden Bewilligungszeitraum nicht nur vorübergehend 
1.	die Anzahl der zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder auf mindestens ein zu berücksichtigendes Haushaltsmitglied verringert; § 6 Abs. 2 bleibt unberührt,
2.	die zu berücksichtigende Miete oder Belastung um mehr als 15 Prozent verringert; § 6 Abs. 2 bleibt unberührt, oder
3.	das Gesamteinkommen um mehr als 15 Prozent erhöht
und dadurch das Wohngeld wegfällt oder sich verringert. Als Zeitpunkt der Änderung der Verhältnisse gilt im Fall des Satzes 1 Nr. 1 der Tag nach dem Auszug, im Fall des Satzes 1 Nr. 2 der Beginn des Zeitraums, für den sich die zu berücksichtigende Miete oder Belastung um mehr als 15 Prozent verringert, und im Fall des Satzes 1 Nr. 3 der Beginn des Zeitraums, für den das erhöhte Einkommen bezogen wird, das zu einer Erhöhung des Gesamteinkommens um mehr als 15 Prozent führt. Tritt die Änderung der Verhältnisse nicht zum Ersten eines Monats ein, ist mit Wirkung vom Ersten des nächsten Monats an zu entscheiden. Satz 1 Nr. 3 ist auch anzuwenden, wenn sich das Gesamteinkommen um mehr als 15 Prozent erhöht, weil sich die Anzahl der zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder erhöht hat. Als Zeitpunkt der Antragstellung im Sinne des § 24 Abs. 2 gilt der Zeitpunkt der Kenntnis der Wohngeldbehörde von den geänderten Verhältnissen. Eine Neuentscheidung von Amts wegen muss innerhalb eines Jahres, nachdem die Wohngeldbehörde von der Änderung der Verhältnisse Kenntnis erlangt hat, erfolgen. Die Neuentscheidung ist unabhängig vom Bestehen einer Mitteilungspflicht.
(3) Die wohngeldberechtigte Person muss der Wohngeldbehörde unverzüglich mitteilen, wenn sich im laufenden Bewilligungszeitraum nicht nur vorübergehend 
1.	die Anzahl der zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder (§ 6 Abs. 1) auf mindestens ein zu berücksichtigendes Haushaltsmitglied verringert oder die Anzahl der vom Wohngeld ausgeschlossenen Haushaltsmitglieder (§§ 7 und 8 Abs. 1) erhöht,
2.	die monatliche Miete (§ 9) oder die monatliche Belastung (§ 10) um mehr als 15 Prozent gegenüber der im Bewilligungsbescheid genannten Miete oder Belastung verringert oder
3.	die Summe aus den monatlichen positiven Einkünften nach § 14 Abs. 1 und den monatlichen Einnahmen nach § 14 Abs. 2 aller zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder um mehr als 15 Prozent gegenüber dem im Bewilligungsbescheid genannten Betrag erhöht; dies gilt auch, wenn sich der Betrag um mehr als 15 Prozent erhöht, weil sich die Anzahl der zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder erhöht hat.
Die zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder sind verpflichtet, der wohngeldberechtigten Person Änderungen ihrer monatlichen positiven Einkünfte nach § 14 Abs. 1 und ihrer monatlichen Einnahmen nach § 14 Abs. 2 mitzuteilen.
(4) Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend, wenn sich die Änderungen nach Absatz 2 Satz 1 und 4 und Absatz 3 Satz 1 auf einen abgelaufenen Bewilligungszeitraum beziehen. Werden die Änderungen erst nach Ablauf des Bewilligungszeitraums bekannt und wirken sie auf einen oder mehrere abgelaufene Bewilligungszeiträume zurück, so ist eine Entscheidung nach Absatz 2 längstens für die drei Jahre, bevor die wohngeldberechtigte Person oder die zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder von der Änderung der Verhältnisse Kenntnis erlangt haben, zulässig; der Kenntnis steht die Nichtkenntnis infolge grober Fahrlässigkeit gleich. Hat die wohngeldberechtigte Person eine Änderung nach Absatz 2 Satz 1 und 4 im laufenden Bewilligungszeitraum nicht mitgeteilt und erhält die Wohngeldbehörde daher erst nach Ablauf des Bewilligungszeitraums von der Änderung Kenntnis, so ist eine Entscheidung nach Absatz 2 längstens für zehn Jahre seit Änderung der Verhältnisse zulässig.

§ 33 Datenabgleich
(1) …
(2) Die Wohngeldbehörde darf, um die rechtswidrige Inanspruchnahme von Wohngeld zu vermeiden oder aufzudecken, die Haushaltsmitglieder regelmäßig durch einen Datenabgleich daraufhin überprüfen,
1.	ob und für welche Zeiträume Leistungen nach § 7 Abs. 1 beantragt oder empfangen werden oder wurden oder ein Ausschlussgrund nach § 7 Abs. 2, Abs. 3 oder § 8 Abs. 1 vorliegt oder vorlag,
2.	ob und welche Daten nach § 45d Abs. 1 und § 45e des Einkommensteuergesetzes, insbesondere zu der Höhe von Kapitalerträgen, für die ein Freistellungsauftrag erteilt worden ist, dem Bundeszentralamt für Steuern übermittelt worden sind,
3.	ob und für welche Zeiträume bereits Wohngeld beantragt oder empfangen wird oder wurde,
4.	ob und von welchem Zeitpunkt an die Bundesagentur für Arbeit die Leistung von Arbeitslosengeld eingestellt hat,
5.	ob, mit welchem Wohnungsstatus und von welchem Zeitpunkt an ein Haushaltsmitglied unter der Anschrift der Wohnung, für die Wohngeld beantragt wird oder geleistet wird oder wurde, bei der Meldebehörde gemeldet ist oder nicht mehr gemeldet ist und unter welcher neuen Anschrift es gemeldet ist,
6.	ob, für welche Zeiträume und bei welchem Arbeitgeber eine Versicherungspflicht im Sinne des § 2 Abs. 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch oder eine geringfügige Beschäftigung besteht oder bestand und entsprechende Daten an die Datenstelle der Rentenversicherung (Datenstelle) und die Minijob-Zentrale der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See übermittelt worden sind,
7.	ob, in welcher Höhe und für welche Zeiträume Leistungen der Renten- und Unfallversicherungen durch die Deutsche Post AG oder die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See gezahlt worden sind.
Richtet sich eine Überprüfung auf einen abgelaufenen Bewilligungszeitraum, ist diese bis zum Ablauf von zehn Jahren nach Bekanntgabe des zugehörigen Bewilligungsbescheides zulässig.
(3) …

[bookmark: _Toc485221389]Zuständigkeitskatalog (ZustKat Ord) zu § 2 Abs. 4 Satz 1 Allgemeines Sicherheits- und Ordnungsgesetz Berlin (ASOG)

Nummer 18
Umweltschutz
[bookmark: Anlage-Nr18-A1]Zu den Ordnungsaufgaben der Bezirksämter gehören auf dem Gebiet des Umweltschutzes:
(1) die Ordnungsaufgaben nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz und nach dem Landes-Immissionsschutzgesetz Berlin für nicht genehmigungsbedürftige Anlagen mit Ausnahme von Anlagen in dem Zeitraum, in dem sie für Veranstaltungen im Freien von gesamtstädtischer Bedeutung benutzt werden, von Anlagen in Betriebsbereichen, die aus genehmigungsbedürftigen und nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen bestehen, und von Baustellen und Baumaschinen im Sinne der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm - Geräuschimmissionen - vom 19. August 1970 sowie mit Ausnahme der durch das Landesamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische Sicherheit Berlin (Nummer 24 Absatz 3 Buchstabe a) oder durch das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg (Nummer 30 Absatz 2) zu überwachenden Anlagen;
(2) die Bekämpfung verhaltensbedingten Lärms, soweit der Lärm nicht von Veranstaltungen im Freien von gesamtstädtischer Bedeutung ausgeht oder auf Baustellen oder im Zusammenhang mit der Verwendung von Baumaschinen im Sinne der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm - Geräuschimmissionen - vom 19. August 1970 erzeugt wird;
(3) die Ordnungsaufgaben nach § 28 Absatz 1 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, mit Ausnahme von Maßnahmen gegen Betreiberinnen und Betreiber von Anlagen, die nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz oder dem Kreislaufwirtschaftsgesetz einer Genehmigung oder Planfeststellung bedürfen, die Überwachung der Getrennthaltung von gewerblichen Siedlungsabfällen gemäß §§ 3, 4 und 7 der Gewerbeabfallverordnung, mit Ausnahme von Maßnahmen gegen Betreiberinnen und Betreiber von Anlagen, die nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz oder dem Kreislaufwirtschaftsgesetz einer Genehmigung oder Planfeststellung bedürfen, die Überwachung der Rücknahmepflicht für Umverpackungen gemäß § 5 der Verpackungsverordnung und die Überwachung der Pfanderhebungspflicht für Einweggetränkeverpackungen gemäß § 9 der Verpackungsverordnung;
(4) die ordnungsgemäße Straßenreinigung, die Beseitigung und Verwertung von Fahrzeugen ohne gültige amtliche Kennzeichen nach § 14 des Berliner Straßengesetzes sowie die Entsorgung von Altfahrzeugen nach den §§ 3 und 20 Absatz 3 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes;
(5) die Beseitigung unzulässig gelagerter oder abgelagerter Abfälle auf öffentlichen Straßen und Privatstraßen sowie auf öffentlichen Grünflächen;
(6) die sonstigen Ordnungsaufgaben zur Ermittlung und Abwehr von schädlichen Umwelteinwirkungen im Rahmen von Erstermittlungen zur Feststellung des Verursachers bei unbekannten Quellen, soweit nicht Rechtsvorschriften die Zuständigkeiten anderer Verwaltungen begründen;
(7) die Ordnungsaufgaben nach dem Bundes-Bodenschutzgesetz und dem Berliner Bodenschutzgesetz in den jeweils geltenden Fassungen sowie den auf Grund dieser Gesetze ergangenen Rechtsverordnungen, sofern nicht die für Umweltschutz zuständige Senatsverwaltung (Nummer 10 Absatz 5) zuständig ist, sowie die Ordnungsaufgaben nach dem Wasserhaushaltsgesetz und den auf Grund dieses Gesetzes ergangenen Rechtsvorschriften bei Boden- und Grundwasserverunreinigungen von örtlicher Bedeutung, die Entgegennahme von Meldungen nach dem Berliner Bodenschutzgesetz;
(8) die Ordnungsaufgaben nach der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe, sofern nicht die für Umweltschutz zuständige Senatsverwaltung (Nummer 10 Absatz 7) oder das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg (Nummer 30 Absatz 2) zuständig sind;
(9) die Ordnungsaufgaben hinsichtlich der Genehmigung und Überwachung des Einleitens von Abwässern in öffentliche Abwasseranlagen sowie von Abwasserbehandlungsanlagen zum Einleiten von Abwasser in öffentliche Abwasseranlagen;
(10) Sportbootsstege an Gewässern;
(11) die Ordnungsaufgaben der unteren Behörde für Naturschutz und Landschaftspflege, soweit nicht die für Stadtentwicklung und Naturschutz zuständige Senatsverwaltung (Nummer 4 Absatz 1) zuständig ist, sowie Kontroll- und Überwachungsaufgaben, die aus dem Vollzug internationaler Übereinkommen und Rechtsvereinbarungen über den Natur- und Artenschutz resultieren;
(12) die Ordnungsaufgaben nach dem Grünanlagengesetz;
(13) die Genehmigung zur Anlegung und Erweiterung sowie die Erklärung des Einvernehmens zur Widmung, Schließung und Aufhebung öffentlicher Friedhöfe; die Beleihung mit dem hoheitlichen Bestattungsrecht nach § 3 Absatz 2 des Friedhofsgesetzes; die Genehmigung von Erdbestattungen und von Urnenbeisetzungen außerhalb öffentlicher Friedhöfe;
(14) die Gewässeraufsicht und die Eisaufsicht (jeweils Ordnungsaufgaben und technische Aufsicht) für die stehenden Gewässer zweiter Ordnung, soweit nicht die für Verkehr zuständige Senatsverwaltung (Nummer 11 Buchstabe k) zuständig ist.

[bookmark: Anlage-Nr33-A1]Nummer 24
Landesamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz, und technische Sicherheit Berlin
[bookmark: Anlage-Nr24-A1]Zu den Ordnungsaufgaben des Landesamtes für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische Sicherheit Berlin gehören:
(1)
a)	die Ordnungsaufgaben nach dem Arbeitsschutzgesetz, dem Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit, dem Jugendarbeitsschutzgesetz, dem Mutterschutzgesetz, dem Arbeitszeitgesetz, dem Heimarbeitsgesetz und den aufgrund dieser Gesetze erlassenen Rechtsverordnungen, insbesondere der Betriebssicherheitsverordnung, soweit nicht die für Arbeit zuständige Senatsverwaltung (Nummer 14 Absatz 2), die Bezirksämter (Nummer 18 Absatz 1 und Nummer 19 Absatz 3) oder das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg (Nummer 30 Absatz 2) zuständig sind,
b)	die Überwachung der Pflichten nach § 7 des Berliner Ladenöffnungsgesetzes,
c)	die Zulässigkeitserklärung von Kündigungen nach § 18 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes, nach § 5 Absatz 2 des Pflegezeitgesetzes sowie nach § 9 Absatz 3 des Familienpflegezeitgesetzes,
d)	die Ordnungsaufgaben nach der Eisenbahn-Fahrpersonalverordnung für den in § 1 	Absatz 1 Nummer 1 dieser Verordnung genannten Personenkreis;
(2)
a)	die Ordnungsaufgaben bei überwachungsbedürftigen Anlagen im Sinne des § 2 Nummer 30 des Produktsicherheitsgesetzes und nach § 1 Absatz 2 der Betriebssicherheitsverordnung sowie bei Anlagen nach § 4 Absatz 1 der Verordnung über den Betrieb von baulichen Anlagen des Landes Berlin, soweit nicht die Bauaufsichtsbehörden (Nummer 1 Absatz 1 und Nummer 15 Absatz 1) oder das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg (Nummer 30 Absatz 2) zuständig sind,
b)	die Ordnungsaufgaben nach dem Produktsicherheitsgesetz in Verbindung mit den nur aufgrund des Produktsicherheitsgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, die der nach § 24 Absatz 1 Satz 1 des Produktsicherheitsgesetzes zuständigen Behörde obliegen, sofern nicht gemäß § 24 Absatz 1 Satz 2 oder Satz 3 des Produktsicherheitsgesetzes eine durch andere Rechtsvorschriften begründete Zuständigkeit gegeben ist,
c)	der Vollzug des Abschnitts 2 der 32. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung);
(3) die Ordnungsaufgaben nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz
a)	bei Anlagen im Sinne der §§ 4 und 22 Absatz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, sofern sie Teile von überwachungsbedürftigen Anlagen im Sinne von § 2 Nummer 30 Buchstabe a des Produktsicherheitsgesetzes sind und soweit nicht das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg (Nummer 30 Absatz 2) zuständig ist,
b)	bei Anlagen im Sinne der Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen), sofern sie auf einem Kraftwerksgelände betrieben werden;
(4) die Ordnungsaufgaben nach dem Sprengstoffgesetz, soweit nicht die für Arbeit zuständige Senatsverwaltung (Nummer 14 Absatz 2 Buchstabe e), die Bezirksämter (Nummer 19 Absatz 5 und Nummer 21 Buchstabe n) oder das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg (Nummer 30 Absatz 2) zuständig sind;
(5) der Strahlenschutz bei ionisierender Strahlung, soweit nicht die für Umweltschutz zuständige Senatsverwaltung (Nummer 10 Absatz 8) zuständig ist;
(6) die Durchführung der Sozialvorschriften im Straßenverkehr und des Europäischen Übereinkommens über die Arbeit des im internationalen Straßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals (AETR),
(7) die Ordnungsaufgaben nach Europäischen Verordnungen und Richtlinien über gefährliche Stoffe, auf die in Arbeitsschutzvorschriften und im Chemikaliengesetz verwiesen wird, sowie nach dem Chemikaliengesetz und den aufgrund des Chemikaliengesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, die dem Schutz von Personen (Beschäftigte und Andere) dienen und die nicht ausschließlich zum Zweck des Umweltschutzes erlassen wurden, soweit nicht das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg (Nummer 30 Absatz 2) zuständig ist;
(8) die Ordnungsaufgaben nach der Chemikalien-Ozonschichtverordnung, der Chemikalien-Klimaschutzverordnung, der Chemikalienrechtlichen Verordnung zur Begrenzung der Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen (VOC) durch Beschränkung des Inverkehrbringens lösemittelhaltiger Farben und Lacke und nach Europäischen Verordnungen und Richtlinien, auf die in diesen drei Verordnungen verwiesen wird, soweit es nicht Ordnungsaufgaben nach dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallrecht sind;
(9) die Ordnungsaufgaben nach dem Energieverbrauchskennzeichnungsgesetz, der Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung, der Pkw-Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung und der Verordnung (EG) Nr. 1222/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 über die Kennzeichnung von Reifen in Bezug auf die Kraftstoffeffizienz und andere wesentliche Parameter, soweit nicht Rechtsvorschriften die Zuständigkeit anderer Behörden begründen;
(10) die Ordnungsaufgaben nach dem Energieverbrauchsrelevante-Produkte-Gesetz, mit Ausnahme der in § 7 Absatz 2 des Energieverbrauchsrelevante-Produkte-Gesetzes dargestellten Aufgaben der obersten Landesbehörde;
(11) die Ordnungsaufgaben nach dem Gesetz zum Schutz vor nichtionisierender Strahlung bei der Anwendung am Menschen sowie den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen.

Nummer 33
Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten
Zu den Ordnungsaufgaben des Landesamtes für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten gehören:
Aus dem Bereich Inneres:
(1)
a)	…
c)	die Wahrnehmung der Aufgaben als zentrale Stelle für das Land Berlin im Zusammenhang mit allen Anfragen nach § 38 sowie nach § 49 des Bundesmeldegesetzes (Portalanbieter),
d)	…
e)	Datenübermittlungen nach den §§ 33 bis 36, 42 und 43 des Bundesmeldegesetzes und das Erteilen von Melderegisterauskünften nach den §§ 46, 50 Absatz 1 bis 3 und §§ 51, 52 Absatz 2 des Bundesmeldegesetzes; das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten beauftragt die Bezirksämter mit der Wahrnehmung der Aufgaben in den Einzelfällen nach den §§ 34, 35 und 42 des Bundesmeldegesetzes, in denen bei den Bezirksämtern der Anlass für die Amtshandlung entsteht und kein Fall nach den §§ 51 und 52 des Bundesmeldegesetzes vorliegt,
f)	…
(2) …

[bookmark: _Toc485221390]Gesetz zur Ausführung des Bundesmeldegesetzes (BlnAGBMG) und zur Änderung weiterer Rechtsvorschriften

Art. 5
Aufhebung der Verordnung zur Durchführung des Meldegesetzes
Die Verordnung zur Durchführung des Meldegesetzes vom 4. März 1986 (GVBl. S. 476), die zuletzt durch Verordnung vom 30. März 2011 (GVBl. S. 117, 360) geändert worden ist, wird aufgehoben. Für regelmäßige Datenübermittlungen aus dem Melderegister sowie für automatisierte Abrufe aus dem Melderegister nach den §§ 6 und 7 des Berliner Ausführungsgesetzes zum Bundesmeldegesetz sind die §§ 3 bis 3b der in Satz 1 genannten Verordnung bis zum Erlass einer Verordnung nach den §§ 6 und 7 des Berlliner Ausführungsgesetzes zum Bundesmeldegesetz, längestens bis zum 31. Oktober 2017, weiter anzuwenden.

[bookmark: _Toc485221391]Berliner Ausführungsgesetz zum Bundesmeldegesetz (BlnAGBMG)

§ 1
(1) …
(3) Das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten führt das zentrale elektronische Melderegister für das Land Berlin und übernimmt hierfür die IT-Verfahrensverantwortung. Die IT-Verfahrensverantwortung umfasst insbesondere den Betrieb und die Weiterentwicklung des Registerverfahrens, Zugriffsregelungen sowie die Bereitstellung der für Datenübermittlungen und Melderegisterauskünfte erforderlichen Systeme nach den §§ 33 ff. und §§ 44 ff. des Bundesmeldegesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 2. Februar 2016 (BGBl. I S. 130) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung. Weiterhin nimmt das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten als zentrale Stelle für das Land Berlin die Aufgaben im Zusammenhang mit allen Anfragen nach § 38 sowie nach § 49 des Bundesmeldegesetzes wahr (Portalanbieter).
(4) …

§ 2
Speicherung von Daten
Über die in § 3 des Bundesmeldegesetzes hinaus dürfen die Meldebehörden folgende Daten sowie die zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister zu dem jeweils angegebenen Zweck speichern:
1.	zur Vorbereitung und Durchführung von allgemeinen Wahlen, von Volksinitiativen, Volksbegehren, Volksentscheiden, Einwohneranträgen, Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden
a) Wahlbewerbungen zu den Wahlen des Berliner Abgeordnetenhauses und zu den Bezirksverordnetenversammlungen einschließlich der Angabe des erlernten und ausgeübten Berufs und einer Erreichbarkeitsanaschrift,
b) …
2.	…
3	zur Aufstellung von Vorschlagslisten für Schöffinnen und Schöffen und für ehrenamtliche Richterinnen und Richter in der Verwaltungsgerichtsbarkeit bei deutschen Einwohnern die Tatsache, dass der Einwohner vom Amt einer Schöffin oder eines Schöffen oder einer ehrenamtlichen Richterin oder eines ehrenamtlichen Richters in der Verwaltungsgerichtsbarkeit ausgeschlossen ist.

§ 5
Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften
(1) Über die in § 42 Absatz 2 des Bundesmeldegesetzes genannten Daten hinaus darf die zuständige Meldebehörde folgende Daten übermitteln:
1.	frühere Namen,
2.	derzeitige Staatsangehörigkeiten.
(2) …
(3) Die Datenübermittlung der Meldebehörden an die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften erfolgt unter Verwendung der Satzbeschreibung OSCI-XMeld und des Übermittlungsprotokolls OSCI-Transport gemäß § 2 Absatz 1 der Ersten Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung vom 1. Dezember 2014 (BGBl. I S. 1945), die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 2. Februar 2016 (BGBl. I S. 130) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, wenn die datenempfangende Stelle zugestimmt hat.

§ 6
Weitere regelmäßige Datenübermittlungen
(1) Soweit regelmäßige Datenübermittlungen nicht durch Bundesrecht oder Landesrecht geregelt sind, bestimmt die für Inneres zuständige Senatsverwaltung durch Rechtsverordnung, welche der in § 3 Absatz 1 und 2 des Bundesmeldegesetzes und § 2 dieses Gesetzes genannten Daten an öffentliche Stellen regelmäßig übermittelt werden; hierbei sind auch Anlass und Zweck der Übermittlungen und die Datenempfänger festzulegen. Vor Erlass der Rechtsverordnung ist die oder der Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit zu hören.
(2) Innerhalb des Landes Berlin kann die Übermittlung auch über das landesinterne, nach dem Stand der Technik gesicherte Netz erfolgen.


§ 7
Automatisierter Abruf
(1) Soweit der automatisierte Abruf nicht durch Bundesrecht oder Landesrecht geregelt ist, bestimmt die für Inneres zuständige Senatsverwaltung durch Rechtsverordnung, welche der in § 3 Absatz 1 und 2 des Bundesmeldegesetzes und § 2 dieses Gesetzes genannten Daten von öffentlichen Stellen automatisiert abgerufen werden dürfen; hierbei sind auch Anlass und Zweck der Übermittlungen und die Datenempfänger festzulegen. Vor Erlass der Rechtsverordnung ist die oder der Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit zu hören.
(2) Innerhalb des Landes Berlin kann der Abruf auch über das landesinterne, nach dem Stand der Technik gesicherte Netz erfolgen.

[bookmark: _Toc485221392]Bezirksverwaltungsgesetz (BezVG)

§ 37
Organisation; Geschäftsverteilung des Bezirksamts
(1) Die Gliederung des Bezirksamts ergibt sich aus der Anlage zu diesem Gesetz. Der Senat wird ermächtigt, nach Beratung mit dem Rat der Bürgermeister die Gliederung des Bezirksamts durch Rechtsverordnung abweichend von der Anlage zu Satz 1 zu regeln. Zur Steigerung der Effizienz oder bei der Reduzierung von Aufgaben können verschiedene Serviceeinheiten innerhalb eines Bezirks zusammengelegt werden.
(2) …

Anlage zu § 37 Absatz 1 Satz 1
Das Bezirksamt gliedert sich unterhalb der Ebene der Geschäftsbereiche (Abteilungen) in die nachfolgend genannten Organisationseinheiten.
I.	Fachämter:
1.	„Amt für Bürgerdienste“ mit den Aufgabenstellungen:
-	Bürgerämter
-	Standesamt
-	Staatsangehörigkeitsangelegenheiten
-	Wohngeld
-	Wahlen
2.	„Jugendamt“ mit den Aufgabenstellungen:
-	Aufgaben des Jugendamtes (Fachberatung, allgemeine Förderung von jungen Menschen und ihren Familien, familienunterstützende Hilfen, fachbereichsübergreifende Jugendhilfe)
-	Kindertagesbetreuung (einschließlich Kita-Eigenbetrieb)
3.	„Amt für Soziales“ mit den Aufgabenstellungen:
-	Betreuungsbehörde und Soziale Dienste
-	Materielle Hilfen
-	Durchführung der Leistungen des kommunalen Trägers gemäß SGB II und AG-SGB II (JobCenter)
4.	„Amt für Weiterbildung und Kultur“ mit den Aufgabenstellungen:
-	Volkshochschule
-	Musikschule
-	Bibliotheken
-	Kultur
-	Heimatmuseum
5.	„Stadtentwicklungsamt“ mit den Aufgabenstellungen:
-	Stadtplanung
-	Bau- und Wohnungsaufsicht
-	Vermessung (einschließlich Liegenschaftskataster und Wertermittlung)
-	Denkmalschutz
-	Quartiersmanagement
6.	„Tiefbau- und Landschaftsplanungsamt“ mit den Aufgabenstellungen:
-	Tiefbau (Straßenplanung, Straßenneubau, Straßenunterhaltung, Straßenaufsicht)
-	Straßenverwaltung (ohne straßenverkehrsbehördliche Aufgaben)
-	Unterhaltung und Neubau von Grün- und Freiflächen einschließlich Friedhöfe und Kleingärten
-	Landschaftsplanung
7.	„Ordnungsamt“ mit den Aufgabenstellungen:
-	Ordnung im öffentlichen Raum (einschließlich verhaltensbedingten Lärms und Parkraumbewirtschaftung und -überwachung)
-	Gewerbe (Wirtschaftsordnung, einschließlich Märkte)
-	Straßenverkehrsbehörde
-	Veterinär- und Lebensmittelaufsicht
-	Zentrale Anlauf- und Beratungsstelle nach § 37 Absatz 4
8.	„Gesundheitsamt“ mit den Aufgabenstellungen:
-	Gesundheitsschutz und -aufsicht
-	Gesundheitsschutz und -förderung für Erwachsene
-	Gesundheitsschutz und -förderung für Kinder
-	Spezielle gesundheitliche Hilfen für Menschen mit Behinderungen
9.	„Umwelt- und Naturschutzamt“ mit den Aufgabenstellungen:
-	Umweltplanung, -beratung und -information
-	Umweltordnungsaufgaben (ohne verhaltensbedingten Lärm)
-	Natur- und Artenschutz
10.	„Schul- und Sportamt“ mit den Aufgabenstellungen:
-	Schulträgerschaft
-	Förderung des Sports
II.	Serviceeinheiten: …
III.	Sonstige Organisationseinheiten: …
IV.	Beauftragte: …

[bookmark: _Toc485221393]Berliner Datenschutzgesetz (BlnDSG)

§ 3
Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag
(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für die Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen auch insoweit, als personenbezogene Daten in ihrem Auftrag durch andere Personen oder Stellen verarbeitet werden. In diesen Fällen ist der Auftragnehmer unter besonderer Berücksichtigung der Eignung der von ihm getroffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen (§ 5 Abs. 1) sorgfältig auszuwählen. Der Auftrag ist schriftlich zu erteilen, wobei insbesondere im Einzelnen festzulegen sind:
1.	der Gegenstand und die Dauer des Auftrags,
2.	der Umfang, die Art und der Zweck der vorgesehenen Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von Daten, die Art der Daten und der Kreis der Betroffenen,
3.	die nach § 5 zu treffenden technischen und organisatorischen Maßnahmen,
4.	die Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten,
5.	die vom Auftragnehmer vorzunehmenden Kontrollen,
6.	die etwaige Berechtigung zur Begründung von Unterauftragsverhältnissen,
7.	die Kontrollrechte des Auftraggebers und die entsprechenden Duldungs- und Mitwirkungspflichten des Auftragnehmers,
8.	mitzuteilende Verstöße des Auftragnehmers oder der bei ihm beschäftigten Personen gegen Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten oder gegen die im Auftrag getroffenen Festlegungen,
9.	der Umfang der Weisungsbefugnisse, die sich der Auftraggeber gegenüber dem Auftragnehmer vorbehält,
10.	die Rückgabe überlassener Datenträger und die Löschung beim Auftragnehmer gespeicherter Daten nach Beendigung des Auftrags.
Der Auftraggeber hat sich von der Einhaltung der Maßnahmen nach Satz 3 zu überzeugen.
(2) Für die Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen gelten die §§ 9 bis 17 dieses Gesetzes nicht, soweit sie personenbezogene Daten im Auftrag verarbeiten. In diesen Fällen ist die Verarbeitung personenbezogener Daten nur im Rahmen der Weisungen des Auftraggebers zulässig. Weisungen, die sich auf eine Datenverarbeitung richten, die gegen dieses Gesetz oder andere Rechtsvorschriften über den Datenschutz verstoßen, sind nicht auszuführen. Der Auftraggeber sowie dessen Aufsichtsbehörde sind unverzüglich zu unterrichten. Dasselbe gilt, wenn Daten verarbeitet werden sollen, die nach Ansicht des Auftragnehmers unter Verstoß gegen Rechtsvorschriften erlangt worden sind.
(3) Für juristische Personen, Gesellschaften und andere Personenvereinigungen des privaten Rechts, bei denen dem Land Berlin oder einer landesunmittelbaren Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts die Mehrheit der Anteile gehört oder die Mehrheit der Stimmen zusteht, gelten die Vorschriften des Vierten Abschnittes entsprechend, soweit sie in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 im Auftrag tätig werden. Hinsichtlich der Befugnisse nach § 28 Abs. 1 wird das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes, Artikel 19 Abs. 2 Satz 1 der Verfassung von Berlin) für die Betriebs- und Geschäftszeit eingeschränkt.
(4) Sofern die Vorschriften dieses Gesetzes auf den Auftragnehmer keine Anwendung finden, ist der Auftraggeber verpflichtet, vertraglich sicherzustellen, dass der Auftragnehmer die Vorschriften dieses Gesetzes befolgt und sich, sofern die Datenverarbeitung im Geltungsbereich dieses Gesetzes durchgeführt wird, der Kontrolle des Berliner Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit unterwirft. Wird die Datenverarbeitung in einem anderen Bundesland oder in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union durchgeführt, ist sicherzustellen, dass der Auftragnehmer einer Datenschutzkontrolle durch die jeweils zuständige Stelle unterliegt. Der Auftraggeber hat den Berliner Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit über die Beauftragung zu unterrichten.

[bookmark: _Toc485221394]Gesetz über das Leichen und Bestattungswesen (Bestattungsgesetz - BestattG)

§ 16
Bestattungspflichtige Personen
(1) Für die Bestattung der Leiche haben zu sorgen:
1.	der Ehegatte oder Lebenspartner,
2.	die volljährigen Kinder,
3.	die Eltern,
4.	die volljährigen Geschwister,
5.	die volljährigen Enkelkinder,
6.	die Großeltern.
(2) Eine Verpflichtung, für die Bestattung zu sorgen, besteht nur, wenn die in der Reihenfolge früher genannten Angehörigen nicht vorhanden oder aus wichtigem Grund gehindert sind, für die Bestattung zu sorgen.
(3) Sind Bestattungspflichtige im Sinne des Absatzes 1 nicht vorhanden oder nicht zu ermitteln oder kommen sie ihrer Pflicht nicht oder nicht rechtzeitig nach und veranlasst kein anderer die Bestattung, hat das örtlich zuständige Bezirksamt auf Kosten des Bestattungspflichtigen für die Bestattung zu sorgen.
(4) Eine auf Gesetz oder Rechtsgeschäft beruhende Verpflichtung, die Kosten der Bestattung zu tragen, wird durch diese Vorschrift nicht berührt.

[bookmark: _Toc485221395]Gesetz zur Förderung des E-Government (E-Government-Gesetz Berlin - EGovG Bln)
§ 2
Ziel und Zweck
(1) …
(3) Die Zusammenarbeit der Verwaltungsebenen und -bereiche der Berliner Verwaltung ist durch medienbruchfreie Prozesse und die gemeinsame Nutzung von zentralen informations- und kommunikationstechnischen Strukturen und Organisationen sowie von Informationen und Ressourcen sicherzustellen.
(4) …
[bookmark: _Toc485221396]Gesetz über die landeseigenen und nichtlandeseigenen Friedhöfe Berlins (Friedhofsgesetz)
§ 1
Geltungsbereich
[bookmark: P1-A1]Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für die landeseigenen und nichtlandeseigenen Friedhöfe (öffentliche Friedhöfe) Berlins.

§ 2
Zweckbestimmung
(1) Die würdige Bestattung von verstorbenen Personen ist eine öffentliche Aufgabe, die auf öffentlichen Friedhöfen wahrgenommen wird. Öffentliche Friedhöfe stellen kulturelle Einrichtungen dar, welche die Ehrung der Toten und die Pflege des Andenkens ermöglichen.
(2) …

[bookmark: _Toc485221397]Gesetz zur Förderung der Gesundheit von Kindern und des Kinderschutzes (Berliner Kinderschutzgesetz - KiSchuG)

§ 6
Einladungswesen und Rückmeldeverfahren
(1) Die Zentrale Stelle hat die Aufgabe, die Teilnahme der Kinder an einer in den „Kinder-
Richtlinien“ für ihr jeweiliges Alter vorgesehenen Früherkennungsuntersuchung der Untersuchungsstufen mit Beginn des 3. Lebensmonats bis zum vollendeten 10. Lebensjahr unabhängig von ihrem Versichertenstatus zu sichern. Zu diesem Zweck ermittelt die Zentrale Stelle durch Abgleich mit den nach den Absätzen 2 und 4 übermittelten Daten die Kinder, für die innerhalb einer angemessenen Frist vor Ablauf des in den „Kinder-Richtlinien“ für das Neugeborenenstoffwechsel- und Hörscreening und die jeweiligen Untersuchungsstufen zwischen Beginn des 3. Lebensmonats und dem vollendeten 10. Lebensjahrs festgelegten Untersuchungsintervalls keine Screening-Karten oder keine Untersuchungsbescheinigungen nach Absatz 4 eingegangen sind. Die Zentrale Stelle lädt die Personensorgeberechtigten der nach Satz 2 ermittelten Kinder ein, die Kinder zu den Früherkennungsuntersuchungen vorzustellen, und informiert dabei über Inhalt und Zweck der Früherkennungsuntersuchungen sowie den weiteren Verfahrensablauf bei Nichtteilnahme an der Früherkennungsuntersuchung (Einladung). Zugleich informiert die Zentrale Stelle die Personensorgeberechtigen derjenigen Kinder, für die bisher keine Screening-ID von der Vertrauensstelle ermittelt wurde, über Inhalt und Zweck des Neugeborenenstoffwechsel- und Hörscreenings.
(2) Die Meldebehörde übermittelt der Zentralen Stelle regelmäßig elektronisch auf der Grundlage des Geburtsregistereintrags des Kindes vor Beginn des in den „Kinder-Richtlinien“ für die jeweilige Untersuchungsstufe zwischen Beginn des 3. Lebensmonats und Vollendung des 10. Lebensjahrs festgelegten Untersuchungsintervalls folgende Daten der Kinder der jeweiligen Altersstufen:
1.	Vor- und Familiennamen,
2.	frühere Namen,
3.	Tag und Ort der Geburt,
4.	Sterbetag,
5.	Geschlecht,
6.	gegenwärtige Anschrift,
7.	frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung und
8.	Personensorgeberechtigte (Vor- und Familiennamen, akademische Titel, Anschrift).
Die Zentrale Stelle führt den jeweils aktuellen Meldedatensatz mit dem bestehenden Datensatz einschließlich Screening-ID zusammen und aktualisiert diesen. Nach Abschluss des Verfahrens für die letzte in den „Kinder-Richtlinien“ vorgesehene rückgemeldete Vorsorgeuntersuchung sind die Daten vollständig zu löschen.
(3) Ist ein Meldedatensatz keiner Screening-ID zuzuordnen, so werden der Dokumentationsbogen nach § 3 Absatz 1 Satz 1 und das Informationsblatt nach § 3 Absatz 2 Satz 1 von der Zentralen Stelle an die Personensorgeberechtigten verschickt. 
(4) Ärztinnen und Ärzte, die eine Früherkennungsuntersuchung der Untersuchungsstufen zwischen Beginn des 3. Lebensmonats und Ende des 10. Lebensjahrs durchgeführt haben, sind befugt und verpflichtet, der Zentralen Stelle mittels eines von der für das Gesundheitswesen zuständigen Senatsverwaltung einheitlich vorzugebenden Rückmeldebogens unverzüglich folgende Daten für Kinder mit Berliner Wohnsitz zu übermitteln:
1.	die Screening-ID oder bei Nichtvorliegen der Screening ID die Angaben nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3, 5 und 6,
2.	die Bezeichnung der durchgeführten Früherkennungsuntersuchung.
Wird die Früherkennungsuntersuchung außerhalb des Landes Berlin durchgeführt, sollen die Personensorgeberechtigten des untersuchten Kindes sich die Untersuchung unter Angabe der in Satz 1 genannten Daten bescheinigen lassen (Untersuchungsbescheinigung) und die Bescheinigung der Zentralen Stelle übermitteln.
(5) Die Zentrale Stelle ermittelt durch Abgleich der nach den Absätzen 2 und 4 übermittelten Daten die Kinder, zu denen innerhalb einer angemessenen Frist nach Absendung der Einladung keine Untersuchungsbescheinigungen eingegangen sind. Sie übermittelt dem Gesundheitsamt des Bezirkes, in dem sich der Hauptwohnsitz des Kindes befindet, oder, falls ein Hauptwohnsitz im Land Berlin nicht besteht, dem Gesundheitsamt des Bezirkes, in dem sich der Wohnsitz des Kindes befindet, folgende Daten zu den nach Satz 1 ermittelten Kindern:
1	die in Absatz 2 Satz 1 Nummer 1,3,5,6 und 8 genannten Daten und
2.	die in Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 genannten Daten.
Die Übermittlung der Daten nach Satz 2 erfolgt schriftlich mit verschlossenem Umschlag oder auf elektronischem Weg; dabei ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass die Daten nicht von Unbefugten zur Kenntnis genommen werden können.

[bookmark: _Toc485221398]Gesetz über die Erhebung von Steuern durch öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften im Land Berlin (Kirchensteuergesetz – KiStG)

§ 9
Rechtsbehelfe
(1) Gegen die Heranziehung zu Steuern nach diesem Gesetz ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. Vor Erhebung der Klage ist die Heranziehung im Widerspruchsverfahren nach den §§ 68 ff. der Verwaltungsgerichtsordnung nachzuprüfen. Behörde im Sinne des § 70 Absatz 1 Satz 1 und der §§ 72, 73 Absatz 1 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung ist vorbehaltlich der Regelung in Satz 5 die Behörde oder Stelle der steuerberechtigten Religionsgemeinschaft, für die die Heranziehung vorgenommen worden ist. Die für die Entscheidung über den Widerspruch zuständigen Behörden oder Stellen sind in den Steuerordnungen zu bestimmen. Ist die Verwaltung der Steuern den Berliner Finanzbehörden übertragen worden und richtet sich der Widerspruch gegen die gemäß § 3 Absatz 5 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 51 a Absatz 2 des Einkommensteuergesetzes ermittelte Bemessungsgrundlage, so ist Behörde im Sinne der Vorschriften des Satzes 3 die den Einkommensteuerbescheid erlassende Finanzbehörde. Die Behörden oder Stellen im Sinne der Sätze 3 und 4 sind vor Erlass der Rechtsbehelfsentscheidung zu hören.
(2) …
[bookmark: _Toc485221399]Gesetz über die Wahlen zum Abgeordnetenhaus und zu den Bezirksverordnetenversammlungen (Landeswahlgesetz)

§ 30
Ehrenämter

(1) Die Tätigkeit in den Wahlausschüssen und Wahlvorständen und die Protokollführung sind neben- oder ehrenamtlich. Zur Übernahme dieser Ehrenämter sind alle Wahlberechtigten verpflichtet. Hiervon sind ausgenommen:
1.	die Mitglieder des Abgeordnetenhauses und des Senats,
2.	die Mitglieder der Bezirksverordnetenversammlungen und der Bezirksämter,
3.	Geistliche, Ärzte und Ärztinnen, Tierärzte und Tierärztinnen, Apotheker und Apothekerinnen, Entbindungspfleger und Hebammen,
4.	Personen, die das 65. Lebensjahr vollendet haben,
5.	Personen, die glaubhaft machen, dass ihnen die Fürsorge für ihre Familie die Ausübung des Amtes unmöglich macht,
6.	Personen, die glaubhaft machen, dass sie aus dringenden beruflichen Gründen, durch Krankheit oder Gebrechen verhindert sind, das Amt ordnungsgemäß auszuüben,
7.	Personen, die glaubhaft machen, dass sie sich am Sitzungstage des betreffenden Wahlausschusses oder am Tage der Wahl aus zwingenden Gründen außerhalb des Landes Berlin aufhalten.
Tritt in den Fällen der Nummern 5 und 6 der Hinderungsgrund nachträglich ein, so ist dies der zuständigen Behörde unverzüglich mitzuteilen und ihr gegenüber glaubhaft zu machen; im Falle der Nummer 7 muss der Hinderungsgrund spätestens vier Tage vor dem Sitzungstag oder dem Tag der Wahl der zuständigen Behörde mitgeteilt und glaubhaft gemacht werden.
(2) Die Behörden und sonstigen Stellen des Landes Berlin sind berechtigt und auf Anforderung verpflichtet, den für die Durchführung der Wahlen zuständigen Stellen Angehörige ihrer Verwaltung zu benennen, die zur Tätigkeit in den Wahlvorständen geeignet sind. Die Bezirksämter können auch Wahlberechtigte, die ihren Wohnsitz außerhalb des Bezirks haben, zur Tätigkeit in den Wahlvorständen heranziehen.
(3) Das Bezirksamt ist zur Vorbereitung allgemeiner Wahlen in Berlin befugt, eine Datei von Wahlberechtigten anzulegen, die zur Tätigkeit in den Wahlvorständen verpflichtet und geeignet sind. Zu diesem Zweck dürfen folgende Merkmale erhoben und gespeichert werden:
1.	Name
2.	Anschrift
3.	Geburtsdatum
4.	bisherige Mitwirkung in Wahlvorständen und in welcher Funktion (Vorsitzender, stellvertretender Vorsitzender, Schriftführer oder stellvertretender Schriftführer, Beisitzer). 

[bookmark: _Toc485221400]Gesetz zur Erhaltung und Pflege des Waldes (Landeswaldgesetz - LWaldG)

§ 22
Ordnungswidrigkeiten gegen den Waldbestand und auf Grund von 
Waldgefährdung durch Feuer
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1.	entgegen § 6 Abs. 1 ohne die erforderliche Genehmigung Wald umwandelt,
2.	entgegen § 9 Abs. 1 ohne die erforderliche Genehmigung einen Baum beseitigt,
3.	entgegen § 12 Abs. 2 ohne die erforderliche Genehmigung einen Kahlhieb vornimmt oder eine mit der Genehmigung verbundene vollziehbare Auflage nicht erfüllt,
4.	entgegen § 19 Abs. 1 ohne die erforderliche Genehmigung eine der dort bezeichneten Handlungen ausführt oder eine mit der Genehmigung verbundene vollziehbare Auflage nicht erfüllt,
5.	eine Pflicht gemäß § 19 Abs. 3 verletzt,
6.	entgegen § 19 Abs. 4 im Wald unbefugt raucht oder
7.	entgegen § 19 Abs. 5 einen brennenden oder glimmenden Gegenstand wegwirft oder unvorsichtig handhabt.
(2) Im Fall des Absatzes 1 Nr. 1 kann auch der Versuch der Ordnungswidrigkeit geahndet werden.
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahndet werden.

§ 23
Allgemeine Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1.	im Wald eine Vorrichtung, die zum Sperren von Wegen oder Eingängen in eingefriedete Grundstücke oder die dem Schutz von Naturverjüngungen, Forstkulturen, Pflanzgärten, forst- und jagdbetrieblichen Einrichtungen dient, unbefugt öffnet oder offen stehen lässt, entfernt oder unbrauchbar macht,
2.	einen Hund oder ein anderes Haustier auf Waldflächen frei umherlaufen lässt, die nicht dafür vom Eigentümer oder sonstigen Berechtigten freigegeben und an den Zugangswegen durch besondere Schilder als dafür freigegeben ausdrücklich gekennzeichnet sind; dies gilt nicht für den dienstlichen Einsatz von Hunden durch Polizei- oder Forstbedienstete,
3.	im Wald unbefugt eine Werbevorrichtung, ein Plakat oder ein anderes Zeichen aufstellt, anbringt oder auslegt,
4.	im Wald ein Zelt oder eine ähnliche Lagerstätte außerhalb der dafür freigegebenen Grundstücke errichtet,
5.	bei Ausübung eines auf Entnahme oder Lieferung von Walderzeugnissen gerichteten Rechts einen erforderlichen Berechtigungsschein nicht mit sich führt oder ihn auf Verlangen nicht vorzeigt oder
6.	im Wald außerhalb der dafür freigegebenen Flächen ein Gewerbe betreibt.
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1.	entgegen § 14 Abs. 2 ohne die erforderliche Erlaubnis
a)	umfriedete Flächen (§ 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 5),
b)	Schonungen oder Naturverjüngungen (§ 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2),
c)	Flächen während der Dauer des Einschlags oder der Aufbereitung von Holz (§ 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3),
d)	forstbetriebliche oder jagdliche Einrichtungen (§ 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4) oder
e)	Waldflächen von nicht allgemein zugänglichen Grundstücken aus (§ 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6) 
betritt,
2.	entgegen § 16 Abs. 1 außerhalb der ausgewiesenen Reitwege reitet oder ein Reittier führt oder entgegen § 16 Abs. 2 ohne die erforderliche Erlaubnis einen Reitweg benutzt oder eine mit der Erlaubnis verbundene vollziehbare Auflage nicht erfüllt,
3.	entgegen § 17 ohne die erforderliche Erlaubnis fährt oder ein Fahrzeug oder einen Anhänger abstellt,
4.	entgegen § 18 eine Sperrung nicht beachtet oder
5.	den Wald sonst in einer anderen als der in § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1, §§ 15 und 16 vorgesehenen Art benutzt, ohne dazu berechtigt zu sein.
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet werden.

[bookmark: _Toc485221401]Gesetz über das Meldewesen in Berlin (Meldegesetz)

§ 2 Speicherung von Daten
(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben speichert die Meldebehörde folgende Daten des Einwohners einschließlich der zum Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen Hinweise im Melderegister:
1. 	…
8.	gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift, Tag der Geburt, Sterbetag),
9. 	…
14.	Ehegatte oder Lebenspartner (Vor- und Familienname, Doktorgrad, Tag der Geburt, Anschrift, Sterbetag),
15.	minderjährige Kinder (Vor- und Familiennamen, Tag der Geburt, Sterbetag),
16.	Ausstellungsbehörde, -datum, Gültigkeitsdauer und Seriennummer des 
Personalausweises/Passes,
17.	…
(2) …

§ 25 Datenübermittlungen an andere Behörden und sonstige öffentliche Stellen
(1) Die Meldebehörde darf einer anderen Behörde oder sonstigen öffentlichen Stelle im Inland aus dem Melderegister folgende Daten von Einwohnern übermitteln, soweit dies zur Erfüllung von in ihrer Zuständigkeit oder in der Zuständigkeit des Empfängers liegenden Aufgaben erforderlich ist:
1.	Familiennamen,
2.	frühere Namen,
3.	Vornamen,
4.	Doktorgrad,
5.	Ordensnamen/Künstlernamen
6.	Tag und Ort der Geburt
7.	Geschlecht,
8.	gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift, Tag der Geburt, Sterbetag),
9.	Staatsangehörigkeiten, einschließlich der nach § 2 Abs. 2 Nr. 7 gespeicherten Daten,
10.	gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem Ausland auch die letzte frühere Anschrift im Inland,
11.	Tag des Ein- und Auszugs,
12.	Familienstand, bei Verheirateten oder Lebenspartnern zusätzlich Tag und Ort der Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft,
13.	Übermittlungssperren,
14.	Sterbetag und -ort.
Für Übermittlungen an Behörden und sonstige öffentliche Stellen
1. in anderen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union,
2. in anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder
3. der Organe und Einrichtungen der Europäischen Gemeinschaften
im Rahmen von Tätigkeiten, die ganz oder teilweise in den Anwendungsbereich des Rechts der Europäischen Gemeinschaften fallen, gilt Satz 1 nach den für diese Übermittlungen geltenden Gesetzen und Vereinbarungen. Den in Absatz 3 bezeichneten Behörden darf die Meldebehörde unter den Voraussetzungen des Satzes 1über die dort genannten Daten hinaus auch Angaben nach § 2 Abs. 1 Nr. 16 übermitteln. Werden Daten über eine Vielzahl nicht namentlich bezeichneter Einwohner übermittelt, so dürfen für die Zusammensetzung der Personengruppe nur die in Satz 1 genannten Daten zugrunde gelegt werden.
(1a) …

[bookmark: _Toc485221402]Gesetz über die Anerkennung und Versorgung der politisch, rassisch, oder religiös Verfolgten des Nationalsozialismus (PrVG)

§ 10
(1) Personen, die nach Teil I des Gesetzes als Verfolgte des Nationalsozialismus oder ihre Hinterbliebenen anerkannt sind, erhalten Versorgung, wenn sie ihren Wohnsitz und ständigen Aufenthalt im Lande Berlin haben. Die Versorgung kann weitergewährt werden, wenn der Versorgungsberechtigte aus zwingenden, in seiner Person liegenden familiären Gründen seinen Wohnsitz und ständigen Aufenthalt an einen anderen Ort verlegt, sofern er zuvor mindestens fünf Jahre im Lande Berlin gelebt hat.
(2) Die Versorgung umfaßt
1.	eine monatliche Rente,
2.	gesundheitliche Versorgung,
3.	soziale Leistungen,
4.	Bestattungsgeld.
(3) Die Leistungen nach diesem Gesetz stellen eine besondere Betreuung des Landes Berlin für die Verfolgten des Nationalsozialismus dar.

[bookmark: _Toc485221403]Schulgesetz für das Land Berlin (Schulgesetz - SchulG)

§ 41
Grundsätze
[bookmark: P41-A1](1) Schulpflichtig ist, wer in Berlin seine Wohnung oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder seine Ausbildungs- oder Arbeitsstätte hat. Völkerrechtliche Grundsätze und zwischenstaatliche Vereinbarungen bleiben hiervon unberührt.
[bookmark: P41-A2](2) Ausländische Kinder und Jugendliche, denen auf Grund eines Asylantrags der Aufenthalt in Berlin gestattet ist oder die hier geduldet werden, unterliegen der allgemeinen Schulpflicht.
[bookmark: P41-A3](3) Die Schulpflicht umfasst die allgemeine Schulpflicht und die Berufsschulpflicht. Sie ist durch den Besuch einer öffentlichen Schule oder einer staatlich anerkannten oder staatlich genehmigten Ersatzschule zu erfüllen. Die Schulaufsichtsbehörde kann eine Schülerin oder einen Schüler von der Schulbesuchspflicht befreien, wenn ein besonderer Grund vorliegt.
[bookmark: P41-A4](4) Wer im Land Berlin weder seine Wohnung oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt noch seine Ausbildungs- oder Arbeitsstätte hat, kann in die öffentlichen Schulen im Land Berlin aufgenommen werden, wenn
1.	mit dem jeweiligen Bundesland die Gegenseitigkeit und ein angemessener Finanzausgleich vereinbart sind,
2.	die oder der Schulpflichtige eine Befreiung von der Schulbesuchspflicht in dem jeweiligen Bundesland nachweist und
3.	freie Plätze vorhanden sind.
Die Entscheidung über die Aufnahme trifft die zuständige Schulbehörde; in den Fällen, in denen der Bezirk diese Entscheidung trifft, ist die Schulaufsichtsbehörde zuvor über den jeweiligen Antrag zu informieren. Über Ausnahmen von Satz 1, insbesondere für Bildungsgänge, die zu einem beruflichen Abschluss führen, der außerhalb Berlins nicht erworben werden kann, entscheidet die Schulaufsichtsbehörde.
[bookmark: P41-A5](5) Wohnung im Sinne dieses Gesetzes ist die Wohnung einer Person nach § 20 des Bundesmeldegesetzes vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 2. Februar 2016 (BGBl. I S. 130) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung; bei mehreren Wohnungen die Hauptwohnung nach § 22 des Bundesmeldegesetzes.

§ 42
Beginn und Dauer der allgemeinen Schulpflicht
(1) Mit Beginn eines Schuljahres (1. August) werden alle Kinder schulpflichtig, die das sechste Lebensjahr vollendet haben oder bis zum folgenden 30. September vollenden werden.
(2) Auf Antrag der Erziehungsberechtigten werden Kinder, die in der Zeit vom 1. Oktober des Kalenderjahres bis zum 31. März des folgenden Kalenderjahres das sechste Lebensjahr vollenden werden, zu Beginn des Schuljahres in die Schule aufgenommen, wenn kein Sprachförderbedarf besteht. Mit der Aufnahme in die Schule beginnt die Schulpflicht.
(3) Abweichend von Absatz 1 können schulpflichtige Kinder auf Antrag der Erziehungsberechtigten einmalig von der Schulbesuchspflicht um ein Jahr zurückgestellt werden, wenn der Entwicklungsstand des Kindes eine bessere Förderung in einer Einrichtung der Jugendhilfe erwarten lässt. Eine Rückstellung kann nur dann erfolgen, wenn eine angemessene Förderung des Kindes in einer Einrichtung der Jugendhilfe erfolgt. Der Antrag der Erziehungsberechtigten ist zu begründen und soll mit einer schriftlichen Stellungnahme der von ihrem Kind zuletzt besuchten Einrichtung der Jugendhilfe oder Kindertagespflegestelle eingereicht werden. Die Schulaufsichtsbehörde entscheidet auf der Grundlage gutachterlicher Stellungnahmen des zuständigen Schularztes oder des schulpsychologischen Dienstes. Eine Rückstellung nach dem Beginn des Schulbesuchs ist ausgeschlossen.
(4) Die allgemeine Schulpflicht dauert zehn Schulbesuchsjahre und wird durch den Besuch einer Grundschule und einer weiterführenden allgemein bildenden Schule erfüllt. Die Schülerinnen und Schüler können das zehnte Schulbesuchsjahr auch durch den Besuch einer beruflichen Schule erfüllen, wenn sie die Berufsbildungsreife erworben haben und der Schulaufsichtsbehörde ein Berufsausbildungsverhältnis im Sinne des Berufsbildungsgesetzes nachweisen.

§ 44
Verantwortung für die Einhaltung der Schulpflicht
Die Erziehungsberechtigten verantworten die regelmäßige Teilnahme der oder des Schulpflichtigen am Unterricht und an den sonstigen verbindlichen Veranstaltungen der Schule. Sie sind verpflichtet, die Schulpflichtige oder den Schulpflichtigen bei der Schule an- und abzumelden. Die Ausbildenden sind verpflichtet, der oder dem Schulpflichtigen die zur Erfüllung der Berufsschulpflicht erforderliche Zeit zu gewähren und sie oder ihn zur Erfüllung der Schulpflicht anzuhalten. Versäumt die oder der Auszubildende unentschuldigt den Unterricht in der Berufsschule, hat die Schule die Erziehungsberechtigten und die Ausbildenden schriftlich zu informieren und auf die Erfüllung ihrer in den Sätzen 1 und 3 genannten Verpflichtung hinzuweisen.

§ 55
Sprachstandsfeststellung und Sprachförderung
(1) Kinder, die im übernächsten Schuljahr regelmäßig schulpflichtig werden, sind verpflichtet, an einem standardisierten Sprachstandsfeststellungsverfahren teilzunehmen. Für die Kinder, die bereits eine nach § 23 des Kindertagesförderungsgesetzes vom 23. Juni 2005 (GVBl. S. 322), das zuletzt durch Artikel II des Gesetzes vom 13. Juli 2011 (GVBl. S. 344) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung öffentlich finanzierte Tageseinrichtung der Jugendhilfe oder eine öffentlich finanzierte Tagespflegestelle besuchen, wird das Sprachstandsfeststellungsverfahren bis zum 31. Mai in der besuchten Tageseinrichtung oder Tagespflegestelle durchgeführt. Für die übrigen Kinder findet das Sprachstandsfeststellungsverfahren bis zum 15. Januar in zuvor von der Schulaufsichtsbehörde benannten Tageseinrichtungen der Jugendhilfe statt.
(2) Kinder, bei denen festgestellt wird, dass sie nicht über hinreichende Kenntnisse der deutschen Sprache für eine erfolgreiche Teilnahme am Schulunterricht verfügen, erhalten eine vorschulische Sprachförderung. Für Kinder, die bereits eine nach § 23 des Kindertagesförderungsgesetzes öffentlich finanzierte Tageseinrichtung der Jugendhilfe oder eine öffentlich finanzierte Tagespflegestelle besuchen, findet die Sprachförderung im Rahmen des Besuchs der Tageseinrichtung oder der Tagespflegestelle statt (§ 5a des Kindertagesförderungsgesetzes). Die übrigen Kinder mit festgestelltem Sprachförderbedarf werden von der zuständigen Schulbehörde für die Dauer der letzten 18 Monate vor Beginn der regelmäßigen Schulpflicht zur Teilnahme an einer vorschulischen Sprachförderung im Umfang von täglich fünf Stunden regelmäßig an fünf Tagen in der Woche verpflichtet. Diese vorschulische Sprachförderung wird im Auftrag der Schule und unter schulischer Aufsicht in Tageseinrichtungen der Jugendhilfe durchgeführt.
(3) Die Erziehungsberechtigten verantworten die Teilnahme ihres Kindes am Sprachstandsfeststellungsverfahren und bei festgestelltem Sprachförderbedarf an der vorschulischen Sprachförderung.
(4) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Verpflichtung zur Teilnahme
1.	am Sprachstandsfeststellungsverfahren sowie
2.	an der vorschulischen Sprachförderung
haben keine aufschiebende Wirkung.
(5) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit der für Jugend zuständigen Senatsverwaltung für die Kinder, die nicht bereits eine Förderung in einer Tageseinrichtung der Jugendhilfe oder einer Tagespflegestelle im Sinne von Absatz 1 Satz 2 erhalten, den konkreten Termin der jährlichen Sprachstandsfeststellung festzulegen. Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird ferner ermächtigt, im Benehmen mit der für Jugend zuständigen Senatsverwaltung für die in Satz 1 genannten Kinder das Nähere über die Feststellung des Sprachstands und die vorschulischen Sprachfördermaßnahmen durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere das Verfahren der Sprachstandsfeststellung, Ausnahmen von der Verpflichtung zur Teilnahme an der Sprachstandsfeststellung und Sprachförderung, Ort und Umfang der Sprachförderung, die personelle Ausstattung, die Auswahl der Träger der Einrichtungen im Sinne von Absatz 1 Satz 3 und deren Finanzierung.

§ 126
Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1.	als Erziehungsberechtigter oder Ausbildender den Bestimmungen über die Schulpflicht (§ 44) zuwiderhandelt,
2.	ohne die nach § 98 erforderliche Genehmigung eine Ersatzschule betreibt oder leitet,
3.	eine nach § 102 Abs. 2 anzeigepflichtige Ergänzungsschule oder nach § 104 Abs. 1 anzeigepflichtige freie Einrichtung betreibt oder leitet und es unterlässt, diese Schule oder Einrichtung der Schulaufsichtsbehörde anzuzeigen,
4.	der Bestimmung des § 96 zuwiderhandelt oder
5.	als Erziehungsberechtigte oder Erziehungsberechtigter den Bestimmungen über die Teilnahme an der Sprachstandsfeststellung oder an der vorschulischen Sprachförderung nach § 55 Absatz 3 zuwiderhandelt.
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich Schulpflichtige oder die in § 44 genannten Personen dazu veranlasst, den Bestimmungen über die Schulpflicht (§ 44) zuwiderzuhandeln.
(3) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nummer 1 und 5 und Absatz 2 können mit einer Geldbuße bis zu 2 500 Euro, Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 mit einer Geldbuße bis zu 10 000 Euro geahndet werden.
[bookmark: P126-A4](4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist für Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 das Bezirksamt oder die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung jeweils für die von ihnen verwalteten Schulen, für Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung und für Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nummer 5 das Bezirksamt. 

[bookmark: _Toc485221404]Verfassungsschutzgesetz Berlin (VSG Bln)

§ 5
Aufgaben der Verfassungsschutzbehörden
[bookmark: P5-A1](1) Die Verfassungsschutzbehörde hat die Aufgabe, den Senat und das Abgeordnetenhaus von Berlin, andere zuständige staatliche Stellen und die Öffentlichkeit über Gefahren für die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestand und die Sicherheit des Bundes und der Länder zu unterrichten. Dadurch soll es den staatlichen Stellen insbesondere ermöglicht werden, rechtzeitig die erforderlichen Maßnahmen zur Abwehr dieser Gefahren zu ergreifen.
[bookmark: P5-A2](2) Zur Erfüllung dieser Aufgaben sammelt und wertet die Verfassungsschutzbehörde Informationen, insbesondere sach- und personenbezogene Daten, Auskünfte, Nachrichten und Unterlagen aus über
1.	Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind oder eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung der Verfassungsorgane des Bundes oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziele haben,
2.	sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten im Geltungsbereich des Grundgesetzes für eine fremde Macht,
3.	Bestrebungen im Geltungsbereich des Grundgesetzes, die durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährden oder gegen das friedliche Zusammenleben der Völker (Artikel 26 Abs. 1 des Grundgesetzes) gerichtet sind.
[bookmark: P5-A3](3) Die Verfassungsschutzbehörde wirkt auf Ersuchen der zuständigen öffentlichen Stellen mit
1.	bei der Sicherheitsüberprüfung von Personen, denen im öffentlichen Interesse geheimhaltungsbedürftige Tatsachen, Gegenstände oder Erkenntnisse anvertraut werden, die Zugang dazu erhalten sollen oder ihn sich verschaffen können,
2.	bei der Sicherheitsüberprüfung von Personen, die an sicherheitsempfindlichen Stellen von lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtungen beschäftigt sind oder werden sollen,
3.	bei technischen Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz von im öffentlichen Interesse geheimhaltungsbedürftigen Tatsachen, Gegenständen oder Erkenntnissen gegen die Kenntnisnahme durch Unbefugte,
4.	bei aufenthaltsrechtlichen Verfahren, Einbürgerungsverfahren, jagd- und waffenrechtlichen Verfahren sowie bei sonstigen gesetzlich vorgeschriebenen Überprüfungen; die Mitwirkung ist nur zulässig, wenn diese zum Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundordnung oder für Zwecke der öffentlichen Sicherheit erforderlich ist; Näheres wird in einer Verwaltungsvorschrift des Senators für Inneres im Benehmen mit dem Berliner Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit bestimmt.
Die Befugnisse der Verfassungsschutzbehörde bei der Mitwirkung nach Satz 1 Nr. 1 und 2 sind im Berliner Sicherheitsüberprüfungsgesetz vom 2. März 1998 (GVBl. S. 26) geregelt.



[bookmark: _Toc485221405]Erste Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung (1. BMeldDÜV)

§ 2 Verfahren der Datenübermittlung
(1) Datenübermittlungen nach dieser Verordnung erfolgen elektronisch unter Zugrundelegung des Datenaustauschformats OSCI-XMeld und Nutzung des Übermittlungsprotokolls OSCI-Transport in der im Bundesanzeiger jeweils bekannt gemachten geltenden Fassung. § 3 des Gesetzes über die Verbindung der informationstechnischen Netze des Bundes und der Länder – Gesetz zur Ausführung von Artikel 91c Absatz 4 des Grundgesetzes – vom 10. August 2009 (BGBl. I S. 2702) in der jeweils geltenden Fassung bleibt unberührt.
(2) …

[bookmark: _Toc485221406]Zweite Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung (2. BMeldDÜV)

§ 2 Verfahren der Datenübermittlung
Datenübermittlungen nach dieser Verordnung erfolgen elektronisch unter Zugrundelegung des Datenaustauschformats OSCI-XMeld und Nutzung des Übermittlungsprotokolls OSCI-Transport in der im Bundesanzeiger jeweils bekannt gemachten geltenden Fassung über das Verbindungsnetz des Bundes und die daran angeschlossenen Netze von Bund und Ländern.

§ 10 Datenübermittlung an das Bundesverwaltungsamt
(1) …
(3) Das Bundesverwaltungsamt kann bei zentralen Meldedatenbeständen der Länder, sofern solche nicht vorhanden sind, bei sonstigen Stellen, die durch Landesrecht dazu bestimmt sind, oder bei den Meldebehörden zur stichprobenartigen Überprüfung der Gültigkeit der Unterstützungsbekundungen der Europäischen Bürgerinitiative gemäß § 3 Absatz 3 des Gesetzes zur Europäischen Bürgerinitiative folgende Daten abrufen:
Blattnummer des DSMeld (Datenblatt)
1.	Familienname 					0101 bis 0106,
2.	frühere Namen 					0201 bis 0204,
3.	Vornamen 						0301, 0302,
4.	Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei 
Geburt im Ausland auch den Staat 		0601 bis 0603,
5.	Staatsangehörigkeiten 				1001,
6.	derzeitige und frühere Anschriften 		1201 bis 1203, 1205 bis 1213a.

[bookmark: _Toc485221407]Erste Verordnung zum Sprengstoffgesetz (1. SprengV)

§ 34 Voraussetzungen für die Zulassung zu einem Lehrgang
(1) Der Antragsteller ist zu einem Lehrgang zuzulassen, wenn bei ihm Versagungsgründe nach § 8 Absatz 1 Nr. 1 und 2 Buchstabe b und c des Gesetzes oder nach § 27 Absatz 3 Nr. 1 des Gesetzes nicht vorliegen. 
(2) Die Zuverlässigkeit und die persönliche Eignung sind durch eine Unbedenklichkeitsbescheinigung der für die Erteilung der Erlaubnis oder des Befähigungsscheines zuständigen Behörde nachzuweisen. Wird innerhalb eines Jahres nach Ausstellung der Unbedenklichkeitsbescheinigung eine Erlaubnis oder ein Befähigungsschein beantragt, so ist die erneute Prüfung der Zuverlässigkeit und der persönlichen Eignung des Antragstellers nicht erforderlich, sofern nicht neue Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der Antragsteller die erforderliche Zuverlässigkeit und die persönliche Eignung nicht mehr besitzt. Die Prüfung der Zuverlässigkeit und der persönlichen Eignung kann entfallen, wenn der Inhaber eines Befähigungsscheines die Zulassung zu einem Sonder- oder Wiederholungslehrgang beantragt. 
(3) Zu einem Sonderlehrgang wird in der Regel nur zugelassen, wer an einem entsprechenden Grundlehrgang teilgenommen hat. Zu einem Wiederholungslehrgang wird in der Regel nur zugelassen, wer an einem entsprechenden Grund- oder Sonderlehrgang teilgenommen hat. Der Teilnahme an einem Grund- oder Sonderlehr-gang in den Fällen der Sätze 1 und 2 steht eine Prüfung auf dem entsprechenden Fachgebiet vor der zuständigen Behörde nach § 31 gleich. 
(4) Wird eine Unbedenklichkeitsbescheinigung zur Teilnahme an einem Wiederholungslehrgang beantragt, findet § 47a des Gesetzes entsprechende Anwendung.

[bookmark: _Toc485221408]Allgemeine Waffengesetz-Verordnung (AWaffV)

§ 28 Erlaubnisse für den Erwerb von Waffen und Munition in einem anderen Mitgliedstaat
Eine Erlaubnis nach § 11 Abs. 2 des Waffengesetzes wird als Zustimmung durch einen Erlaubnisschein der zuständigen Behörde erteilt. Für die Erteilung hat der Antragsteller folgende Angaben zu machen: 
1.	über seine Person:
Vor- und Familienname, Geburtsdatum und -ort, Anschriften sowie Nummer, Ausstellungsdatum und ausstellende Behörde des Passes oder des Personalausweises;
2.	über die Waffe:
bei Schusswaffen Anzahl, Art, Kaliber und Kategorie nach Anlage 1 Abschnitt 3 zum Waffengesetz und gegebenenfalls CIP-Beschusszeichen; bei sonstigen Waffen Anzahl und Art der Waffen;
3.	über die Munition:
Anzahl, Art, Kaliber und gegebenenfalls CIP-Prüfzeichen.

§ 29 Erlaubnisse zum Verbringen von Waffen und Munition
(1) Eine Erlaubnis oder Zustimmung nach den §§ 29 bis 31 des Waffengesetzes wird durch einen Erlaubnisschein der zuständigen Behörde erteilt.
(2) Für die Erteilung einer Zustimmung nach § 29 Abs. 2 und § 30 Abs. 1 Satz 2 des Waffengesetzes hat der Antragsteller folgende Angaben zu machen: 
1.	über die Person des Überlassers und des Erwerbers oder desjenigen, der die Waffen oder Munition ohne Besitzwechsel in einen anderen Mitgliedstaat verbringt:
Vor- und Familienname, Geburtsdatum und -ort, Wohnort und Anschrift, bei Firmen auch Telefon- oder Telefaxnummer, sowie Nummer, Ausstellungsdatum und ausstellende Behörde des Passes oder des Personalausweises und die Angabe, ob es sich um einen Waffenhändler oder um eine Privatperson handelt;
2.	über die Waffen:
bei Schusswaffen Anzahl und Art der Waffen, Kategorie nach der Anlage 1 Abschnitt 3 zum Waffengesetz, Firma oder eingetragenes Markenzeichen des Herstellers, Modellbezeichnung, Kaliber, Herstellungsnummer und gegebenenfalls CIP-Beschusszeichen; bei sonstigen Waffen Anzahl und Art der Waffen;
3.	über die Munition:
Anzahl und Art der Munition, Kategorie nach der Richtlinie 93/15/EWG des Rates vom 5. April 1993 zur Harmonisierung der Bestimmungen über das Inverkehrbringen und die Kontrolle von Explosivstoffen für zivile Zwecke (ABl. EG Nr. L 121 S. 20), Firma oder eingetragenes Markenzeichen des Herstellers, Kaliber und gegebenenfalls CIP-Munitionsprüfzeichen;
4.	über die Lieferanschrift:
genaue Angabe des Ortes, an den die Waffen oder die Munition versandt oder transportiert werden.
Die Angaben nach Satz 1 sind auch für die Erteilung einer Erlaubnis zum Verbringen aus einem Drittstaat nach § 29 Abs. 1 oder § 30 Abs. 1 Satz 1 des Waffengesetzes erforderlich; in diesen Fällen muss der Erlaubnisschein alle in Satz 1 genannten Angaben enthalten.
(3) Wird gewerbsmäßigen Waffenherstellern oder -händlern (§ 21 des Waffengesetzes) die Zustimmung nach § 29 Abs. 2 des Waffengesetzes allgemein zum Verbringen von Waffen und Munition von einem gewerbsmäßigen Waffenhersteller oder -händler, der Inhaber einer allgemeinen Erlaubnis des anderen Mitgliedstaats zum Verbringen von Waffen und Munition nach Artikel 11 Abs. 3 der Richtlinie 91/477/EWG des Rates vom 18. Juni 1991 über die Kontrolle des Erwerbs und des Besitzes von Waffen (ABl. EG Nr. L 256 S. 51) ist, befristet erteilt, so kann bei Schusswaffen auf die Angaben des Kalibers und der Herstellungsnummer verzichtet werden. Auf die in Satz 1 genannten Angaben kann auch bei der Erteilung einer Erlaubnis zum Verbringen aus einem Drittstaat zwischen gewerbsmäßigen Waffenherstellern oder -händlern nach § 29 Abs. 1 oder § 30 Abs. 1 des Waffengesetzes verzichtet werden, wenn besondere Gründe hierfür glaubhaft gemacht werden. Im Falle des Satzes 2 müssen die genannten Angaben den nach § 33 Abs. 3 des Waffengesetzes zuständigen Überwachungsbehörden bei dem Verbringen mitgeteilt werden.
(4) Für die Erteilung einer Erlaubnis nach § 31 Abs. 1 des Waffengesetzes hat der Antragsteller neben den in Absatz 2 Satz 1 genannten Angaben über die Versendung der Waffen oder der Munition das Beförderungsmittel, den Tag der Absendung und den voraussichtlichen Ankunftstag mitzuteilen.
(5) Für die Erteilung einer Erlaubnis nach § 31 Abs. 2 des Waffengesetzes hat der Antragsteller Angaben über Name und Anschrift der Firma, Telefon- oder Telefaxnummer, Vor- und Familienname, Geburtsort und -datum des Inhabers der Erlaubnis nach § 21 Abs. 1 des Waffengesetzes, Empfängermitgliedstaat und Art der Waffen und Munition zu machen. Bei dem Transport der Schusswaffen oder der Munition innerhalb der Europäischen Union zu einem Waffenhändler in einem anderen Mitgliedstaat durch einen oder im Auftrag eines Inhabers der Erlaubnis nach § 31 Abs. 2 des Waffengesetzes kann an Stelle des Erlaubnisscheins nach Absatz 1 eine Erklärung mitgeführt werden, die auf diesen Erlaubnisschein verweist. Die Erklärung muss auf dem hierfür vorgesehenen amtlichen Vordruck erfolgen und folgende Angaben enthalten: 
1.	die Bezeichnung des Versender- und des Empfängermitgliedstaates, der Durchgangsländer, der Beförderungsart und des Beförderers;
2.	über den Versender, den Erklärungspflichtigen und den Empfänger:
Name und Anschrift der Firma, Telefon- oder Telefaxnummer;
3.	über die Erlaubnis nach § 31 Abs. 2 des Waffengesetzes:
Ausstellungsdatum und -nummer, ausstellende Behörde und Geltungsdauer;
4.	über die vorherige Zustimmung des anderen Mitgliedstaates oder die Freistellung von der vorherigen Zustimmung:
Ausstellungsdatum und ausstellende Behörde, Angabe der Waffen; ein Doppel der vorherigen Zustimmung oder der Freistellung ist der Erklärung beizufügen;
5.	über die Waffen:
bei Schusswaffen Anzahl und Art der Waffen, Kategorie nach der Anlage 1 Abschnitt 3 des Waffengesetzes, Firma oder eingetragenes Markenzeichen des Herstellers, Modellbezeichnung, Kaliber, Herstellungsnummer und gegebenenfalls CIP-Beschusszeichen; bei sonstigen Waffen Anzahl und Art der Waffen;
6.	über die Munition:
Anzahl und Art der Munition, Kategorie nach der Richtlinie 93/15/EWG des Rates vom 5. April 1993 zur Harmonisierung der Bestimmungen über das Inverkehrbringen und die Kontrolle von Explosivstoffen für zivile Zwecke (ABl. EG Nr. L 121 S. 20), Firma oder eingetragenes Markenzeichen des Herstellers, Kaliber und gegebenenfalls CIP-Munitionsprüfzeichen;
7.	über die Lieferanschrift:
genaue Angabe des Ortes, an den die Waffen oder die Munition versandt oder transportiert werden.

§ 30 Erlaubnisse für die Mitnahme von Waffen und Munition nach oder durch Deutschland
(1) Eine Erlaubnis nach § 32 Abs. 1 Satz 1 des Waffengesetzes wird durch einen Erlaubnisschein der zuständigen Behörde erteilt. Für die Erteilung der Erlaubnis nach Satz 1 hat der Antragsteller folgende Angaben zu machen: 
1.	über seine Person:
Vor- und Familienname, Geburtsdatum und -ort, Wohnort und Anschrift, bei Firmen auch Telefon- oder Telefaxnummer, sowie Nummer, Ausstellungsdatum und ausstellende Behörde des Passes oder des Personalausweises;
2.	über die Waffen:
bei Schusswaffen Anzahl und Art der Waffen, Kategorie nach der Anlage 1 Abschnitt 3 zum Waffengesetz, Firma oder eingetragenes Markenzeichen des Herstellers, Modellbezeichnung, Kaliber, Herstellungsnummer und gegebenenfalls CIP-Beschusszeichen; bei sonstigen Waffen Anzahl und Art der Waffen;
3.	über die Munition:
Anzahl und Art der Munition, Kategorie nach der Richtlinie 93/15/EWG des Rates vom 5. April 1993 zur Harmonisierung der Bestimmungen über das Inverkehrbringen und die Kontrolle von Explosivstoffen für zivile Zwecke (ABl. EG Nr. L 121 S. 20), Firma oder eingetragenes Markenzeichen des Herstellers, Kaliber und gegebenenfalls CIP-Munitionsprüfzeichen;
4.	über den Grund der Mitnahme:
genaue Angabe des Ortes, zu dem die Waffen oder die Munition mitgenommen werden sollen, und der Zweck der Mitnahme.
Der Erlaubnisschein für die Mitnahme von Waffen oder Munition aus einem Drittstaat muss alle in Satz 2 genannten Angaben enthalten.
(2) Bei der Erteilung einer Erlaubnis nach § 32 Abs. 1 Satz 1 des Waffengesetzes kann die Sachkunde auch als nachgewiesen angesehen werden, wenn eine ausreichende Kenntnis der geforderten Inhalte durch einen Beleg des Staates, in dem die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, glaubhaft gemacht wird.
(3) Bei der Erteilung einer Erlaubnis nach § 32 Abs. 4 des Waffengesetzes kann die zuständige Behörde auf einzelne der in Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 und 3 aufgeführten Angaben verzichten, wenn diese nicht rechtzeitig gemacht werden können. Die Angaben sind der zuständigen Behörde unverzüglich nachzureichen und bei der Einreise den nach § 33 Abs. 3 des Waffengesetzes zuständigen Überwachungsbehörden mitzuteilen.
(4) Die zuständige Behörde kann in besonderen Fällen gestatten, dass Antragstellungen für die Erteilung einer Erlaubnis nach § 32 Abs. 4 des Waffengesetzes durch mehrere Personen gemeinsam auf dem hierfür vorgesehenen amtlichen Vordruck erfolgen. Im Falle des Satzes 1 sind für die Antragsteller jeweils die Angaben nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 und 4 vollständig zu machen, die Angaben nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 und 3, soweit die Behörde hierauf nicht verzichtet hat.
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§ 5 Maßnahmen bei den einzelnen Überprüfungsarten
(1) Bei der umfassenden Zuverlässigkeitsüberprüfung nach § 3 Absatz 1 trifft die zuständige Behörde folgende Maßnahmen:
1.	Prüfung der Identität des Betroffenen; hierzu genügt auch ein Vergleich der Angaben auf einer Kopie des Personalausweises, Passes oder Passersatzes mit den Angaben nach § 6 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 und 3,
2.	Anfragen zur Auskunft aus den Kriminalaktennachweisen der letzten zehn Jahre beim Bundeskriminalamt und bei den Landeskriminalämtern, in deren Zuständigkeitsbereich der Betroffene während dieses Zeitraums seinen Hauptwohnsitz, hilfsweise seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hatte, 
3.	Anfragen zur Auskunft aus der Personenfahndungsdatei im polizeilichen Informationssystem auf Bundesebene und aus den polizeilichen Staatsschutzdateien bei den zuständigen Polizeivollzugsbehörden des Bundes und der Länder, 
4.	Anfrage zur Auskunft aus dem nachrichtendienstlichen Informationssystem bei der zuständigen Verfassungsschutzbehörde; zuständige Verfassungsschutzbehörde ist die Landesbehörde für Verfassungsschutz, in deren Zuständigkeitsbereich die für die Zuverlässigkeitsüberprüfung zuständige Behörde ihren Sitz hat, 
5.	soweit im Einzelfall erforderlich, Anfragen zur Auskunft aus den Dateien des Militärischen Abschirmdienstes, des Bundesnachrichtendienstes und des Zollkriminalamtes über vorhandene, für die Beurteilung der Zuverlässigkeit bedeutsame Erkenntnisse, 
6.	Anfrage bei dem Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik zur Feststellung einer hauptamtlichen oder inoffiziellen Tätigkeit des Betroffenen für den Staatssicherheitsdienst der Deutschen Demokratischen Republik, wenn der Betroffene vor dem 1. Januar 1970 geboren wurde und Anhaltspunkte, insbesondere auf Grund der nach den Nummern 1 bis 5, 7 und 8 gewonnenen Erkenntnisse, für eine solche Tätigkeit vorliegen,
7.	Einholung einer unbeschränkten Auskunft aus dem Bundeszentralregister und
8.	bei einem ausländischen Betroffenen, soweit im Einzelfall erforderlich, Ersuchen zur 	Übermittlung von Daten aus dem Ausländerzentralregister und Ersuchen an die zuständige Ausländerbehörde nach vorhandenen, für die Beurteilung der Zuverlässigkeit bedeutsamen Erkenntnissen. 
(2) Bei der erweiterten Zuverlässigkeitsüberprüfung nach § 3 Absatz 2 trifft die zuständige Behörde folgende Maßnahmen:
1.	Anfragen zur Auskunft aus den Kriminalaktennachweisen der letzten fünf Jahre beim Bundeskriminalamt und bei den Landeskriminalämtern, in deren Zuständigkeitsbereich der Betroffene während dieses Zeitraums seinen Hauptwohnsitz, hilfsweise seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hatte, und
2.	Maßnahmen nach Absatz 1 Nummer 1, 3 bis 5, 7 und 8. 
(3) Bei der einfachen Zuverlässigkeitsüberprüfung nach § 3 Absatz 3 trifft die zuständige Behörde folgende Maßnahmen:
1.	Anfragen zur Auskunft aus den Kriminalaktennachweisen der letzten fünf Jahre beim Bundeskriminalamt und bei den Landeskriminalämtern, in deren Zuständigkeitsbereich der Betroffene während dieses Zeitraums seinen Hauptwohnsitz, hilfsweise seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hatte, und
2.	Maßnahmen nach Absatz 1 Nummer 1, 3 und 4. 
(4) Hat sich ein Betroffener nicht während des gesamten Beurteilungszeitraumes im Inland aufgehalten und kann seine Zuverlässigkeit deshalb nicht ausreichend überprüft werden, kann die zuständige Behörde ersatzweise eine Mitteilung zur Zuverlässigkeit anerkennen, und zwar
1.	einer einladenden deutschen Behörde,
2.	einer Behörde des Aufenthaltsstaates,
3.	einer deutschen Außenhandelskammer im Aufenthaltsstaat,
4.	eines ausländischen Unternehmens oder
5.	des Arbeitgebers oder Dienstherrn im Beurteilungszeitraum. 
Der Antragsteller soll zur Bestätigung der Mitteilung ergänzende Unterlagen vorlegen. 
(5) Zur Überprüfung der Zuverlässigkeit in den Fällen des § 1 Absatz 2 Satz 1 lässt sich die zuständige Behörde nur ein Führungszeugnis für Behörden nach § 30 Absatz 5 des Bundeszentralregistergesetzes vorlegen. 
(6) Bei tatsächlichen Anhaltspunkten für Zweifel an der Zuverlässigkeit des Betroffenen kann die zuständige Behörde zusätzlich Maßnahmen nach § 12b Absatz 4 des Atomgesetzes durchführen. 
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§ 1
Allgemeines
(1) Diese Verordnung regelt die technischen Voraussetzungen für automatisierte Abrufe von Meldedaten durch Behörden oder sonstige öffentliche Stellen des Bundes sowie der Länder, soweit sie länderübergreifend erfolgen, nach den §§ 38 und 39 des Bundesmeldegesetzes.
(2) Die Auswahldaten für Abrufe sowie Daten und Hinweise zur Übermittlung im automatisierten Abruf ergeben sich aus § 38 Absatz 1, 3 und 4 des Bundesmeldegesetzes
sowie aus Bundes- und Landesrecht auf der Grundlage von § 38 Absatz 5 des Bundesmeldegesetzes.

§ 2
Verfahren des Datenabrufes
(1) Datenabrufe nach den §§ 38 und 39 des Bundesmeldegesetzes erfolgen elektronisch unter Zugrundelegung des Datenaustauschformats OSCI-XMeld und Nutzung des Übermittlungsprotokolls OSCI-Transport in der im Bundesanzeiger jeweils bekannt gemachten geltenden Fassung. § 3 des Gesetzes über die Verbindung der informationstechnischen Netze des Bundes und der Länder – Gesetz zur Ausführung von Artikel 91c Absatz 4 des Grundgesetzes – vom 10. August 2009 (BGBl. I S. 2702, 2706) in der jeweils geltenden Fassung bleibt unberührt. Soweit bei der Nutzung des Verbindungsnetzes gleichwertige Funktionalitäten zur Verfügung stehen, kann bis zum 30. April 2018 auf die Verwendung des Übermittlungsprotokolls OSCI-Transport verzichtet werden.
(2) Bei Datenabrufen über das Internet sind die zu übermittelnden Daten mit einer fortgeschrittenen elektronischen Signatur nach § 2 Nummer 2 des Signaturgesetzes zu versehen und nach dem jeweiligen Stand der Technik zu verschlüsseln.
(3) Betreiben mehrere Länder gemeinsam eine Vermittlungsstelle, kann bei Datenabrufen auch ein anderes Übermittlungsprotokoll eingesetzt werden, wenn es dem Übermittlungsprotokoll OSCI-Transport hinsichtlich der Sicherstellung der Vertraulichkeit, Integrität und Authentizität der übertragenen Daten gleichwertig ist. Die Gleichwertigkeit ist durch die verantwortliche Stelle zu dokumentieren.
(4) Bei der Datenübermittlung innerhalb von Rechenzentren und besonders gesicherter verwaltungseigener Netze kann auf die Verwendung des Übermittlungsprotokolls OSCI-Transport verzichtet werden, wenn durch technische und organisatorische Maßnahmen gewährleistet ist, dass die Sicherheitseigenschaften denen des OSCI-Transports gleichwertig sind.

§ 3
Standards der Datenübermittlung
(1) OSCI-XMeld ist der am 23. Juli 2003 auf der Grundlage des Datensatzes für das Meldewesen – Einheitlicher Bundes-/Länderteil – (DSMeld) herausgegebene Standard einer technischen Beschreibung des Datensatzes für Datenübermittlung im Bereich des Meldewesens.
(2) OSCI-Transport ist der am 6. Juni 2002 herausgegebene Standard für ein Datenübermittlungsprotokoll.
(3) Der von der Koordinierungsstelle für IT-Standards (KoSIT) am 1. Mai 2014 herausgegebene DSMeld legt Form und Inhalt der zu übermittelnden Daten fest.
(4) Das Datenaustauschformat OSCI-XMeld, das Übermittlungsprotokoll OSCI-Transport und der DSMeld sind beim Bundesarchiv, Potsdamer Straße 1, 56075 Koblenz, archivmäßig gesichert niedergelegt und der Öffentlichkeit zugänglich. Sie können beim Informationstechnikzentrum Bund (ITZBund), Dienstsitz Bonn, An der Küppe 2, 53225 Bonn, bezogen werden.
(5) Änderungen des Datenaustauschformats OSCI-XMeld, des Übermittlungsprotokolls OSCI-Transport sowie des DSMeld werden vom Bundesministerium des Innern im Bundesanzeiger bekannt gemacht. In der Bekanntmachung sind das Herausgabedatum und der Beginn der Anwendung anzugeben.

§ 4
Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 1. November 2015 in Kraft.
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§ 34 Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge
(1) Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 13 eingereicht werden. Er muss enthalten
1.	den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder Stand, das Geburtsdatum, den Geburtsort und die Anschrift (Hauptwohnung) des Bewerbers,
2.	den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen (§ 20 Abs. 3 des Bundeswahlgesetzes) deren Kennwort. 
Er soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten.
(2) Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei Mitgliedern des Vorstandes des Landesverbandes, darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und handschriftlich zu unterzeichnen. Hat eine Partei in einem Land keinen Landesverband oder keine einheitliche Landesorganisation, so müssen die Kreiswahlvorschläge von den Vorständen der nächstniedrigen Gebietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, dem Satz 1 gemäß unterzeichnet sein. Die Unterschriften des einreichenden Vorstandes genügen, wenn er innerhalb der Einreichungsfrist nachweist, dass dem Landeswahlleiter eine schriftliche, dem Satz 1 entsprechende Vollmacht der anderen beteiligten Vorstände vorliegt.
(3) Bei anderen Kreiswahlvorschlägen haben drei Unterzeichner des Wahlvorschlages ihre Unterschriften auf dem Kreiswahlvorschlag (Anlage 13) selbst zu leisten. Absatz 4 Nr. 3 und 4 gilt entsprechend.
(4) Muss ein Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14 unter Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen:
1.	Der Kreiswahlleiter liefert die Formblätter auf Anforderung kostenfrei; er kann sie auch als Druckvorlage oder elektronisch bereitstellen. Bei der Anforderung sind Familienname, Vornamen und Anschrift (Hauptwohnung) des vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. Wird bei der Anforderung der Nachweis erbracht, dass für den Bewerber im Melderegister eine Auskunftssperre gemäß § 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist, wird anstelle seiner Anschrift (Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsanschrift verwendet; die Angabe eines Postfachs genügt nicht. Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlages, der den Kreiswahlvorschlag einreichen will, sind außerdem bei Parteien deren Namen und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort anzugeben. Parteien haben ferner die Aufstellung des Bewerbers in einer Mitglieder- oder einer besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung nach § 21 des Bundeswahlgesetzes zu bestätigen. Der Kreiswahlleiter hat die in den Sätzen 2 bis 4 genannten Angaben im Kopf der Formblätter zu vermerken.
2.	Die Wahlberechtigten, die einen Kreiswahlvorschlag unterstützen, müssen die Erklärung auf dem Formblatt persönlich und handschriftlich unterzeichnen; neben der Unterschrift sind Familienname, Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners sowie der Tag der Unterzeichnung anzugeben. Von Wahlberechtigten im Sinne des § 12 Abs. 2 Satz 1 des Bundeswahlgesetzes ist der Nachweis für die Wahlberechtigung durch die Angaben gemäß Anlage 2 und Abgabe einer Versicherung an Eides statt zu erbringen.
3.	Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung der Gemeindebehörde, bei der er im Wählerverzeichnis einzutragen ist, beizufügen, dass er im Zeitpunkt der Unterzeichnung in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigt ist. Gesonderte Bescheinigungen des Wahlrechts sind vom Träger des Wahlvorschlages bei der Einreichung des Kreiswahlvorschlages mit den Unterstützungsunterschriften zu verbinden. Wer für einen anderen eine Bescheinigung des Wahlrechts beantragt, muss nachweisen, dass der Betreffende den Kreiswahlvorschlag unterstützt.
4.	Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand mehrere Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren Kreiswahlvorschlägen ungültig.
5.	Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch eine Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig.
(5) Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufügen
1.	die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers nach dem Muster der Anlage 15, dass er seiner Aufstellung zustimmt und für keinen anderen Wahlkreis seine Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben hat, 
2.	eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde nach dem Muster der Anlage 16, dass der vorgeschlagene Bewerber wählbar ist,
3.	bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien
a)	eine Ausfertigung der Niederschrift über die Beschlussfassung der Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der der Bewerber aufgestellt worden ist, im Falle eines Einspruchs nach § 21 Abs. 4 des Bundeswahlgesetzes auch eine Ausfertigung der Niederschrift über die wiederholte Abstimmung, mit der nach § 21 Abs. 6 Satz 2 des Bundeswahlgesetzes vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt; die Niederschrift soll nach dem Muster der Anlage 17 gefertigt, die Versicherung an Eides statt nach dem Muster der Anlage 18 abgegeben werden;
b)	eine Versicherung an Eides statt des vorgeschlagenen Bewerbers gegenüber dem Kreiswahlleiter nach dem Muster der Anlage 15, dass er nicht Mitglied einer anderen als der den Wahlvorschlag einreichenden Partei ist; für die Abnahme der Versicherung an Eides statt gilt § 21 Abs. 6 Satz 3 des Bundeswahlgesetzes entsprechend,
4.	die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen des Wahlrechts der Unterzeichner (Absatz 4 Nr. 2 und 3), sofern der Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises unterzeichnet sein muss.
(6) Die Bescheinigung des Wahlrechts (Absatz 4 Nr. 3) und die Bescheinigung der Wählbarkeit (Absatz 5 Nr. 2) sind kostenfrei zu erteilen. Die Gemeindebehörde darf für jeden Wahlberechtigten die Bescheinigung des Wahlrechts nur einmal zu einem Kreiswahlvorschlag erteilen; dabei darf sie nicht festhalten, für welchen Wahlvorschlag die erteilte Bescheinigung bestimmt ist.
(7) Für Bewerber, die keine Wohnung in der Bundesrepublik Deutschland innehaben und sich dort auch sonst nicht gewöhnlich aufhalten, erteilt das Bundesministerium des Innern die Wählbarkeitsbescheinigung. Sie ist bei der für den Wohnort des Bewerbers zuständigen diplomatischen oder berufskonsularischen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland, sonst unmittelbar unter Vorlage der erforderlichen Nachweise zu beantragen.

§ 38 Bekanntmachung der Kreiswahlvorschläge
Der Kreiswahlleiter ordnet die zugelassenen Kreiswahlvorschläge unter fortlaufenden Nummern in der Reihenfolge, wie sie durch § 30 Abs. 3 Satz 3 und 4 des Bundeswahlgesetzes und durch die Mitteilung des Landeswahlleiters nach § 43 Abs. 2 bestimmt ist, und macht sie öffentlich bekannt. Parteien, für die eine Landesliste, aber kein Kreiswahlvorschlag zugelassen ist, erhalten eine Leernummer. Die Bekanntmachung enthält für jeden Kreiswahlvorschlag die in § 34 Abs. 1 Satz 2 bezeichneten Angaben; statt des Geburtsdatums ist jedoch jeweils nur das Geburtsjahr des Bewerbers anzugeben. Weist ein Bewerber bis zum Ablauf der Einreichungsfrist gegenüber dem Kreiswahlleiter nach, dass für ihn im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist, ist anstelle seiner Anschrift (Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsanschrift zu verwenden; die Angabe eines Postfachs genügt nicht. Der Kreiswahlleiter unterrichtet unverzüglich den Landeswahlleiter und den Bundeswahlleiter über die Erreichbarkeitsanschrift. Der Bundeswahlleiter veröffentlicht den Inhalt der öffentlichen Bekanntmachungen der Kreiswahlleiter im Wahlgebiet.

§ 39 Inhalt und Form der Landeslisten
(1) Die Landesliste soll nach dem Muster der Anlage 20 eingereicht werden. Sie muss enthalten
1.	den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese,
2.	den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder Stand, das Geburtsdatum, den Geburtsort und die Anschrift (Hauptwohnung) der Bewerber. 
Sie soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten.
(2) Die Landesliste ist von mindestens drei Mitgliedern des Vorstandes des Landesverbandes der Partei, darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und handschriftlich zu unterzeichnen. Hat eine Partei in einem Land keinen Landesverband oder keine einheitliche Landesorganisation, so ist die Landesliste von den Vorständen der nächstniedrigen Gebietsverbände, die im Bereich des Landes liegen, dem Satz 1 gemäß zu unterzeichnen. Die Unterschriften des einreichenden Vorstandes genügen, wenn er innerhalb der Einreichungsfrist eine schriftliche, dem Satz 1 entsprechende Vollmacht der anderen beteiligten Vorstände beibringt.
(3) Die in § 18 Abs. 2 des Bundeswahlgesetzes genannten Parteien haben die nach § 27 Abs. 1 des Bundeswahlgesetzes weiter erforderliche Zahl von Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 21 zu erbringen. Der Landeswahlleiter liefert die Formblätter auf Anforderung kostenfrei; er kann sie auch als Druckvorlage oder elektronisch bereitstellen. Bei der Anforderung ist der Name der Partei, die die Landesliste einreichen will, und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese anzugeben. Der Landeswahlleiter
hat diese Angaben im Kopf der Formblätter zu vermerken. Im Übrigen gilt § 34 Abs. 4 entsprechend.
(4) Der Landesliste sind beizufügen
1.	die Erklärungen der vorgeschlagenen Bewerber, dass sie ihrer Aufstellung zustimmen und für keine andere Landesliste ihre Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben haben, sowie eine Versicherung an Eides statt gegenüber dem Landeswahlleiter, dass sie nicht Mitglied einer anderen als der den Wahlvorschlag einreichenden Partei sind, jeweils nach dem Muster der Anlage 22; für die Abnahme der Versicherung an Eides statt gilt § 21 Abs. 6 Satz 3 des Bundeswahlgesetzes entsprechend, 
2.	die Bescheinigungen der zuständigen Gemeindebehörden nach dem Muster der Anlage 16, dass die vorgeschlagenen Bewerber wählbar sind, 
3.	eine Ausfertigung der Niederschrift über die Beschlussfassung der Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der die Bewerber aufgestellt worden sind und ihre Reihenfolge auf der Landesliste festgelegt worden ist, mit der nach § 21 Abs. 6 des Bundeswahlgesetzes vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt, wobei sich die Versicherung an Eides statt auch darauf zu erstrecken hat, dass die Festlegung der Reihenfolge der Bewerber in der Landesliste in geheimer Abstimmung erfolgt ist; die Niederschrift soll nach dem Muster der Anlage 23 gefertigt, die Versicherung an Eides statt nach dem Muster der Anlage 24 abgegeben werden,
4.	die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen des Wahlrechts der Unterzeichner (Absatz 3 Satz 5), sofern es sich um einen Landeswahlvorschlag einer in § 18 Abs. 2 des Bundeswahlgesetzes genannten Partei handelt.
(5) § 34 Abs. 6 und 7 gilt entsprechend.

§ 43 Bekanntmachung der Landeslisten
(1) Der Landeswahlleiter ordnet die endgültig zugelassenen Landeslisten in der durch § 30 Abs. 3 Satz 1 und 2 des Bundeswahlgesetzes bestimmten Reihenfolge unter fortlaufenden Nummern und macht sie öffentlich bekannt. Die Bekanntmachung enthält für jede Landesliste die in § 39 Abs. 1 Satz 2 bezeichneten Angaben; statt des Geburtsdatums ist jedoch nur das Geburtsjahr der Bewerber anzugeben. Weist ein Bewerber bis zum Ablauf der Einreichungsfrist gegenüber dem Landeswahlleiter nach, dass für ihn im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist, ist anstelle seiner Anschrift (Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsanschrift zu verwenden; die Angabe eines Postfachs genügt nicht. Der Landeswahlleiter unterrichtet unverzüglich den Bundeswahlleiter über die Erreichbarkeitsanschrift. Der Bundeswahlleiter veröffentlicht den Inhalt der öffentlichen Bekanntmachungen der Landeswahlleiter im Wahlgebiet.
(2) Gleichzeitig teilt der Landeswahlleiter den Kreiswahlleitern die Reihenfolge der Landeslisten und die Familiennamen und Vornamen der ersten fünf Bewerber mit.
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§ 49 Speicherung der Daten im Zentralen Fahrerlaubnisregister
(1) Im Zentralen Fahrerlaubnisregister sind nach § 50 Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes folgende Daten zu speichern: 
1.	Familiennamen, Geburtsnamen, sonstige frühere Namen, soweit dazu eine Eintragung vorliegt, Vornamen, Ordens- oder Künstlernamen, Doktorgrad, Geschlecht, Tag und Ort der Geburt und Hinweise auf Zweifel an der Identität nach § 59 Absatz 1 Satz 5 des Straßenverkehrsgesetzes,
2.	…
(2) 

§ 57 Speicherung der Daten in den örtlichen Fahrerlaubnisregistern
Über Fahrerlaubnisinhaber sowie über Personen, denen ein Verbot erteilt wurde, ein Fahrzeug zu führen, sind im örtlichen Fahrerlaubnisregister nach § 50 des Straßenverkehrsgesetzes folgende Daten zu speichern: 
1.	Familiennamen, Geburtsnamen, sonstige frühere Namen, Vornamen, Ordens- oder Künstlernamen, Doktorgrad, Tag und Ort der Geburt, Anschrift, Geschlecht, Staatsangehörigkeit und Art des Ausweisdokumentes,
2.	…

[bookmark: _Toc485221414]Wahlordnung für die Wahlen zum Abgeordnetenhaus und zu den Bezirksverordnetenversammlungen (Landeswahlordnung - LWO)

§ 3
Wahlorgane
(1) Wahlorgane sind
a)	der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin und der Landeswahlausschuss für das Wahlgebiet,
b)	der Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin und der Bezirkswahlausschuss für jeden Bezirk (Wahlkreisverband),
c)	der Wahlvorsteher oder die Wahlvorsteherin und der Wahlvorstand für jeden Wahlbezirk,
d)	die Wahlvorsteher oder Wahlvorsteherinnen und die Wahlvorstände für die Briefwahl in dem Wahlkreis mit Sitz beim Bezirkswahlamt.
Die Mitglieder der Wahlorgane müssen zum Deutschen Bundestag wahlberechtigt sein.
(2) Spätestens sechs Monate vor dem Wahltag werden der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin und der Stellvertreter oder die Stellvertreterin vom Senat, der Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin und der Stellvertreter oder die Stellvertreterin vom zuständigen Bezirksamt bestellt.
(3) Die Namen und dienstlichen Anschriften der Wahlleiter und Wahlleiterinnen sowie der Stellvertreter und Stellvertreterinnen macht die für Inneres zuständige Senatsverwaltung im Amtsblatt für Berlin bekannt.

§ 29
Form und Inhalt der Wahlvorschläge
[bookmark: P29-A1](1) Der Wahlkreisvorschlag ist nach dem Muster der Anlage 3 einzureichen. Er muss die Bezeichnung des Wahlkreisverbandes und die Nummer des Wahlkreises enthalten. Bei Einzelbewerbungen muss das Kennwort „Einzelbewerber“ oder „Einzelbewerberin“ ohne Zusatz aufgeführt sein.
[bookmark: P29-A2](2) Die Bezirksliste ist nach dem Muster der Anlage 4 einzureichen. Sie muss die Bezeichnung des Wahlkreisverbandes enthalten.
[bookmark: P29-A3](3) Die Landesliste ist nach dem Muster der Anlage 5 einzureichen.
[bookmark: P29-A4](4) Wahlvorschläge von Parteien haben den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese anzugeben. Die Reihenfolge der in den Listenvorschlägen benannten Personen muss erkennbar sein.
[bookmark: P29-A5](5) Der Bezirkswahlvorschlag ist nach dem Muster der Anlage 6 einzureichen. Der Bezirkswahlvorschlag muss neben der Bezeichnung des Bezirks den Namen und die Kurzbezeichnung der einreichenden Partei oder Wählergemeinschaft und bei Wählergemeinschaften die Bezeichnung „Wählergemeinschaft“ enthalten. Die Reihenfolge der vorgeschlagenen Personen - mindestens zwei - muss erkennbar sein.
[bookmark: P29-A6](6) Über die zur Wahl vorgeschlagenen Personen sind in allen Wahlvorschlägen folgende Angaben zu machen:
a)	Doktorgrad (Dr.), Familienname und Vornamen,
b)	Geburtstag und Geburtsort,
c)	erlernter und zurzeit der Einreichung ausgeübter oder zuletzt ausgeübter Beruf,
d)	im Melderegister verzeichnete Anschrift (Wohnanschrift) sowie eine Anschrift, unter der die zur Wahl vorgeschlagene Person auf dem Postweg erreicht werden kann (Erreichbarkeitsanschrift). Diese kann mit der Wohnanschrift übereinstimmen; die Angabe eines Postfachs genügt nicht.
[bookmark: P29-A7](7) In den Wahlvorschlägen der Parteien und Wählergemeinschaften sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrauensperson mit Familiennamen, Vornamen und Anschriften benannt werden, die zur Vertretung des Wahlvorschlages ermächtigt sind. Fehlt eine solche Benennung, so gilt die erste Person, die den Wahlvorschlag unterzeichnet hat, als Vertrauensperson und die zweite als stellvertretende Vertrauensperson. Die Vertrauensperson und die stellvertretende Vertrauensperson können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Personen, die den Wahlvorschlag unterzeichnet haben, abberufen und durch andere ersetzt werden.
[bookmark: P29-A8](8) Die Einzelbewerbung ist von dem Bewerber oder der Bewerberin, der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergemeinschaft von mindestens drei Mitgliedern des Kreisvorstandes, bei einer Landesliste des Landesvorstandes, darunter dem oder der Vorsitzenden oder dem Stellvertreter oder der Stellvertreterin zu unterzeichnen.
[bookmark: P29-A9](9) Die Wahlvorschläge sind jeweils mit einer Abschrift oder Ablichtung einzureichen.

§ 40
Bekanntmachung der Wahlvorschläge
Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin hat spätestens drei Wochen vor dem Wahltag die zugelassenen Wahlvorschläge unter fortlaufender Nummer in der vom Landeswahlausschuss festgelegten Reihenfolge mit der Angabe von Doktorgrad (Dr.), Familiennamen, Vornamen, Geburtsjahr und -ort, erlerntem und ausgeübtem Beruf sowie Postleitzahl der Wohnanschrift und im Wahlvorschlag angegebener Erreichbarkeitsanschrift für jeden Bewerber und jede Bewerberin im Amtsblatt für Berlin bekannt zu machen.

§ 74
Bekanntmachung des Wahlergebnisses
Das Ergebnis der Wahlen zum Abgeordnetenhaus und die Ergebnisse der Wahlen zu den Bezirksverordnetenversammlungen werden vom Landeswahlleiter oder von der Landeswahlleiterin spätestens sechs Wochen nach dem Wahltag im Amtsblatt für Berlin bekannt gemacht. Sind Nach-, Ersatz- oder Wiederholungswahlen notwendig, so rechnet die Frist vom Tage der letzten Nach-, Ersatz- oder Wiederholungswahl an. Doktorgrad (Dr.), Familienname, Vornamen, Geburtsjahr und -ort, erlernter und ausgeübter oder zuletzt ausgeübter Beruf sowie die Postleitzahl der Wohnanschrift und die im Wahlvorschlag angegebene Erreichbarkeitsanschrift der gewählten Bewerber und Bewerberinnen sind im Amtsblatt für Berlin zu veröffentlichen. Veränderungen werden vom Landeswahlleiter oder von der Landeswahlleiterin im vierteljährlichen Abstand veröffentlicht. 

[bookmark: _Toc485221415]Verwaltungsgebührenordnung (VGebO)

§ 2 
Persönliche Gebührenbefreiung
[bookmark: P2-A1](1) Von der Zahlung einer Verwaltungsgebühr sind befreit
1.	die Behörden und nichtrechtsfähigen Anstalten des Bundes, der Länder, der Gemeinden und Gemeindeverbände, soweit die beantragte Amtshandlung der Durchführung der Amtsgeschäfte dient,
2.	die Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, soweit die beantragte Amtshandlung der Durchführung der Amtsgeschäfte dient,
3.	die Kirchen, Religionsgesellschaften und Weltanschauungsgemeinschaften, sofern sie die Rechtsstellung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts haben und durch die Amtshandlung unmittelbar die Durchführung kirchlicher, religiöser oder weltanschaulicher Zwecke gefördert wird,
4.	die Einrichtungen, die als gemeinnützig, mildtätig oder kirchlichen Zwecken dienend im Sinne der Abgabenordnung anerkannt sind, wenn die Amtshandlung unmittelbar der Durchführung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke dient,
soweit nicht die Tarifstellen 1001 bis 1003, 6910 Buchstabe c, 8110 bis 8123 und 9830 Buchstabe b des Gebührenverzeichnisses betroffen sind und soweit im Fall der Nummer 4 außerdem nicht die Tarifstelle 3051 des Gebührenverzeichnisses betroffen ist. Die Gebührenbefreiung tritt nicht ein, sofern die in Betracht kommenden Gebühren einem Dritten als Veranlasser zur Last zu legen sind.
[bookmark: P2-A2](2) Absatz 1 gilt nicht für
1.	Sondervermögen und Betriebe, die einen Wirtschaftsplan aufstellen, sowie für gleichartige erwerbswirtschaftlich ausgerichtete Einrichtungen juristischer Personen des öffentlichen Rechts,
2.	Kreditinstitute im Sinne des Gesetzes über das Kreditwesen.

Anlage zur VGebO
Tarifstelle 3051 Amtshandlungen nach dem Bundesmeldegesetz
a)	…
b)	Datenübermittlungen an andere öffentliche Stellen nach §§ 34, 38 des Bundesmeldegesetzes
	1. …
2. Mittelbare Datenübermittlungen nach §§ 34, 38 des Bundesmeldege-
setzes im Wege einer Auftragsdatenverarbeitung Prüfung der 
erstmaligen Zulassung sowie die jährlich erneuten Überprüfungen der 
privaten Auftragsdatenverarbeiter für die erstmalige Zulassung für jede 
Behörde im funktionalen Sinne 							50 Euro
für die jährliche Überprüfung für jede Behörde im funktionalen Sinne	50 Euro

[bookmark: _Toc485221416]Zweite allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des Titels XI - Gewerbezentralregister – der Gewerbeordnung (2. GZRVwV – Ausfüllanleitung)

1.10 
Feld 07: Deutsche(r)
Ist der Betroffene Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, so ist in Feld 07 der Buchstabe X einzutragen. Dies gilt auch dann, wenn der Betroffene daneben eine oder mehrere ausländische Staatsangehörigkeiten besitzt.
1.11 
Feld 08: Andere Staatsangehörigkeiten
Besitzt der Betroffene eine ausländische Staatsangehörigkeit, so ist in Feld 08 an erster Stelle die Kennzahl des betreffenden Landes, anschließend durch Komma getrennt, das Land, dessen Staatsangehörigkeit der Betroffene besitzt, in Langschrift nach Anlage 2 einzutragen.
Besitzt der Betroffene mehrere Staatsangehörigkeiten, so sind zunächst die Kennzahlen, durch Komma getrennt, und dann die langschriftlichen Bezeichnungen, ebenfalls durch Komma getrennt, einzutragen.
Beispiele:
458, Nepal
137, 368, Italien, Vereinigte Staaten von Amerika
1.11.1 
Staatenlose
Ist der Betroffene staatenlos, so ist in Feld 08 einzutragen:
997, staatenlos
1.11.2 
Ungeklärte Staatsangehörigkeit
Ist ungeklärt, welche Staatsangehörigkeit der Betroffene besitzt, so ist in Feld 08 einzutragen:
998, ungeklärt
1.11.3 
Ohne Staatsangehörigkeitsangabe
Liegen der mitteilenden Behörde keine Angaben über die Staatsangehörigkeit des Betroffenen vor, so ist in Feld 08 einzutragen:
999, ohne Angabe

[bookmark: _Toc485221417]Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des Bundesmeldegesetzes (BMGVwV)

Nummer 40 zu § 40 Protokollierungspflicht bei automatisiertem Abruf
Nummer 40.3 § 40 Absatz 3
Die Protokollierung erfolgt ausschließlich bei der in § 34 Absatz 4 Satz 1 BMG genannten Behörde. Protokollierungen im Rahmen der Auftragsdatenverarbeitung bleiben unberührt. Ausschließlich zur Sicherung des einwandfreien Betriebes der Melderegister und einer wirksamen datenschutzrechtlichen Kontrolle dürfen bei den Meldebehörden auf der Grundlage landesrechtlicher Datenschutzregelungen Aufzeichnungen so geführt werden, dass erkennbar ist, an welchem Tag eine der in § 34 Absatz 4 Satz 1 BMG genannten Behörden Datenabrufe vorgenommen hat. Eine Speicherung von Daten der Personen, deren Daten abgerufen wurden, ist nicht zulässig.

Nummer 42 zu § 42 Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche 
Religionsgesellschaften
Der Widerspruch nach Absatz 3 Satz 2 verhindert gemäß Satz 3 nicht die Übermittlung von Daten für Zwecke des Steuererhebungsrechts an die jeweilige öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaft. Diese Zweckbindung wird dem Empfänger bei der Übermittlung mitgeteilt. Der Widerspruch ist bei der Meldebehörde der alleinigen Wohnung oder der Hauptwohnung einzulegen und gilt bis zu seinem Widerruf.

[bookmark: _Toc485221419]Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Personenstandsgesetz (PStG-VwV)

Nummer 21.5 	Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit (§ 34 PStV)

Nummer 21.5.1	Hat die Prüfung ergeben, dass das Kind nach § 4 Absatz 3 des Staatsangehörigkeitsgesetzes die deutsche Staatsangehörigkeit erworben hat, ist hierüber ein Hinweis einzutragen und die Meldebehörde zu unterrichten. Das Kind bzw. sein gesetzlicher Vertreter ist von der Eintragung des Hinweises zu unterrichten.
Nummer 21.5.2 	Wird später festgestellt, dass das Kind die deutsche Staatsangehörigkeit auf anderer Grundlage erworben hat oder die Voraussetzungen des Erwerbs nach § 4 Absatz 3 des Staatsangehörigkeitsgesetzes nicht vorgelegen haben, ist hierüber ein weiterer Hinweis einzutragen und das Kind bzw. sein gesetzlicher Vertreter sowie die Meldebehörde zu unterrichten.

[bookmark: _Toc485221420]Richtlinien für den Verkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen Angelegenheiten (RiVASt)

Nummer 7 Besondere am Rechtshilfeverkehr beteiligte Behörden

(1) Im Rechtshilfeverkehr sind innerstaatlich nach der Art ihrer Mitwirkung folgende besonderen Behörden zu unterscheiden:

a)	die Bewilligungsbehörde

– sie entscheidet über eingehende Ersuchen und über die Stellung ausgehender Ersuchen,

b)	die Prüfungsbehörde

– sie prüft bei eingehenden Ersuchen, ob sie ordnungsgemäß erledigt worden sind und bei ausgehenden Ersuchen, ob sie gestellt werden dürfen und ordnungsgemäß abgefasst sind,

c)	die Vornahmebehörde

– sie führt eingehende Ersuchen aus (vgl. Nummer 22).

(2) Wem die Befugnis zur Bewilligung der Rechtshilfe zusteht, ergibt sich aus § 74 IRG, der Zuständigkeitsvereinbarung und ihren Ergänzungen (abgedruckt im Anhang I unter Nummer 4) sowie den hierzu ergangenen Regelungen. Die Prüfungsbehörden der Länder werden durch landesrechtliche Vorschriften bestimmt. Eine Behörde kann zugleich Bewilligungs-, Prüfungs- und Vornahmebehörde sein.

[bookmark: _Toc485221421]Verordnung zur Durchführung des Meldegesetzes (DVO-MeldeG)

§ 3 Regelmäßige Datenübermittlungen nach § 26 des Meldegesetzes
(1) Es sind festgelegt 
1.	die Empfänger regelmäßiger Datenübermittlungen aus dem Melderegister nach § 26 Abs. 2 des Meldegesetzes, die ihnen regelmäßig übermittelten Daten, die Anlässe und die Zwecke der regelmäßigen Datenübermittlungen 
in Anlage 4, 
2.	die Empfänger regelmäßiger Datenübermittlungen aus dem Melderegister durch Einrichtung automatisierter Verfahren nach § 26 Abs. 3 des Meldegesetzes, die ihnen zum Abruf bereitgehaltenen Daten und die Zwecke dieser regelmäßigen Datenübermittlungen 
in Anlage 5. 
(1a) Andere Behörden oder sonstige öffentliche Stellen im Inland dürfen zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben die folgenden Daten automatisiert aus dem Melderegister abrufen, auch wenn sie nicht in Anlage 5 als Empfänger regelmäßiger Datenübermittlungen festgelegt sind: 
1.	Familiennamen, 
2.	Vornamen, 
3.	Doktorgrad, 
4.	gegenwärtige Anschriften, 
5.	die Tatsache, dass der Einwohner verstorben ist. 
(2) Bei der Einrichtung neuer automatisierter Abrufverfahren sind angemessene technische und organisatorische Vorkehrungen zu treffen, um durch Einrichtung einer Benutzerkontrolle Abrufe durch Nichtabrufberechtigte sowie durch Einrichtung einer Zugriffskontrolle Überschreitungen der Abrufberechtigung zu verhindern. Im Rahmen dieser technischen und organisatorischen Vorkehrungen ist ferner durch geeignete Verfahren sicherzustellen, dass jeder Abruf so protokolliert wird, dass die zugriffsberechtigte Person und das Datum des Abrufs bestimmt sowie die abgerufenen Daten bestimmbar sind. Die protokollierten Angaben dürfen nur zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Sicherstellung des ordnungsgemäßen Betriebes der Datenverarbeitungsanlage sowie der Erfüllung der Auskunftspflicht nach § 8 des Meldegesetzes verwendet werden. Sie müssen entsprechend den Erfordernissen nach Satz 3 ausgewertet werden können und sind zwei Jahre nach ihrer Protokollierung zu löschen. § 25 Abs. 4 Satz 2 und 3 des Meldegesetzes bleibt unberührt.

§ 3 a Regelmäßige Datenübermittlungen an den Rundfunk Berlin-Brandenburg
(1) Die Meldebehörde darf dem Rundfunk Berlin-Brandenburg oder der nach § 8 Abs. 2 des Rundfunkgebührenstaatsvertrages vom 31. August 1991 (GVBl. S. 309, 325) von ihm beauftragten Stelle zum Zwecke der Erhebung und des Einzugs der Rundfunkgebühren nach § 2 Abs. 2 des Rundfunkgebührenstaatsvertrages im Falle der Anmeldung, Abmeldung oder des Todes einmal monatlich folgende Daten volljähriger Einwohner übermitteln: 
1.	Familiennamen, 
2.	frühere Namen, 
3.	Vornamen, 
4.	Doktorgrad, 
5.	Tag der Geburt, 
6.	gegenwärtige und letzte frühere Anschrift, Haupt- und Nebenwohnung, 
7.	Tag des Ein- und Auszugs, 
8.	Familienstand, 
9.	Sterbetag.
(2) Die übermittelten Daten dürfen nur verwendet werden, um Beginn und Ende der Rundfunkgebührenpflicht sowie die Landesrundfunkanstalt, der die Gebühr zusteht, zu ermitteln. Der Rundfunk Berlin-Brandenburg und die von ihm beauftragte Stelle haben durch organisatorische und technische Maßnahmen sicherzustellen, dass die Kenntnisnahme nur durch berechtigte Bedienstete zur Aufgabenerfüllung erfolgt und dass nicht mehr benötigte Daten unverzüglich gelöscht werden, spätestens aber innerhalb eines halben Jahres nach ihrer Übermittlung. 

§ 3 b Regelmäßige Datenübermittlungen zur Sicherung des gleichmäßigen Vollzugs des Zweitwohnungsteuergesetzes
(1) Die Meldebehörde übermittelt dem zuständigen Finanzamt zur Sicherung des gleichmäßigen Vollzugs des Berliner Zweitwohnungsteuergesetzes vom 19. Dezember 1997 (GVBl. S. 686) bei Einzug eines Einwohners, der sich mit Nebenwohnung meldet, die folgenden personenbezogenen Daten des Einwohners:
1.	Familiennamen,
2.	frühere Namen,
3.	Vornamen,
4.	Doktorgrad,
5.	Ordensnamen/Künstlernamen,
6.	Tag der Geburt,
7.	Geschlecht,
8.	gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift, Tag der Geburt),
9.	Anschrift der Nebenwohnung,
10.	Tag des Einzugs,
11.	Anschrift der Hauptwohnung,
12.	Übermittlungssperren.
Bei Auszug, Namensänderung, Änderung oder nachträglichem Bekanntwerden der Anschrift der Hauptwohnung werden diese Daten und die Veränderungen übermittelt. Wird die Haupt- oder alleinige Wohnung im Land Berlin zur Nebenwohnung, gilt dies als Einzug; wird die Nebenwohnung im Land Berlin zur Haupt- oder alleinigen Wohnung, gilt dies als Auszug.
(2) Ist ein Einwohner, der im Land Berlin mit Nebenwohnung gemeldet ist, gestorben, so übermittelt die Meldebehörde dem zuständigen Finanzamt für eine abschließende Berechnung des Besteuerungszeitraumes die in Absatz 1 Nr. 1 bis 12 genannten Daten sowie den Sterbetag.
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Anlage 4 (zu § 3 Absatz 1 Nummer 1 DVO-MeldeG)
	Lfd
Nr.

1
	Datenempfänger


2
	Regelmäßig übermittelte Daten

3
	Anlass der regelmäßigen Datenübermittlungen
4
	Zweck der regelmäßigen Datenübermittlungen

5

	1
	Bezirksämter von
Berlin
– zuständige Stellen–
	Familiennamen,
Vornamen,
akademische Grade,
Ordensnamen/Künstlernamen,
Tag der Geburt,
Geschlecht,
Staatsangehörigkeit,
gegenwärtige Anschriften,
Familienstand
	Eintritt des jeweiligen
Ereignisses nach Spalte 5

	Begrüßung der erstmals in einen Bezirk von Berlin zuziehenden Einwohner,
Versendung von Informationsmaterial für 18jährige Jungbürger, 60-, 65- und 70-jährige Einwohner,
Ehrung von Altersjubilaren (Vollendung des 80., 85., 90. und jeweils weiteren Lebensjahres),
Ehrung von Ehejubilaren (Vollendung des 50., 60., 65., 70. und 75. Ehejahres)

	2
	Bezirksämter von
Berlin
– zuständige Stellen–
	Familiennamen,
Vornamen,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, akademische Grade, Anschrift, Tag der Geburt),
Staatsangehörigkeit,
gegenwärtige und frühere Anschriften,
Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Sterbetag und -ort
	Von minderjährigen Einwohnern:
Änderung
der Anschrift,
des Familiennamens,
Tod
	Durchführung des Bundes- Seuchengesetzes (Schutzimpfungen)
und des Gesundheitsdienst-Gesetzes (Jugendgesundheitsdienst)

	3
	Bezirksämter von
Berlin
– zuständige Stellen –
	Familiennamen,
Vornamen,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, akademische Grade, Anschrift, Tag der Geburt),
Staatsangehörigkeit,
gegenwärtige und frühere Anschriften, 
Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs










	von Einwohnern vom vollendeten
4. Lebensjahr
bis zum vollendeten
18. Lebensjahr:
Zuzug nach Berlin
	Durchführung des Schulgesetzes (Schulpflicht und vorschulische Sprachförderung)



	4







	Bezirksämter von
Berlin
– zuständige Stellen–
	Familiennamen,
Vornamen,
akademische Grade,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, akademische Grade, Anschrift, Tag der Geburt),
Staatsangehörigkeit,
gegenwärtige und frühere Anschriften, 
Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Familienstand,
Sterbetag und -ort
	von Einwohnern, für die der
Datenempfänger regelmäßige
Datenübermittlung
beantragt hat:
Änderung
der Anschrift,
des Familiennamens,
Tod
	Durchführung des Gesetzes für Jugendwohlfahrt (Aufgaben des Jugendamts im Vormundschaftswesen) und des Bürgerlichen Gesetzbuches (Vormundschaften und Pflegschaften für Volljährige)

	5
	Entschädigungsamt
Berlin
	Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
akademische Grade,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
Staatsangehörigkeit,
gegenwärtige und frühere Anschriften,
Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Familienstand, einschließlich der Hinweise,
Sterbetag und -ort
	von Einwohnern, für die der
Datenempfänger regelmäßige
Datenübermittlung
beantragt hat:
Änderung
der Anschrift,
des Familienstandes,
Tod
	Durchführung des Bundesentschädigungsgesetzes und des Gesetzes über die Anerkennung und Versorgung der politisch, rassisch oder religiös Verfolgten des Nationalsozialismus,
Gewährung von Ehrenunterstützungen an Berliner Bürger, die in der NS-Zeit Verfolgten uneigennützig geholfen haben (Amtsblatt für Berlin 1981 S. 902)

	6











	Landesamt für
Gesundheit und
Soziales
– Versorgungsamt–
	Familiennamen,
Vornamen,
akademische Grade,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, akademische Grade, Anschrift, Tag der Geburt),
Staatsangehörigkeit,
gegenwärtige und frühere Anschriften,
Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Sterbetag und -ort.
	von Einwohnern, für die der
Datenempfänger regelmäßige
Datenübermittlung
beantragt hat:
Änderung
der Anschrift,
Tod
	Durchführung des Schwerbehindertenrechts
sowie
des sozialen Entschädigungsrechts
und des § 17 a
des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes

	7
	Präsident des
Landgerichts
Berlin
Präsident des
Amtsgerichts Tiergarten
	Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
akademische Grade,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
Staatsangehörigkeit,
gegenwärtige und frühere Anschriften,
Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Familienstand,
Sterbetag und -ort
	von Einwohnern, für die der
Datenempfänger regelmäßige
Datenübermittlung
beantragt hat:
Änderung
der Anschrift,
des Familienstandes,
der Staatsangehörigkeit,
Tod
	Führung der Listen von Schöffen
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	Polizeipräsident in Berlin
	Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, akademische Grade, Anschrift, Tag der Geburt),
Staatsangehörigkeit,
gegenwärtige und frühere Anschriften,
Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Familienstand,
Ehegatte (Vor- und Familiennamen, akademische
Grade, Tag der Geburt, Anschrift, Sterbetag),
Ausstellungsbehörde, -datum, Gültigkeitsdauer und Seriennummer des Personalausweises/Passes,
Übermittlungssperren,
Sterbetag und -ort, einschließlich der Hinweise
	von Einwohnern, für die der
Datenempfänger
regelmäßige Datenübermittlung
beantragt
hat:
Änderung des Namens,
der Anschrift,
des Familienstandes
Tod

Ausstellung eines Personalausweises/ Passes
	Durchführung der Aufgaben der Verfolgung von Straftaten und der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung

	9
	Polizeipräsident in Berlin
	Familiennamen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag und Ort der Geburt,
Sterbetag und -ort, einschließlich der Hinweise
	von allen Einwohnern:
Zuzug nach Berlin
Änderung der Anschrift,
Tod
	zur Berichtigung und Fortschreibung der Fahndungsunterlagen

	10
	Ausländerbehörde
	Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
akademische Grade,
Ordensnamen/Künstlernamen,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, akademische Grade, Anschrift, Tag der Geburt),
Staatsangehörigkeit,
gegenwärtige und frühere Anschriften,
Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Familienstand, einschließlich der Hinweise,
Ehegatte (Vor- und Familiennamen, akademische Grade, Tag der Geburt, Anschrift, Sterbetag),
minderjährige Kinder (Vor- und Familiennamen, Tag der Geburt, Sterbetag),
Ausstellungsbehörde, -datum, Gültigkeitsdauer und Seriennummer des Personalausweises/Passes,
Übermittlungssperren,
Sterbetag und -ort
	von Ausländern:
Zuzug nach Berlin
Änderung
der Anschrift,
der Hauptwohnung,
des Familienstandes,
des Geburtsdatums,
der Staatsangehörigkeit,
Geburt eines Kindes,
Tod
	Erfüllung der den Ausländerbehörden  durch Rechtsvorschrift übertragenen Aufgaben

	11
	Fahrerlaubnisbehörde
Personenbeförderung
	Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Ordensnamen/Künstlernamen,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
Staatsangehörigkeit,
gegenwärtige Anschriften,
Hauptwohnung außerhalb Berlins,
Übermittlungssperren,
Sterbetag und -ort
	von Einwohnern, für die der
Datenempfänger regelmäßige
Datenübermittlungen
beantragt hat:
Änderung
des Namens,
der Anschrift,
Tod
	Erfüllung der der Fahrerlaubnisbehörde durch Rechtsvorschrift übertragenen Aufgaben

	12
	Die für Jugend
und Familie
zuständige
Senatsverwaltung
	Familiennamen,
Vornamen,
Tag der Geburt,
Mutter (Vor- und Familiennamen, Anschrift)
	Registrierung von Neugeburten
	Versand der Elternbriefe des Arbeitskreises Neue Erziehung e. V. als pädagogisches Informationsmaterial für die Eltern Neugeborener im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe

	13
	Die für Jugend
und Familie
zuständige
Senatsverwaltung
(Rechenzentrum
zur  Betreuung der IT-Fachverfahren
der Berliner Jugendämter)
	Familiennamen,
Vornamen,
Doktorgrad,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift),
gegenwärtige Anschrift,
Haupt- und Nebenwohnung
	von Einwohnern, für die der
Datenempfänger regelmäßige
Datenübermittlung
beantragt hat:
Änderung
des Namens,
der Anschrift,
Tod
	Bearbeitung einschließlich der unverzüglichen Aktenabgabe nach dem Unterhaltsvorschussgesetz,
dem Bundeserziehungsgeldgesetz,
dem Bundeselterngeld und Elternzeitgesetz sowie
im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe (Aufgaben der Jugendhilfe)

	14
	„Zentrale Stelle“
für das bevölkerungsbezogene
Mammographie-
Screening im
Land Berlin
	Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Tag und Ort der Geburt,
gegenwärtige Anschrift
	Eintritt des jeweiligen
Ereignisses 
nach Spalte 5
sowie
während des Zeitraums von
drei Monaten nach Übermittlung
der Daten nach
Spalte 3:
Änderung
des Namens,
der Anschrift,
Tod
	Einladung von weiblichen Einwohnern im Alter von 50 Jahren bis zum Ende des 70. Lebensjahres im turnusmäßigen Abstand von zwei Jahren zur Teilnahme am Programm zur Früherkennung von Brustkrebs durch Mammographie-Screening

	15
	Zentrale Stelle bei
der Charité – Universitätsmedizin
Berlin
	Familiennamen,
Vornamen,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift),
gegenwärtige und frühere Anschriften, 
Haupt- und Nebenwohnung,
Übermittlungssperren,
Sterbetag	
	Eintritt des jeweiligen Ereignisses
nach Spalte 5
sowie
während des Zeitraums von
drei Monaten nach Übermittlung
der Daten nach
Spalte 3:
Änderung
des Namens,
der Anschrift,
Tod
	Einladung von Kindern bis zur Vollendung des 10. Lebensjahres zur Durchführung von Maßnahmen nach dem Berliner Kinderschutzgesetz;
bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres zu folgenden Stichtagen:
– 60. Lebenstag
– 152. Lebenstag
– 274. Lebenstag
– 609. Lebenstag
– 1 004. Lebenstag
– 1 370. Lebenstag
– 1 795. Lebenstag

	16
	Bezirksämter von
Berlin
– die für das
Gesundheitswesen
Zuständigen Stellen –
	Familiennamen,
Vornamen,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift, Tag der Geburt, Vor- und Familiennamen sowie Tag der Geburt von minderjährigen Kindern),
Staatsangehörigkeiten,
gegenwärtige und frühere Anschriften, 
Haupt- und Nebenwohnung
Übermittlungssperren
	Registrierung
– von Neugeburten
– von minderjährigen Einwohnern:
a) Zuzüge nach Berlin
b) Umzüge in Berlin
	Durchführung des Gesundheitsdienst-Gesetzes




Anlage 5 zu § 3 Absatz 1 Nummer 2 DVO-MeldeG

	1. 	Die Bezirksämter von Berlin – jeweils zuständige Stellen – dürfen abrufen
bei Einwohnern, bei denen eine Lohnsteuerkarte ausgestellt werden soll,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
akademische Grade,
Ordensnamen/Künstlernamen,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, akademische Grade,
Anschrift, Tag der Geburt),
Staatsangehörigkeit,
rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft, die durch die
Finanzbehörden Berlins Steuern erhebt,
gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Familienstand, einschließlich der Hinweise,
Ehegatte (Vor- und Familiennamen, akademische Grade, Tag der Geburt, Anschrift, Sterbetag),
minderjährige Kinder (Vor- und Familiennamen, Tag der Geburt, Sterbetag),
Übermittlungssperren,
Sterbetag und -ort.

	2. 	Die Bezirksämter von Berlin dürfen abrufen

	2.1 	die für das Betreuungswesen zuständigen Stellen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten für die
Wahrnehmung behördlicher Aufgaben nach dem Betreuungsbehördengesetz erforderlich ist,
Familiennamen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag und Ort der Geburt,
Betreuer (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift),
gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Übermittlungssperren,
Sterbetag.

	2.2 	die für Staatsangehörigkeitsangelegenheiten zuständigen Stellen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten für die Durchführung von Einbürgerungsverfahren sowie im Zusammenhang mit der Aufgabenwahrnehmung sonstiger Staatsangehörigkeitsangelegenheiten erforderlich ist, 
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift, Tag der Geburt),
Staatsangehörigkeiten,
gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem Ausland auch die letzte frühere Anschrift im Inland,
Tag des Ein- und Auszugs,
Familienstand, bei Verheirateten oder Lebenspartnern zusätzlich Tag und Ort der Eheschließung oder der Begründung der Lebenspartnerschaft,
Ehegatte oder Lebenspartner (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Tag der Geburt, Anschrift, Sterbetag),
minderjährige Kinder (Vor- und Familiennamen, Tag der Geburt, Sterbetag),
Ausstellungsbehörde, -datum, Gültigkeitsdauer und Seriennummer des Personalausweises/Passes,
die Tatsache, dass nach § 29 des Staatsangehörigkeitsgesetzes ein Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit eintreten kann,
Übermittlungssperren,
Sterbetag.

	2.3	die für Wirtschaft zuständigen Stellen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten in dem jeweiligen Zuständigkeitsgebiet erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift),
gegenwärtige Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Übermittlungssperren,
Sterbetag.

	2.4	die für die Veterinär- und Lebensmittelaufsicht zuständigen Stellen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten in dem jeweiligen Zuständigkeitsgebiet erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift),
gegenwärtige Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Übermittlungssperren,
Sterbetag.

	2.5	die für das Gesundheitswesen zuständigen Stellen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten für die Wahrnehmung von Aufgaben nach dem Gesundheitsdienst-Gesetz, dem Infektionsschutzgesetz sowie für die Durchführung bestattungsrechtlicher Aufgaben erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift), 
gegenwärtige Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Familienstand,
Ehegatte oder Lebenspartner (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift),
Übermittlungssperren,
Sterbetag.

	2.6 	die für die Durchführung des Tagesbetreuungskostenbeteiligungsgesetzes zuständigen Stellen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten im Zusammenhang mit der Wahrnehmung von Aufgaben nach dem Tagesbetreuungskostenbeteiligungsgesetz erforderlich ist,
Familiennamen,
Vornamen,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzliche Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift), 
gegenwärtige Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Übermittlungssperren,
Sterbetag.

	2.7	die für Schulen zuständigen Stellen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Sicherung des Schulbesuchs erforderlich ist,
Familiennamen,
Vornamen,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzliche Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift),
gegenwärtige Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Übermittlungssperren,
die Tatsache, dass der Einwohner verstorben ist.

	2.8	die für das Bau- und Wohnungswesen zuständigen Stellen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten in dem jeweiligen Zuständigkeitsgebiet erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift),
gegenwärtige Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Übermittlungssperren,
Sterbetag.

	2.9	die für Jugend und Familie zuständigen Stellen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten für die Durchführung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe und des Jugendschutzes erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift),
gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Familienstand,
Übermittlungssperren,
Sterbetag und -ort.

	2.10	die für den Umweltschutz zuständigen Stellen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten für die Durchführung von Ordnungsaufgaben im Rahmen des Immissionsschutzes, der ordnungsgemäßen Abfallbeseitigung, des Gewässerschutzes und des Naturschutzes erforderlich ist,
Familiennamen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift),
gegenwärtige Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Übermittlungssperren,
Sterbetag.

	2.11	die für das Friedhofswesen zuständigen Stellen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten im Zusammenhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben nach dem Friedhofswesen erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift),
gegenwärtige Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Übermittlungssperren,
Sterbetag.

	2.12	die für das Kleingartenwesen zuständigen Stellen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten im Zusammenhang mit der Wahrnehmung von Aufgaben nach dem Kleingartenwesen erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift),
gegenwärtige Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Übermittlungssperren,
Sterbetag.

	2.13	die für das Personenstandswesen zuständigen Stellen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von Aufgaben des Standesamtes, insbesondere zur Prüfung der Richtigkeit und Vollständigkeit von Identifizierungs- und Adressdaten im Rahmen der Beurkundungstätigkeit sowie der Prüfung von Ehehindernissen erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag und Ort der Geburt, einschließlich der Hinweise,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift, Tag der Geburt),
Staatsangehörigkeiten, einschließlich der Hinweise,
gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Familienstand, einschließlich der Hinweise,
Ehegatte (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad),
Übermittlungssperren,
Sterbetag und -ort, einschließlich der Hinweise.

	2.14	die für das Sozialwesen zuständigen Stellen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten für die Leistung von Sozialhilfe oder für die Durchsetzung der Ansprüche des Sozialamtes erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift),
gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Familienstand,
Ehegatte oder Lebenspartner (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift),
minderjährige Kinder (Vor- und Familiennamen, Anschrift),
Übermittlungssperren,
Sterbetag.


	3. Die Berliner Feuerwehr darf abrufen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Einziehung der von der Feuerwehr zu erhebenden Benutzungsgebühren erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, akademische Grade, Anschrift, Tag der Geburt),
gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Familienstand,
Ehegatte (Vor- und Familiennamen, akademische Grade, Tag der Geburt, Anschrift, Sterbetag),
Übermittlungssperren,
Sterbetag und -ort.

	4. Der Polizeipräsident in Berlin darf abrufen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
akademische Grade,
Ordensnamen/Künstlernamen,
Tag und Ort der Geburt, einschließlich der Hinweise,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, akademische Grade, Anschrift, Tag der Geburt),
Staatsangehörigkeit,
gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Familienstand, einschließlich der Hinweise,
Ehegatte (Vor- und Familiennamen, akademische Grade, Tag der Geburt, Anschrift, Sterbetag),
minderjährige Kinder (Vor- und Familiennamen, Tag der Geburt, Sterbetag),
Ausstellungsbehörde, -datum, Gültigkeitsdauer und Seriennummer des Personalausweises/Passes,
Übermittlungssperren,
Person nach § 2 Absatz 3 des Meldegesetzes, die benachrichtigt werden soll, wenn der Einwohner auf Grund eines Unglücksfalles in eine hilflose Lage gerät oder stirbt (Familiennamen, Vorname, gegenwärtige Anschrift und Telefonnummer),
Sterbetag und -ort, einschließlich der Hinweise;
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten für die Schadensbearbeitung und für die Rückforderung von Dienstbezügen erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift), 
gegenwärtige Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Übermittlungssperren,
Sterbetag.

	5. Die Personalausweisbehörden dürfen abrufen
bei deutschen Einwohnern und bei deren Kindern unter 16 Jahren ohne
Rücksicht auf deren Staatsangehörigkeit zur Durchführung der Aufgaben der Personalausweisbehörde nach dem Landespersonalausweisgesetz folgende Daten einschließlich der Hinweise:
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
akademische Grade,
Ordensnamen/Künstlernamen,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht, 
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, akademische Grade, Anschrift, Tag der Geburt),
Staatsangehörigkeit,
gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Familienstand,
Ehegatte (Vor- und Familiennamen, akademische Grade, Tag der Geburt, Anschrift, Sterbetag),
minderjährige Kinder (Vor- und Familiennamen, Tag der Geburt, Sterbetag),
Ausstellungsbehörde, -datum, Gültigkeitsdauer des Personalausweises/Passes,
Übermittlungssperren,
Sterbetag und -ort.

	6. Die Passbehörden dürfen abrufen
bei deutschen Einwohnern zur Durchführung der Aufgaben der Paßbehörde nach dem Paßgesetz folgende Daten einschließlich der Hinweise:
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
akademische Grade,
Ordensnamen/Künstlernamen,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, akademische Grade, Anschrift, Tag der Geburt),
Staatsangehörigkeit,
rechtliche Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft, die durch die Finanzbehörden Berlins Steuern erhebt,
gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Familienstand,
Ehegatte (Vor- und Familiennamen, akademische Grade, Tag der Geburt, Anschrift, Sterbetag),
minderjährige Kinder (Vor- und Familiennamen, Tag der Geburt, Sterbetag),
Ausstellungsbehörde, -datum, Gültigkeitsdauer des Personalausweises/Passes,
Übermittlungssperren,
Sterbetag und -ort.

	7. Die Zulassungsstelle für Kraftfahrzeuge darf abrufen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung der Aufgaben der Kraftfahrzeugzulassungsbehörde erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Ordensnamen/Künstlernamen,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, akademische Grade, Anschrift, Tag der Geburt),
gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Familienstand,
Übermittlungssperren
Sterbetag.

	8. Die Verkehrsordnungswidrigkeitsbehörde darf abrufen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Ahndung und Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten im Straßenverkehr erforderlich ist,
Familiennamen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, akademische Grade, Anschrift, Tag der Geburt),
gegenwärtige Anschriften,
Tag des Ein- und Auszugs,
Übermittlungssperren,
Sterbetag und -ort.

	9. Die Fahrerlaubnisbehörde darf abrufen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung der Aufgaben der Fahrerlaubnisbehörde erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Ordensnamen/Künstlernamen,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Übermittlungssperren,
Sterbetag.

	10. Die Ausländerbehörde darf abrufen
bei Einwohnern, die nicht Deutsche im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes sind und bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung der Aufgaben der Ausländerbehörde erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift, Tag der Geburt),
Staatsangehörigkeit,
gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Familienstand,
Ehegatte (Vor- und Familienname, Doktorgrad, Tag der Geburt, Anschrift, Sterbetag),
minderjährige Kinder (Vor- und Familiennamen, Tag der Geburt, Sterbetag),
Übermittlungssperren,
Sterbetag;
bei Ehegatten und minderjährigen Kindern von Einwohnern, die nicht Deutsche im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes sind, wenn im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung der Aufgaben der Ausländerbehörde erforderlich ist,
Familiennamen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag der Geburt,
Geschlecht,
Staatsangehörigkeit,
gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Übermittlungssperren,
Sterbetag;
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten für die Entgegennahme und Prüfung von Verpflichtungserklärungen für Einladungen zu Besuchszwecken (§§ 66 bis 68 des Aufenthaltsgesetzes) erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag und Ort der Geburt,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift),
Staatsangehörigkeiten,
gegenwärtige Anschrift, Haupt- und Nebenwohnung,
Übermittlungssperren,
Sterbetag.

	11. Die Finanzämter von Berlin dürfen abrufen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Durchführung eines Verwaltungsverfahrens oder gerichtlichen Verfahrens in Steuersachen, eines Strafverfahrens wegen einer Steuerstraftat, eines Bußgeldverfahrens wegen einer Steuerordnungswidrigkeit oder eines Vollstreckungsverfahrens für Amtshilfeersuchen erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Ordensnamen/Künstlernamen,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Übermittlungssperren,
Sterbetag und -ort.

	12. Das Kammergericht, das Landgericht, die Amtsgerichte, das Oberverwaltungsgericht, das Verwaltungsgericht, das Landessozialgericht, das Sozialgericht, das Finanzgericht, die Generalstaatsanwaltschaft Berlin, die Staatsanwaltschaft Berlin und die Amtsanwaltschaft Berlin dürfen abrufen 
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Ordensnamen/Künstlernamen,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift, Tag der Geburt),
Staatsangehörigkeit,
gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Familienstand,
Ehegatte (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Tag der Geburt, Anschrift, Sterbetag),
minderjährige Kinder (Vor- und Familiennamen, Tag der Geburt, Sterbetag),
Ausstellungsbehörde, -datum, Gültigkeitsdauer des Personalausweises/
Passes,
Übermittlungssperren,
Sterbetag und -ort.

	13. Die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung (Rechenzentrum zur Betreuung der IT-Fachverfahren der Berliner Jugendämter) darf abrufen 
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben und Leistungsverpflichtungen nach dem Kinder- und Jugendhilferecht, dem Unterhaltsvorschussgesetz und dem Bundeserziehungsgeldgesetz erforderlich ist
Familiennamen,
Vornamen,
Doktorgrad,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift),
gegenwärtige Anschrift, Haupt- und Nebenwohnung.

	14. Die für den Berliner Verfassungsschutz zuständige Behörde darf abrufen 
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Wahrnehmung der Aufgaben nach dem Verfassungsschutzgesetz Berlin erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
Staatsangehörigkeiten,
gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Familienstand,
Ehegatte oder Lebenspartner (Vor- und Familiennamen, Tag der Geburt, Anschrift, Sterbetag),
Ausstellungsbehörde, -datum, Gültigkeitsdauer und Seriennummer des Personalausweises/Passes,
Übermittlungssperren,
Sterbetag.

	15. Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung – Enteignungsbehörde – darf abrufen 
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten für die Durchführung von Enteignungs- und Besitzeinweisungsverfahren sowie Entschädigungsverfahren nach Bundes- oder Landesrecht erforderlich ist,
Familiennamen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag und Ort der Geburt,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift),
gegenwärtige Anschrift,
Ehegatte oder Lebenspartner (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift),
Übermittlungssperren,
Sterbetag und -ort.

	16. Die Senatsverwaltung für Justiz darf abrufen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung der Aufgaben im Rahmen der Anerkennung ausländischer Entscheidungen in Ehesachen erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Ordensnamen/Künstlernamen,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift, Tag der Geburt),
Staatsangehörigkeiten, einschließlich der Hinweise,
gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Familienstand, einschließlich der Hinweise,
Ehegatte (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Tag der Geburt, Anschrift, Sterbetag),
Übermittlungssperren,
Sterbetag und -ort.

	17. Das Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten – Standesamt I – darf abrufen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Erfüllung von Aufgaben des Standesamtes I, insbesondere der Prüfung der Richtigkeit und Vollständigkeit von Identifizierungs- und Adressdaten im Rahmen der Beurkundungstätigkeit sowie der Prüfung von Ehehindernissen erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag und Ort der Geburt, einschließlich der Hinweise,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift, Tag der Geburt),
Staatsangehörigkeiten, einschließlich der Hinweise,
gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Tag des Ein- und Auszugs,
Familienstand, einschließlich der Hinweise,
Ehegatte (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad),
Übermittlungssperren,
Sterbetag und -ort, einschließlich der Hinweise.

	18. Die Ordnungsämter im Inland dürfen abrufen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten in dem jeweiligen Zuständigkeitsgebiet erforderlich ist,
Familiennamen,
frühere Namen,
Vornamen,
Doktorgrad,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, Anschrift), 
gegenwärtige und frühere Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung,
Übermittlungssperren,
Sterbetag.

	19. Die Berliner Verkehrsbetriebe dürfen abrufen
bei Einwohnern, bei denen im Einzelfall die Kenntnis der Daten zur Identitätsüberprüfung von Fahrgästen ohne gültigen Fahrausweis erforderlich ist,
Familiennamen,
Vornamen,
Tag und Ort der Geburt,
Geschlecht,
gegenwärtige Anschrift.




